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Zu meiner Legitimation. 
(Brief des Fürſten Herbert Bismarck an mich.) 


Friedrichsruh, 12. Mai 1904. 


Geehrter Herr Hofmann! 

Wie ich höre, feiern Sie morgen das fünfundzwanzigjährige 
Jubiläum Ihrer Tätigkeit bei den „Hamburger Nachrichten“, 
und da will ich unter den Gratulanten nicht fehlen, die Ihnen 
eine frohe Feier dieſes Feſtes wünſchen. Sie werden es in 
dem ſtolzen Bewußtſein begehen können, daß die „Hamburger 
Nachrichten“ in der Zeit Ihrer politiſchen Mitarbeit die be- 
rühmteſte Zeitung Deutſchlands geworden ſind, und daß Sie 
durch Ihre häufigen Beſprechungen mit meinem Vater mehr 
an politiſchem Blick und Erfahrung gewonnen haben, als irgend- 
einer Ihrer Kollegen beſitzt. Ich weiß es Ihnen Dank, daß 
Sie auch über ſeine Lebzeiten hinaus die Fahne ſeiner Politik 
ſtets mutig hoch hielten, und es muß Ihnen eine große Be⸗ 
friedigung gewähren, daß die „Hamburger Nachrichten“ ſich 
dadurch einen weitreichenden und heilbringenden Einfluß bei 
allen patriotiſchen Deutſchen geſichert haben. Als Erinnerung 
an Ihre Beziehungen zu meinem Vater ſende ich Ihnen bei⸗ 
folgende Photographie, welche in dem Arbeitszimmer aufge⸗ 
genommen iſt, in dem Sie ſo häufig ſeine Direktiven entgegen⸗ 
genommen haben. 
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Mit dem Wunſche, daß Sie den „Hamburger Nachrichten“ 
noch lange Jahre in Ihrer erſprießlichen Tätigkeit erhalten 
bleiben mögen, bin ich 


in vorzüglichſter Hochachtung 
Ihr ergebenſter 
gez.: Bismarck. 
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Vorwort. 


Wie oft habe ich in den letzten zehn Jahren die Frage 
hören müſſen: „Wann kommen Sie denn nun endlich mit 
Ihren Bismarck⸗Memoiren heraus? Sie ſind doch der Nächſte 
dazu. Wenn Sie darüber hinwegſterben, ſo nehmen Sie ein 
wichtiges Stück Bismarck⸗Material mit ſich. Dazu haben Sie 
kein Recht. Alſo heraus damit.“ Dieſe Mahnung war ſach— 
lich nicht ganz unbegründet, aber der Vorwurf, der darin gegen 
mich lag, nicht berechtigt. Wenn ich erſt jetzt dazu komme, 
meine Bismarck⸗Erinnerungen herauszugeben, ſo beruhte das 
in keiner Weiſe auf ſträflicher Saumſeligkeit, ſondern, abgeſehen 
von anderen Gründen, vor allen Dingen darauf, daß mir als 
leitendem politiſchen Redakteur der „Hamburger Nachrichten“ 
in der Haſt des Tagesgetriebes einer großen Zeitung das 
nötige Maß an Zeit und Sammlung dazu fehlte. Jetzt, wo 
ich nach vierunddreißigjähriger Tätigkeit an der führenden Stelle 
des Blattes in den Ruheſtand getreten bin, iſt es mein Erſtes, 
das unfreiwillig Verſäumte nachzuholen. 

Bekanntlich hatte ich nach Entlaſſung des Fürſten Bismarck 
als der politiſche Leiter ſeines Leiborganes die Ehre, ihm bis 
zu ſeinem Tode als publiziſtiſcher Gehilfe näher zu ſtehen als 
irgendein anderer. Wohl hat der Fürſt in den acht Jahren 
von 1890 bis 1898 ſo manche namhafte Herren der Preſſe 
empfangen und ſie in den Stand geſetzt, wertvolle Beiträge 
zur Zeitgeſchichte zu liefern; aber von regelmäßigen und 
dauernden Beziehungen konnte nur in bezug auf mich, bzw. 
die „Hamburger Nachrichten“, die Rede ſein. Der Fürſt ſelbſt 
hat dies wiederholt anerkannt. So heißt es in einer von ihm 
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herrührenden Veröffentlichung in der Abendausgabe der „Ham- 
burger Nachrichten“ vom 5. Juli 1892: 

„Zu regelmäßigem Verkehr mit dem Fürſten in Friedrichsruh iſt 
aus geographiſchen Gründen kaum eine andere der drei in dem Wiener 
Geſpräch!) genannten Redaktionen als die der „Hamburger Nachrichten“ 
in der Möglichkeit.“ 

Zu den geographiſchen Gründen, von denen der Fürſt hier 
ſprach, traten aber auch noch andere. Sie find in dem näm⸗ 
lichen Wiener Geſpräch mit den Worten geſtreift: 

„Dies Blatt (die „Hamburger Nachrichten) hat zu einer Zeit, wo 
ſich alle Welt von mir zurückgezogen hatte, den Mut gefunden, für mich 
einzutreten und ſich mir anzuſchließen; es wäre ja undankbar, wenn ich 
das nicht anerkennen würde.“ 

In den Hunderten von Unterredungen, die ich mit dem 
großen Staatsmann in den Jahren meines intimen Verkehrs 
in Friedrichsruh gehabt habe, bin ich natürlich ſo mancher 
Mitteilung von ſeiner Seite gewürdigt worden, die nicht zur 
Veröffentlichung in den „Hamburger Nachrichten“, ſondern für 
mich perſönlich beſtimmt war. Er hat mir Einblicke in ver⸗ 
gangene und gegenwärtige Dinge gewährt, die der großen 
Offentlichkeit fremd waren. Er hat mir geſchichtliche Vorgänge 
in einem Lichte gezeigt, unter dem ſie ein erheblich anderes 
Ausſehen gewannen, als ſie für das Auge des Uneingeweihten 
hatten. Er hat meine Auffaſſung von hiſtoriſchen, politiſchen 
oder ſonſtigen bekannten Perſönlichkeiten häufig genug ſtark 
korrigiert und mir ſo manche Mitteilung gemacht, die nicht 
verloren gehen darf. 

Ich lenke die Aufmerkſamkeit der Leſer beſonders auf die⸗ 
jenigen Abſchnitte meines Werkes hin, welche die Geſchichte der 
Entlaſſung des Fürſten enthalten und ſein ferneres Verhältnis 
zu dem Kaiſer ſowie zur neuen Regierung ſchildern. Starkes 


) Mit dem Herausgeber der „Neuen Freien Preſſe“. Es fand am 
23. Juni 1892 bei Gelegenheit der Anweſenheit des Fürſten in Wien 
zur Teilnahme an der Hochzeit ſeines älteſten Sohnes, des Grafen 
Herbert ſtatt. 
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Intereſſe wird auch die Darſtellung der Konflikte erregen, die 
zwiſchen dem Fürſten Bismarck und den Männern des neuen 
Kurſes wegen der Handelsverträge, der Wiener Uriasbriefe 
und der Veröffentlichung des deutſch-ruſſiſchen Neutralitäts⸗ 
vertrages entſtanden. Da ich dieſe Zuſammenſtöße an der Seite 
des Fürſten Bismarck erlebt und in ſeinem Auftrage publiziſtiſch 
dabei mitgewirkt habe, glaube ich der berufenſte Darſteller 
dieſer Vorgänge zu ſein. Weiter empfehle ich das Studium 
meiner Mitteilungen über geſchichtliche Vorgänge, in deren 
Mittelpunkt Fürſt Bismarck ſtand, über ſeine Stellung zu wich⸗ 
tigen Fragen der inneren wie der äußeren Politik, über ſein 
Verhältnis zu Kaiſer Wilhelm J., Kaiſer Friedrich und deren 
Gemahlinnen, über Äußerungen Sr. Durchlaucht betreffend 
ſeine eigene Politik und die Führung von Staatsgeſchäften 
überhaupt. Endlich glaube ich noch, daß die Schilderung meiner 
eigenen Erlebniſſe mit dem Fürſten, meiner Wahrnehmungen 
über ſein Weſen und ſeine Eigenſchaften, die Anführung von 
Ausſprüchen des alten Kanzlers über ſich ſelbſt und andere 
berühmte Männer, ſowie mein Bericht über Erkrankung und 
Tod des Fürſten die Aufmerkſamkeit der Leſer feſſeln werden. 

Wie ſich von ſelbſt verſteht, habe ich mir ſeinerzeit die 
Außerungen des großen Staatsmannes ſorgfältig notiert und 
bin ſonach imſtande, die abſolute Genauigkeit meiner Angaben 
zu verbürgen. Einzelne beſonders markante Außerungen des 
Fürſten habe ich mit ſeiner Erlaubnis ſofort in ſeiner Gegen⸗ 
wart dem Wortlaute nach fixiert. 

Der Umſtand, daß ich erſt jetzt meine Bismarck⸗Erinnerungen 
der Offentlichkeit übergeben kann, hat natürlich zur Folge 
gehabt, daß manches von dem, was mir der Fürſt ſeinerzeit 
geſagt, inzwiſchen anderweitig bekannt geworden iſt, namentlich 
durch die Veröffentlichung der „Gedanken und Erinnerungen“, 
ſowie durch zahlreiche Publikationen über den Fürſten nach 
ſeiner Entlaſſung. Aber die dadurch veranlaßte Beſchränkung 
meines Materials bezieht ſich, wie der Leſer hoffentlich finden 
wird, nur auf das Quantum, nicht auf die Qualität. 
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Einige kleine Bruchſtücke meiner Mitteilungen find bereits 
bei Lebzeiten des Fürſten Bismarck in der „Diaſpora“ ver⸗ 
öffentlicht worden. Damit hatte es folgende Bewandnis. Der 
Fürſt empfand zu Anfang des Jahres 1891 das Bedürfnis, 
einige Blätter zur Verfügung zu haben, die nicht als bismarckiſch 
galten, um in ihnen Veröffentlichungen vorzunehmen, die aus 
ſehr berechtigten Rückſichten nicht zuerſt in ſeinem anerkannten 
Organe publiziert, wohl aber nach ihrem Erſcheinen von den 
„Hamburger Nachrichten“ erwähnt und beſprochen werden 
ſollten. Zu dieſem Behufe unternahm ich im Auftrage Seiner 
Durchlaucht eine Reiſe, die ſich namentlich auf Süddeutſchland 
erſtreckte. Es gelang mir, den „Schwäbiſchen Merkur“ und 
die „Badiſche Landeszeitung“ für die Zwecke des Fürſten zu 
gewinnen. Im Laufe der Jahre fand ich dann noch bei anderen 
Organen bereitwillig Aufnahme für Mitteilungen aus Fried⸗ 
richsruh, zum Beiſpiel bei der Wiener „Neuen Freien Preſſe“, 
den „Leipziger Neueſten Nachrichten“, der „Schleſiſchen Zei⸗ 
tung“, der „Täglichen Rundſchau“, den „Dresdner Nachrichten“, 
dem „Hannoverſchen Courier“ und der „Braunſchweigiſchen 
Landeszeitung“. Das war die „Diaſpora“, wie der Fürſt es 
nannte. Ich ließ den betreffenden Blättern Artikel nach meinem 
Diktat durch einen damaligen Redaktionskollegen von mir zu⸗ 
ſtellen. Aus ihnen ſind Mitteilungen, die ſich namentlich auf 
Erlebniſſe mit dem Fürſten, Ausſprüche von ihm und der⸗ 
gleichen bezogen, zunächſt in das ſiebenbändige Werk von Jo⸗ 
hannes Penzler „Fürſt Bismarck nach ſeiner Entlaſſung“ 
(Leipzig, Walter Fiedler) übergegangen und daraus wieder von 
Poſchinger, Dehn, Liman, Ebers und anderen übernommen 
worden. Da mir das Urheberrecht an ihnen zuſteht und ich 
außerdem der einzige bin, der dieſe Mitteilungen, die bisher 
wegen der Anonymität ihres Urſprungs als „unverbürgt“ be⸗ 
handelt werden mußten, legitimieren kann, habe ich ſie, ſoweit 
es mir nützlich erſchien, dieſem Werke einverleibt und die be⸗ 
treffenden Stellen durch (D.), das Diaſpora bedeuten ſoll, kennt⸗ 


lich gemacht. 
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Ferner habe ich auf einige Artikel der „Hamburger Nach— 
richten“ rekurrieren müſſen, nämlich auf ſolche, die ich ſeinerzeit 
ohne beſonderen Auftrag des Fürſten geſchrieben habe, denen 
aber bismarckſche Mitteilungen und Gedanken zugrunde lagen. 
Da ich dieſe Artikel natürlich nicht unter die authentiſch big- 
marckſchen aufnehmen konnte, die im zweiten Teil dieſes Werkes 
angeführt ſind, habe ich ihren bismarckſchen Kern herausgeſchält 
und mitverwendet. 

Dem zweiten Teil meines Werkes wird beſondere Wichtig- 
keit beizumeſſen ſein. Der eigentliche Schwerpunkt der nach⸗ 
amtlichen Einflußnahme des Fürſten Bismarck auf das politiſche 
Leben lag, abgeſehen von ſeinen öffentlich gehaltenen Reden, 
in den von ihm veranlaßten Auslaſſungen der Preſſe, durch 
welche er Stellung zu dem neuen Kurs nahm, der nach ſeinem 
Ausſcheiden eingeſchlagen worden war. Die betreffenden Zei⸗ 
tungsartikel ſind in ihrer weitaus überwiegenden Mehrzahl in 
den „Hamburger Nachrichten“ erſchienen und von mir entgegen⸗ 
genommen, beziehungsweiſe redigiert worden. Sie ſind es, die 
für die geſchichtliche Beurteilung des eiſernen Kanzlers nach 
ſeiner Verabſchiedung die eigentliche Unterlage bieten. 

Im ſchroffen Gegenſatze zu dieſer ihrer außerordentlichen 
Wichtigkeit ſteht die Tatſache, daß es bis jetzt, fünfzehn Jahre 
nach dem Tode des Fürſten, noch immer an jeder verbürgten, 
nach allen Richtungen hin authentiſchen und korrekten Veröffent⸗ 
lichung der betreffenden Artikel gefehlt hat. Wohl haben ſie in 
dem erwähnten Werke Penzlers unter meiner Mitwirkung 
Aufnahme gefunden, aber der Herausgeber hat ſpäter ſelbſt 
erklärt, daß ſie „mehr und mehr in der Fülle des übrigen 
Materials bei der Darſtellung der Bewegung in Deutſchland, 
in deren Mitte Fürſt Bismarck geſtanden habe, verſchwunden 
ſeien“. Außerdem weiſt das ſonſt verdienſtvolle Penzlerſche Werk 
gewiſſe Aufpolſterungen — wie es Fürſt Bismarck nannte — 
auf, namentlich infolge der nachträglichen Aufnahme von Ar⸗ 
tikeln, die nur anſcheinend bismarckſchen Urſprungs waren. 
Später hat Heinrich von Poſchinger in dem von ihm geplanten 
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Werke „Der Altreichskanzler und die Preſſe“ ebenfalls unter 
meiner Beihilfe verſucht, die klaffende Lücke in der Bismarck⸗ 
Literatur auszufüllen, aber das Werk iſt wegen Ablebens 
ſeines Herausgebers unvollendet geblieben und nicht erſchienen. 
Profeſſor Horſt Kohl, dem ich ſeinerzeit auf ſeinen Wunſch 
durch Vermittlung des Herrn Dr. Chryſander, des Privatſekre⸗ 
tärs des Fürſten, ein Verzeichnis der „auf Friedrichsruh zurück⸗ 
gehenden Artikel“ der „Hamburger Nachrichten“ habe zugehen 
laſſen, hat bisher davon keinen Gebrauch gemacht; außerdem 
enthält der Katalog auch die oben erwähnten Artikel, die nur 
freie Bearbeitungen bismarckſcher Außerungen darſtellten, mit- 
hin unter die authentiſch⸗bismarckſchen des zweiten Teiles dieſes 
Werkes nicht mit aufgenommen werden konnten. 

So iſt denn die Reihe, den immer ſtärker fühlbaren Mangel 
in der Bismarck⸗Literatur zu beſeitigen, an mich gekommen, 
und ich darf nicht länger zögern, die mir obliegende Aufgabe 
zu erfüllen, da außer mir kein Menſch mehr in der Welt vor⸗ 
handen iſt, der mit abſoluter Sicherheit anzugeben vermöchte, 
welche Artikel der „Hamburger Nachrichten“ in den Jahren 
1890 bis 1898 authentiſch bismarckiſch ſind, und welche nicht. 
Denn die Beſprechungen zwiſchen Sr. Durchlaucht und mir, die 
dem Erſcheinen der echten Artikel zugrunde lagen, haben aus⸗ 
nahmslos unter vier Augen ſtattgefunden; niemals iſt jemand 
anders als ich auch nur vertretungsweiſe mit der Entgegen- 
nahme der bismarckſchen Informationen betraut geweſen. Nur 
wenn ich verhindert war, den Fürſten perſönlich aufzuſuchen, 
ſind mir die betreffenden Artikel aus Varzin, Schönhauſen, 
Kiſſingen und ſo weiter druckfertig zugeſandt worden. 

Als Material zu meiner Veröffentlichung der Bismarck⸗ 
Artikel habe ich die Fahnenabzüge benutzt, die ich mir bei 
jedesmaligem Erſcheinen der Bismarck⸗Artikel in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ habe anfertigen laſſen und die von mir 
ſofort mit ſorgfältiger Bezeichnung des Tages und der Nummer 
ihres Erſcheinens verſehen worden ſind, ſo daß ich ein Material 
zu bieten habe, das über jeden Zweifel erhaben iſt, und für 
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deſſen abſolute Korrektheit ich nach jeder Richtung hin die Bürg⸗ 
ſchaft übernehme. 

Die Geſamtheit der vom Fürſten Bismarck in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ publizierten politiſchen und perſönlichen 
Auslaſſungen iſt ſo groß, daß es unmöglich war, ſie alle im 
zweiten Teil meines Werkes wiederzugeben. Aber ich glaube bei 
meiner Auswahl durchaus im Sinne des verewigten Fürſten 
und nach deſſen eigenem, mir fo gut bekannten Zenſus ver- 
fahren zu ſein. Um indeſſen meiner authentiſchen Ausgabe der 
Bismarck-Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ den Cha⸗ 
rakter abſoluter Vollſtändigkeit zu wahren, laſſe ich am Schluß 
des zweiten Teiles ein erſchöpfendes, mit genauer Datum⸗ und 
Nummerbezeichnung verſehenes Regiſter der nicht mit aufgenom⸗ 
menen Artikel folgen. 

Was die Anordnung des Stoffes im zweiten Teil betrifft, ſo 
habe ich nach reiflicher Überlegung der chronologiſchen den Vor⸗ 
zug vor der mehr oder weniger willkürlichen Zuſammenſtellung 
nach ſachlichen Geſichtspunkten gegeben, weil auf dieſe Weiſe 
die Eigenart der bismarckſchen Auslaſſungen durch keinerlei 
Zuſätze und textliche Verbindungen geſtört zu werden brauchte. 
Ich glaube, daß die chronologiſche Anordnung des Stoffes, 
namentlich für die Hiſtoriker, deren Bedürfnis naturgemäß auf 
eine möglichſt objektive Darſtellung ohne fremde Zutaten ge- 
richtet iſt, am meiſten erwünſcht ſein wird. 

Aber nicht nur der vaterländiſchen Geſchichtſchreibung hoffe 
ich mit meiner Veröffentlichung einen Dienſt zu erweiſen, ſon⸗ 
dern auch allen Staatsmännern, Parlamentariern, Politikern 
und Publiziſten. Sie alle ſind lebhaft daran intereſſiert, ein 
Werk zur Verfügung zu haben, aus dem ſie ſich jederzeit 
über die Stellungnahme des Fürſten Bismarck nach ſeiner 
Entlaſſung zu dieſer oder jener Frage ſchnell und zuver⸗ 
läſſig unterrichten können. Auch dem deutſchen Volke hoffe ich 
mit meinem Werke eine willkommene Gabe zu bieten. Aus 
meiner Darſtellung und den von mir mitgeteilten Bismarck⸗ 
Artikeln vermag ſich jeder Deutſche am beſten über die Stim⸗ 
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mungen und Auffaſſungen zu belehren, von denen der große 
Kanzler nach feiner Entlaſſung beherrſcht war. Richtig ge- 
würdigt glaube ich, daß der zweite Teil gewiſſermaßen eine 
Ergänzung der „Gedanken und Erinnerungen“ bieten kann, 
namentlich ſolange deren dritter Teil noch nicht erſchienen iſt. 


Hamburg, Herbſt 1913. 


Hermann Hofmann. 
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Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Einleitung. 


Heritellung und Art der Beziehungen zwiſchen dem Fürſten Bismarck 
und den „Hamburger Nachrichten“. 


Mein erſter Beſuch beim Fürſten Bismarck in Friedrichs⸗ 
ruh fällt in das Jahr 1888. Ich hatte damals in den „Ham— 
burger Nachrichten“ einige Artikel über Rußland und die bul- 
gariſche Frage geſchrieben, die die Aufmerkſamkeit des Reichs- 
kanzlers erregten. Wie ich ſpäter erfuhr, äußerte er nach ihrer 
Lektüre zu dem Chef des Reichskanzleramtes: „Das ſind doch 
endlich einmal vernünftige Anſichten; ich möchte den Verfaſſer 
kennen lernen, erkundigen Sie ſich doch nach ihm.“ Infolge⸗ 
deſſen wandte ſich Geheimrat v. Rottenburg an den damaligen 
preußiſchen Geſandten in Hamburg, Herrn v. Kuſſerow. Noch am 
Abend des nämlichen Tages erſchien ein Beamter der Geſandtſchaft 
auf der Redaktion und wünſchte denjenigen Herrn zu ſprechen, 
der die Artikel über Rußland und Bulgarien geſchrieben habe. 
Zufällig befand ich mich nicht auf dem Bureau und ſo wurde 
mir der Beſcheid hinterlaſſen, Herr v. Kuſſerow ließe mich 
dringend bitten, wenn es mir möglich wäre, am nächſten Vor⸗ 
mittag auf der Geſandtſchaft bei ihm vorzuſprechen. Als ich 
mich einfand, ſagte er mir, Fürſt Bismarck wünſche mich kennen 
zu lernen und zu ſprechen. Meine begreifliche Frage, um 
was es ſich wohl handle, konnte mir der Geſandte nicht be- 
antworten, oder war nicht dazu ermächtigt. Auf meine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Zuſage, den Herrn Reichskanzler ſofort aufzu⸗ 
ſuchen, telegraphierte er nach Friedrichsruh mit der Bitte um 
Angabe, an welchem Tage und zu welcher Stunde dort mein 
Beſuch erwünſcht ſei. Bald darauf empfing ich den Beſcheid, 
daß mich der Fürſt am nächſten Tage um vier Uhr nachmit⸗ 
tags zu ſehen wünſchte. 


Auf dem Bahnhof von Friedrichsruh wurde ich durch Herrn 
v. Rottenburg empfangen, der mir mitteilte, beim Fürſten ſei 
leider über Nacht der heftige Geſichtsſchmerz wieder einmal 
aufgetreten, an dem er öfters zu leiden pflege. Seine Durch— 
laucht habe ihn, Dr. v. Rottenburg, beauftragt, zunächſt mit 
mir zu ſprechen, ſpäter hoffe mich der Fürſt noch ſelbſt 
ſehen zu können. Herr v. Rottenburg beſprach dann wäh— 
rend eines Spazierganges in der Umgebung des Schloſſes 
nicht bloß die ruſſiſche und bulgariſche Sache mit mir, ſondern 
richtete außerdem im Auftrage des Reichskanzlers die Bitte 
an mich, ich möge doch auch in den „Hamburger Nachrichten“ 
den „kaſtiliſchen Hochmut“ etwas dämpfen helfen, den die 
ſpaniſche Preſſe in den damals ſchwebenden zollpolitiſchen Fragen 
Deutſchland gegenüber hervorkehre. Nach der Rückkehr ins 
Schloß wurde ich dem Fürſten vorgeſtellt und mit einer Ein⸗ 
ladung zum Diner beehrt. 

In den nächſten beiden Jahren bis zur Entlaſſung des 
Fürſten ſetzte ich, namentlich bei dienſtlicher Anweſenheit in 
Berlin, die Beziehungen zum Reichskanzler fort, ohne zu ahnen, 
binnen welcher kurzen Friſt es mir beſchieden ſein werde, in 
ſo nahe Beziehungen zu dem großen Staatsmanne zu treten, 
wie dies im April 1890 geſchah. — 

Die Herſtellung des Verhältniſſes des verabſchiedeten Kanz⸗ 
lers zu den „Hamburger Nachrichten“ vollzog ſich auf folgende 
Art und Weiſe ): 

Einige Tage nach der Ankunft des entlaſſenen Fürſten 
aus Berlin in Friedrichsruh ſprach der Freiherr Albertus 
v. Ohlendorff beim damaligen Eigentümer und Chefredakteur 
der „Hamburger Nachrichten“, Herrn Dr. jur. Emil Hart⸗ 
meyer vor und überbrachte ihm eine Einladung zum Diner 
nach Friedrichsruh. Herr Dr. Hartmeyer war von jeher 
ein begeiſterter Anhänger des Fürſten geweſen und deshalb 


) Zum Teil bereits veröffentlicht in dem Prachtwerke „Hiſtoriſch⸗ 
biographiſche Blätter. Der Staat Hamburg. Abſchnitt „Hamburger Nach⸗ 
richten“. Berlin 1904. Eckſteins Biographiſcher Verlag. 
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hocherfreut über die Einladung. Als er aus Friedrichsruh zu— 
rückkehrte, war ſein erſtes Wort: „Ich habe nach dem würt— 
tembergiſchen Wahlſpruch gehandelt ‚furchtlos und treu!‘ und 
dem Fürſten Bismarck das geſamte ‚weiße Papier‘ der ‚Ham- 
burger Nachrichten“ zur Verfügung geſtellt.“ Welchen Ehren— 
und Ruhmestitel ſich Herr Dr. Hartmeyer damit erworben 
hatte, kann aus dem Umſtand ermeſſen werden, daß der wenige 
Wochen vorher noch ſo allmächtige deutſche Reichskanzler damals 
politiſch mundtot geweſen wäre, wenn nicht Herr Dr. Hart— 
meyer, unbekümmert um die Möglichkeit von Nachteilen für 
ſich und ſein Blatt, ihm die „Hamburger Nachrichten“ rück⸗ 
haltslos überlaſſen hätte. Es fand ſich damals in der ganzen 
deutſchen Preſſe zunächſt kein anderes Blatt, das ſeine Spalten 
dem „in Ungnade Gefallenen“ geöffnet hätte. Fürſt Bismarck 
hat dies ſtets anerkannt und iſt ſeinem „alten Freunde Hart⸗ 
meyer“ bis zum Tode in freundſchaftlichem Wohlwollen zu— 
getan geblieben. 

Mein Verkehr mit dem Fürſten vollzog ſich dann in der 
Folge derart, daß ich, in der erſten Zeit wöchentlich mehrere 
Male, ſpäter in längeren Zwiſchenräumen, auf jedesmalige 
Einladung nach Friedrichsruh fuhr und einige Stunden mit 
dem Fürſten arbeitete. Dies geſchah meiſtens nach dem Früh⸗ 
ſtück, in der Zeit zwiſchen zwei und fünf Uhr. Ich ſaß dem 
großen Staatsmann an deſſen Schreibtiſch gegenüber, der Fürſt 
rauchte ſeine lange Pfeife und hatte neben ſich Depeſchen, 
Zeitungen und Broſchüren liegen, die irgend etwas enthielten, 
worüber er mit mir ſprechen wollte. Dieſe Schriftſtücke und 
Druckſachen waren mit Marginalien von ſeiner Hand verſehen. 
Einzelne Wörter, die ſeine Aufmerkſamkeit auf die betreffende 
Stelle lenken ſollten, mit Bleiſtift jo | eingerahmt. Wenn 
der Fürſt mit mir ſprach, unterſchied er ſtets ſcharf zwiſchen 
dem, was nur zu meiner Information dienen, und dem, 
was in die Zeitung kommen ſollte. Nachdem der Fürſt ſein 
Material erſchöpft hatte, pflegte er die Frage an mich zu 
richten, ob ich meinerſeits noch irgendeine Sache vorzubringen 
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habe, worauf ich, ſofern es der Fall war, die auf der Re— 
daktion der „Hamburger Nachrichten“ eingegangenen Zuſen⸗ 
dungen, Anfragen und dergleichen vorlegte, ſoweit ſie ſich auf 
den Fürſten bezogen. Die Zahl dieſer Eingänge war damals 
Legion, ſo daß nur das Wichtigſte zur Kenntnis gebracht werden 
konnte. 

Befand ſich der Fürſt nicht in Friedrichsruh, ſondern in 
Varzin, Schönhauſen, Kiſſingen oder auf Reiſen, ſo pflegte er 
ſeinem Privatſekretär, Herrn Dr. Chryſander, die Artikel zu 
diktieren, die in den „Hamburger Nachrichten“ veröffentlicht 
werden ſollten. Nicht ſelten wurde ich aber auch an den jeweiligen 
Aufenthaltsort des Fürſten berufen. So zum Beiſpiel nach 
Kiſſingen im Jahre 1892, als die berüchtigten Uriasbriefe des 
Grafen Caprivi nach Wien ergangen waren, in denen der dor⸗ 
tigen deutſchen Botſchaft unter Berufung auf den Kaiſer die 
Annahme von Einladungen zur Hochzeit des Grafen Herbert 
unterſagt wurde. Die erſten Wolken dieſes ſchweren Gewitters 
zogen am politiſchen Horizont Deutſchlands in Geſtalt einiger 
Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ auf, die gegen 
Außerungen gerichtet waren, die Fürſt Bismarck in Wien 
kurz vorher getan hatte, nachdem ihm die Capriviſchen Erlaſſe 
bekannt geworden waren. Als dieſe Artikel der Hamburger 
Redaktion aus Berlin telegraphiert worden waren, ließ ich ſie 
unverzüglich, ebenfalls per Draht, nach Kiſſingen weiter geben, 
weil ich nicht ſicher war, ob der Fürſt ſonſt rechtzeitig Kennt⸗ 
nis von ihnen erhalten werde. Noch in ſpäter Abendſtunde 
desſelben Tages erhielt ich ein Telegramm von Sr. Durchlaucht, 
das lautete: „Baldige Herkunft erwünſcht.“ Ich blieb dann 
volle fünf Wochen an der Seite des Fürſten in Kiſſingen und 
begleitete ihn auch auf der Fahrt nach Jena, wo ich die dor⸗ 
tigen unvergeßlichen Tage in der unmittelbaren Umgebung des 
Gefeierten miterleben durfte. 

In den Jahren von 1890 bis 1898 gab es kein Blatt der Welt, 
das an allen Höfen, in allen Miniſterien, Geſandtſchaften, von 
allen Politikern, Parlamentariern und Zeitungsredaktionen ſo⸗ 
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wie in der ſonſtigen politiſchen Offentlichkeit mit ſoviel Span⸗ 
nung und Intereſſe geleſen wurde, wie die „Hamburger Nach⸗ 
richten“. Als Kurioſum ſei hierbei erwähnt, daß zu Anfang 
der neunziger Jahre im Ungariſchen Abgeordnetenhauſe allen 
Ernſtes die Tatſache zur Sprache gebracht und erörtert wurde, 
daß das Leiborgan des Fürſten Bismarck, die „Hamburger 
Nachrichten“ ihre Rubrik, die den Donaukaiſerſtaat betraf, nur 
„Oſterreich“ und nicht „Oſterreich⸗-Ungarn“ überſchrieben habe. 
Dies hatte zur Folge, daß mir der Fürſt riet, die welt⸗ 
erſchütternde Ungenauigkeit abzuſtellen, ſonſt würden die heiß— 
blütigen Ungarn ihrer Entrüſtung am Ende noch ihm ſelbſt 
gegenüber Luft machen. — 

Bis zu ſeinem Todestage hat Fürſt Bismarck die „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ geleſen. Eine der letzten Mahnungen, die 
der Fürſt einige Zeit vor ſeinem Hinſcheiden an mich richtete, 
lautete: „Polonika und Danika nicht vergeſſen!“ Am Todestage 
war ich in Friedrichsruh anweſend und redigierte, zuſammen mit 
Profeſſor Schweninger und Dr. Chryſander, gleich nach dem 
Ableben des Fürſten den in der Morgenausgabe der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ vom 31. Juli 1898 erſchienenen erſten 
authentiſchen Bericht über den Heimgang des großen Kanzlers. 

** 

Meinen oben erwähnten erſten Beſuch beim Fürſten Bis⸗ 
marck nach ſeiner Entlaſſung ſtattete ich am 18. April 1890 in 
Friedrichsruh ab. Der Fürſt empfing mich in ſeinem Arbeits⸗ 
zimmer und ſchien in heiterer Stimmung. Auf den Grund 
ſeiner Seele konnte ich natürlich nicht blicken. Er begrüßte 
mich ſehr herzlich, gedachte meiner erſten Anweſenheit bei ihm 
im Jahre 1888 und glitt dann mit der Bemerkung: „tempi 
passati!“ auf die Gegenwart über, indem er auf den vorauf- 
gegangenen Beſuch des Herrn Dr. Hartmeyer und auf die 
Miſſion Bezug nahm, die mir an ſeiner Seite nun zu⸗ 
gefallen ſei. Dieſe kurze Unterhaltung fand ſtehend ſtatt und 
ich wurde, ſo lange ſie dauerte, von den beiden grauen Doggen 
des Fürſten, „Tyras“ und „Rebekka“ (genannt Beckſch), einer 
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eingehenden Beſchnupperung — offenbar in bezug auf meine 
Vertrauenswürdigkeit — unterworfen. Der Fürſt bemerkte 
dies und ſagte lächelnd: „Na, Sie ſcheinen ja bei den beiden 
Zuſtimmung gefunden zu haben.“ Dann fuhr er, gut gelaunt, 
fort: „Wollen Sie, bitte, nun mit mir frühſtücken, oder ſchädigt 
Sie das in Ihrem publiziſtiſchen Rufe?“ Nach dieſem humo⸗ 
riſtiſchen Seitenhieb auf die Haltung der deutſchen Preſſe ihm 
gegenüber geleitete mich der Fürſt in das Speiſezimmer. An 
dem Frühſtück nahmen nur noch teil: Ihre Durchlaucht die 
Frau Fürſtin, Graf Herbert ſowie der oben genannte Privat- 
ſekretär des Fürſten und gleichzeitige ärztliche Stellvertreter des 
Profeſſors Schweninger. Auch die Frau Fürſtin ſchien gut auf⸗ 
gelegt; wenigſtens verriet ſie in keiner Weiſe die Bitterkeit, mit 
der ſie das Schickſal erfüllen mochte, das über ihren großen 
Gemahl hereingebrochen war. Graf Herbert dagegen war ſehr 
ernſt und ſprach wenig. Er hatte ja auch unter dem Schlage, 
der ſeinen Vater getroffen, nächſt dieſem ſelbſt, am meiſten zu 
leiden. Der Fürſt, wenn er ſich auch noch der vollſten körper⸗ 
lichen und geiſtigen Friſche zu erfreuen hatte, ſtand am Ende 
ſeiner großen ruhmvollen Laufbahn, Graf Herbert dagegen 
im beiten Mannesalter, als die Kataſtrophe eintrat. Er war 
damals vierzig Jahre alt und hatte das Leben noch vor ſich, 
während ihm andererſeits ſeine fernere Karriere durch das 
treue Ausharren an der Seite ſeines großen Vaters und alle 
ſonſtigen Umſtände abgeſchnitten war. Eigenartig berührt 
fühlte ich mich, als ich, während der Unterhaltung beim Früh⸗ 
ſtück, zum erſten Male hörte, wie die Frau Fürſtin ihren 
Gemahl, den welthiſtoriſchen Recken, den Umgeſtalter der 
Landkarte Europas, den eiſernen Kanzler, der in gewaltigen 
Kämpfen mit Kaiſer und Königen das Deutſche Reich zu 
neuer Herrlichkeit aufgerichtet hatte, mit „Ottochen“ anredete. 
Ich kannte natürlich das wunderbar innige und vorbildliche 
Verhältnis, das zwiſchen den beiden Ehegatten beſtand, und 
fand daher die zärtliche Anrede begreiflich genug; aber den⸗ 
noch: als ich ſie aus dem Munde der hohen Frau vernahm, 
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hatte ich einen Eindruck, ähnlich dem, den ich empfangen haben 
würde, wenn jemand einen mächtigen Löwen oder Königstiger 
mit irgendeinem Koſenamen im Deminutiv angeſprochen hätte. 

Nach dem Frühſtück forderte mich der Fürſt auf, ihm 
wieder in ſein Arbeitszimmer zu folgen, „da er mir noch einiges 
zu ſagen habe“. Aus dieſem „Einigem“ wurde eine ein— 
gehende Information des großen Kanzlers über ſeine Verab— 
ſchiedung und alles was damit zuſammenhing. Aber nicht nur 
das: unter dem Hinweiſe darauf, daß ich in Zukunft berufen 
ſei, der publiziſtiſche Vermittler zwiſchen ihm und der deutſchen 
Offentlichkeit zu ſein, las mir der Fürſt eine Art politiſchen 
Privatiſſimums über alle möglichen Fragen der inneren wie der 
äußeren Politik, das nahezu vier Stunden in Anſpruch nahm 
und kaum je zuvor einem deutſchen Publiziſten in ähnlicher 
Weiſe zuteil geworden jein dürfte. Der Eindruck dieſer Dar⸗ 
legungen auf mich war derart ſtark, daß ich, nachdem ich mich 
gegen ſechs Uhr vom Fürſten verabſchiedet hatte, noch längere 
Zeit einſam durch den Sachſenwald wanderte, um mich zu 
ſammeln, und von der Höhe des Erlebten und Gehörten wieder 
auf das Niveau des täglichen Lebens zurück zu gelangen. 


Die Entlaſſung. 


Wie von dem Fürſten, der bekanntlich „Royaliſt bis auf 
die Knochen“ war, nicht anders erwartet werden konnte, ver⸗ 
mied er es nicht nur in der erſten Unterredung mit mir, 
ſondern auch bei allen ſpäteren Geſprächen über feine Ent- 
laſſung, irgendwelche abfällige Kritik an der Perſon ſeines 
kaiſerlichen Herrn und an deſſen Handlungsweiſe ihm gegen- 
über zu üben. Mochte er letztere noch ſo ſchwer empfunden 
und nie verwunden haben, er beſchränkte ſich darauf, ſein 
Bedauern über die Art und Weiſe auszuſprechen, in der die 
Entlaſſung erfolgt ſei. Dies Bedauern galt dem Staats- und 
dem vaterländiſchen Intereſſe, für das er davon Schaden 
nach innen wie nach außen befürchtete. Wie ſehr er mit dieſer 
Auffaſſung im Rechte war, hat ſich ja deutlich genug gezeigt. 
Die Situation im Innern, namentlich das Verhältnis zwiſchen 
Kaiſer und Volk, iſt durch nichts ſo ſehr beeinträchtigt worden 
wie durch die Vorgänge bei der Entlaſſung des Fürſten Bis⸗ 
marck. Was aber deſſen Beſorgnis hinſichtlich der nachteiligen 
Wirkung ſeiner vorzeitigen Verabſchiedung im Auslande, na⸗ 
mentlich in Rußland, betraf, ſo hat ſich hier erſt recht heraus⸗ 
geſtellt, daß ſie nur allzu begründet war. Zweifellos wäre 
die franzöſiſch⸗ruſſiſche Allianz nicht zuſtande gekommen, wenn 
Fürſt Bismarck im Amte geblieben und wenn die Fortſetzung 
des von ihm geſchloſſenen deutſch⸗ruſſiſchen Neutralitätsvertrages 
von ſeinem Nachfolger nicht „als zu kompliziert“ abgelehnt 
worden wäre. 

Ich will gleich hier noch erwähnen, daß mir einer der 
höchſten Reichsbeamten in einer Unterredung, die ich im Früh⸗ 
jahr 1904 mit ihm hatte, in gegebener Veranlaſſung ſagte: 
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„Ich halte die Entlafjung des Fürſten Bismarck und die 
Zerwürfniſſe, zu denen es dabei kam, für das größte Unglück, 
das Preußen ſeit der Schlacht von Jena betroffen hat. Auch 
der Schmerz des Kaiſers darüber iſt noch ſo groß, daß ich 
mich hüten muß, an die damaligen Vorgänge irgendwie zu 
rühren. Ich verſtimme ihn damit nur.“ 

Nach Anſicht des Fürſten Bismarck wäre ſeine Verabſchiedung 
in der Form, wie ſie erfolgt iſt, nicht nötig geweſen. Sie hätte 
in viel weniger ſchädlicher Weiſe ſtattfinden können. Er habe 
dem Kaiſer auch einen dementſprechenden Vorſchlag gemacht: 

„Wenn Eure Majeſtät allein reiten wollen, ſo muß das ja 
natürlich geſchehen. Aber ich rate zur Vorſicht dabei. Majeſtät 
können mich ja vorläufig ‚aus Geſundheitsrückſichten“ auf ein 
halbes Jahr beurlauben, und die Politik ſelbſt führen, oder 
durch einen Vertrauensmann Eurer Majeſtät führen laſſen. 
Geht die Sache gut, jo reiche ich ſpäter ‚wegen andauernder 
Behinderung durch mein geſundheitliches Befinden‘ den Abſchied 
ein; wenn ſie aber ſchief gehen ſollte, ſo komme ich eben 
wieder. Auf dieſe Weiſe geht alles glatt ab und die Intereſſen 
Eurer Majeſtät, wie die des Landes, find gleichermaßen ge⸗ 
wahrt. Der Kaiſer wollte aber darauf nicht eingehen.“ 

Verletzt zeigte ſich Fürſt Bismarck dagegen durch die Art 
und Weiſe, wie er mit den Seinen aus dem Reichskanzler⸗ 
palais vertrieben worden war. Ich kann es nach den Auße— 
rungen des Fürſten Bismarck nur als vollkommen zutreffend 
beſtätigen, wenn es damals hieß: Entgegen allem ſonſtigen 
Gebrauche ſei dem verabſchiedeten Kanzler die einſtweilige 
Fortführung der Geſchäfte bis zur Ernennung ſeines Nach⸗ 
folgers nicht übertragen worden, vielmehr wäre, noch ehe 
ſeine Entlaſſung veröffentlicht geweſen ſei, General v. Caprivi 
im Reichskanzlerpalais erſchienen, um Beſitz davon zu er⸗ 
greifen. Er habe auf dieſe Weiſe ſeinen Vorgänger genötigt, 
die Räume, in denen er für Preußen und Deutſchland ſo viel 
Großes erdacht und durchgeführt hätte, Hals über Kopf zu 
verlaſſen, damit der Empfang der Miniſter und Botſchafter 
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nicht ſozuſagen auf dem Treppenflur nötig geworden ſei. Fürſt 
Bismarck wäre tatſächlich nicht imſtande geweſen, ordentlich 
einzupacken, dies habe bei dem überſtürzten Umzuge gewiſſer⸗ 
maßen auf Treppen und Flur geſchehen müſſen. Er habe 
in dieſer Haſt auch eine Menge Eigentum verloren und ſei 
ſich mit ſeinen Angehörigen etwa wie eine deutſche Familie 
vorgekommen, die 1870 aus Paris ausgewieſen worden wäre. 
Noch nach Jahren hätten ſich in Friedrichsruh oder Varzin 
verſchloſſene Kiſten vorgefunden, die in der Eile des Umzugs 
falſch dirigiert worden ſeien. Das alles iſt zutreffend und der 
Verdruß des Fürſten Bismarck über dieſes Verfahren war 
erklärlich. Er hat ihn auch nie ganz überwinden können. 
Ich will dafür nur ein Beiſpiel anführen. Als im Jahre 
1894 der damalige Präſident der franzöſiſchen Republik, Sadi 
Carnot, von einem anarchiſtiſchen Meuchelmörder erdolcht, 
worden war und darauf ſeine Witwe das Elyſeepalais ver- 
laſſen mußte, meldete eine Pariſer Zeitung: damit Frau 
Carnot bei ihrem Umzuge nicht gedrängt werde, wolle der 


neue Präſident erſt in etwa vierzehn Tagen vom Elyſeepalaſt 


Beſitz ergreifen. Dazu ließ mich Fürſt Bismarck in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ bemerken: man ſehe daraus, wie rückſichts⸗ 
voll die franzöſiſche Republik für ihre Beamten und deren 
Angehörige ſei. Beim Wechſel im Berliner Reichskanzlerpalais 
1890 habe eine ähnliche Rückſichtnahme bekanntlich nicht ſtatt⸗ 
gefunden. 

Entſprechend den geſchichtlichen Hergängen bei ſeiner Ent⸗ 
laſſung trat Fürſt Bismarck ſtets mit vollſter Energie jedem 
Verſuche zur Verdunkelung der Tatſache entgegen, daß er 
unfreiwillig aus dem Amte geſchieden ſei und daß nicht er 
die Verantwortung für die Folgen ſeiner Verabſchiedung zu 
tragen habe. Eine derartige Abwehr wurde häufig genug 
erforderlich. Bereits im Jahre 1891 ließ er in den „Hamburger 
Nachrichten“ ausführen, die Verſuche der offiziöſen Preſſe, ihm 
die Verantwortung für ſeine Entlaſſung aufzubürden, bewieſen 
lediglich, daß auch von den leitenden Kreiſen die Erkenntnis nicht 
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mehr abzuweiſen ſei, daß die Anderung in der Leitung der 
deutſchen Politik, wie fie im März 1890 ſtattgefunden habe, mit 
Schädigungen dieſer verbunden geweſen ſei. Deshalb ſei man 
bemüht, die Verantwortung für dieſe Schädigungen von ſich 
ab⸗ und dem Fürſten Bismarck zuzuſchieben. Ebenſo natürlich 
ſei aber die Abneigung des letzteren, dieſe Verantwortung zu 
übernehmen, nachdem er in der letzten Periode ſeiner Amts— 
tätigkeit die Überzeugung gewonnen habe, daß mit den wachſen— 
den Schwierigkeiten ſeiner Stellung auch die Gründe ſtärker 
geworden ſeien, die ihm das Verbleiben in ihr unter Über: 
windung jeder perſönlichen Empfindlichkeit als durch die Ehre 
hätten geboten erſcheinen laſſen. In dieſem Kampfe zwiſchen 
Pflichtgefühl und dem berechtigter Kränkung habe er die höhere 
Entſcheidung (ſeine Entlaſſung) mit Erleichterung begrüßt, ihr 
aber auch das Recht entnommen, Verantwortlichkeiten von ſich 
abzulehnen, die ihm nicht zufielen („Hamburger Nachrichten“, 
Morg.⸗Ausg. vom 18. Oktober 1891). Und als die „Voſſiſche 
Zeitung“ im Verlaufe der publiziſtiſchen Debatte, die damals 
über dieſe Frage entſtand, der Wahrheit die Ehre gab und 
ſchrieb, Fürſt Bismarck habe ſich bis zum letzten Augenblicke 
gegen ſeinen Amtsrücktritt geſträubt und ſeinen Poſten erſt 
verlaſſen, nachdem der Kaiſer wiederholt die Einreichung des 
Entlaſſungsgeſuches von ihm geſordert habe, ließ der Fürſt 
in den „Hamburger Nachrichten“ bemerken, etwas anderes 
als die Anerkennung dieſer Tatſache habe er mit den Aus⸗ 
einanderſetzungen über die Entlaſſung, zu denen er durch 
die Offiziöſen neuerdings gezwungen worden ſei, nicht bezweckt 
(„Hamburger Nachrichten“ 2. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.). 

Auch perſönlich hat ſich der Fürſt wiederholt und öffent⸗ 
lich in ähnlichem Sinne ausgeſprochen. So zum Beiſpiel 
in einer Rede, die er im Sommer 1892 in Kiſſingen in der 
Oberſaline bei Gelegenheit des Empfanges einer Anzahl von 
Akademikern gehalten hat, die aus Schwaben erſchienen waren, 
um ihre Huldigungen darzubringen. Er ſagte damals nach 
einer Schilderung der Gründung des Deutſchen Rei ches wörtlich: 
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„Ich würde gern das Werk noch weiter gepflegt haben, 
aber unſer junger Kaiſer wollte es allein machen.“ 

Ferner verdient hier noch erwähnt zu werden, daß ſchon im 
Herbſt 1890 von ſolchen Blättern, die im März 1890 die Ent⸗ 
laſſung des Fürſten zuſtimmend begrüßt hatten, geſchrieben 
wurde: Das mit Furcht gemiſchte Preſtige, deſſen die Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten durch den Fürſten Bismarck ſich zu 
erfreuen gehabt habe, hätte nicht als Erbe auf den Nachfolger 
übergehen können. Soweit die Stellung Deutſchlands unter den 
Staaten Europas auf ſolchen perſönlichen Momenten beruht 
habe, ſei das alte Fundament durch die Entlaſſung des Fürſten 
verloren gegangen und es habe ein neues erſt gelegt werden 
müſſen. Erwägungen dieſer Art ſeien für jeden ruhig Urteilenden 
unabweisbar geweſen. Auch habe ein um ſo ſtärkerer Rück⸗ 
ſchlag erwartet werden müſſen, als die Vormachtſtellung Deutſch— 
lands naturgemäß von denjenigen Mächten, die, wie Frankreich, 
Rußland und auch England, ſelbſt den Anſpruch auf eine führende 
Stellung unter den Staaten Europas erhöben, ſchwer emp⸗ 
funden worden ſei. Dazu ließ der Fürſt in den „Hamburger 
Nachrichten“ ausführen, daß, wenn ſchon damals Derartiges in 
Organen geſchrieben worden ſei, die der neuen Regierung nahe 
geſtanden hätten, und wenn von ihnen zugegeben worden ſei, 
daß eine Schädigung der deutſchen Intereſſen auf dem wichtigen 
Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten von der Beſeitigung 
des Fürſten Bismarck habe erwartet werden müſſen, ſich 
niemand werde wundern dürfen, wenn ſich das deutſche Volk 
aufs neue und dringend die Frage vorlege, weshalb die 
Entlaſſung des Fürſten dennoch habe erfolgen müſſen, und 
welches die Gründe geweſen ſeien, vor denen die Rückſicht auf 
die Intereſſen des Landes hätten zurücktreten müſſen („Ham⸗ 
burger Nachrichten“ 26. Okt. 1891, Ab.⸗Ausg.). 

Dieſe Gründe ſind inzwiſchen zur Genüge bekannt ge⸗ 
worden. Sie beſtanden in dem Wunſche des Kaiſers, ſein eigener 
Kanzler zu ſein, die Politik ſelbſt zu leiten und zwar in neue 
Bahnen. Dazu war die Entlaſſung des Fürſten Bismarck nötig, 
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weil dieſer die neuen Bahnen auf Grund feiner langen poli- 
tiſchen Erfahrung für unheilvoll hielt und die Verantwortung 
dafür nicht übernehmen zu können glaubte. Es handelte ſich 
dabei im Innern namentlich um die „Verſöhnung“ aller der— 
jenigen Elemente, die zur Zeit Kaiſer Wilhelms J. und ſeines 
großen Kanzlers ſchlechthin und der Kürze halber als „Reichs— 
feinde“ bezeichnet worden waren, alſo um die „Verſöhnung“ 
der Sozialdemokratie, der Polen, Welfen und ſo weiter durch 
Entgegenkommen und Erfüllung ihrer Anſprüche. Man glaubte, 
unbegreiflicherweiſe, auf dieſe Art erbitterte Gegner zu An- 
hängern und Stützen des herrſchenden Regiments machen zu 
können. Nach außen hin aber war hauptſächlich ein Abrücken 
von Rußland beabſichtigt, wie es ſpäter durch Verweigerung 
der Fortſetzung des Neutralitätsvertrages tatſächlich erfolgte. 
Der Paſſus über Rußland im „Entlaſſungsgeſuch“ des Fürſten 
enthielt auch ſchon eine indirekte Warnung vor der Preisgabe 
dieſes Vertrages und bewies, welche Gegenſätze auch auf dem 
Gebiete der auswärtigen Politik zwiſchen Kaiſer und Kanzler 
bereits entſtanden waren. Außerdem war engerer Anſchluß 
an England beabſichtigt; wodurch dann ſehr bald, als die Sache 
ſich nicht als durchführbar erwies, der Zick-Zack⸗Kurs, das 
heißt die wechſelnde Umwerbung des Auslandes hervorgerufen 
wurde, die Deutſchland ſo ſehr geſchädigt hat. 

Zu den politiſchen Gründen der Entlaſſung des Fürſten 
traten dann natürlich auch perſönliche. Vor allem der natür- 
liche Gegenſatz zwiſchen jung und alt, zwiſchen dem Kanzler in 
ſeiner dominierenden Stellung und dem Kaiſer, der voll tem— 
peramentvollen Tatendrangs das ſtarke Bedürfnis empfand, 
losgelöſt vom Fürſten Bismarck der Welt zu zeigen, was er 
vermöge. Ferner war es ſchon einige Zeit vor der Entlaſſung 
zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem jungen Monarchen 
und dem alten Kanzler gekommen. So im Herbſt 1889 beim 
Empfang der Streikdeputation aus dem rheiniſch-weſtfäliſchen 
Kohlenrevier; vor allem aber gelegentlich der beabſichtigten 
zweiten Reiſe Kaiſer Wilhelms II. zum ruſſiſchen Zaren. Der 
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Vorgang iſt hinreichend bekannt. Wenn ich ihn trotzdem hier 
erwähne, ſo geſchieht es nur, um gegenüber abweichenden Dar— 
ſtellungen zu bemerken, daß die Sache ſich wie folgt zugetragen 
hat: Als Alexander III. im Oktober 1889 nach Beendigung 
ſeines damaligen Beſuches in Berlin ſich mit ſeinem Gefolge 
auf dem Lehrter Bahnhofe von dem Kaiſer und deſſen Be— 
gleitern verabſchiedet hatte, lud der Kaiſer den Fürſten Bis— 
marck ein, in ſeinem, des Kaiſers, Wagen Platz zu nehmen. 
Er wollte ihn ins Reichskanzlerpalais zurückfahren und dort 
mit ihm weiter konferieren (oder ſpeiſen — das kann ich nicht 
genau ſagen). Während der Fahrt eröffnete der Monarch dem 
Kanzler, daß er beabſichtige, dem Zaren einen zweiten Beſuch 
abzuſtatten. Fürſt Bismarck widerriet dringend die Ausführung 
des Vorhabens, nicht nur aus Gründen der politiſchen Op- 
portunität, ſondern auch aus perſönlichen. Er wies außerdem 
auf gewiſſe Briefe hin, und empfahl ſchließlich, Alexander III. 
gegenüber Zurückhaltung zu üben, den „xruſſiſchen Bären“ 
möglichſt in Ruhe zu laſſen, der ſich in ſeinen Lebensgewohn⸗ 
heiten durch häufige Beſuche leicht geſtört fühle. Dem Kaiſer 
war dieſer Rat des Fürſten offenbar unangenehm. Der zweite 
ruſſiſche Beſuch war eine Lieblingsidee von ihm, auf die er 
ſtolz war, weil er glaubte, durch perſönliche Eindrücke den 
Zaren gewinnen und auf dieſe Weiſe deſſen Beihilfe zur Ver⸗ 
wirklichung der politiſchen Pläne erlangen zu können, mit denen 
er ſich hinſichtlich der auswärtigen Politik des Reiches trug. 
Der Umſtand, daß ſich ſeine ruſſiſchen Hoffnungen nicht ver⸗ 
wirklichten, bildete den Ausgangspunkt der ſpäteren Weige⸗ 
rung, den jo vorteilhaften Neutralitätsvertrag mit dem Zaren⸗ 
reiche zu erneuern. Hier mag die Bemerkung eingeſchaltet ſein, 
daß der Kaiſer, damals wenigſtens, überhaupt leicht in Gegen⸗ 
ſatz zu allen Faktoren geriet, die nicht von ihm reſſortierten, 
oder die ſeinen Bemühungen, ſie für ſich einzunehmen, irgend⸗ 
welchen Widerſtand entgegenſetzten. Die Stimmung, in die der 
Herrſcher durch das Widerraten des zweiten Beſuches beim Zaren 
durch den Fürſten Bismarck gegen dieſen verſetzt worden war, 
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markierte ſich äußerlich dadurch, daß er, entgegen ſeiner ur— 
ſprünglichen Abſicht, den Fürſten Bismarck ins Reichskanzler— 
palais zu begleiten, den Wagen vor dieſem halten, den Fürſten 
allein ausſteigen ließ und dann allein zurückfuhr. Die Verſion, 
daß der Kaiſer die Fahrt nach dem Reichskanzlerpalais unter- 
wegs habe unterbrechen und den Fürſten auf der Straße hätte 
ausſteigen laſſen, beruhte auf einem inzwiſchen aufgeklärten 
Irrtum und iſt hiernach zu berichtigen. 

Gleichwohl gab der Vorgang dem Fürſten zu denken und 
Grund, ſich der Unterredung zu erinnern, die er kurze Zeit 
zuvor mit dem Zaren Alexander III. gehabt hatte. Sie iſt 
zu bekannt, als daß ich darauf näher einzugehen brauchte. 
Es genügt der Hinweis darauf, daß der Zar ſchon im 
Herbſt 1889 dem Fürſten gegenüber zu deſſen Überraſchung 
Zweifel daran geäußert hatte, ob dieſer noch lange Kanzler 
bleiben werde. 

In der Folge ſpitzte ſich der Gegenſatz zwiſchen Kaiſer und 
Kanzler während des Winters immer mehr zu und zwar dank 
der Schürung von einflußreichen und hochſtehenden Perſönlich⸗ 
keiten, die ein Intereſſe daran hatten, den Kaiſer zur Entlaſſung 
des Fürſten Bismarck zu bewegen. Zwar ſchrieb der Kaiſer noch 
zum Jahreswechſel 1889/90 an ſeinen Kanzler, er bitte Gott, 
daß er ihm in ſeinem ſchweren und verantwortungsvollen Herr— 
ſcherberufe den treuen und erprobten Rat des Fürſten noch 
viele Jahre erhalten möge, aber daraus iſt kein Argument da⸗ 
für herzuleiten, daß die Verabſchiedung des Fürſten nicht ſchon 
damals vom Kaiſer geplant geweſen ſein könne; denn die Hoff- 
nung, ſich den erprobten Rat des großen Kanzlers erhalten zu 
ſehen, hat der Kaiſer auch noch in dem Handſchreiben wieder⸗ 
holt, mit dem er am 20. März 1890 das von ihm befohlene 
„Entlaſſungsgeſuch“ des Fürſten genehmigte. 

Die Gründe, die zu der Entlaſſung geführt haben, ſind 
hinreichend bekannt. Ich glaube ſie aber auf Grund der eigenen 
Mitteilungen des Fürſten hier reſümieren und mit einigen Be⸗ 
merkungen verſehen zu ſollen. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
2 N 
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1. Wie ſich aus dem Entlaſſungsgeſuch ergibt, bildete die 
Differenz wegen der Beibehaltung der Kabinettsorder von 1852, 
die den Reſſortminiſtern den Vortrag beim Monarchen ohne 
Vorwiſſen des Miniſterpräſidenten unterſagt, ein Hauptmotiv 
der Entlaſſung. Der Fürſt hatte in der letzten Zeit ſeiner 
Amtsführung Anlaß erhalten, auf die Reſpektierung dieſer 
Order zu dringen. Kein Miniſterpräſident (davon ging er aus) 
könne für die Geſamtpolitik die Verantwortung tragen, wenn 
jeder ſeiner Kollegen fie durch immediaten Vortrag und Boll- 
ziehung Allerhöchſter Orders in die Hand zu nehmen berechtigt 
ſei, ohne den Miniſterpräſidenten zu benachrichtigen, und ihm 
Gelegenheit zu einem Immediatvortrag zu geben. Welche 
Rolle dieſe Order in der Märzkriſis des Jahrs 1890 geſpielt 
hat, geht nicht nur aus dem Entlaſſungsgeſuch des Fürſten 
hervor, ſondern wurde bald darauf auch von der hochoffiziöſen 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ bezeugt. Dies Blatt 
ſchrieb am 23. März 1890: 

„Es iſt richtig, daß Fürſt Bismarck zur Ausführung des Kaiſer⸗ 
lichen Befehls, die Order von 1852 aus der Welt zu ſchaffen, die Hand 
nicht hat bieten wollen, weil er dieſelbe für unentbehrlich hielt, wenn 
ein Präſidium des Staatsminiſteriums fortbeſtehen ſollte. Der Ham⸗ 
burgiſche Correſpondent' iſt wohl unterrichtet, wenn er annimmt, daß 
dieſe Ablehnung dem Präſidenten des Staatsminiſteriums über die un⸗ 
abweisbare Notwendigkeit ſeines Rücktritts ſchließlich die volle Klarheit 
gegeben hat.“ 

Auch die „Germania“, das leitende Berliner Organ der 
Windthorſtſchen Zentrumspartei, bekundete am 21. Oktober 
1890: 

„Der Kaiſer hatte den Fürſten Bismarck vor die Alternative geſtellt, 
entweder in Sachen der von Bismarck wieder aufgefriſchten Kabinetts⸗ 
order von 1852, die den amtlichen Verkehr der Miniſter mit dem Mon⸗ 
archen im weſentlichen unter die Kontrolle des Miniſterpräſidenten ſtellt, 
nachzugeben, oder zu gehen. Da Bismarck zum Nachgeben in dieſer, 
für ſeine Beziehungen zum Kaiſer übrigens auch ſonſt 
ſymptomatiſchen Frage nicht bereit war, mußte er gehen und 


erhielt auch die Aufforderung zum Gehen. Das iſt das Weſen der 
Vorgänge, das nicht verdunkelt werden kann.“ 
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Dieſer Anſicht war Fürſt Bismarck auch. Ich will hier 
gleich noch einſchalten, daß er im Laufe der Jahre wieder— 
holt die Anſicht geäußert hat, die Kabinettsorder ſei nach ſeiner 
Entlaſſung trotzdem nicht außer Wirkſamkeit geſetzt worden. 
Im April des Jahres 1892 äußerte Graf Eulenburg, der da— 
malige preußiſche Miniſterpräſident, über die Stellung des 
letzteren zum Miniſterium im preußiſchen Abgeordnetenhauſe: 
Die Aufgabe des preußiſchen Miniſterpräſidenten beſtehe nicht 
nur darin, die Verhandlungen des preußiſchen Miniſteriums 
zu leiten und die Stimmen zu zählen, ſondern es ſei auch ſeine 
Aufgabe, für einen gleichmäßigen und in gleicher Richtung ſich 
bewegenden Gang zu ſorgen ſowie das Geſamtminiſterium zu 
repräſentieren. Dazu bemerkte Fürſt Bismarck, er ziehe aus 
dieſer Erklärung den Schluß, daß auch heute die Aufhebung 
der Kabinettsorder über die Befugniſſe des Miniſterpräſidenten 
noch nicht erfolgt ſei. Denn wenn ſie wirklich beſeitigt worden 
wäre, ſo würde Graf Eulenburg kaum in der Lage geweſen 
ſein, das Programm, das er im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
bezüglich des Miniſterpräſidenten aufgeſtellt und das ſich der 
vollen Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes zu erfreuen ge— 
habt habe, tatſächlich durchzuführen. („Hamburger Nachrichten“ 
6. Mai 1892, Morg.⸗Ausg.) 

2. Es beſtanden grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Kaiſer und Kanzler über die fernere Behandlung der 
ſozialpolitiſchen Fragen, in Sonderheit über die Erlaſſe vom 
4. Februar 1890, betreffend den Arbeiterſchutz. Dieſe Erlaſſe 
bildeten eine vollſtändige Überraſchung für den verantwort— 
lichen Reichskanzler und erregten ſchwere Bedenken auf ſeiner 
Seite. Man geht nicht fehl, wenn man die Erlaſſe als das 
Ergebnis der Einwirkung betrachtet, die im Laufe des Winters 
von Ratgebern des Monarchen in verantwortlicher und in nicht- 
verantwortlicher Stellung ſtattgefunden hatten. Sie bezweckten, 
den Kaiſer in der Auffaſſung zu beſtärken, daß es mit der 
Sozialpolitik des Reichskanzlers ſo nicht weiter gehen könne. 
Sie ſei rückſtändig, negiere berechtigte Forderungen der Arbeiter 
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ſowie die Gebote der Humanität. Bei Fortführung dieſer 
Politik würden die Arbeiter immer mehr in die Arme der 
Sozialdemokratie getrieben. Daraus entſtehe für Staat und 
Geſellſchaft eine nicht zu unterſchätzende Gefahr. Derartige 
Argumente hatten anſcheinend auf den Monarchen einen um 
ſo größeren Eindruck gemacht, als er ohnehin ſozialpolitiſche 
Auffaſſungen hegte, die von denen des Fürſten Bismarck 
weſentlich abwichen und die ſpäter in dem bekannten Worte 
Ausdruck fanden: „Die Sozialdemokratie überlaſſen Sie mir, 
mit der werde ich allein fertig.“ Dem entſprach es, daß 
die Februarerlaſſe weit über die Grenzen hinausgingen, die 
der Fürſorge des Staates für die wirtſchaftlich ſchwächeren 
Klaſſen durch die Allerhöchſte Botſchaft Kaiſer Wilhelms I. vom 
17. November 1881, betreffend die Inangriffnahme der Sozial⸗ 
reform neben Repreſſivmaßregeln gegen die gemeingefähr- 
lichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie, gezogen waren. Be⸗ 
kanntlich war dieſe Allerhöchſte Botſchaft vom Fürſten Bis⸗ 
marck angeregt und verfaßt worden und hatte bis dahin die 
Grundlage der ſozialen Geſetzgebung des Reiches gebildet. 
Kaiſer Wilhelm II. war jedoch der Anſicht, daß der bisherige 
Umfang der ſozialpolitiſchen Fürſorge erweitert werden müſſe. 
Seiner Meinung nach war es Aufgabe der Staatsgewalt, nicht 
nur Zeit, Dauer und Art der Arbeit zu regeln, ſondern auch 
Formen aufzufinden, die den Arbeitern die Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen auf dem Wege der Verhandlungen mit den 
Arbeitgebern, ſowie mit den Regierungsorganen ermöglichten, 
und anderes mehr. Fürſt Bismarck, obwohl ihm der Gedanke 
einer Einſchränkung zum Beiſpiel der Frauen- und Kinderarbeit 
an ji) natürlich ſympathiſch war, glaubte dennoch von einem 
Eingreifen des Staates in die Autonomie der Arbeiter ebenſogut 
wie in die der Arbeitgeber aus prinzipiellen Gründen abraten 
zu müſſen. Dies um ſo mehr, als nicht erſichtlich war, auf 
welche Weiſe den Arbeitern der Ausfall an Lohn erſetzt werden 
ſolle, der ihnen aus der ſtaatlichen Beſchränkung ihrer Arbeits⸗ 
zeit und ⸗gelegenheit erwachſen müſſe. Vor allem aber be- 
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fürchtete der Fürſt, daß die Erlaſſe auf die übrigen Bevölke— 
rungsklaſſen verwirrend einwirken und als ein Paktieren des 
Staates mit der Begehrlichkeit der Arbeiter aufgefaßt werden 
würden. Ein ſolches Paktieren hielt der große Staatsmann 
für abſolut unzuläſſig. Er erwartete davon, im Gegenſatz zum 
Kaiſer, keine beſchwichtigende Wirkung auf die ſozialiſtiſchen 
Arbeitermaſſen, ſondern eine Aufmunterung derſelben zur Er⸗ 
hebung immer weitergehender Anſprüche. Die ſozialiſtiſchen 
Agitatoren würden den Arbeitern ſagen: „Seht, die kaiſerlichen 
Erlaſſe ſind eine Folge unſerer Agitation für euch, vertraut 
euch alſo nur weiter unſerer Führung an und ihr werdet noch 
ganz andere Zugeſtändniſſe erlangen.“ Auf dieſe Weiſe werde 
es alſo nicht möglich ſein, zu erreichen, was der Kaiſer mit 
ſeinen Erlaſſen zweifellos beabſichtige: den ſozialen Frieden zu 
fördern; vielmehr ſei eine weitere Bedrohung desſelben zu 
befürchten. Der Fürſt drang aber mit ſeiner Auffaſſung nicht 
durch und erreichte nur, daß die Erlaſſe in ihrer urſprüng⸗ 
lichen Form, in der ſie — ſehr bezeichnender Weiſe — in der 
Kronratsſitzung vom 24. Januar durch Herrn v. Boetticher 
verleſen worden waren, ihm zur Bearbeitung überwieſen 
wurden. Er hat ſie einigermaßen abgeſchwächt, damit nicht die 
Fülle ihrer Verſprechungen der Reichspolitik ſpäter peinliche 
Verpflichtungen auferlegte und in unliebſamer Weiſe präjudi⸗ 
zierte. Auf ſeinen Antrag ſind dann die Erlaſſe dem Staatsrat 
und der internationalen Konferenz zur Beratung überwieſen 
worden mit der Aufgabe, die Nützlichkeit und Ausführbarkeit 
der neuen Pläne zu prüfen. Das Ergebnis dieſer Beratung 
war jedoch von ſehr problematiſchem Werte. 

Wie ſehr der Fürſt in bezug auf die ſozialpolitiſchen Fragen 
mit ſeiner Auffaſſung im Rechte war, hat die folgende Ent⸗ 
wicklung nur zu klar erwieſen. Nicht nur, daß ſich die Regie⸗ 
rung ſpäterhin veranlaßt ſah, auf die Politik zurückzugreifen, 
die dem Bismarckſchen Sozialiſtengeſetz zugrunde lag und zwar 
durch Vorlegung der Umſturzvorlage und des Zuchthausgeſetz⸗ 
entwurfes, ſondern die Februarerlaſſe haben auch die ganze 
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fernere Sozialpolitik des Reiches höchſt ungünſtig beeinflußt. 
Auf Grund dieſer Erlaſſe kam es in der nachbismarckiſchen 
Zeit zu einem wahren Wettlauf der Regierung mit dem Reichs⸗ 
tage in der Bekundung übermäßiger und übertriebener Arbeiter- 
fürſorge, die von den übrigen Klaſſen der Bevölkerung mit 
Befremden wahrgenommen wurde. Was aber die Arbeiter be- 
traf, ſo wurde trotz der materiellen und ſonſtigen Verbeſſerung 
ihrer Lage das utopiſtiſche Ziel ihrer Zufriedenſtellung und 
ihrer Ausſöhnung mit der beſtehenden Staats- und Geſell— 
ſchaftsordnung nicht erreicht. Im Gegenteil wandten ſie ſich 
in unheimlich ſtarker Progreſſion der Sozialdemokratie zu, die 
ihrerſeits nicht daran dachte, auf Grund der ſozialpolitiſchen 
Fürſorge des Staates für die Arbeiter ihre ſtaats⸗ und geſell⸗ 
ſchaftsfeindliche Tendenz irgendwie aufzugeben. So breitete ſich 
die Sozialdemokratie immer mehr aus und es kam im Laufe 
der Jahre dazu, daß ſie 1912 über vier Millionen Wähler⸗ 
ſtimmen erhielt und 110 Abgeordnete ihrer Partei in den 
Reichstag ſchicken konnte. 

3. Ein weiterer Konflikt zwiſchen dem Kaiſer und dem 
Fürſten Bismarck ergab ſich aus der bekannten Unterredung, die 
der letztere am 12. März dem Zentrumsführer Windthorſt auf 
deſſen Anſuchen durch Vermittlung des Bankiers des Fürſten, 
Herrn v. Bleichröder, ohne weiteres gewährt hatte, weil er ſich 
durch ſein Amt verpflichtet hielt, jeden Abgeordneten, namentlich 
aber jeden Parteiführer, zu empfangen, wenn dieſer ihn in poli⸗ 
tiſchen Angelegenheiten zu ſprechen wünſchte. Welche Abſichten 
Windthorſt mit ſeinem Beſuche verfolgt hat, kann hier dahin- 
geſtellt bleiben. Tatſache iſt, daß die Initiative dazu aus⸗ 
ſchließlich von ihm ausging. Über den Verlauf der denk⸗ 
würdigen Unterredung berichtet Fürſt Bismarck ſelbſt in dem 
Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vom 25. November 1891, 
Morg.⸗Ausg. Sie verlief durchaus geſchäftlich. Von dem 
Verſuche, irgendeine Kooperation einzuleiten, war keine Rede. 
Allerdings wurde auch die Entlaſſungsfrage berührt, aber dies 
geſchah in einer Weiſe, die keinerlei Bedenken unterlag. Die 
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Behauptung der Gegner des Fürſten Bismarck, er habe die 
Unterredung mit Windthorſt herbeigeführt, um mit Zentrums— 
hilfe ſein gefährdetes Portefeuille zu retten, beruht auf purer 
Erfindung und iſt unhaltbar ſchon gegenüber der Tatſache, 
daß die Löſung der amtlichen Beziehungen des Kanzlers zum 
Kaiſer ſchon mehrere Wochen vor der Beſprechung mit Windt— 
horſt für beide dabei Beteiligten außer Zweifel geſtanden hat, 
nur mit der Maßgabe, daß der genauere Zeitpunkt und die 
Modalitäten der Entlaſſung erſt nach den erſten Verhand— 
lungen mit dem neuen Reichstage, alſo etwa im Mai oder 
Juni 1890, feſtgeſtellt werden ſollten. Auf die Vorgänge, durch 
die dann eine Beſchleunigung der Entlaſſung herbeigeführt 
wurde, wird weiter unten einzugehen ſein; jedenfalls trugen ſich 
die Dinge, die hier in Betracht kommen, erſt in den Tagen 
unmittelbar nach der Beſprechung des Kanzlers mit dem 
Zentrumsführer zu und es beſtand zweifellos ein Kauſalnexus 
zwiſchen ihnen und der verfrühten Entlaſſung. Der Fürſt war 
überzeugt, daß ihm mit dieſer Unterredung eine Falle habe 
geſtellt werden ſollen, und dieſe Überzeugung entbehrte auch 
nicht der Berechtigung. 

Auffällig erſchien dem Fürſten, daß Windthorſt während 
der Unterredung den General Caprivi als Nachfolger auf den 
Reichskanzlerpoſten empfahl. Er entnahm daraus den erſten 
Anlaß zu dem Verdachte, daß Caprivi tatſächlich der Kan⸗ 
didat des Zentrums ſei und daß Windthorſt perſönlich dazu 
beigetragen habe, den Bruch des Kaiſers mit ihm, dem 
Fürſten, herbeizuführen. Es mag hier gleich erwähnt ſein, 
daß für die Eventualität eines Wechſels in der Kanzlerſtellung 
ſchon einige Monate vor der Windthorſtſchen Beſprechung Fürſt 
Bismarck ſelbſt dem Kaiſer den General v. Caprivi für eine 
leitende Stellung empfohlen hatte. Dagegen iſt es ein Irrtum, 
wenn behauptet wird, von der Verwendung des Herrn v. Caprivi 
in dieſer Beziehung ſei ſchon zu Kaiſer Friedrichs Zeiten die 
Rede geweſen. Das iſt nicht der Fall, damals wurde nur die 
Verſetzung Caprivis an die Spitze des Kriegsminiſteriums oder 
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des Generalſtabes in Frage gezogen. Dieſe von Kaiſer Friedrich 
ſelbſt ausgegangene Anregung ſcheiterte an dem Widerſpruche 
des Grafen Moltke. Jedenfalls iſt Windthorſt im Irrtum 
geweſen, wenn er glaubte, ſeine Anregung der Nachfolgerſchaft 
Caprivis in der Unterredung, die er mit dem Fürſten Bis⸗ 
marck am 12. März 1890 gehabt hat und von der der Kaiſer 
ſofort Kenntnis erhielt, habe den erſten Anlaß dazu gebildet, 
daß Graf Caprivi wirklich Reichskanzler wurde. Die Anregung 
Windthorſts, wenn ſie überhaupt an die Allerhöchſte Adreſſe 
gelangte, was kaum wahrſcheinlich iſt, kam jedenfalls post 
festum. 

Der Kaiſer war über die Unterredung des Fürſten Bis⸗ 
marck mit Windthorſt, über welche ihm tendenziös entſtellte 
Berichte zugetragen ſein mochten, ſehr erregt. Er fuhr nach 
dem Kanzlerpalais, um den Fürſten zu fragen, was dieſe 
Unterredung zu bedeuten gehabt habe, wobei er betonte, daß 
er von Verhandlungen ſeines Kanzlers mit einem Parteiführer 
wie Windthorſt rechtzeitig zu erfahren, ein Recht habe. Dem 
gegenüber wies Fürſt Bismarck darauf hin, daß er ſeinen amt⸗ 
lichen Verkehr mit den Abgeordneten bisher nach ſeinem Er⸗ 
meſſen und nach feiner Pflicht geregelt habe. Es wird zu- 
treffend ſein, wenn damals in der Preſſe behauptet wurde, 
dieſe Unterredung zwiſchen Kaiſer und Kanzler habe (unter 
dem Einfluß gewiſſer Zwiſchenträgereien) einen „lebhaften“ 
Verlauf genommen. Sicher iſt, daß der Fürſt dabei die 
ſchuldige Ehrfurcht vor dem Monarchen in keiner Weiſe ver⸗ 
letzt hat. Wohl aber fiel von ſeiner Seite das Wort, daß er 
nur infolge des Verſprechens, das er Kaiſer Wilhelm I. gegeben 
habe: einſt ſeinem Enkel zu dienen, bisher im Amte verblieben 
und gern bereit ſei zu gehen, wenn der Kaiſer dies wünſche. 
Die Unterredung endete bekanntlich mit der Aufforderung des 
Monarchen an den Fürſten Bismarck, perſönlich im Schloß zu 
erſcheinen und Vortrag über ſeine Entlaſſung zu halten. Daran 
ſchloſſen ſich dann die weiteren Vorgänge, die zur Entlaſſung 
führten: 
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In den Morgenstunden des 17. März erichien der Chef 
des Militärkabinetts, General v. Hahnke, beim Fürſten, um 
dieſem die ſtrikte Aufforderung des Kaiſers zur ſofortigen Ein— 
reichung ſeines Entlaſſungsgeſuches zu überbringen. Der Kanzler 
wendete ein, daß er nicht glaube, die Verantwortung für die 
Folgen übernehmen zu können, die ſein Ausſcheiden im gegen— 
wärtigen Augenblicke nach ſich ziehen müſſe; aber es ſtehe ja 
dem Kaiſer frei, ihn auch ohne Demiſſionsgeſuch ſofort zu 
entlaſſen. Dann folgte der Miniſterrat des nämlichen Tages, 
in dem der Fürſt es ausſprach, daß er nicht glaube, mit dem 
Maße von Rückſicht behandelt zu werden, auf das er ſeinem 
Alter und ſeiner Vergangenheit nach Anſpruch gehabt hätte. 
Der Miniſterrat nahm den Verlauf, daß die Kollegen des 
Fürſten in Sachen der Kabinettsorder ihm beipflichteten und 
Schritte zu unternehmen beſchloſſen, die das Verbleiben des 
Kanzlers im Amte ſichern ſollten. Die Miniſter fanden ſich 
zu dieſem Behufe am Schluß der Sitzung nochmals in der 
Wohnung des Herrn v. Boetticher zuſammen, um darüber 
weiter zu beraten. Aber während dieſer Beſprechung erſchien 
bereits ein Flügeladjutant des Kaiſers, der mitteilte, daß die 
Entſchlüſſe Seiner Majeſtät bezüglich des Fürſten Bismarck 
bereits gefaßt ſeien. Einige Stunden darauf ließ ſich der Chef 
des Zivilkabinetts, Herr v. Lucanus, beim Kanzler melden, 
um ihm im Auftrage des Kaiſers zu eröffnen, daß dieſer der 
Einreichung des Abſchiedsgeſuches noch im Laufe des Tages 
entgegenſehe. Der Fürſt wandte ein, er brauche zur Abfaſſung 
eines ſolchen Geſuches Zeit, da er es ſich ſelbſt und der Ge⸗ 
ſchichte ſchuldig ſei, ausführlich darzutun, warum er entlaſſen 
werde. Dagegen erklärte er ſich wiederholt bereit, ſeine ſchlichte 
Verabſchiedung ſofort zu unterzeichnen. In derſelben Nacht ver⸗ 
faßte er dann die denkwürdige Staatsſchrift, die als ſein „Ent⸗ 
laſſungsgeſuch“ bezeichnet wird. Wenn in der zuſtimmenden 
Antwort des Kaiſers von der „Ausſichtsloſigkeit weiterer Ver⸗ 
ſuche, den Fürſten zur Zurücknahme ſeines Antrages zu be⸗ 
wegen“, die Rede war, ſo iſt im Intereſſe der hiſtoriſchen 
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Wahrheit feſtzuſtellen, daß ſolche Verſuche überhaupt nicht ſtatt— 
gefunden haben. 

Zu der Entlaſſung, namentlich in dieſer Form, wäre es 
kaum gekommen, wenn es nicht dritte Perſonen verſtanden 
hätten, unter kluger Ausnutzung gewiſſer Empfindlichkeiten 
des Monarchen, den Gegenſatz zwiſchen ihm und ſeinem 
Kanzler ſyſtematiſch zu vertiefen. Wie es in dem Artikel der 
„Hamburger Nachrichten“ vom 28. September 1891, Ab.-Ausg., 
heißt, wurde dem Fürſten ſein Verbleiben im Amte weſent⸗ 
lich durch die Beſtrebungen anderer erſchwert, ſich zwiſchen 
Kaiſer und Kanzler zu ſchieben und dem Kaiſer näher zu 
treten als ihm der Kanzler ſtand, obwohl nach der Ver— 
faſſung dieſer der alleinige Ratgeber des Monarchen und im 
preußiſchen Staate der für die Geſamtpolitik vorzugsweiſe ver⸗ 
antwortliche Miniſterpräſident war. Dieſe Zwiſchenſchiebungen 
ind es zunächſt geweſen, die die Haltbarkeit der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Stellung des Reichskanzlers beeinträchtigten. Sie 
ſeien, wie der Fürſt weiter bekundet, von mannigfachen Seiten 
her erfolgt: von militäriſcher, von Privatleuten, die das Ohr 
des Kaiſers geſucht hätten, von Kollegen des Kanzlers, von 
konſervativen Fraktionsführern und auch von höheren Gtel- 
lungen aus. Am wirkſamſten ſeien die Beziehungen geweſen, 
die Kollegen des Kanzlers unter Umgehung des letzteren, ſowie 
unter Bekämpfung der kanzleriſchen Politik und unter Benutzung 
ihres amtlichen Zutritts zur höchſten Stelle erlangt hätten. 

Hierzu bemerke ich, daß unter den „Kollegen des Kanzlers“ 
namentlich der damalige. Staatsſekretär und Stellvertreter des 
Fürſten, Herr v. Boetticher, zu verſtehen war, — unter den 
„höheren Stellen“ der damalige Großherzog von Baden, — 
unter den „konſervativen Fraktionsführern“ Herr v. Helldorf, 
— unter den Privatleuten namentlich der frühere Erzieher des 
Kaiſers, Geheimrat Hintzpeter, Graf Douglas, Herr v. Heyden, 
Dr. Güßfeld und andere, von denen es dahingeſtellt bleiben 
muß, ob ſie alle den Sturz des Kanzlers direkt erſtrebten. 
Dagegen haben zweifellos auch von chriſtlich-konſervativer 
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(Stöckerſcher) Seite damals Beſtrebungen nach dieſer Richtung 
eingeſetzt. Sie liefen darauf hinaus, den Fürſten Bismarck 
zu beſeitigen, um den Monarchen für die eigenen Beſtrebungen 
leichter gewinnen zu können. 

Endlich iſt hier noch der Giftmiſcherei zu gedenken, die Fürſt 
Bismarck in dem Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vom 
3. Mai 1890, Ab.⸗Ausg., der Offentlichkeit mitgeteilt hat. Dort 
iſt von „verſchiedenen Gerüchten“ die Rede, die „unter Bezug⸗ 
nahme auf Berichterſtatter in höherer Stellung“, die kurz zuvor 
in Friedrichsruh geweſen ſeien, während des Winters 1889 90 
in Berliner Hofkreiſen derart in Zirkulation geſetzt worden 
wären, daß ſie das Ohr des Kaiſers erreichen mußten. Zu 
ihnen habe das Gerücht gehört, Fürſt Bismarck ſei der Mor⸗ 
phiumſucht verfallen und zwar in ſo hohem Grade, daß er den 
Zuſammenhang ſeiner Gedanken bereits verloren hätte. Daß 
dieſe Bezichtigung des abweſenden Staatsmannes vor dem 
Kaiſer mit dem vollen Anſcheine ihrer Erhärtung durch Augen— 
zeugen erhoben worden ſein müſſe, gehe daraus hervor, daß 
Seine Majeſtät es für notwendig erachtet habe, ſich durch An⸗ 
hörung des Arztes des Fürſten, des Profeſſors Schweninger, 
von der gänzlichen Grundloſigkeit der Sache zu überzeugen. 
Hier iſt unter den „Berichterſtattern höherer Stellung“ v. Boet⸗ 
ticher zu verſtehen, während es nach der Annahme des Fürſten 
abermals ein deutſcher Bundesfürſt war, der das erwähnte 
Gerücht zu Ohren des Kaiſers gebracht hat. Beachtung 
verdient auch noch die Hinzufügung in dem vorerwähnten 
Artikel der „Hamburger Nachrichten“, dem Zwecke, um deſſen 
Erreichung es ſich bei den damaligen Verleumdungen gehandelt 
haben dürfte, habe es wohl auch gedient, daß von Leuten, die 
mit dem Fürſten geſchäftlich zu verkehren gehabt hätten, an 
maßgebender Stelle der Eindruck hervorgerufen worden ſei, 
der Kanzler ſei feſt entſchloſſen, unter allen Umſtänden zu 
gehen, während umgekehrt dem Fürſten verſichert worden 
wäre, der Kaiſer wolle ſich um jeden Preis von ihm tren- 
nen und ſtehe bereits mit ſeinem Nachfolger in Unterhand⸗ 
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lung. Auch dieſe Stelle des Artikels bezieht ſich auf Herrn 
v. Boetticher. 

Auf alle dieſe Intrigen iſt es zurückzuführen, daß es ſchließ— 
lich gelang, den Kaiſer zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck 
in der Art und Weiſe, wie ſie tatſächlich erfolgt iſt, zu bewegen. 

Wie ſchwer ſich der Fürſt innerlich dadurch getroffen ge— 
fühlt hat, geht aus ſeiner Außerung hervor: die Entlaſſung 
ſei ſein Todesurteil geweſen, ſeine Trompete ſei durchſchoſſen, ſie 
gebe keinen Ton mehr. Die Staatsmänner der alten Römer — 
wie Cato von Utika — ſeien, wenn ſie ſich gezwungen ſahen, 
aus dem öffentlichen Leben abzutreten, freiwillig aus dieſem 
irdiſchen Daſein geſchieden. Ihm ſei dies verwehrt. 


Fürſt Bismarck und der Kaiſer nach der Entlaſſung. 


Da Fürſt Bismarck hinſichtlich ſeiner Entlaſſung von ſeinen 
Gegnern ſachlich nicht ins Unrecht geſetzt werden konnte, wurde 
ſehr bald verſucht, ihn wenigſtens der Bekundung eines Man⸗ 
gels an Ehrerbietung gegen ſeinen kaiſerlichen Herrn zu zeihen. 
Als derartige Verſuche zuerſt auftauchten, ſagte der Fürſt 
zu mir: 

„Unter allen Vorwürfen, die mir meine Gegner machen, 
iſt ſicher der am wenigſten berechtigt, daß ich es jemals Seiner 
Majeſtät gegenüber an der Devotion habe fehlen laſſen, auf 
die er Anſpruch hat und die ich ihm als ſein Untertan ſchulde. 
Selbſtverſtändlich konnte meine Entlaſſung für mich kein Grund 
ſein, die Rückſichten irgendwie zu verletzen, die mir meine Stel⸗ 
lung zum Monarchen auferlegt. Es iſt töricht und abgeſchmackt, 
wenn das Gegenteil behauptet wird, und jeder, der mich kennt, 
wird derartigen Beſchuldigungen den Glauben verſagen.“ 

Erſt recht unbegründet iſt natürlich die alberne Tintenfaß⸗ 
Legende, die dahin ging, der Fürſt habe während der Unter⸗ 
redung, die er am 15. März mit dem Kaiſer im Reichskanzler⸗ 
palais gehabt, ſich in der Erregung ſo weit hinreißen laſſen, 
ein auf dem Tiſche ſtehendes Tintenfaß gegen den allerhöchſten 
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Herrn zu erheben. Daß die Gegner des Fürſten zur Ver— 
breitung derartiger gehäſſiger, geſchmackloſer und gänzlich un— 
glaubwürdiger Gerüchte griffen, beweiſt, daß ihnen beſſere 
Waffen nicht zur Verfügung ſtanden. 

In der erſten Zeit, als die Erbitterung über das ihm 
Widerfahrene den Fürſten noch mit voller Stärke erfüllte, mag 
im engſten Familienkreiſe hie und da einmal ein ſcharfes Wort 
gefallen ſein, aber ſobald andere Perſonen anweſend waren, 
war der Fürſt ſtets der alte preußiſche Edelmann, der ſeinem 
Könige auch dann noch Treue und Gehorſam bezeigt, wenn 
dieſer ihm unrecht tut. Faſt nie ſprach der entlaſſene Kanzler 
von dem Kaiſer anders als von „unſerm jungen Herrn“. Nie 
kam ein unehrerbietiges Wort gegen den Monarchen über ſeine 
Lippen, wohl aber trat es bei jeder Gelegenheit hervor, daß 
der Fürſt beſtrebt war, den Kaiſer gegen allzu harte Anklagen 
in Schutz zu nehmen. Der große Kanzler war auch nach ſeiner 
Entlaſſung in ſeiner Geſinnung dem Kaiſer gegenüber noch 
der nämliche, der er war, als er ein Jahrzehnt früher in einer 
parlamentariſchen Rede erklärt hatte: 

„Niemand weiß genauer als Seine Majeſtät der König, 
daß er nicht nur keinen treueren, ſondern auch keinen unter- 
tänigeren Diener haben kann als mich, nicht bloß in meiner 
Eigenſchaft als Staats- und Reichsbeamter, ſondern auch von 
Geburt ab, in meiner Eigenſchaft als kurbrandenburgiſcher 
Vaſall und obendrein Altmärker, als Mitglied einer Familie, 
die dem regierenden Hauſe ſolange treu gedient hat, als wir 
überhaupt das Glück haben, dasſelbe als Landesherrſchaft zu 
beſitzen.“ 

Wie ſorgfältig der Fürſt ſeinerſeits darauf bedacht war, 
der Auffaſſung entgegenzutreten, als ob er bei ſeiner Entlaſſung 
ſeinem Herrn gegenüber auch nur ein Wort geſprochen hätte, 
das zu berechtigter Kritik Anlaß gegeben habe, wird durch die 
wiederholten und ſehr energiſchen Dementis dargetan, die er 
in den „Hamburger Nachrichten“ gegen die Richtigkeit der ihm 
zugeſchriebenen Worte: „Le roi me reverra!“ hat veröffentlichen 
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laſſen. Stets hat der Fürſt mit volliter Entſchiedenheit mir 
gegenüber beſtritten, dieſe Außerung, die eine indirekte Drohung 
enthalte, getan zu haben. Es ſei überhaupt nicht ſeine Ge— 
wohnheit, derartige Wechſel auf die Zukunft zu ziehen; wenn 
er es aber doch getan und ſich dabei der franzöſiſchen Sprache 
bedient hätte, jo würde er vielleicht „Nous verrons!“ ge— 
ſagt haben. 

Ich kann bezeugen, daß der Fürſt, ſelbſt in den aller⸗ 
ſchlimmſten und bitterſten Tagen, wo die Rede vom „Zer— 
ſchmettern“ war, wo der Ausdruck „Handlanger“ fiel und den 
„mißvergnügten Nörglern“ geraten wurde, „den deutſchen 
Staub von den Pantoffeln zu ſchütteln“, in ſeinem Ge— 
ſpräche mit mir niemals ein Wort gebraucht hat, das den 
Reſpekt vor dem Monarchen irgendwie verletzt hätte. Als 
„Royaliſt bis auf die Knochen“ blieb ihm Kaiſer Wilhelm II. 
auch dann immer „mein Kaiſer und Herr“. Der Monarch 
war für ihn in allem Wechſel der Zeiten nicht nur nach der 
Verfaſſung, ſondern auch moraliſch „unverletzlich “. Demgemäß 
duldete der Fürſt es auch nicht, daß der Kaiſer perſönlich in 
den „Hamburger Nachrichten“ irgendwie angegriffen wurde. In 
keinem Artikel, der von ihm herrührte, war jemals eine per⸗ 
ſönliche Spitze gegen ihn enthalten. Wie weit die Rückſichtnahme 
des Fürſten auf den Kaiſer ging, möchte ich an ein paar ſchrift⸗ 
lichen Belegen zeigen, die mir zur Hand ſind. 

Als der Kaiſer am 24. Februar 1892 ſeine bekannte Rede 
auf dem brandenburgiſchen Provinziallandtag gehalten hatte 
und ich das Bedürfnis empfand, möglichſt ſchnell zu erfahren, 
wie ich mich in der Zeitung dazu ſtellen ſolle, ſandte ich, da 
ich momentan auf der Redaktion nicht abkömmlich war, einen 
Boten mit einer brieflichen Anfrage nach Friedrichsruh. In 
der Antwort darauf hieß es: 

„Da die Rede des Kaiſers der miniſteriellen Gegenzeichnung 
entbehrt, ſtellt ſie keine Regierungshandlung des Monarchen 
dar, ſondern iſt eine Allerhöchſte Privatmeinung, an der Kritik 
zu üben der Fürſt ſich nicht berechtigt hält.“ 
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An einem vom 29. Dezember 1890 an mich gerichteten 
Briefe aus Friedrichsruh heißt es: 

„Im Bezug auf die Beſprechung politiſcher Dinge in den 
„Hamburger Nachrichten“ iſt dringend zu empfehlen, den Kaiſer 
möglichſt ganz aus dem Spiele zu laſſen und ſich an die ver— 
faſſungsmäßig verantwortlichen Miniſter zu wenden.“ 

Ein Brief vom 2. Januar 1891 beſagt: 

„Sie tun am beſten vom Kaiſer völlig zu ſchweigen, wenig— 
ſtens in den ihn perſönlich angehenden Dingen und in Sachen, 
die ihn verletzen müſſen, wenn er ſie lieſt. Verantwortlich ſind 
und bleiben doch nur die Miniſter, an die ſich zu halten nicht 
dringend genug empfohlen werden kann.“ 

Weiter hat mir der Fürſt wiederholt und nachdrücklich den 
Wunſch geäußert, daß über ſeine perſönlichen Beziehungen zum 
Kaiſer mit der größten Zurückhaltung in den „Hamburger 
Nachrichten“ berichtet werden möge. Als Seine Majeſtät im 
September 1893 Kenntnis von der ſchweren Erkrankung des 
Fürſten in Kiſſingen erhalten und die bekannte Depeſche aus 
Güns abgeſandt hatte, ließ mir der kranke Fürſt unter dem 
30. September ſchreiben: 

„Seine Durchlaucht wünſcht nicht, daß in den ‚Hamburger 
Nachrichten“ weitere Rede über den Depeſchenwechſel gemacht 
werde.“ 

Stets wirkte er auch darauf hin, daß über ſeinen Verkehr 
mit dem Kaiſer in der Zeitung genau in dem Sinne berichtet 
wurde, wie es der Fürſt nach ſeinen Wahrnehmungen als in 
den Wünſchen des Kaiſers liegend betrachten mußte. Bei Ge⸗ 
legenheit des Beſuches, den der Monarch in Friedrichsruh im 
Februar 1894 abſtattete, wurden auf beſondere Anordnungen 
des Fürſten die Mitteilungen in den „Hamburger Nachrichten“ 
darüber ſo formuliert, „daß ſie den von Allerhöchſter Seite 
augenſcheinlich prononzierten militäriſchen Charakter des Be⸗ 
ſuches deutlich erkennen ließen und illuſtrierten“. 

Als der Kaiſer im Dezember 1895 einen Beſuch in Fried⸗ 
richsruh abgeſtattet hatte, der der Offentlichkeit überraſchend 
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kam, ſchickte mir der Privatſekretär des Fürſten einen Eilbrief, 
in dem es hieß: 

„Ich ſoll Sie bitten, an den geſtrigen Beſuch Seiner Maje⸗ 
ſtät in Friedrichsruh keinerlei politiſche Betrachtungen zu knüpfen, 
die auch ganz unbegründet ſein würden, und wenn andere 
Zeitungen ſolche Betrachtungen bringen ſollten, ſie nicht in den 
„Hamburger Nachrichten‘ zu reproduzieren.“ 

In einem vom 3. März 1897 datierten Briefe Dr. Chry⸗ 
ſanders hieß es, ähnlich wie in dem zuerſt erwähnten Schreiben 
aus dem Jahre 1892: 

„Ich ſoll Sie bitten, die Rede des Kaiſers auf dem branden⸗ 
burgiſchen Provinziallandtag in den ‚Hamburger Nachrichten“ 
nicht anzugreifen oder zu kritiſieren.“ 

Aber nicht nur auf die Perſon des Kaiſers erſtreckte ſich 
die ehrerbietige Enthaltſamkeit des Fürſten, ſondern auch auf 
andere Mitglieder des königlichen Hauſes. Als im Sommer 
1896 Prinz Heinrich von Preußen in Moskau die bekannte 
Rede gehalten und darin eine Wendung gebraucht hatte, die 
den gleichfalls anweſenden Prinzen Ludwig von Bayern zu 
einer Wahrung der Stellung der deutſchen Bundesfürſten 
nötigte, ließ mir der Fürſt unterm 10. Juni ſchreiben: 

„Eine Beſprechung der Moskauer Angelegenheit würde 
einen Angriff gegen den Prinzen Heinrich einſchließen und dies 
muß in den ‚Hamburger Nachrichten‘ vermieden werden, wenn⸗ 
gleich Prinz Ludwig formell im Rechte iſt. Seine Durchlaucht 
läßt Sie bitten, den ganzen Vorgang nicht zu beſprechen und 
auch die Wiedergabe von Preßſtimmen darüber zu unterlaſſen.“ 

Die Artikel, die in den „Hamburger Nachrichten“ zum Ge⸗ 
burtstage des Kaiſers erſchienen, rührten zwar nicht vom Fürſten 
perſönlich her, aber er hat meiſt ihre Tonart beſtimmt. Aus⸗ 
nahmslos hat darin die Ehrerbietung gegen den Kaiſer, wie die 
jeweilige Situation zwiſchen Berlin und Friedrichsruh auch ſein 
mochte, die Feder geführt. Zum Belege führe ich folgende 
Stellen an. In dem Artikel zum 27. Januar 1891 hieß es: Der 
Kaiſer habe die perſönliche Führung in der Politik in ſtärkerem 
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Grade übernommen wie jeine Vorgänger an der Krone. Nach 
der Verfaſſung ſei dies durchaus berechtigt, da dieſe dem Könige, 
nicht den Miniſtern, alle Regierungsrechte zuweiſe, und es im 
Belieben des Monarchen ſtehe, wie weit er ſie perſönlich wahr— 
nehmen wolle oder nicht. Der Kaiſer, beziehungsweiſe der 
König könne ſein eigener Kanzler oder Miniſterpräſident ſein, 
wenn auch nicht im formell-⸗ſtaats rechtlichen, Jo doch im politiſch— 
materiellen Sinne. Jeder Deutſche werde nur wünſchen, daß der 
Kaiſer ſeine bisherige feſte Führung und ſeine ſtarke Initiative 
auch in Zukunft feſthalte. Weiter wurde geſagt, man dürfe zu dem 
Monarchen auch das Vertrauen haben, daß er Deutſchland und 
Preußen vor der Gefahr einer Schädigung des Gleichgewichts 
zwiſchen Parlamentarismus und Monarchie bewahren, daß er 
die königlichen Prärogative durch den Wettlauf der Parteien 
um ſeine Gunſt nicht beengen laſſen und den Verſprechungen 
einzelner Parteien nicht ſo viel Wert beimeſſen werde, um in 
ihnen einen Erſatz für die königliche Autorität zu erblicken. 
Es ſei unter Kaiſer Wilhelm II. nicht zu befürchten, daß ſich die 
königliche Macht von der parlamentariſchen Hochflut überlaufen 
laſſe, oder daß er geneigt ſei, die königliche Macht auf ſolche 
Elemente zu baſieren, die geſchichtlich nicht in Anſpruch nehmen 
dürften, als aufrichtige treue Hüter des monarchiſchen Prinzips 
ſowie des Deutſchen Reiches betrachtet zu werden, und deren 
vorübergehender Beifall mit einem Preiſe bezahlt werden müſſe, 
den die Krone auf die Dauer nicht entrichten könne. Ohne 
Zweifel lag hierin eine leiſe Warnung vor der Fortſetzung der 
„Verſöhnungspolitik“, wie ſie hinſichtlich der Sozialdemokratie, 
der Polen und ſo weiter eingeſchlagen worden war; aber der 
rigoroſeſte Beurteiler wird zugeben müſſen, daß auch hier dem 
Kaiſer gegeben wurde, was des Kaiſers war, und daß die An⸗ 
erkennung ſeines Strebens nichts zu wünſchen übrig ließ. 
Auch in dem Geburtstagsartikel des folgenden Jahres wurde 
dieſe Tonart auf Wunſch des Fürſten beibehalten, obwohl ſich 
inzwiſchen manches ereignet hatte, was eine leiſe Modifizierung 


hätte begreiflich erſcheinen laſſen können. In dem betreffen⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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den Artikel wurde ausgeführt, die „Hamburger Nachrichten“ 
hätten vom Bismarckſchen Standpunkte aus) mit der Richtung, 
welche die leitenden Männer der kaiſerlichen Politik einge⸗ 
ſchlagen, nicht in allen Punkten übereinſtimmen können, aber 
gleichwohl hegten ſie die Hoffnung, daß der Verlauf der Re— 
gierung Kaiſer Wilhelms II. ebenſo ruhmvoll und geſegnet ſein 
werde wie der der drei preußiſchen Regenten, die gleichfalls in 
ſo jungen Jahren wie Wilhelm II. zur Regierung gelangt 
ſeien: der Große Kurfürſt, Friedrich Wilhelm J. und Friedrich 
der Große, und daß ſich an die Regierung Kaiſer Wilhelms II. 
ähnliche ehrenvolle Andenken knüpfen würden wie an die ſeiner 
Vorgänger, die im jugendlichen Alter den Thron beſtiegen hätten. 

In den nächſtfolgenden Jahren ſind mir vom Fürſten Bis⸗ 
marck in bezug auf die Artikel zu Kaiſers Geburtstag keinerlei 
Wünſche geäußert worden. Ich habe ſie nach eigenem Er⸗ 
meſſen geſchrieben; ſie gehören mithin nicht hierher. Dieſe 
Enthaltſamkeit des Fürſten war aber nur zufälliger Natur. 
Sie ergab ſich aus Gründen des Befindens oder ſonſtiger Be⸗ 
hinderung, ſo daß aus ihr nichts herzuleiten iſt. Erſt im Jahre 
1897 hatte mir der Fürſt wieder Direktiven bezüglich des 
Kaiſerartikels gegeben, denen ich folgte, indem ich ſchrieb: wir 
brächten dem Kaiſer unſeren Glückwunſch losgelöſt von allen 
Fragen der Politik dar und begrüßten ihn als Repräſen⸗ 
tanten des Deutſchen Reiches wie der Hohenzollerndynaſtie 
mit Ehrerbietung. In Gemüßheit der Verfaſſung unterſchieden 
wir zwiſchen dem Kaiſer und der Politik, die von ſeinen 
Miniſtern verantwortlich geführt werde. Unſere Kritik wende 
ſich immer nur an die Staatsmänner, welche die verfaſſungs⸗ 
mäßige Verantwortlichkeit für die Regierungshandlungen des 
Kaiſers zu tragen hätten. Derjenige ſei ein ungetreuer 
Diener ſeines Herrn, der, wenn er ihn Wege gehen ſehe, von 
denen er glaube, daß ſie in die Irre führten, ihn nicht recht⸗ 
zeitig anriefe. Mit ſolchem Anrufen ſei niemals ein Mangel an 
Ehrerbietung gegen die Perſon des Monarchen verbunden. An 
Tagen, wie dem heutigen, gelangten die Vorzüge eines ange⸗ 
34 
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ſtammten Herr cherhauſes in beſonderer Deutlichkeit zum Be— 
wußtſein des Volkes. Sie ſeien für das ſtaatliche Leben der 
Nation von größter Wichtigkeit. Die Schäden und Krankheiten, 
an denen man zum Beiſpiel den franzöſiſchen Staatskörper 
leiden ſehe, wären vielfach aus dem Mangel eines angeſtammten 
Herrſcherhauſes zu erklären. Schließlich hieß es: Das Streben 
Kaiſer Wilhelms ſei auf die Wohlfahrt Deutſchlands und 
Preußens gerichtet. Wenn es nicht überall von Erfolg gekrönt 
ſei, ſo wäre das auf den Umſtand zurückzuführen, daß der Mon⸗ 
arch nicht immer den Beiſtand finde, auf den er infolge ſeines 
aufrichtigen Wollens Anſpruch habe. Wir begrüßten das neue 
Lebensjahr, in das der Monarch eintrete, mit dem Wunſche, 
daß es ihm vergönnt ſein möge, alle Ziele zu erreichen, die 
ihm zum Heile von Reich und Volk vorſchwebten, ſowie daß 
er Miniſter und Räte finden möge, die ſeine Intentionen un⸗ 
verfälſcht förderten und durchführten. 

Die Anweiſungen des Fürſten an mich, die dieſen Artikeln 
zugrunde lagen, bewieſen, daß ihm trotz aller jahrelangen 
Kämpfe mit der Regierung und der ſchwankenden Gnade ſeines 
kaiſerlichen Herrn nichts ferner lag, als dem Monarchen irgend— 
wie perſönlich zu nahe zu treten, oder ſeinem hohen Streben 
die gebührende Anerkennung zu verſagen. 

Mit dieſer Haltung des Fürſten dem Kaiſer gegenüber 
ſtimmte überein, daß, wenn in Tiſchgeſprächen die Rede auf 
den Monarchen, deſſen Außerungen oder Handlungen kam und 
irgendeiner der Anweſenden über den jeweiligen Anlaß dazu 
die Meinung des Fürſten zu erforſchen ſuchte, dieſer regel⸗ 
mäßig betonte, er halte ſich nicht für berechtigt, den hohen Herrn 
zu kritiſieren. Ließ ſich aber eine Antwort auf eine derartige 
Interpellation mit Rückſicht auf die Stellung des Fragenden, 
oder aus anderen Gründen nicht vermeiden, jo war es er- 
ſichtlich, mit welcher Behutſamkeit der Fürſt die wenigen 
Worte wählte, mit denen er ſeine Anſicht kund gab. Was 
auch vorgefallen ſein mochte, immer waren ſie reſpektvoll und 
enthielten niemals eine verſteckte Spitze gegen die Perſon des 
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Herrſchers. Oft genug habe ich ihn bei ſolchen Gelegenheiten 
ſagen hören: Er könne nicht begreifen, daß ſo verkehrte An⸗ 
ſichten über ſeine Stellung zum Kaiſer und ſeine Stimmung 
dieſem gegenüber gehegt würden. Was denn vorgefallen ſei? 
Der Monarch ſei zu Anfang des Jahres 1890 in wichtigen 
Fragen verſchiedener Meinung mit ihm geweſen; er, der Kanz⸗ 
ler, habe nach ſeiner Erfahrung und ſeinem politiſchen Ur⸗ 
teile der maßgebenden Anſicht des Monarchen nicht beitreten 
und die Verantwortung für die Ausführung der kaiſerlichen 
Politik nicht übernehmen können. Daraufhin habe ihn der Kaiſer 
entlaſſen. Von irgendwelchem perſönlichen Gegenſatz zu ſprechen, 
habe keinen Sinn. Damit ſteht auch eine Außerung des Fürſten 
im Einklang, die ich von ihm gehört habe und die dahin ging, 
die Zeitungsmeldungen, die über abſprechende Außerungen des 
Kaiſers über ihn, den Fürſten, zu berichten wüßten, beruhten 
nach ſeiner Auffaſſung auf Erfindung ſeiner Gegner. Der 
Kaiſer wiſſe die Motive der politiſchen Warnungen, die er, 
der Fürſt, an die Regierung richte, wohl zu würdigen und 
gehe ſicher nie ſo weit, an dem Patriotismus oder der Treue des 
Fürſten gegen ſeine angeſtammte Dynaſtie zu zweifeln. 

Ofters hat der Fürſt in Geſprächen mit mir ſein Verhältnis 
zum Kaiſer mit dem verglichen, das zwiſchen ſolchen geſchie⸗ 
denen Ehegatten beſtehe, die ſich gegenſeitig die Anerkennung 
und die Achtung nicht verſagen könnten. 

Sehr ſorgfältig wachte er auch darüber, daß in der Preſſe 
keinerlei tatſächlich falſche Mitteilungen unwiderſprochen blieben, 
die ſich auf Vorgänge zwiſchen Seiner Majeſtät und ihm be⸗ 
zogen. Nur ein Beiſpiel dafür mag hier Platz finden. An⸗ 
fang Mai 1890 hatte die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
eine Meldung des „Hannoverſchen Kuriers“ weiter verbreitet, 
wonach der Kaiſer bei Beſichtigung des Forts Bismarck vor 
Straßburg am 24. April ein Begrüßungstelegramm an den 
Fürſten Bismarck gerichtet habe. Das war eine Mitteilung, 
die der Fürſt ruhig hätte auf ſich beruhen laſſen können, auch 
wenn ſie unzutreffend war. Dennoch beauftragte er mich aus⸗ 
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drücklich, in den „Hamburger Nachrichten“ feſtzuſtellen, daß ein 
derartiges Telegramm in Friedrichsruh nicht eingegangen ſei. 
Natürlich hatte dieſe öffentliche Mitteilung nicht etwa den Zweck, 
Nachforſchungen nach dem etwaigen Verbleib des kaiſerlichen 
Telegramms zu veranlaſſen; es handelte ſich für den Fürſten 
einfach um die Berichtigung einer Angabe, die ſich auf ſein 
Verhältnis zum Kaiſer bezog und die unzutreffend war. Eine 
ſolche durchgehen zu laſſen, hätte er als eine unaufrichtige 
Handlung gegen ſeinen Herrn empfunden, und lediglich des— 
halb erfolgte die Notiz in den „Hamburger Nachrichten“. Der 
Vorgang dürfte beſonders charakteriſtiſch für die Gewiſſenhaftig⸗ 
keit des Fürſten dem Kaiſer gegenüber befunden werden. 

Es verdient auch noch erwähnt zu werden, daß der Fürſt 
zu jeder Zeit beſtrebt war, unberechtigten politiſchen Schluß— 
folgerungen aus kaiſerlichen Gnadenbeweiſen für ihn entgegen— 
zutreten. Als im Januar 1894 der Flügeladjutant des Kaiſers, 
Graf Moltke, die Glückwünſche des Kaiſers zur Geneſung und 
die bekannte Flaſche Steinberger Kabinett überbracht hatte, 
richtete jemand die Frage an den alten Kanzler, ob der Gnaden— 
beweis des Kaiſers und der bevorſtehende Beſuch Sr. Durch- 
laucht in Berlin eine Anderung ſeiner politiſchen Stellung— 
nahme zur Folge haben werde. Der große Staatsmann blickte 
den Betreffenden verwundert an und beſchränkte ſich auf die 
lakoniſche Antwort: „Ja, glauben Sie denn, daß, wenn der 
Kaiſer mir eine gnädige Geſinnung zeigt, ſeine Miniſter in 
Berlin dadurch klüger werden?“ Wenn aber dann Zeiten 
kamen, wo die kaiſerliche Gnadenſonne wieder weniger hell 
über Friedrichsruh ſchien und jemand eine Anſpielung darauf 
machte, habe ich den Fürſten ſagen hören: „Es ſteht doch ganz 
bei Seiner Majeſtät, wie er mich behandeln will. Wenn ich 
bei ihm in Ungnade bin, ſo kann ich dagegen nichts tun; ich 
muß ruhig abwarten, bis ſie wieder aufhört.“ Der Fürſt fand 
es auch unpaſſend, von einer „Verſöhnung“ zwiſchen ihm und 
dem Kaiſer zu ſprechen. Eine „Verſöhnung“ zwiſchen einem 
Monarchen und deſſen verabſchiedetem Miniſter ſei wegen der 
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völlig verſchiedenartigen Stellung beider unmöglich. Es bleibe 
immer ausſchließlich Sache des Monarchen, darüber zu be— 
finden, welches Maß von Gnade er verdiene, und fein Ver⸗ 
halten ihm gegenüber danach einzurichten. 

Erwähnung mag in dieſem Zuſammenhange der Umſtand 
finden, daß das lebensgroße Bildnis des Kaiſers, das dieſer 
dem Fürſten nach ſeiner Entlaſſung geſchenkt hatte und das in 
dem Entlaſſungsſchreiben des Monarchen vom 20. März 1890 
beſondere Erwähnung gefunden hat, den Ehrenplatz im Speiſe⸗ 
ſaale des Friedrichsruher Fürſtenhauſes erhielt. 

Wenn ich noch hinzufüge, daß ich bei jeder Gelegenheit auch 
von den Söhnen des Fürſten, namentlich vom Grafen Herbert, 
gebeten worden bin, ſtreng darauf zu achten, daß in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ nichts geſagt werde, was den Kaiſer irgend— 
wie verletzen könnte, weil dies von gewiſſer Seite ſofort zur Er⸗ 
regung neuer Verſtimmung des hohen Herrn gegen den Fürſten 
Bismarck benutzt werden würde, ſo glaube ich hier ein Mate⸗ 
rial beigebracht zu haben, das zur Führung der Beweiſe einer 
ſteten abſolut loyalen Haltung des Fürſten nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung dem Kaiſer gegenüber mehr als ausreichend iſt. 

Nur zweimal in den acht Jahren meines Verkehrs mit dem 
großen Kanzler habe ich aus ſeinem Munde eine Äußerung ge⸗ 
hört, in der — wenn man wollte — ein Urteil über den Mon⸗ 
archen zu finden geweſen wäre; aber auch dieſes Urteil war 
ehrerbietig. 

Das eine Mal handelte es ſich um das bekannte Telegramm, 
das der Kaiſer anläßlich des räuberiſchen Jameſonſchen Ein⸗ 
falles in Transvaal zu Anfang des Jahres 1896 an den Präſi⸗ 
denten Krüger gerichtet hatte. Der Fürſt ſagte mir, er könne 
das Bedürfnis des Monarchen, das ihn zur Abſendung dieſes 
Telegrammes bewogen habe, lebhaft nachfühlen, und er hat 
dann auch in dem Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vom 
6. Januar 1896 den Engländern wegen ihrer „Entrüſtung“ über 
das kaiſerliche Telegramm gründlich die Wahrheit ſagen laſſen. 
Privatim aber bezweifelte er mir gegenüber, daß es politiſch 
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richtig geweſen ſei, das Telegramm abzuſenden. Auch der un⸗ 
gewöhnliche Ausdruck „intempeſtiv“ fiel bei dieſer Gelegenheit. 

Das andere Mal ſprach der Fürſt über gewiſſe Mißgriffe 
der Berliner Regierung und die Schäden, die daraus für Reich 
und Land in der Zukunft entſtehen könnten. Ich geſtattete 
mir die Bemerkung: es ſei doch von der Klugheit Seiner 
Majeſtät zu erwarten, daß er rechtzeitig eingreifen und die 
Wiederholung ähnlicher Fehler zu verhindern wiſſen werde. 
Der Fürſt antwortete: 

„Ja, was nennen Sie klug. Gewiß iſt der Kaiſer klug. 
Er faßt alles außerordentlich raſch und ſcharf auf. Aber er 
iſt noch jung und muß noch ſeine Erfahrungen machen. Die 
Fähigkeit, künftige Entwicklungen vorauszuſehen, wird erſt 
erlangt, wenn man die Geſchäfte eine geraume Zeit geführt 
und die Folgen von Irrtümern erkannt hat. Auch der Blick 
ins Weite und die ruhige Beſonnenheit kommen erſt mit den 
Jahren.“ 

Auf einen weiteren Einwurf von mir fuhr der Fürſt fort: 

„Das Verkehrteſte, was man dem hohen Herrn gegenüber 
tun kann, iſt, zu verſuchen, ihn unter irgendwelche Preſſion zu 
nehmen. Ich bin überzeugt, daß wenn jemand die Macht hätte, 
ihn in eine verzweifelte Situation zu bringen, er lieber ſterben 
als nachgeben würde. Wenn man ihn dagegen ruhig gewähren 
läßt, kann leicht der Moment kommen, wo er ſich ſagt: es iſt 
ſo auch nichts, und wieder andere Wege geht.“ 

In bezug auf die weitere Geſtaltung des Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen Kaiſer Wilhelm II. und dem Fürſten Bismarck beſchränke 
ich mich auf folgende Angaben: 

Die Stellungnahme des Fürſten Bismarck zur neuen Regie⸗ 
rung und ſeine Kritik ihrer Maßregeln hat zunächſt auf das 
Verhalten des Kaiſers dem Fürſten gegenüber nicht eingewirkt. 
Noch zum Weihnachtsfeſt 1890 traf als Geſchenk des Monarchen 
ein Album mit Aufnahmen aus dem Innern des Palais' Kaiſer 
Wilhelms I. ein; zu Neujahr auch das gewohnte Glückwunſch⸗ 
ſchreiben des Herrſchers. Aber bald darauf erfolgte eine Trübung 
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der Beziehungen. Sie mag hervorgerufen worden fein durch 
den Widerſpruch, den Fürſt Bismarck auf Grund ſeiner Er- 
fahrungen und ſeines Sachverſtandes gegen die preußiſche Land— 
gemeindeordnung und die geplanten Capriviſchen Handelsver- 
träge erhob, für die ſich der neue Reichskanzler mit der Autorität 
der Krone gedeckt hatte. So kam es zu der bekannten Anſprache 
des Kaiſers auf dem Feſtmahle des Brandenburgiſchen Pro— 
vinziallandtages am 20. Januar 1891, worin es hieß: 

„Ich weiß ſehr wohl, daß es in der Jetztzeit verſucht wird, 
die Gemüter zu ängſtigen. Es ſchleicht der Geiſt des Unge⸗ 
horſams durch das Land und, gehüllt in ein ſchillernd ver- 
führeriſches Gewand, verſucht er, die Gemüter meines Volkes 
und die mir ergebenen Männer zu verwirren. Eines Ozeans 
von Druckerſchwärze und Papier bedient er ſich, um die Wege 
zu verſchleiern, die klar zu Tage liegen und liegen müſſen für 
jedermann, der mich und meine Prinzipien kennt. Ich laſſe 
mich dadurch nicht beirren. . . . Sie willen, daß ich meine ganze 
Stellung und meine Aufgabe als eine mir vom Himmel ge⸗ 
ſetzte auffaſſe, und daß ich im Auftrage eines Höheren, dem 
ich ſpäter eine Rechenſchaft abzulegen habe, berufen bin.“ 

Die geſamte öffentliche Meinung war damals darüber einig, 
daß die Adreſſe dieſer kaiſerlichen Außerung Friedrichsruh ſei. 

Die Stimmung des Kaiſers, die ſich darin ausdrückte, 
hielt zunächſt an. Zu Neujahr 1891 und 1892 blieb das 
kaiſerliche Glückwunſchtelegramm aus. Aber dann ſchien der 
Monarch wieder anderen Sinnes geworden zu ſein und in 
den erſten Monaten des Jahres 1892 war in den Blättern 
vielfach von einer „Ausſöhnung“ des Kaiſers mit dem Fürſten 
Bismarck die Rede. Man berief ſich dafür namentlich auf 
Beſtrebungen bei Hofe, als deren Träger Prinz Albrecht von 
Preußen (der damalige Regent des Herzogtums Braunſchweig) 
galt. Es hieß, Prinz Albrecht, der dem Fürſten Bismarck 
ſtets in dankbarer Freundſchaft ergeben geweſen ſei, habe nicht 
nur beim Kaiſer, ſondern auch bei ſeinen Miniſtern darauf 
hingewirkt, daß eine öffentliche Ausſöhnung zwiſchen dem 
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Monarchen und dem entlaffenen Kanzler ſtattfinde. Mit dieſer 
Sachlage harmonierte, daß der Kaiſer dem Grafen Herbert 
Bismarck zu deſſen Verlobung einen herzlichen Glückwunſch über— 
ſandte. Dann erfolgte plötzlich wieder eine neue Verſchärfung 
des alten Gegenſatzes. Wer daran die Schuld trägt, kann 
kaum zweifelhaft fein. Die verſöhnliche Dispoſition des Mon⸗ 
archen mag von Leuten, die daran ein Intereſſe hatten, ver— 
mittels Zwiſchenträgereien und falſchen Darſtellungen in ihr 
Gegenteil verkehrt worden ſein. In welchem hohen Maße dieſe 
Intrigen von Erfolg begleitet geweſen ſein müſſen, ergibt ſich 
daraus, daß Graf Caprivi das kaiſerliche Plazet zur Verſen⸗ 
dung der Uriasbriefe nach Wien erlangte, auf die ſpäter näher 
einzugehen ſein wird. 

Während des Jahres 1892 dauerte die Nachwirkung der 
heftigen Auseinanderſetzungen des Sommers an. Auch am 
Neujahrstage 1893 enthielt ſich der Monarch der Abſendung 
der hergebrachten Gratulation nach Friedrichsruh. Dann kam 
es zu der ſchweren Erkrankung des Fürſten im September 1893. 
Sie gab dem Kaiſer Anlaß zu ſeinem herzlichen Telegramm 
aus Güns und zu dem Anerbieten, der Fürſt möge die Winter⸗ 
monate auf einem der klimatiſch günſtig gelegenen Schlöſſer 
des Kaiſers im Süden zubringen. Aus dem Telegramm ſprach 
die Sorge, daß der greiſe Schöpfer des Deutſchen Reiches aus 
dieſer Welt ſcheiden könne, ohne daß er, der Kaiſer, ihm noch 
einmal die Hand gedrückt hätte. Daran ſchloßen ſich zu Anfang 
des Jahres 1894 die bereits erwähnte Sendung des Grafen 
Moltke nach Friedrichsruh und der Beſuch des Fürſten Bis⸗ 
marck beim Kaiſer im Berliner Schloß ſowie die Erwiderung 
dieſer Höflichkeit durch den Kaiſer. Als dann im folgenden 
Jahre der Deutſche Reichstag es ſchmählicherweiſe verweigert 
hatte, dem Fürſten Bismarck den Glückwunſch der deutſchen 
Volksvertretung zum achtzigſten Geburtstag auszuſprechen, rich⸗ 
tete der Kaiſer das hiſtoriſche Telegramm an den Fürſten Bis⸗ 
marck, worin er ſeine tiefſte Entrüſtung über den Beſchluß des 
Reichstages ausſprach, der im vollſten Gegenſatze zu den Ge⸗ 
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fühlen aller deutſchen Fürſten und Völker ſtehe. Wenige Tage 
ſpäter traf er ſelbſt in Friedrichsruh ein, um dem Fürſten per⸗ 
ſönlich zu gratulieren. Es geſchah unter militäriſchem Schau— 
gepränge, und mit der Tendenz, die hierin zutage trat, ſtimmt 
überein, daß der Kaiſer in der Einleitung der Anſprache, 
mit der er den Kanzler begrüßte, äußerte: der Tag gehöre der 
Armee, die zuerſt berufen ſei, ihren Kameraden, den alten 
Offizier, zu feiern, deſſen Wirkſamkeit ihr die Möglichkeit 
zu gewaltigen Taten geſchaffen habe. Entſprechend war der 
Dank des Fürſten rein militäriſch gehalten. Im weiteren Ver⸗ 
laufe des kaiſerlichen Gratulationsbeſuches ſchlug der Monarch 
einen wärmeren Ton an, namentlich an der Feſttafel, obwohl 
er auch hier den militäriſchen Charakter der Feier wahrte. 
Im Laufe des Sommers kam es wieder zu einer neuen Ent⸗ 
fremdung zwiſchen dem Kaiſer und dem großen Staatsmanne. 
Letzterer hatte im Juni die Vertretung des Bundes der Land⸗ 
wirte empfangen und ſich dabei gegen die von der Berliner 
Regierung abgeſchloſſenen Handelsverträge ausgeſprochen, was 
ganz natürlich war, ſowohl nach ſeiner früheren Stellungnahme 
zu dieſen Verträgen, als auch nach der Berufsart der Huldi⸗ 
genden, die ſich ſchwer geſchädigt fühlten. Im Zuſammenhang 
damit hatte der alte Kanzler den Landwirten davon abgeraten, 
Leute „ohne Halm und Ar“ in den Reichstag zu ſchicken, oder 
„ſtrebſame Beamte“, die keinen direkten Zuſammenhang mit dem 
werktätigen Volke hätten. Er hatte auch von „Klebern“ in mini⸗ 
ſterieller Stellung geſprochen. Dadurch fühlte ſich Herr v. Boet⸗ 
ticher getroffen, was ſpäterhin dem Fürſten zu der Bemerkung 
Anlaß gab: „Warum läuft er mir denn mutwillig in den Kugel⸗ 
ſtrich, wenn gar nicht nach ihm geſchoſſen wird.“ Anſcheinend 
hat Herr v. Boetticher gegen die angeblichen Angriffe des Fürſten 
Bismarck Deckung hinter der Krone geſucht und wohl auch ge⸗ 
funden; denn gleich darauf wurde die ganze offiziöſe Meute 
wieder gegen den Fürſten Bismarck losgelaſſen, der darauf in den 
„Hamburger Nachrichten“ fragen ließ, ob er vielleicht den Land⸗ 
wirten eine politiſche Anſprache folgender Art hätte halten ſollen: 
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„Meine Herren, ich darf mir leider wegen meiner Ver- 
gangenheit nicht erlauben, über die preußiſche und deutſche 
Politik ein Urteil auszuſprechen. Wenn ich es dürfte, ſo würde 
ich Sie beglückwünſchen, daß wir heute unter dem ſegensreichen 
Regiment der Handelsverträge leben, daß wir unter dem 
Grafen Caprivi endlich eine Regierung gefunden haben, die 
ſich auf die Sozialdemokratie, die Polen und die Fortſchrittler 
ſtützt, und daß wir auf allen politiſchen Wegen ſtets mutige 
und geſchickte Miniſter gehabt haben. Aber da ich früher 
Reichskanzler war, ſo muß ich auch dieſe meine Anerkennung 
verſchweigen.“ 

Der Fürſt wurde dann bei der feierlichen Eröffnung des 
Nord⸗Oſtſeekanales, an deſſen Herſtellung er ein ſo enormes 
Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen konnte, übergangen. Da⸗ 
für erließ der Kaiſer, unmittelbar nachdem er den neuen Ver- 
kehrsweg durchfahren hatte, an Herrn v. Boetticher ein Hand- 
ſchreiben, in dem er ihm, „dem oberſten Leiter der Arbeit“, 
ſeinen Dank ausſprach für die „hingebende Treue“, mit der 
er das „epochemachende Werk“ in allen Phaſen ſeiner Entwid- 
lung gefördert habe. Dem Schreiben war, als Zeichen be— 
ſonderer kaiſerlicher Huld, eine Marmorbüſte des Monarchen 
beigegeben, deren Anblick Herrn v. Boetticher für alle Zeiten 
den warmen Dank vor Augen führen ſollte, den der Herrſcher 
ihm für die „hervorragenden Dienſte“ ſchulde, die er „in patrio- 
tiſcher Hingebung den beiden erſten Kaiſern geleiſtet habe“ 
und die, ſo drückte ſich der Kaiſer weiter aus, „noch lange mir 
und dem Vaterlande zu erhalten, mein kaiſerlicher Wunſch iſt“. 

Man wird ſchwerlich fehl gehen, wenn man dieſe Auszeich⸗ 
nung des Herrn v. Boetticher auf eine Empfindlichkeit des 
Kaiſers zurückführt, die ſtets hervortrat, wenn Fürſt Bismarck 
eine nach der allerhöchſten Anſicht ungerechtfertigte Kritik an der 
Tätigkeit derjenigen Miniſter übte, die, wie Herr v. Boetticher, 
das beſondere Vertrauen des Monarchen beſaßen. Er fühlte ſich 
dann durch die „ſchlechte Behandlung“ ſeiner Vertrauensmänner 
leicht perſönlich getroffen. 
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Trotz dieſer Vorgänge kam es im Dezember des nämlichen 
Jahres zu einem unerwarteten Beſuche des Kaiſers in Fried⸗ 
richsruh, der aber eine weitergehende Bedeutung nicht gehabt 
hat. Dementſprechend wurde ich damals von Friedrichsruh 
aus gebeten, über den kaiſerlichen Beſuch mit größter Zurück⸗ 
haltung berichten zu laſſen und keinerlei politiſche Bemerkungen 
daran zu knüpfen. Immerhin hatte der Vorgang die er⸗ 
freuliche Wirkung, die öffentliche Meinung davon zu über- 
zeugen, daß die eine Zeitlang getrübten Beziehungen zwiſchen 
dem Kaiſer und dem alten Kanzler nunmehr wieder befriedi⸗ 
gend ſeien. 

Am Jahrestag der fünfundzwanzigſten Wiederkehr des 
Friedensſchluſſes mit Frankreich hat der Kaiſer dann ein außer⸗ 
ordentlich herzliches Telegramm an den Fürſten geſandt, das 
mit den Worten ſchloß: 

„Welche unvergeßliche Dienſte Sie, mein lieber Fürſt, ſich 
in der gewaltigen Zeit erwarben, in welcher Deutſchland ſeine 
Einigkeit und Größe wieder errang, das Ihnen heute von 
neuem in Dankbarkeit und Verehrung auszuſprechen, iſt mir 
Bedürfnis. Neben dem Namen des großen Kaiſers Wilhelm 
wird der Name ſeines großen Kanzlers in der Geſchichte aller 
Zeiten glänzen, und in meinem Herzen wird das Gefühl un⸗ 
auslöſchlicher Dankbarkeit gegen Sie nie erſtarren.“ 

Gleichwohl war im Herbſt 1896 wieder eine Peripetie in 
dem Verhalten des Monarchen zu dem Fürſten Bismarck zu 
verzeichnen. Sie ſchloß ſich an die Enthüllungen an, die 
Fürſt Bismarck in den „Hamburger Nachrichten“ über den 
Deutſch⸗Ruſſiſchen Neutralitätsvertrag hatte machen laſſen, und 
an die Erörterung darüber im Deutſchen Reichstage, obgleich 
er auch in dieſer Sache lediglich in patriotiſcher Abſicht ge⸗ 
handelt hatte. Die Verſtimmung war ſo groß, daß er März 
1897 bei der Zentenarfeier für Kaiſer Wilhelm I. gänzlich 
übergangen wurde, und daß Graf Herbert Bismarck auf Wunſch 
des Kaiſers von der Liſte der geladenen Hochzeitsgäſte des 
Miniſters v. Wedel, auf der er bereits ſtand, geſtrichen, 
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reſpektive ausgeladen wurde. Infolge der Nachwirkung ge- 
wiſſer Wahrnehmungen in den Prozeſſen Leckert-Lützow⸗Tauſch, 
die im Winter 1896/97 ſtattgefunden hatten und in denen der 
Staatsſekretär des Auswärtigen, Freiherr v. Marſchall, mit 
ſeiner „Flucht in die Offentlichkeit“ keine ſehr ruhmvolle Rolle 
geſpielt hatte, müſſen dem Kaiſer dann gewiſſe Bedenken über 
die Lauterkeit der Informationen aufgeſtiegen ſein, die er bis⸗ 
her über das Verhalten des Fürſten Bismarck erhalten hatte. 
Er begann die Friedrichsruher Kundgebungen mit anderen 
Augen zu betrachten, und bald leuchtete die Sonne der kaiſer⸗ 
lichen Gnade wieder über dem Sachſenwald. Ein neuer Panzer⸗ 
kreuzer wurde auf den Namen „Bismarck“ getauft, es wurden 
Telegramme ausgetauſcht, und ein Modell des Schiffes traf 
als Geſchenk des Kaiſers in Friedrichsruh ein. Als dann der 
Bruder des Kaiſers, Prinz Heinrich, nach China geſchickt wurde, 
um „mit gepanzerter Fauſt“ das Recht und die Ehre Deutſch⸗ 
lands zu ſchützen, hat er ſich vorher im Auftrage des Mon⸗ 
archen nach Friedrichsruh begeben, um ſich vor ſeiner Abfahrt 
nach dem fernen Oſten von dem Fürſten Bismarck zu ver⸗ 
abſchieden. Einige Tage ſpäter erſchien dann der Kaiſer ſelbſt 
in Begleitung des Prinzen Adalbert im Sachſenwalde. Dieſe 
Beſuche haben im ganzen deutſchen Volke die größte Freude 
und Genugtuung erregt. Ein Blatt ſchrieb: „Wir haben ge⸗ 
ſehen, daß Fürſt Hohenlohe, Kontreadmiral Tirpitz, Staats⸗ 
ſekretär v. Bülow, kurz, daß alle neuen Männer, bevor ſie 
zu Taten übergingen, dem greiſen Helden in Friedrichsruh 
durch ihren Beſuch bezeugten, daß das, was ſie zu tun be⸗ 
abſichtigen, ſich auf ſeine Taten fortbaue. So bezeugt auch 
Kaiſer Wilhelm II. durch ſeinen Beſuch noch ſchlagender, was 
ſein Mund Tags zuvor ausgeſprochen hatte: „Die Aufgabe 
des Prinzen Heinrich iſt die logiſche Konſequenz deſſen, was 
Wilhelm I. und fein großer Kanzler politiſch geſtiftet haben.“ 
Zugleich wird es immer klarer, daß der neueſte Kurs das 
Bedürfnis fühlt, ſich mit den Elementen in harmoniſchen Ein⸗ 
klang zu ſetzen, welche mit Begeiſterung und Tatkraft die 
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Politik des alten Reichskanzlers Jahrzehnte hindurch unter- 
ſtützt haben.“ 

Der Beſuch, den der Kaiſer im Dezember 1897 in Fried⸗ 
richsruh abgeſtattet hat, war der letzte. Er hat den großen 
Kanzler lebend nicht mehr wiedergeſehen. 


Das Verhältnis des Fürſten Bismarck nach ſeiner 
Entlaſſung zur Regierung. 


Es iſt eine Unwahrheit ſchlimmſter Art, wenn behauptet 
wird, Fürſt Bismarck habe aus Rachſucht wegen feiner Ab- 
ſetzung nicht nur den Kaiſer perſönlich angegriffen und ihn in 
peinliche Situationen gebracht, ſondern auch ſeine, des Kanzlers, 
Nachfolger ſyſtematiſch herabzuſetzen und zu verkleinern geſucht. 
Ebenſo unbegründet iſt die Behauptung ſeiner Gegner, daß er 
die Rückkehr ins Amt erſtrebt habe. Das iſt zu keiner Zeit 
der Fall geweſen. Niemals hat er eine derartige Außerung 
getan, oder die Möglichkeit ſeiner Reaktivierung ins Auge ge⸗ 
faßt. Die Sorge um das künftige Schickſal ſeines Lebens⸗ 
werkes hat ihm ſchlafloſe Nächte genug bereitet, aber an Rück⸗ 
kehr ins Amt hat er nie gedacht. Einmal ſagte er zu mir: 

„Wenn das Vaterland meiner noch einmal bedürfen ſollte, 
werde ich natürlich zur Stelle ſein. Aber wer weiß, ob ich 
dann noch tanti bin.“ 

Noch mehr als ſeine Gegner im Inneren, haben die äußeren 
Feinde Deutſchlands ſeine Rückkehr gefürchtet. Nie ſind ſie 
die Sorge los geworden, daß, wenn der Moment der Verwirk⸗ 
lichung ihrer antideutſchen Pläne gekommen ſei, Fürſt Bismarck 
doch wieder auf dem Plane erſcheinen und ihnen ihre Karten 
durcheinander werfen würde. 

Abſolut ſicher iſt, daß der Fürſt nach ſeiner Entlaſſung 
zunächſt nicht im entfernteſten daran gedacht hat, ſeinen Nach⸗ 
folgern Schwierigkeiten zu bereiten und abfällige Kritik an 
ihren Maßregeln zu üben. Als das Organ des Herrn Eugen 
Richter, die „Freiſinnige Zeitung“, gleich in den erſten Tagen 
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nach der Entlaſſung behauptete, Fürſt Bismarck greife den 
neuen Reichskanzler in den „Hamburger Nachrichten“ an, er— 
ſuchte der Fürſt mich um Veröffentlichung einer Mitteilung, in 
der es hieß, er habe der Hamburger Redaktion den Wunſch 
ausgedrückt, Herr v. Caprivi möge „mit Rückſicht“ behandelt 
werden; er, der Fürſt, ſei mit ihm befreundet und wünſche es 
zu bleiben. (Vergleiche „Hamburger Nachrichten“, Ab.⸗Ausg. 
vom 23. April 1890.) Daraus geht klar und deutlich hervor, 
daß dem Fürſten daran lag, gute perſönliche Beziehungen zu 
ſeinem Nachfolger zu unterhalten. Auch politiſch vermied er 
anfänglich jede Kritik an den Regierungsmaßregeln, die als 
prinzipielle Oppoſition hätte angeſehen werden können. Die 
erſten Artikel der „Hamburger Nachrichten“, die vom Fürſten 
inſpiriert waren, bezogen ſich auf Gegenſtände, wie der Nieder⸗ 
laſſungsvertrag mit der Schweiz, das Schweineeinfuhrverbot 
und auf andere Dinge, die kaum als hochpolitiſch anzuſprechen 
waren. Abgeſehen davon, beſchränkte ſich der Fürſt auf einige 
Richtigſtellungen von falſchen Nachrichten, betreffend Vorgänge 
bei ſeiner Entlaſſung, und auf Abwehr von Verleumdungen, die 
ſeine Gegner über ihn verbreiteten (angebliche Morphiumſucht). 
Zu einer Oppoſitionsſtellung gegen die neue Regierung 
lag für den Fürſten nach ſeiner Entlaſſung zunächſt auch kein 
Grund vor. Der Kaiſer ſelbſt hatte erklärt, daß der Kurs 
der alte bleiben ſolle, und der neue Reichskanzler hatte dieſe 
Erklärung des Monarchen in ſeinen parlamentariſchen Reden 
wiederholt unterſtrichen. Außerdem waren die Miniſter des 
neuen Kurſes in ihrer überwiegenden Mehrheit die näm⸗ 
lichen, die mit dem Fürſten Bismarck, ſeinen Anregungen fol⸗ 
gend, die Regierung geführt hatten. Sie hätten ihre Über⸗ 
zeugung gänzlich wechſeln und der ausdrücklichen Erklärung des 
Kaiſers zuwiderhandeln müſſen, wenn ſich der Fürſt zur Stel⸗ 
lungnahme gegen ſie hätte herausgefordert fühlen ſollen. 
Wenn es ſpäter anders kam, ſo verweiſe ich zur Beurteilung 
dieſes Wandels auf die Erklärung des Fürſten Bismarck, daß 
die von ihm anfangs geſuchten guten Beziehungen zur Regie⸗ 
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rung zu ſeinen Nachfolgern nicht von ihm, ſondern von Berlin 
aus unhaltbar gemacht worden ſeien. Das bezog ſich darauf, 
daß der neue Reichskanzler in öffentlichen parlamentariſchen 
Verhandlungen in wenig freundlichem Sinne auf feinen Vor— 
gänger angeſpielt und bei anderen Angelegenheiten Marginalien 
von ihm verleſen hatte, die ohne gleichzeitige Bekanntgabe der 
Aktenſtücke, auf denen ſie verzeichnet waren, zu Schlüſſen führen 
konnten, die dem Fürſten Bismarck ungünſtig waren. Das war 
zum Beiſpiel der Fall in bezug auf eine von Caprivi im Reichs⸗ 
tag verleſene Randbemerkung, die Fürſt Bismarck auf ein 
Aktenſtück dahin lautend geſetzt hatte: „England iſt für uns 
wichtiger, als Sanſibar und ganz Oſtafrika.“ (Man vergleiche 
dazu den Artikel der „Hamburger Nachrichten“ vom 8. Februar 
1891, Morg.⸗Ausg.) Dieſe Vorgänge brachten erſt den Fürſten 
Bismarck zu der Überzeugung, die er bis dahin nicht hatte: 
daß ſein Nachfolger zugleich auch ſein Gegner ſei. 

Den Ausgangspunkt der Stellungnahme des Generals 
Caprivi gegen den Fürſten Bismarck ſcheinen die Unterredungen 
gebildet zu haben, die der entlaſſene Kanzler ausländiſchen 
Publiziſten bald nach ſeiner Entlaſſung auf ihr Anſuchen ge⸗ 
währt hatte. In Berlin erblickte man darin eine unfreund⸗ 
liche Handlung und fürchtete Nachteil von dieſen Empfängen. 
Mit größtem Unrecht! Die Abſicht des Fürſten ging lediglich 
dahin, im Intereſſe des Deutſchen Reichs und der Erhaltung 
des Friedens zu wirken, wenn er die Vertreter hervorragender 
und einflußreicher fremder Blätter, namentlich ſolcher von deutjch- 
feindlicher Geſinnung, bei ſich empfing, ihnen beruhigende Auf⸗ 
klärung gab und Vertrauen einzuflößen ſuchte. Daß lediglich 
dies ſeine Abſicht war, hat der Fürſt ſelbſt öffentlich bezeugt 
nicht nur in den „Hamburger Nachrichten“, ſondern auch in 
öffentlicher Rede bei Huldigungen und dergleichen. So hat er 
am 22. Juni 1890 ſich einer Berliner Abordnung gegenüber 
dahin geäußert: Solange er im Amte geweſen ſei, habe er 
ſich hinſichtlich des Empfanges fremder Journaliſten natürlich 
Beſchränkungen auferlegen müſſen; jetzt begrüße er es mit 
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Freuden, daß er im Intereſſe der Friedenspolitik, der er ſtets 
gedient habe und die auch für ſeine Nachfolger maßgebend 
ſei, durch Einwirkung auf fremde weit verbreitete Preß— 
organe gehäſſigen Entſtellungen und Mißdeutungen der Ab— 
ſichten Deutſchlands entgegentreten könne, wobei er natürlich 
nicht entfernt daran denke, der eigenen Regierung Schiwierig- 
keiten zu bereiten. 

Es iſt unbegreiflich, daß die Berliner Regierung die Fried— 
richsruher Unterredungen derartig mißdeuten konnte, um ſie 
zum Gegenſtand eines vertraulichen Rundſchreibens an die 
auswärtigen deutſchen und preußiſchen Miſſionen zu machen. 
Es wurde darüber im Juni 1890 durch einen Berliner Bericht 
der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ folgendes bekannt: 

Die wiederholten Unterredungen auswärtiger namentlich 
ruſſiſcher und franzöſiſcher Journaliſten mit dem Fürſten Bis⸗ 
marck hätten in den leitenden Kreiſen des Deutſchen Reichs den 
Gedanken angeregt, ob es nicht ratſam und angemeſſen ſei, die 
Fortſetzung ähnlicher Veröffentlichungen zu verhindern. Dabei 
ſei die Erwägung maßgebend geweſen, daß die außerordentliche 
Autorität, die Fürſt Bismarck im Auslande genöſſe, dort leicht 
dazu führen könne, ſeine Kundgebungen mit der amtlichen 
deutſchen Politik zu verwechſeln (), und daß dadurch eine Ver- 
wirrung der Auffaſſungen hervorgerufen werden könne, die man 
nicht gleichgültig hinnehmen dürfe. Zwar habe der Kaiſer es 
abgelehnt, Maßregeln gegen den Fürſten Bismarck ergreifen zu 
laſſen, damit der Welt das Schauſpiel erſpart bleibe, dem 
größten Staatsmann des Deutſchen Reiches in ſeinen Hand⸗ 
lungen als Privatmann Beſchränkungen auferlegt zu ſehen; 
immerhin ſei ein vertrauliches Rundſchreiben an die auswärtigen 
Vertreter des Reichs ergangen, worin dieſen die Weiſung er⸗ 
teilt worden wäre, keine Unklarheit darüber aufkommen zu 
laſſen, daß Fürſt Bismarck der aktuellen Reichspolitik voll⸗ 
ſtändig entrückt ſei, und daß ſeine Außerungen im Verkehr 
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zu bewerten ſeien. 
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Als ich dem Fürſten Bismarck den Artikel des Wiener 
Blattes vorlegte, ſagte er: 

„Ich vermute Capriviſchen Urſprung. Aber der Preß⸗ 
famulus ſcheint entgleiſt zu ſein. Es iſt doch für die deutſchen 
Vertreter im Auslande geradezu eine Beleidigung, wenn öffent⸗ 
lich verbreitet wird, die eigene Regierung halte ſie für ſo töricht, 
daß ihnen erſt beſonders eingeſchärft werden müſſe, ich ſei jetzt 
Privatmann und hätte keine amtliche Bedeutung mehr. Auch 
die fremden Regierungen werden hierüber kaum der Beleh⸗ 
rung durch die deutſchen Vertreter bedürfen. Und der Kaiſer 
ſelbſt gerät durch die Wiener Mitteilung in ein falſches Licht. 
Sie erweckt den Anſchein, daß der Monarch, lediglich um dem 
deutſchen Volke ein Schauſpiel zu erſparen, von einer Be⸗ 
ſchränkung meiner perſönlichen Freiheit Abſtand genommen habe, 
während ich doch, wie jeder andere Staatsbürger, nach den 
verfaſſungsmäßigen und geſetzlichen Beſtimmungen das Recht der 
freien Meinungsäußerung beſitze und darin auch nicht deshalb 
beſchränkt werden kann, weil ich Reichskanzler und Miniſter⸗ 
präſident geweſen bin, ſowie dem Vaterland und der Dynaſtie 
einige Dienſte geleiſtet habe. Die Wiener Mitteilung imputiert 
dem Kaiſer ein Maß von Unkenntnis des in Deutſchland und 
Preußen gültigen Rechts, das ihm wenig ſchmeichelhaft ſein wird.“ 

Später wurde aber eine Unterredung des Kaiſers mit dem 
damaligen franzöſiſchen Botſchafter in Berlin, Herbette, bekannt, 
deren Inhalt meines Wiſſens offiziös nicht dementiert worden 
iſt. Danach hatte der Kaiſer zu dem franzöſiſchen Diplomaten 
geäußert: 

„Der Herzog von Lauenburg ſcheint mir immer mehr zu 
zürnen, weil ich ſeine Entlaſſung als Reichskanzler veranlaßt und 
angenommen habe. Ich geſtehe, daß es mir ungeheuer peinlich 
war, mich endgültig von dieſem alten und erprobten Diener 
meines Großvaters und meines Vaters zu trennen. Aber wie 
ſollte ich anders handeln? Seit jenen Tagen folgt der Herzog 
Gefühlen, die ſeiner unwürdig ſind. Er iſt von dem Piedeſtal, 
auf das die Anerkennung der Nation und meine eigene ihn 
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erhoben hat, herabgeſtiegen und hat ſich kopfüber in eine maß— 
und würdeloſe Oppoſition geſtürzt. Mit unerhörter Heftigkeit 
mißbilligt, verurteilt und greift er alles an, was meine Regie⸗ 
rung tut und führt gegen ſie einen durchaus unerträglichen 
Kampf. Glauben Sie aber nicht, daß ich, wie man behauptet, 
beabſichtige, durch ein Eingreifen des Reichsgerichts mit Ge— 
walt zu erzwingen, was der Herzog mir mit Liebe nicht ge- 
währen will. Nein, niemals wird der deutſche Kaiſer der Welt 
das traurige Schauſpiel geben, einen Mann, wie den Fürſten 
Bismarck, der ein begeiſterter Diener Deutſchlands und Preußens 
war, und den trotz der Fehler ſeines Alters die Nachwelt als 
einen der größten Staatsmänner der Jetztzeit betrachtet, in 
ſeinen alten Tagen in den Anklagezuſtand zu verſetzen.“ 

Als das vertrauliche Rundſchreiben vom 23. Mai 1890, von 
dem in der Mitteilung der „Neuen Freien Preſſe“ die Rede 
war, zwei Jahre ſpäter bei Gelegenheit der Auseinander⸗ 
ſetzungen über die Wiener Uriasbriefe im „Reichsanzeiger“ ver⸗ 
öffentlicht wurde, ſtellte ſich heraus, daß darin die ausdrückliche 
Bezeichnung des Fürſten als Privatmann fehlte und ebenſo die 
auf Vermeidung von Schritten gegen den Fürſten Bismarck 
bezügliche Stelle. Wohl aber hieß es: den Außerungen des 
Fürſten Bismarck ſei aktueller Wert nicht beizulegen. Von 
dieſem Wortlaut hatte der Fürſt, als er ſich im Juni 1890 
mir gegenüber in der oben berichteten Weiſe äußerte, keine 
Kenntnis, ſondern ſtützte ſich lediglich auf die Mitteilung in der 
Wiener „Neuen Freien Preſſe“, die natürlich ſehr dazu angetan 
war, ihn zu verletzen. Trotzdem verfuhr er damals glimpflich 
und beſchränkte ſich darauf, in den „Hamburger Nachrichten“ 
Zweifel darüber erheben zu laſſen, ob die Angaben des Wiener 
Blattes zutreffend ſeien. Ich empfehle dringend, den betreffenden 
Artikel der Morgenausgabe der „Hamburger Nachrichten“ vom 
11. Juni 1890 nachzuleſen. Er enthält zugleich eine glänzende 
Rechtfertigung der Friedrichsruher Geſpräche und offenbart die 
Überlegenheit des Fürſten Bismarck über ſeine Nachfolger in 
ſchlagender Weiſe. 
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Von dieſer Zeit ab trat der Gegenſatz zwiſchen dem Fürſten 
und ſeinen Nachfolgern, der — durch das Verſchulden des 
Generals Caprivi entſtanden — latent ſchon einige Zeit vor- 
lag, offen zutage und markierte ſich in der beiderſeitigen 
Preſſe. Fürſt Bismarck war nun überzeugt davon, daß Gene— 
ral Caprivi bemüht ſei, den Kaiſer durch tendenziöſe Schilde— 
rungen ſeines Verhaltens weiter gegen ihn einzunehmen und 
hielt Caprivi für den eigentlichen Urheber des vertraulichen 
Rundſchreibens an die auswärtigen Miſſionen. Das Motiv 
der Handlungsweiſe ſeines Nachfolgers erblickte er in deſſen 
Befürchtung, daß es zu ſeiner, des Fürſten, Rückberufung durch 
den Kaiſer kommen könne. In Übereinſtimmung damit hat er 
während der Auseinanderſetzung im Sommer 1892 in den 
„Hamburger Nachrichten“ erklären laſſen, Herr v. Caprivi 
werde durch jedes Symptom, das bei Hofe in der Richtung 
einer kaiſerlichen Annäherung an den früheren Kanzler ſtattfinde, 
empfindlich berührt; in der offiziöſen Preſſe werde dann regel⸗ 
mäßig, um die Verſtimmung des Kaiſers neu zu beleben, geſagt, 
die Oppoſition des Fürſten Bismarck richte ſich direkt gegen 
den Thron, während die Tatſache doch nur die ſei, daß politiſche 
Ambitionen, bei denen Fürſt Bismarck unbeteiligt ſei, um die 
Gunſt des Kaiſer miteinander kämpften. Es handle ſich dabei 
weniger um einen Kampf zwiſchen dem Grafen Caprivi und 
dem Fürſten Bismarck, als um Herſtellung, Erhaltung und 
Verſchärfung kaiſerlicher Verſtimmungen gegen den früheren 
Reichskanzler. Es liege kein Streit Caprivi⸗Bismarck vor, 
ſondern die einſeitige Abwehr jeder Möglichkeit einer Annähe⸗ 
rung des früheren Kanzlers an den Kaiſer. 

Um dieſe Zeit tat der Fürſt auch mir gegenüber der ſpäter 
in den „Gedanken und Erinnerungen“ (Band II, S. 152) mit⸗ 
geteilten Tatſache Erwähnung, daß Feldmarſchall v. Manteuffel 
in der zweiten Hälfte der ſiebziger Jahre zu ihm gekommen ſei 
und ihm die Frage vorgelegt habe: „Was haben Sie mit dem 
General Caprivi?“ Auf die Antwort des Fürſten, daß ſeines 
Wiſſens zwiſchen ihm und dem damals im Kriegsminiſterium 
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tätigen General nicht das mindeſte vorläge, habe der Feldmar— 
ſchall erwidert, Caprivi hätte ihn, Manteuffel, gebeten, ſeinen 
Einfluß beim Könige gegen Bismarck geltend zu machen, da 
dieſer ein Feind der Armee ſei. „Wie ich darüber denke“ — 
fügte Manteuffel hinzu — „wiſſen Sie; ich weiß am beiten, 
was die Armee Ihnen zu verdanken hat und deshalb teile ich 
Ihnen die Sache mit. Aber wiſſen möchte ich, was Caprivi 
gegen Sie hat.“ Was es mit der von Caprivi behaupteten 
angeblichen Armeefeindſchaft des Fürſten auf ſich hatte, iſt an 
der oben zitierten Stelle der „Gedanken und Erinnerungen“ 
nachzuleſen, außerdem (auf Seite 311 des nämlichen Bandes) 
in dem Schreiben, das Kaiſer Friedrich am 25. Mai 1888 an 
den Fürſten Bismarck gerichtet hat. Endlich iſt die Capriviſche 
Behauptung nach der bekannten Außerung zu bemeſſen, die 
Fürſt Bismarck bei einem Beſuche Kaiſer Wilhelms II. in 
Friedrichsruh dieſem gegenüber dahingehend getan hat, das 
Beſte an ihm, dem Fürſten, ſei doch immer der preußiſche 
Offizier geweſen. 

Es verdient noch hervorgehoben zu werden, daß Fürſt 
Bismarck dem General Caprivi ſeine befremdlichen Außerungen 
dem Feldmarſchall Manteuffel gegenüber nicht nachgetragen 
hat; General v. Caprivi verkehrte weiter im Bismarckſchen 
Familienkreiſe und im Februar 1890 hat der Fürſt dem Kaiſer 
empfohlen, Herrn v. Caprivi das Präſidium des preußiſchen 
Staatsminiſteriums zu übertragen, während er ſelbſt zunächſt 
noch Reichskanzler bleiben ſollte. Der erſte Kanzler wollte 
damals mit Rückſicht auf die Möglichkeit irgendwelcher ſozia⸗ 
liſtiſcher Unruhen einen ſchneidigen General an der Spitze der 
preußiſchen Regierung wiſſen und als ſolchen betrachtete er den 
General v. Caprivi. 

Daß dieſer ſchon vor ſeiner Ernennung zum Nachfolger des 
Fürſten im geheimen zu den Gegnern desſelben gehörte, geht 
unter anderem aus einem Briefe hervor, den er am 25. Februar 
1895 geſchrieben hat und der ſpäter veröffentlicht worden iſt. 
Darin heißt es unter anderem, ſchon ehe er, Caprivi, Kanzler 
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geworden ſei, hätte er „die ſchweren Schäden der Bismarckſchen 
Politik erkannt“. General v. Caprivi war auch ſchon als Ab- 
teilungschef im Kriegsminiſterium eifriges Mitglied des be⸗ 
kannten „Lebbinſchen Zirkels“, der dem Kanzler ſeine Stel⸗ 
lung zu erſchweren ſuchte. Erwähnung verdient ſchließlich noch, 
daß Caprivi nach all den ſchweren Fehlern, die er als Reichs⸗ 
kanzler in der inneren wie in der äußeren Politik des Reiches 
begangen hat, in dem Briefe, der an einen Redakteur des demo⸗ 
kratiſchen „Berliner Tageblattes“ gerichtet war, zwiſchen den 
Zeilen den Wunſch ausgeſprochen hat, gewiſſermaßen als Retter 
des Vaterlandes (vor der Fortdauer des Bismarckſchen Regimes) 
angeſehen und gelobt zu werden. Hier liegt ein beſonderes gra⸗ 
vierendes Zeichen der Eitelkeit und Selbſtüberſchätzung vor, die 
Caprivi innewohnten. Wenn er es aber in dem nämlichen 
Schreiben als die Hauptaufgabe des Nachfolgers des Fürſten 
Bismarck aufgefaßt ſehen wollte, „die Nation in ein Alltags⸗ 
daſein zurückzuführen“, ſo ſteht dieſe Bemerkung auf der Höhe 
der Rede, die er, nachdem die Herſtellung des franzöſiſch-ruſſiſchen 
Bündniſſes durch ſeine Schuld erfolgt und es zu der ruſſiſch⸗ 
franzöſiſchen Verbrüderung in Kronſtadt gekommen war, in 
Osnabrück gehalten hat, und worin er dieſe Vorgänge als 
„Wiederherſtellung des europäiſchen Gleichgewichts“ feierte. Daß 
dieſe Wiederherſtellung auf Koſten des eigenen Vaterlandes er⸗ 
folgt war, ignorierte der große Staatsmann Caprivi vollkommen. 
Was ſollte man auch von einem Miniſter erwarten, der den 
vom Fürſten Bismarck hergeſtellten deutſch-ruſſiſchen Neutrali⸗ 
tätsvertrag, obwohl er Deutſchland gegen eine franzöſiſch⸗ruſſiſche 
Kooperation ſicher ſtellte und deshalb von höchſter Wichtigkeit 
war, als „zu kompliziert“ preisgegeben und „le coeur léger“ 
die Verantwortung dafür übernommen hatte? 

Trotz alledem hat Fürſt Bismarck weder den Reichskanzler 
Caprivi noch die übrigen Miniſter perſönlich bekämpft, oder 
ihnen „zugeſetzt“ — wie die „Kölniſche Zeitung“ damals 
ſchrieb —, ſondern immer nur ihre Politik kritiſiert, wenn 
ſie ihm den vaterländiſchen Intereſſen ſchädlich erſchien. Auch 
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bei ſtarken Anläſſen hat er es vermieden, der Regierung 
ſchwerere Verlegenheiten zu bereiten als durch ſeine Stellung— 
nahme in den „Hamburger Nachrichten“. In dem oben ſchon 
erwähnten Wiener Geſpräch hat er in dieſer Beziehung ge— 
äußert: 

„Ich bin nicht in den Reichstag gegangen, weil ich, wenn 
ich dort erſchienen wäre, en visière ouverte die Miniſter hätte 
angreifen müſſen ...“ 

Ahnlich hat ſich der Fürſt einer Deputation aus Siegen 
gegenüber ausgeſprochen: 

„Wenn ich nach Berlin käme, und im Reichstage den Mund 
auftäte, jo müßte ich der herrſchenden Politik ſchärfer entgegen- 
treten, als ich es bisher meiner Stellung und meiner Ver⸗ 
gangenheit angemeſſen finde. Ich müßte entweder ſchweigen 
oder ſo reden, wie ich denke. Wenn ich letzteres tue, ſo hat 
das eine Tragweite nach unten, nach oben, nach außen und 
nach innen, an die ich mich heute noch nicht gewöhnen kann. 
Aber es kann ja ſein, daß die Notwendigkeit für mich eintritt, 
dieſes ſubjektive Gefühl zu überwinden.“ 

Immer wieder äußerte der Fürſt ſein Erſtaunen und ſeine 
Entrüſtung darüber, daß man ihm den Mund verbieten und 
ihm verwehren wolle, ſich über die Politik ſeiner Nachfolger 
zu äußern. Bei Empfang einer Berliner Abordnung im Juni 
1890 ſprach er ſich wie folgt aus: 

„Ein deutſches Sprichwort jagt: ‚Wem Gott ein Amt gibt, 
dem gibt er auch Verſtand.“ Bei mir ſoll dieſes Sprichwort 
derart umgekehrt werden, daß es heißt: ‚Wem Gott ein Amt 
nimmt, dem nimmt er auch den Verſtand.“ Dem kann ich nicht 
zuſtimmen. Über Dinge, bezüglich derer ich noch vor wenigen 
Monaten ein allgemein als maßgebend anerkanntes Urteil be⸗ 
ſeſſen habe, werde ich wohl auch heute noch zu urteilen befähigt 
ſein. Meine Kritik wird zwar ſtets patriotiſch ſein, aber gerade 
Patriotismus gebietet mir unter Umſtänden im Intereſſe der 
Monarchie und der Dynaſtie, auf die Fehler meiner Nachfolger 
aufmerkſam zu machen. Das Recht der Meinungsäußerung 
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werde ich mir nicht nehmen laſſen, auch wenn ich ſchließlich 
dabei ganz allein ſtehen ſollte.“ 

Für ſeine Pflicht, politiſchen Rat zu erteilen, konnte der 
Fürſt ſich auf den Kaiſer ſelbſt berufen. In der kaiſerlichen 
Antwort auf das „Entlaſſungsgeſuch“ des großen Kanzlers hieß 
es unter anderem: der Abſchied werde in der Zuverſicht erteilt, 
„daß Ihr Rat und Ihre Tatkraft, Ihre Treue und Hingebung 
auch in Zukunft mir und dem Vaterlande nicht fehlen wird“. 
Freilich hielt der Kaiſer anderſeits an dem Grundſatz feſt, dem 
Fürſten Bismarck niemals wieder einen aktiven Einfluß auf die 
Politik der Regierung einzuräumen. Das ſtand im Einklang 
mit der Abſicht, die er bei der Entlaſſung des Fürſten gehabt 
hatte: ſein eigener Kanzler zu ſein. Der junge Herrſcher wollte 
zeigen, was er aus ſich ſelbſt heraus vermöge und den Ruhm 
dafür, die Anerkennung der Geſchichte, auf ſeine Perſon kon⸗ 
zentrieren. Solange Fürſt Bismarck ihm amtlich zur Seite 
ſtand, oder nach ſeiner Verabſchiedung in dem Verhältnis eines 
Ratgebers verblieb, würde es bei jedem Erfolge der kaiſerlichen 
Politik immer geheißen haben, daß Fürſt Bismarck ſie dem 
Monarchen eingegeben hätte. Es iſt kein Zweifel, daß der 
Kaiſer dies unter allen Umſtänden vermeiden wollte; daher die 
ſchroffe Art und Weiſe, in der der Bruch mit dem alten Kanzler 
vollzogen wurde. Dabei wurde völlig überſehen, daß Fürſt 
Bismarck es ſicher ablehnen werde, die Rolle eines geheimen 
Beraters zu übernehmen und Ratſchläge zu erteilen, deren 
Ausführung er nicht überwachen konnte. Wie dem aber auch 
ſei, jedenfalls war Fürſt Bismarck nicht in der Lage, Rat zu 
erteilen, wenn der Kaiſer und ſeine Miniſter ihn nicht darum 
angingen. Das iſt niemals geſchehen. Im Gegenteil war 
wahrnehmbar, daß der Monarch bei jeder Gelegenheit eines 
Gnadenbeweiſes für den Fürſten darauf bedacht war, zu ver⸗ 
hüten, daß damit der Gedanke einer Annäherung an die Politik 
des Fürſten verknüpft werde. Seine Miniſter haben ſich unter 
dieſen Umſtänden natürlich ſorgfältig gehütet, in irgendeiner 
Sache die Bitte um Rat nach Friedrichsruh ergehen zu laſſen. 
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Vielmehr war es das Merkmal ihrer Politik, genau des Gegen— 
teil von dem zu tun, was den erprobten Bismarckſchen Grund— 
ſätzen und Traditionen entſprach. Demgemäß verhielt ſich 
auch die offiziöſe Preſſe, und der größte Teil der übrigen 
Blätter ſtimmte ihr zu. Das hat ſelbſt im Auslande Befremden 
erregt, und es fand ſich dort ein Blatt, das den Deutſchen 
folgendes zu Gemüte führte: 


„Die Autorität des Fürſten Bismarck beruht nicht darauf, ob er 
noch Kanzler iſt oder nicht, ſondern ſie iſt das hiſtoriſche Ergebnis eines 
Menſchenalters voll von Ruhm, Erfolgen und Verdienſt. Sie hängt am 
Manne, nicht am Amte. Das Wort des Fürſten Bismarck wird Gel- 
tung und Autorität behalten, ſolange er unter den Lebenden wandelt. 
Auf den Gang der offiziellen Politik mag es ohne Einfluß bleiben; aber 
die öffentliche Meinung, mit der die offizielle Politik zu rechnen hat, 
wird immer wieder aufhorchen, wenn der „Privatmann“ Bismarck, wie 
es ſein unbeſtreitbares Recht iſt, ſeine Anſichten über Menſchen und 
Dinge kundgibt. Denn der öffentlichen Meinung iſt Fürſt Bismarck 
kein „Privatmann“, ſondern eine hiſtoriſche Geſtalt, deren Einſicht dadurch 
nicht geändert worden iſt, daß ſie der offiziellen Politik entriſſen wurde.“ 


Da der Fürſt amtlich nicht um Rat gefragt wurde, ſo blieb 
ihm nichts übrig, als entweder zu ſchweigen und die Dinge ihren 
Lauf nehmen zu laſſen, ſelbſt wenn er ihm ſchwere Beſorgnis ein⸗ 
flößte, oder ſeinen Rat auf andere Weiſe zu erteilen, d. h. Kritik 
an der Regierungspolitik zu üben. Dies geſchah, abgeſehen von 
ſeinen öffentlichen Reden, in den „Hamburger Nachrichten“. Sich 
in Schweigen zu hüllen, dazu wäre der Fürſt, ſelbſt wenn er ge⸗ 
wollt hätte, dem deutſchen Vaterlande gegenüber auch gar nicht 
einmal berechtigt geweſen. Das deutſche Volk hatte ein Recht, von 
ihm zu erwarten und zu verlangen, daß er nicht ſchwieg, wenn 
Millionen von Patrioten, durch die Regierungspolitik in Sorge 
verſetzt, mit höchſter Spannung auf das Wort aus dem Munde 
des Großmeiſters der deutſchen Staatskunſt warteten, das, be⸗ 
freiend und erlöſend, der Situation ihre Signatur gab. Oft 
genug hat der Fürſt auch erklärt, daß der kein treuer Diener 
ſeines Herrn ſei, der dieſen nicht anrufe und ihm zur Umkehr 
rate, wenn er ihn auf einem Wege ſehe, von dem er wiſſe, daß 
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er in den Sumpf führe. Hätte er da ſchweigen dürfen, als er 
wahrnahm, daß ſein alter bewährter Kurs verlaſſen wurde, daß 
die Regierung ihre Politik im Innern auf die Zuſtimmung von 
Elementen zu ſtützen ſuchte, die ihm ſtets als Reichsfeinde ge- 
golten hatten? Konnte er es ruhig geſchehen laſſen, daß die 
Sozialdemokraten, die Polen und die Welfen auf Staatskoſten 
verſöhnt werden ſollten, während in der auswärtigen Politik 
das Intereſſe und das Anſehen Deutſchlands durch fortwährendes 
Schwanken und Umwerben des gegneriſchen Auslandes in Ge— 
fahr gebracht wurden? Das konnte und durfte niemand von 
ihm erwarten. Auch der Fürſt ſelbſt vermochte nicht zu ſchweigen. 
Es war ihm — wie er ſich einmal ausgedrückt hat —, „als ob 
jemand mit der Piſtole auf ſein Gewiſſen ziele“, um ihn zum 
Reden zu zwingen. Außerdem machten ihn ſein unvergleichlich 
hohes Maß von politiſcher Erfahrung und Sachverſtand, fein be⸗ 
währtes ſtaatsmänniſches Genie zum berufenſten Kritiker der 
Politik ſeiner Nachfolger. Schon deshalb durfte er mit ſeiner 
Meinung nicht zurückhalten, wenn eine Äußerung derſelben 
durch die Umſtände geboten erſchien. 

Selbſt in bezug auf ſeine Geſpräche mit den fremden Publi⸗ 
ziſten konnte ſich der Fürſt auf das obenerwähnte kaiſerliche 
Schreiben berufen. Es hieß darin: „Auch im Auslande wird 
Ihrer weiſen und tatkräftigen Friedenspolitik, die ich künftig aus 
voller Überzeugung zur Richtſchnur meines Handelns zu machen 
entſchloſſen bin, allezeit mit ruhmvoller Anerkennung gedacht 
werden.“ Wie konnte Fürſt Bismarck dieſer Friedenspolitik 
beſſer dienen, als dadurch, daß er die „ruhmvolle Anerkennung“, 
der er ſich nach des Kaiſers Zeugnis im Auslande zu erfreuen 
hatte, dazu benutzte, um auf die Vertreter einflußreicher Preß⸗ 
organe des Auslandes mit der ganzen Autorität, die ihm zu 
Gebote ſtand, im Sinne dieſer Friedenspolitik einzuwirken und 
ihnen Vertrauen zu Deutſchland einzuflößen? 

Bis zum Sommer 1892 iſt der Fürſt ſtets bemüht ge⸗ 
blieben, feine Kritik an der Regierungspolitik jo ſchonend wie 
möglich zu üben, rein ſachlich nach dem engliſchen Worte 
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„measures, not men!“ Erſt als von Berlin aus im Juni 
jenes Jahres die Uriasbriefe nach Wien ergingen, die bezweckten, 
ihn dem Kaiſer Franz Joſeph, dem Hofe, der amtlichen Diplo⸗ 
matie und der Wiener Geſellſchaft gegenüber mit Boykott zu 
belegen, trat eine Anderung ein. Dergleichen konnte und durfte 
er ſich nicht bieten laſſen. Sein Ton wurde ſchärfer. In dem 
Interview, das er dem Herausgeber der „Neuen Freien Preſſe“ 
gewährte, ſagte er in dieſer Beziehung: 

„Nun habe ich gar keine perſönlichen Verpflichtungen mehr 
gegen die jetzigen Perſönlichkeiten und gegen meine Nachfolger. 
Alle Brücken ſind abgebrochen.“ 

Im Laufe der Zeit trat dann wieder eine Beſchwichtigung 
ein. Die Außerungen des Fürſten in den „Hamburger Nad)- 
richten“ wieſen bald das alte rein ſachliche Gepräge auf. Als 
aber Caprivi ſang⸗ und klanglos in der Verſenkung ver- 
ſchwunden und Fürſt Hohenlohe an ſeine Stelle getreten war, 
beſſerte ſich das Verhältnis zwiſchen der Berliner Regierung 
und dem Fürſten Bismarck zuſehends. Das war begreiflich. 
Fürſt Hohenlohe hatte als Diplomat und Mitarbeiter dem 
Fürſten längere Zeit nahegeſtanden und war in die Politik 
des großen Meiſters eingeweiht, wenigſtens in die äußere. 
Von der inneren verſtand er nicht viel; aber das kam für ſein 
Verhältnis zu Friedrichsruh zunächſt nicht in Betracht. Jeden⸗ 
falls war Fürſt Hohenlohe beſtrebt, den unheilvollen Gegen— 
ſatz zwiſchen dem Kaiſer und dem entlaſſenen großen Kanzler, 
den ſein Vorgänger in eigenem Intereſſe ſtets geſchürt hatte, 
abzuſchwächen oder ganz zu beſeitigen. Daß dies ſein Wille 
war, gab er durch unzweideutige Handlungen vor der Offent⸗ 
lichkeit zu erkennen. So fuhr er bald nach ſeinem Amtsantritt 
nach Friedrichsruh und nahm dort an den Huldigungen teil, 
die dem Fürſten dargebracht wurden. Und als der ſpätere 
Reichskanzler, Fürſt v. Bülow, damals noch Herr v. Bülow, 
das Staatsſekretariat des Auswärtigen übernahm, ließ es ſich 
Fürſt Hohenlohe nicht nehmen, mit dem neuen Miniſter nach 
Friedrichsruh zu reiſen, um den Großmeiſter der deutſchen 
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Staatskunſt zu begrüßen. Auch der Erſatzmann des Herrn 
v. Boetticher auf dem Poſten des Staatsſekretärs des Innern, 
Graf Poſadowsky, gehörte zu den Bewunderern und Freunden 
des großen Kanzlers. Er iſt bemüht geweſen, auf dem Gebiete 
der Wirtſchafts- und Sozialpolitik ſich den verlaſſenen Bis⸗ 
marckſchen Bahnen wieder etwas mehr zu nähern. 

Infolge dieſes Wandels der Dinge waren die Beziehungen 
zwiſchen der Berliner Regierung und Friedrichsruh während 
der letzten Zeit vor dem Tode des Fürſten wenigſtens einiger⸗ 
maßen zufriedenſtellend. Allerdings hat es auch unter Hohen⸗ 
lohe an Zuſammenſtößen nicht gefehlt. So im Herbſt 1896 
gelegentlich der Enthüllungen, die Fürſt Bismarck in den 
„Hamburger Nachrichten“ über den preisgegebenen deutſch— 
ruſſiſchen Neutralitätsvertrag machen ließ. 


Die erſten Kämpfe. 


Ich gehe nunmehr zur Darſtellung der wichtigſten Diffe⸗ 
renzen über, die in den erſten beiden Jahren nach der Ent— 
laſſung des Fürſten Bismarck ſich zwiſchen dieſem und der 
Berliner Regierung in ſachlicher Hinſicht ergaben. Ihr Ver⸗ 
lauf führte zur Anſammlung der elektriſchen Spannung, die 
in dem ſchweren Gewitter von 1892 zum Ausbruch kam. Sie 
bezogen ſich auf den deutſch-engliſchen Vertrag wegen des 
Austauſches von Helgoland gegen Sanſibar-Witu, auf die 
Preußiſche Landgemeindeordnung und auf die Capriviſchen 
Handelsverträge. 

Gegen den Abſchluß des deutſch-engliſchen Vertrages ent- 
hielt ſich Fürſt Bismarck zunächſt des Einſpruchs und beſchränkte 
ſich darauf, in den „Hamburger Nachrichten“ Vorſchläge zu 
machen, die ſich auf die ſtaats⸗ und völkerrechtliche Seite des 
Übergangs der Inſel Helgoland aus engliſchem in deutſchen 
Beſitz bezogen. Dieſe anfängliche Haltung des Fürſten konnte 
aber nicht aufrecht erhalten werden, als ſich der neue Reichs⸗ 
kanzler v. Caprivi im Reichstage unberechtigterweiſe für den 
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Abſchluß des Vertrages auf den Fürſten Bismarck berief, und 
als aus dem Hauſe heraus behauptet wurde, der frühere 
Reichskanzler habe die Grundlage zu dem Vertrage geſchaffen. 

Der Vertrag war ein perſönliches Werk des Kaiſers. Als der 
Fürſt die erſte Nachricht darüber erhalten hatte, ſagte er zu mir: 

„Das habe ich erwartet. Seine Majeſtät war ſchon zu 
meiner Zeit immer Feuer und Flamme, ſobald die Rede auf 
Helgoland kam. Er wollte es gar zu gern haben und in bezug 
auf dieſe Inſel Mehrer des Reiches“ werden. Ich meinerſeits 
war nicht prinzipiell gegen die Erwerbung Helgolands, riet 
aber dazu, eine günſtige Gelegenheit abzuwarten — etwa wenn 
England bei diplomatiſchen Verwickelungen unſerer Hilfe oder 
Unterſtützung bedürfe —, dann könnten wir es billig haben, 
da Helgoland für England ohnehin von geringem Werte 
ſei. Der Kaiſer fand ſich in die Vertagung des Erwerbes 
der Inſel immer nur ſchwer. Nun hat er ja ſeinen Willen.“ 
Es habe — ſo fuhr der Fürſt fort — ſchon immer in den 
Wünſchen vieler Patrioten gelegen, das Eiland wieder in 
deutſchen Beſitz zu bringen. Über den Preis, der dafür zu 
zahlen ſei, könne man ja verſchiedener Anſicht ſein. Er laſſe 
ſich ſchwer ermitteln. Er perſönlich glaube, daß Helgoland 
mit Sanſibar und Witu zu teuer bezahlt ſei und daß wir es, 
wie geſagt, erheblich wohlfeiler hätten haben können, wenn man 
in Berlin die Fähigkeit des Wartens beſeſſen hätte. 

Der Fürſt war der Anſicht, daß der Erwerb Helgolands 
an ſich für Deutſchland, von der idealen und nationalen Seite 
aus betrachtet, wünſchenswert und nicht zu tadeln ſei. Seine 
Bedenken bezogen ſich nur auf die Rolle, die die Inſel in 
einem Kriege ſpielen werde. Und zwar in einem Kriege mit 
Frankreich. An einen Krieg mit England war damals noch 
nicht zu denken. Der Fürſt Bismarck glaubte, daß uns im 
Falle eines neuen franzöſiſchen Krieges Helgoland gefährlich 
werden könne, wenn es nicht ſehr ſtark befeſtigt würde. (Das 
iſt inzwiſchen geſchehen.) 1870 ſei Helgoland neutrales Gebiet 
geweſen; käme es aber jetzt zu einem neuen Kriege mit Frank⸗ 
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reich, nachdem Helgoland deutſch geworden und aus dem Beſitz 
einer neutralen Macht in den der kriegeriſchen Gegenpartei 
übergegangen ſei, ſo würden ſich die Franzoſen bei ihren 
maritimen Angriffen auf Deutſchland zunächſt in den Beſitz 
Helgolands zu ſetzen ſuchen. (Was ihnen ja auch bei der 
damaligen Überlegenheit ihrer Flotte über die deutſche und 
der mangelhaften Verteidigung der Inſel nicht ſchwer geworden 
ſein dürfte.) Früher habe die Flotte Frankreichs ſich in der 
Nordſee und Oſtſee nicht halten können, weil es ihr an einem 
Hafen gefehlt habe, wo ſie ſich hätte mit Kohlen verſorgen 
können. Sie hätte im Fall eines Krieges gegen Deutſchland 
immer wieder nach Cherbourg zurückdampfen müſſen, um ihren 
Kohlenbedarf dort zu decken; denn ſo lange Helgoland im 
engliſchen Beſitz, alſo in dem einer neutralen Macht geweſen 
ſei, wäre es als Kohlendepot der franzöſiſchen Flotte gänzlich 
verſchloſſen geweſen. Wenn es jetzt wieder zu einem maritimen 
Angriff Frankreichs gegen Deutſchland käme, und es gelänge 
den Franzoſen, Helgoland zu nehmen, dann ſei das Kohlen— 
depot in der Nordſee für weitere und wahrſcheinlich unheil⸗ 
volle Streifzüge der franzöſiſche Flotte gegen die deutſchen 
Küſten in den Händen Frankreichs. 

Späterhin, im Laufe ſeiner letzten Lebensjahre, hat Fürſt 
Bismarck dieſe ſeine Anſicht in einigen Punkten etwas modifi⸗ 
ziert, wenn ihm auch immer Zweifel darüber verblieben, ob 
es möglich ſein werde, Helgoland derartig ſtark zu befeſtigen 
und kriegsmäßig auszubauen, daß es den Angriffen einer ſtarken 
fremden Flotte unbedingt ſtandhalten könne. 

In eine ausgeſprochen gegneriſche Stellung zum Vertrage 
wurde der Fürſt, wie ſchon erwähnt, erſt gedrängt, als der 
damalige Reichskanzler Caprivi im Reichstage den Verſuch 
unternahm, ſich für den Abſchluß des Vertrages auf die Autorität 
des Fürſten Bismarck zu berufen. Erſt dann beſtätigte er in 
den „Hamburger Nachrichten“ die Richtigkeit der vielverbreiteten 
Behauptung, daß er dieſen Vertrag, ſo wie er vorliege, nie⸗ 
mals geſchloſſen haben würde. 
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Caprivi hatte im Reichstage eine Randbemerkung des Für— 
ſten Bismarck verleſen, die ſich auf einem diplomatiſchen Akten— 
ſtücke befand und beſagte, daß England für uns wichtiger ſei 
als ganz Oſtafrika. Geſtützt auf dieſes Marginal von des 
Fürſten Hand, ſuchte er ſich gegen die Vorwürfe zu decken, 
die wegen des Abſchluſſes des Vertrages mit England im 
Parlament und in der Preſſe erhoben worden waren. Gegen 
dieſen Verſuch ſeines Nachfolgers, ihm gleichſam die Verant- 
wortlichkeit für den Vertrag aufzubürden, erhob Fürſt Bis⸗ 
marck Einſpruch. 

Was die von Caprivi zitierte Randbemerkung betraf, ſo 
ließ er in den „Hamburger Nachrichten“ ausführen: es könne 
wohl kritiſche Situationen geben, in denen der Satz, Eng- 
land ſei wichtiger für uns als ganz Oſtafrika, größere Trag— 
weite in Anſpruch nehme, als die einer Randbemerkung, die 
lediglich den Zweck gehabt habe, die arbeitenden Kräfte des 
auswärtigen Amtes zu orientieren, ſowie übertriebenen und 
voreiligen Kolonialbeſtrebungen Schranken zu ziehen. Es ſeien 
auch umgekehrt Lagen denkbar, in denen England das Be— 
dürfnis empfinde, die Freundſchaft Deutſchlands durch koloniale 
Zugeſtändniſſe zu befeſtigen; aber es ſei notoriſch, daß ein 
kritiſcher Moment, in dem Deutſchland etwa zwiſchen einem 
Bruche mit England und dem Verzichte auf ſeine Kolonialpolitik 
hätte wählen müſſen, bei Abſchluß des jetzigen Vertrages keines⸗ 
wegs vorgelegen habe. Unſere Beziehungen zu England wären 
ſo geweſen, wie ſie ohne deutſchen Verzicht auf Sanſibar und 
Witu noch längere Zeit hindurch hätten bleiben können. Die 
deutſche Regierung habe alſo völlig freie Hand gehabt, den 
Vertrag zu ſchließen oder nicht. Wenn ſie ihn geſchloſſen 
habe, ſo möge ſie von der Richtigkeit und Nützlichkeit des Ab⸗ 
kommens überzeugt geweſen ſein, nur begreife er dann nicht, 
weshalb ſie das Bedürfnis empfinde, die Verantwortlichkeit 
für den Abſchluß auf ihn, den Fürſten Bismarck, wenn nicht 
vollſtändig abzuſchieben, ſo doch mit deſſen politiſchen Tendenzen 
zu decken. 
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Der Fürſt wandte ſich auch gegen die Indiskretion, die der 
Reichskanzler v. Caprivi mit der Verleſung der vertraulichen 
Randbemerkung ſich hatte zuſchulden kommen laſſen: Die 
Akten des Auswärtigen Amtes ſeien zwar keine Privatakten, 
aber auch nicht publici juris. Wenn ſich bei uns die Gewohn⸗ 
heit bilden ſollte, aus dem vertraulichen Teile dieſes Akten⸗ 
materials Notizen zu veröffentlichen, um frühere Regierungen 
für zweifelhafte politiſche Schritte mit verantwortlich zu machen, 
ſo möchten dafür Vorgänge in anderen Ländern anzuführen 
ſein, in Deutſchland aber wie in England ſei bisher ähnliches 
nicht der Fall geweſen. Unter ihm, dem Fürſten Bismarck, 
habe ſich die Regierung ſtets enthalten, den vertraulichen Ber- 
kehr, den ihre Organe untereinander in den Akten führten, 
in einer Weiſe der Offentlichkeit preiszugeben, daß im Aus⸗ 
lande daraus unzutreffende Schlüſſe auf die Geſamtpolitik 
Deutſchlands hätten gezogen werden können. 

Im Laufe der parlamentariſchen Verhandlungen über den 
Vertrag kam es noch zu einem Nachſpiel zu dieſen Ausein⸗ 
anderſetzungen. Der freikonſervative Abgeordnete v. Keudell 
hatte in einer Reichstagsrede zugunsten des deutſch⸗-engliſchen 
Vertrages behauptet, das unter dem Fürſten Bismarck von 
Deutſchland mit England am 1. November 1886 abgeſchloſſene 
Abkommen habe bereits die Grundzüge des deutſch-engliſchen 
Vertrages von 1890 enthalten. Dieſer Behauptung trat Fürſt 
Bismarck entgegen und bezeichnete ſie als den Tatſachen wider⸗ 
ſprechend. 

Allerdings ſei zutreffend, daß in dem 1886er Abkommen 
die Souveränität des Sultans von Sanſibar anerkannt worden 
ſei, und daß die deutſche Regierung in Paris erfolgreiche 
Schritte unternommen habe, um die Zuſtimmung Frankreichs 
zu der Übereinkunft zu erlangen. Aber daraus ſei keineswegs 
der Schluß zu ziehen, daß Fürſt Bismarck die Preisgabe von 
Sanſibar ſchon damals geplant habe. Zur Zeit der Kongo⸗ 
konferenz ſei der politiſche Einfluß Englands in Sanſibar noch 
gering geweſen, dagegen habe es als Abſicht Englands gegolten, 
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Afrika fo weit als möglich in ſeinem Beſitz mit einem Küſten⸗ 
vorhange zu umgeben, der die ſchließliche Herrſchaft über das 
Innere des Landes von ſelbſt habe ſicher ſtellen müſſen. Wenn 
Deutſchland in dieſem Vorhange eine Lücke habe gewinnen 
wollen, ſo ſei der erſte Schritt dazu die Herſtellung desjenigen 
Grades von Unabhängigkeit des Sultans von Sanſibar geweſen, 
die ihm durch die deutſche und franzöſiſche Anerkennung ſeiner 
Souveränität zuteil geworden ſei. Erſt dadurch wäre die Mög— 
lichkeit geſchaffen worden, in Sanſibar dem Sultan gegenüber 
eine der engliſchen ebenbürtige Haltung einzunehmen. Ein 
Verzicht auf zukünftiges Übergewicht habe in der Anerkennung 
des Sultans für keine der am Vertrag beteiligten Staaten 
gelegen. Erſt auf Grund des 1886er Vertrages hätte der 
deutſche Einfluß auf der Inſel diejenigen Fortſchritte gemacht, 
deren Ergebnis im Jahre 1890 bei den Engländern den Ein⸗ 
druck des deutſchen Übergewichts in Sanſibar hervorgebracht 
habe. Sanſibar ſei mindeſtens halb, vielleicht ſogar zu drei— 
viertelteilen deutſch geweſen, als es den Engländern durch den 
Vertrag überlaſſen wurde. Der deutſche Handel habe den 
engliſchen ſchon vollſtändig verdrängt gehabt. In fünf bis 
zehn Jahren wären die wichtigſte Stadt und der wichtigſte 
Hafen Oſtafrikas wahrſcheinlich vollkommen deutſch geweſen. 
Die nämliche Anſicht habe in Sanſibar ſelbſt beſtanden. Sicher 
ſei, daß die dort wohnenden Engländer von der Nachricht über 
den deutſchen Verzicht vollſtändig überraſcht geweſen ſeien und 
ſie für eine Täuſchung gehälten hätten. 

Der Fürſt war überzeugt, daß, wenn der 1890er Vertrag 
nicht geſchloſſen worden wäre, ſich das deutſche Vorgewicht in 
Sanſibar ohne Bruch mit England ergeben haben würde, und 
daß dieſes Vorgewicht im Verlaufe der weiteren Entwicklung 
der allgemeinen Politik von ſelbſt zur völkerrechtlichen An⸗ 
erkennung auch von ſeiten Englands geführt haben würde. 
Jedenfalls ſei die Entwicklung des deutſchen Einfluſſes auf 
Sanſibar in den Jahren 1886 bis 1890 derart groß ge⸗ 


weſen, daß die darüber mißvergnügten Engländer ihren Ärger 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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in den bekannten Worten Luft zu machen geſucht hätten: 
ſogar in den Gefängniſſen auf Sanſibar überwögen die Deut⸗ 
ſchen. Beſaß aber vor dem Abſchluß des 1890er Vertrages 
Deutſchland in Sanſibar die Vorherrſchaft und wurde die Inſel 
zur deutſchen Intereſſenſphäre gerechnet, ſo konnte England 
das Protektorat darüber niemals ohne deutſche Einwilligung 
erwerben. Dieſer günſtige Zuſtand war die Folge der Ab- 
machung von 1886, die Fürſt Bismarck getroffen hatte. Es 
heißt mithin, die Wahrheit in ihr Gegenteil zu verkehren, wenn 
man behauptet, der 1886er Vertrag habe implizite den von 
1890 bereits enthalten. 

Später führte der „Reichsanzeiger“ aus, es ſei unzutreffend, 
daß Sanſibar im Jahre 1886 als zur deutſchen Intereſſen⸗ 
ſphäre gehörig betrachtet worden ſei. Durch das damalige Ab- 
kommen wäre die Souveränität des Sultans über die Inſeln 
Sanſibar, Pemba und ſo weiter ausdrücklich anerkannt worden 
und unmittelbar darauf ſei Deutſchland der franzöſiſch-engliſchen 
Deklaration vom 10. Oktober 1862 beigetreten, worin die 
Unabhängigkeit von Sanſibar feſtgeſetzt worden ſei. Es hätte 
alſo, ſo meinte das amtliche Blatt, gegen die ausdrücklichen 
Abmachungen mit England und Frankreich verſtoßen, wenn 
Deutſchland Sanſibar als zur deutſchen Intereſſenſphäre gehörig 
betrachtet hätte. Als der Fürſt das las, ſagte er zu mir: 

„Das iſt doch wieder mal eine ganz unglaubliche Leiſtung. 
Die Inſpiratoren des ,‚Reichsanzeigers“ ſcheinen keine Ahnung 
davon zu haben, daß die Souveränität eines Landes die Ver⸗ 
einbarung einer dortigen Intereſſenſphäre auf ſeiten fremder 
Staaten nicht ausſchließt“. Später iſt es ja in Perſien und 
anderswo zu derartigen Abmachungen gekommen, und auch die 
Souveränität des türkiſchen Sultan hat niemals ähnliche ideale 
Teilungen ſeines Gebiets zwiſchen anderen Mächten gehindert. Es 
ſei auch noch darauf hingewieſen, daß Deutſchland das Protektorat 
über das Suaheliſultanat an England abgetreten hat, obwohl 
in dem Vertrage darüber die Souveränität dieſes Sultanats 
von beiden paktierenden Mächten ausdrücklich anerkannt war. 
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Im übrigen hat ſich Fürſt Bismarck, wie gejagt, jeder weiteren 
Bekämpfung des deutſch⸗engliſchen Vertrages enthalten. Sie 
wäre ja auch zu ſpät gekommen, da der Abſchluß des Vertrages 
eine vollendete Tatſache war, an der nichts mehr geändert 
werden konnte. Der Fürſt hegte auch die Erwartung, daß 
die zuſtändigen deutſchen Inſtanzen durch Energie und Umſicht 
etwaige Nachteile des Vertrages nach Möglichkeit auszugleichen 
beſtrebt ſein würden. Weiterhin machte er wiederholt, nament⸗ 
lich engliſchen Beſuchern gegenüber, geltend, daß der Austauſch 
der Gebietsteile in der Form, wie er geſchehen ſei, einer 
freundlicheren Geſtaltung der Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und England zuſtatten kommen werde. 

* 

Die nächſte Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Berlin und 
Friedrichsruh ergab ſich aus der Einbringung der neuen Land— 
gemeindeordnung im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe. Sie hat zu 
keinem offenen Kampfe geführt, muß aber gleichwohl hier zur 
Darſtellung gelangen, weil ſie, wie ſchon erwähnt wurde, weſent⸗ 
lich mit dazu benutzt worden iſt, die erſte Verſtimmung des 
Kaiſers nach der Entlaſſung des Fürſten Bismarck gegen dieſen 
zu erregen und der ſpäteren ungnädigen Haltung des Monarchen 
den Boden zu bereiten. 

Die politiſche Tragweite der Vorlage über die Land⸗ 
gemeindeordnung lag in ihren Beſtimmungen über die innere 
Verfaſſung der Landgemeinden. Bis dahin hatte in der Dorf⸗ 
gemeinde der alten Provinzen Preußens der Ortsſchulze regiert; 
die neue Vorlage aber wollte das Schwergewicht der dörf— 
lichen Verwaltung aus dem Schoße der Bauernſchaft in die 
Bureaukratie verlegen, und zwar in eine niedere Bureaukratie. 
Davon befürchtete Fürſt Bismarck Nachteile. Einmal werde 
die überflüſſige, unerwünſchte und ſtörende Neuerung in den 
ländlichen Gemeinden ſtarke Unzufriedenheit erregen, wenn ſie 
zur praktiſchen Durchführung gelange, und dann ſei ſicher 
anzunehmen, daß durch die geplante Reform des Dorfregimentes 
der Sozialdemokratie die Wege für ihr Eindringen in das platte 
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Land geebnet würden. Er ließ ausführen, der Bauer, dem 
bereits vor Jahr und Tag durch landrätliche Rückfragen die Ab- 
ſichten der höheren Bureaukratie in bezug auf die Reform der 
Landgemeindeordnung bekannt geworden ſeien, fühle ſich von zwei 
Seiten her bedroht. Einmal habe die Eventualität, daß er dazu 
dienen ſolle, leiſtungsunfähigen Gutsbezirken, durch deren Ver⸗ 
ſchmelzung mit zahlungsfähigen Bauerngemeinden zu „Zweck⸗ 
verbänden“, wie man es nenne, aufzuhelfen, nichts Verlockendes 
für ihn, ſodann aber richte ſich ſeine prophylaktiſche Empfind⸗ 
lichkeit noch viel ſchärfer gegen die übrigen Beſtimmungen des 
Geſetzes. Die 144 Paragraphen, aus denen es beſtehe, ſeien 
nicht jedem Bauern verſtändlich und ihr Umfang beunruhige 
ihn in bezug auf die Tragweite, die Juriſten und höhere 
Beamte daraus herleiten könnten. Sei dem Bauer die Zwangs⸗ 
gemeinſchaft mit beliebigen Gutsbezirken, namentlich mit ſolchen, 
die zahlreiche Lohnarbeiter und eine große Armenpflege hätten, 
ſchon unerwünſcht, ſo wehre ſich das traditionelle Gefühl des 
Bauern noch beſorglicher gegen die Neuerungen, welche die 
beabſichtigte Mitbeteiligung der Beſitzloſen an den dörflichen 
Angelegenheiten mit ſich bringe, dann aber namentlich gegen 
die Einführung des ſchwerfälligen Apparates in die Gemeinde⸗ 
verwaltung, wie er durch das neue Geſetz vorgeſchrieben werde, 
und der Anſprüche an unentgeltliche Leiſtungen auf dem Gebiete 
des Verwaltens weit über das bisherige Maß hinaus ſtelle. 
Dieſes Maß habe in den alten Provinzen Preußens die Kräfte, 
die für ehrendienſtliche Arbeiten in den Gemeinden zur Ver⸗ 
fügung ſtänden, in vielen und weiten Diſtrikten bereits bis zur 
Erſchöpfung beanſprucht. Das Bedürfnis von Lokalbeamten 
von der ſchreibenden Klaſſe ſei längſt nicht überall mehr mit 
Bequemlichkeit zu befriedigen. Der Mangel an ſolchen Kräften 
aber werde eine bisher ungeahnte Höhe erreichen mit der 
(damals bevorſtehenden) Einführung des Alters- und In⸗ 
validitätsgeſetzes. Die Geſchäfte der Dorfgemeinden würden 
zu einer Höhe geſteigert werden, der beim beſten Willen nicht 
mehr überall zu entſprechen ſei. 
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Der Fürſt war weiter der Anſicht, daß mit der Vorlage 
nicht nur den Gutsgemeinden, ſondern auch den Dorfgemein— 
den, der geſamten altpreußiſchen Bauernſchaft, die bis jetzt das 
Regiment in den beteiligten Dörfern in den Händen gehabt 
habe, der Fehdehandſchuh hingeworfen werde. Das ſei im 
ſtaatlichen Intereſſe zu beklagen. Die Bauernſchaft ſtelle eine 
zahlreiche achtbare und ſichere Menſchenklaſſe dar, in deren 
Beſitz und Tradition man nicht ohne zwingende Not ein- 
greifen ſolle. Der große Staatsmann hielt die ſtaatliche und 
monarchiſche Autorität in den Händen der Bauernſchaft für 
ſicherer aufgehoben, als in denen der niederen Bureaukratie, die 
nach Einführung der Landgemeindeordnung in den ländlichen 
Diſtrikten das Heft in die Hand bekommen werde. Weiter war 
der Fürſt überzeugt, daß das Bedürfnis einer Anderung der 
gewohnten und bewährten dörflichen Einrichtung nicht im Lande, 
ſondern vorwiegend am grünen Tiſch der Statiſtiker und Theo⸗ 
retiker entſtanden ſei, die jetzt in Berlin das Wort führten. 
Die preußiſchen Landgemeinden hätten bis jetzt im tiefſten 
Frieden gelebt; ob dies auch noch der Fall ſein werde, wenn 
die in dem Entwurfe zu der neuen preußiſchen Landgemeinde⸗ 
ordnung enthaltenen Beſtimmungen Geſetz würden, ob nament⸗ 
lich die Widerſtandskraft der ländlichen Bevölkerung gegen den 
angekündigten Feldzug der Sozialdemokratie zur Eroberung 
der ländlichen Wählerſtimmen die nämliche bleiben werde, wie 
bisher, wäre höchſt fraglich. Jedenfalls ſei das Experiment 
ſehr gewagt. Die Sozialdemokratie umſchleiche jetzt die Dörfer, 
wie der Fuchs den Hühnerſtall, um ein Loch zum Einbrechen 
zu ſuchen. Dieſes Loch werde ihnen, ſeiner Anſicht nach, von 
Staats wegen durch Einführung der preußiſchen Landgemeinde⸗ 
ordnung eröffnet. Wenn irgend etwas geeignet ſei, den Ein⸗ 
bruch der Sozialdemokratie in die Dörfer zu begünſtigen, ſo 
ſeien es Geſetze, die den Frieden auf dem Lande ſtörten, das 
Beſtehende erſchütterten und Neubildungen, geſunden wie un⸗ 
geſunden, Türe und Tore öffneten. Sicher ſei anzunehmen, 
daß die Sozialdemokratie den Beginn innerer Kämpfe in den 
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ländlichen Gemeinden mit Genugtuung begrüßen werde. Es 
liege auf ſeiten der Regierung eine höchſt bedenkliche Gering⸗ 
ſchätzung der Gefährdung des platten Landes vor, die nach der 
ſozialiſtiſchen Seite hin durch Einführung der Landgemeinde— 
ordnung heraufbeſchworen werde, und zwar um ſo mehr, als ſie 
mit dem Erlöſchen des Sozialiſtengeſetzes zuſammentreffe. Da⸗ 
durch werde die Möglichkeit gegeben, durch Reformdiskuſſionen 
ſeitens der Sozialdemokratie die Dörfer auch noch ſozialiſtiſch 
zu beunruhigen. 

Es war nicht in Abrede zu ſtellen, daß dieſe Anſchauungen 
des Fürſten Bismarck den Kern der Sache trafen und unwider⸗ 
leglich waren. Trotzdem iſt die Preußiſche Landgemeindeordnung 
zuſtande gekommen. Dazu hat weſentlich der Umſtand bei⸗ 
getragen, daß der damalige preußiſche Miniſter des Inneren 
Herfurth, dem die parlamentariſche Vertretung der Vorlage 
oblag, dieſe, nach Capriviſchem Muſter, mit der Autorität der 
Krone zu decken ſuchte. Die Bedenken des Fürſten Bismarck 
haben ſich als nur zu berechtigt erwieſen. Sicherlich wäre es 
ohne die Einführung der Preußiſchen Landgemeindeordnung der 
Sozialdemokratie unmöglich geweſen, die Erfolge auf dem platten 
Lande zu erringen, die ſie tatſächlich davongetragen hat. 

** 

Zu ſehr viel ſchärferen und auch äußerlich wahrnehm⸗ 
bareren Kämpfen zwiſchen dem Fürſten Bismarck und der 
Berliner Regierung kam es bei den Erörterungen über die 
Capriviſchen Handelsverträge. Das war natürlich, denn dieſe 
Verträge bedeuteten nicht mehr und nicht weniger, als eine 
Preisgabe der bewährten Schutzzollpolitik, die Fürſt Bismarck 
im Jahre 1879 eingeführt und die ein ungeahntes Aufblühen 
des deutſchen Erwerbslebens zur Folge gehabt hatte. Den 
Ausgangspunkt der neuen Handelsverträge bildeten neben dem 
Beſtreben des neuen Kurſes, die Bismarckſchen Bahnen über⸗ 
haupt und prinzipiell zu verlaſſen, das Aufkommen von ſolchen 
freihändleriſchen Elementen in der Regierung, die zur Zeit des 
Fürſten Bismarck von dieſem niedergehalten worden und die 
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nicht ohne Zuſammenhang mit einflußreichen Handelskreiſen 
von politiſch freiſinniger und demokratiſcher Geſinnung waren, 
die ihrerſeits Tendenzen verfolgten, ähnlich denen, wie ſie in 
neuerer Zeit vom Hanſabunde vertreten werden und die auf 
allmählichen Abbruch der bismarckiſchen Geſetzgebung hinaus— 
liefen, die den Schutz der nationalen Arbeit bezweckte. 

Abermals gelang es dem Reichskanzler Caprivi, den Kaiſer 
zu bewegen, ſeine Autorität mit Nachdruck für die Durch⸗ 
führung der neuen Handelsvertragspolitik einzuſetzen, während 
der Fürſt ſich dadurch nicht abhalten laſſen konnte und durfte, 
diejenige Stellung zu den Handelsverträgen einzunehmen, die 
ihm durch feine Erfahrung, ſeine Überzeugung und ſein Ge— 
wiſſen vorgeſchrieben war. Es überſteigt alle Begriffe, welche 
Sprache ſich damals die offiziöſen, freihändleriſchen und ſonſtigen 
antibismarckiſchen Preßorgane dem Fürſten gegenüber erlaubten, 
obwohl für alle Welt erſichtlich war, daß deſſen Widerſpruch 
gegen die Handelsverträge durchaus unperſönlich und nur von 
der Sorge für die Wohlfahrt Deutſchlands eingegeben war. 
Aber je erregter die Gegner wurden, deſto ruhiger und ſach⸗ 
licher verhielt ſich der Fürſt. Keinesfalls hatte jemand ein 
Recht, aus ſeinen Meinungsäußerungen die Verdächtigung einer 
allgemeinen und mißvergnügten Oppoſition herzuleiten, die — 
wie es die „Kölniſche Zeitung“ damals jo überaus geſchmack⸗ 
voll ausgedrückt hat — „nörgelnd und polternd hinter dem 
Reichswagen herläuft“. 

Der Kampf des Fürſten Bismarck gegen die Handel3- 
verträge hat ſich darauf beſchränkt, durch nie ermüdende ſach⸗ 
liche Nachweiſe der Schäden und Gefahren, die mit ihrem 
Abſchluß verbunden ſein würden, die unveränderte Annahme 
der Verträge, ſo wie ſie vorlagen, zu verhindern. Ein prin⸗ 
zipieller Gegner jedes Vertragsabſchluſſes war er ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht; aber ſein Standpunkt war der: lieber gar 
keine Verträge, als ſolche, die die deutſchen Intereſſen ſchädigen. 
Wenn zum Beiſpiel die deutſche Produktion aus den Verhand⸗ 
lungen mit Oſterreich⸗Ungarn ungeſchädigt hervorgehe, ſo habe 
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er gegen keinerlei Art von Handelsvertrag mit Ofterreich etwas 
einzuwenden. Aber es ſei zu befürchten, daß dies nicht der 
Fall ſein werde, und zwar werde dieſe Befürchtung namentlich 
durch die Mitteilungen der öſterreich-ungariſchen Blätter her⸗ 
vorgerufen, die ihrerſeits ſchon jetzt über den Prozentſatz öffent⸗ 
lich ſtritten, in welchem der deutſche Ackerbau zum Vorteil des 
ungariſchen benachteiligt werden ſolle. Er habe den Eindruck, 
daß Oſterreich mit dem Vertrage ein gutes Geſchäft machen, die 
deutſche Produktion aber die Koſten tragen ſolle. 

Um dies zu verhüten, bot der Fürſt alle Mittel und Argu⸗ 
mente auf, die ihm zur Verfügung ſtanden. Der ganze Jahr⸗ 
gang 1891 der „Hamburger Nachrichten“ liefert den Beleg 
dafür. Bald wies er darauf hin, daß zum Abſchluß der Handels- 
verträge, ſo wie ſie geplant ſeien, abſolut kein zwingender 
Grund vorliege; außerhalb der Capriviſchen Regierungskreiſe 
und den fanatiſchen Freihändlern ſeien im deutſchen Volke keine 
Elemente anzutreffen, welche die Herabſetzung der Zölle und 
die Bindung der Wirtſchaftspolitik Deutſchlands auf zwölf lange 
Jahre hinaus wünſchten. Bald tadelte der Fürſt das unkluge 
Drängen, das die deutſchen Unterhändler in Wien nach Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages mit Oſterreich bekundeten. Wer ſeinen 
Kontrahenten erkennen laſſe, daß er auf Abſchluß des Ver⸗ 
trages brenne, werde von dieſem ſelbſtverſtändlich übervorteilt. 
Der Fürſt hielt es ſchon für einen Fehler, daß man deutſcher⸗ 
ſeits die Unterhändler nach Wien geſchickt habe. Selbſt wenn 
die Initiative zu den Verhandlungen von dort aus erfolgt ſei, 
und danach hergebrachtermaßen die öſterreichiſche Hauptſtadt 
den Ort der Zuſammenkunft der Unterhändler zu bilden gehabt 
habe, hätte man auf deutſcher Seite ruhig warten ſollen, bis 
die öſterreichiſchen Unterhändler nach Berlin gekommen wären. 
Dort würden die deutſchen Unterhändler bei Wahrung der 
diesſeitigen Intereſſen mehr Anlehnung und Unterſtützung ge⸗ 
funden haben, als dies naturgemäß in Wien der Fall ſein 
könne. Ebenſo mißbilligte der Fürſt die Durchpeitſchung der 
Handelsverträge im Reichstage, dem nicht genügend Zeit ge⸗ 
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laſſen ſei, alle Einzelbeſtimmungen der Verträge jo eingehend 
durchzuprüfen, wie das ihrer Wichtigkeit entſprochen hätte. 
Wenn ſich Caprivi für dieſe Durchpeitſchung auf das Er— 
löſchen der laufenden Handelsverträge am 1. Februar 1892 
berufen habe, jo hätte dies für den Reichstag nicht ent⸗ 
ſcheidend ſein dürfen, ſofern er ſich gegen die Vorwürfe der— 
jenigen habe ſichern wollen, denen die Verträge Opfer zu— 
muteten. Es wäre auch der Ausweg einer proviſoriſchen Ver— 
längerung des status quo um ein oder mehrere Monate übrig 
geblieben. 

Ferner warnte Fürſt Bismarck wiederholt und ſehr ein— 
dringlich vor der Belaſtung des politiſchen Bündniſſes mit 
Oſterreich mit wirtſchaftlichen Verſtimmungen, wie ſie in weiten 
Kreiſen Deutſchlands unausbleiblich ſein würden, wenn der 
Handelsvertrag mit Sſterreich, ſo wie er beabſichtigt ſei, zu- 
ſtande komme. Die geſchädigten deutſchen Intereſſenten würden 
dadurch gegen das Bündnis mit Oſterreich eingenommen werden. 
Letzteres ſei bisher populär in Deutſchland; wenn man dieſe 
Popularität gefährden wolle, ſo ſei der richtige Weg dazu der 
einer Verquickung des Bündniſſes mit wirtſchaftlichen Fragen. 
Die durch den Handelsvertrag auf deutſcher Seite Geſchädigten 
würden ihrer Verſtimmung lauten Ausdruck geben, und bei 
ihnen dürfte es mit der Popularität des Bündniſſes vorbei ſein. 
Sie würden unter den Eindruck geraten, daß die Ehrlichkeit 
ihrer politiſchen Sympathie finanziell ausgebeutet worden ſei. 

Sodann ließ Fürſt Bismarck darauf hinweiſen, daß Dfter- 
reich bei den Handelsvertragsverhandlungen uns gegenüber 
doch eine ſehr eigentümliche Haltung einnehme. Mehr und 
mehr verſtärke ſich der Eindruck, daß man in Wien das doppelte 
Schach, in das wir durch Nichtverlängerung des deutſch-xuſſiſchen 
Neutralitätsvertrages, alſo durch den Bruch mit dem Syſtem 
der gleichzeitigen Anlehnung an Rußland, geraten ſeien, dazu 
benutzen wolle, um wirtſchaftliche Zugeſtändniſſe zu erzwingen. 
Oſterreich glaube — was übrigens nach allem Geſchehenen 
nicht überraſchen könne —, daß die leitende Stellung im 
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Bunde, die früher Deutſchland innegehabt habe, jetzt in ſeine 
Hände übergegangen ſei und ſuche ſich dies zunutze zu machen. 
Früher habe man uns in Wien nicht nur für mächtiger, ſon⸗ 
dern auch für klüger gehalten, als ſich ſelbſt; man habe der 
tatſächlichen Lage immer die beſte Seite abzugewinnen geſucht 
und ſich mit dem begnügt, was man hätte erlangen können. 
Jetzt „fordere“ man und beordere die deutſchen Unterhändler 
zur Durchſetzung der öſterreichiſchen Anſprüche nach Wien. 
Außerdem führe man die Angelegenheiten ſo, daß ſich die 
deutſchen Staatsmänner im Reichstage auf die Angaben in 
öſterreichiſchen offiziöſen Blättern berufen müßten, um über- 
haupt nur Auskunft über wichtige wirtſchaftliche Intereſſen 
des deutſchen Volkes erteilen zu können. In Oſterreich wüßten 
die Organe der öffentlichen Meinung eben trotz aller Be- 
tonung der Geheimhaltung der Abmachungen, um die es ſich 
handle, über deren Tragweite genau Beſcheid. Dort würden 
die Intereſſenten befragt, während die deutſche öffentliche Mei⸗ 
nung „mit Rückſicht auf Oſterreich und die noch ſchwebenden 
Verhandlungen mit anderen Staaten“ in Dunkel und Vor⸗ 
mundſchaft gehalten werde. 

Zweifellos iſt es auf die ſchwächliche und nachgiebige Hal⸗ 
tung Deutſchlands bei den Handelsverträgen mit zurückzuführen, 
wenn ſpäterhin die Begehrlichkeit Oſterreich⸗Ungarns Deutſch⸗ 
land gegenüber immer ſtärker auf das politiſche Gebiet übergriff 
und wenn es ſchließlich dazu kam, daß Oſterreich Dienſte von 
Deutſchland beanſpruchte, zu denen es vertragsmäßig nicht 
berechtigt war, und von deren Leiſtung Fürſt Bismarck ſo oft 
und eindringlich gewarnt hatte. Man wünſchte in Wien, daß 
die deutſche Macht in den Dienſt ſpezifiſch öſterreichiſcher In⸗ 
tereſſen auf den Balkan geſtellt werde, die uns gar nichts an⸗ 
gingen und durch das Bündnis nicht gedeckt wurden, während 
anderſeits Oſterreich durch ſeinen Miniſter des Auswärtigen er⸗ 
klären ließ, daß, wenn umgekehrt Deutſchland bei Verfolgung 
ſeiner Spezialintereſſen etwa mit England in Konflikt gerate 
dies eine Sache ſei, die Oſterreich „minder tangiere“. 
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Endlich hat Fürſt Bismarck noch auf eine ſehr wichtige 
Folge der Handelsverträge rechtzeitig aufmerkſam machen laſſen, 
nämlich darauf, daß wir mit Frankreich auf Grund des 
Artikel 11 des Frankfurter Friedens im Meijtbegünftigungs- 
verhältniſſe ſtänden und daß wir folglich Frankreich alle Vor— 
teile gewähren müßten, die wir Oſterreich zuſprächen. Frank⸗ 
reich ſei zwar kein Getreideexportland, aber die Einfuhr von 
fremdem, zum Beiſpiel ruſſiſchem Getreide, könne ebenſogut 
über franzöſiſche Häfen, wie über Antwerpen erfolgen, und da 
ſich auch England, beziehungsweiſe deſſen Kolonien, und ſelbſt 
Amerika an dem Getreideexport nach Deutſchland direkt oder 
indirekt, via Oſterreich oder Frankreich, zu dem verminderten 
Zollſatze, den wir Oſterreich⸗Ungarn zugeſtänden, beteiligen 
könnten, ſo laufe die Ermäßigung des Zolles, obwohl ſie direkt 
nur der öſterreichiſch⸗ungariſchen Getreideproduktion zugeſtanden 
ſei, tatſächlich auf Grund der Meiſtbegünſtigungsklauſel auf die 
allgemeine Herabminderung der deutſchen Getreidezölle, auf die 
Möglichkeit hinaus, alles fremde Getreide an allen deutſchen 
Grenzen, mit alleiniger Ausnahme der ruſſiſchen, zu dem herab⸗ 
geſetzten Zollſatz einzuführen. Das aber ſei der Ruin der 
deutſchen Landwirtſchaft, alſo ein vaterländiſches Unglück. 

Alle dieſe Mahnungen und Warnungen des großen und er- 
fahrenen Staatsmannes fruchteten aber nichts. Die Mehrheit 
des Reichstages ſtimmte der Handelsvertragspolitik Caprivis 
trotz der ſchweren Blößen zu, die dieſer ſich gegeben hatte. So 
zum Beiſpiel durch die unglaubliche Außerung, die Verträge 
hätten auch den Zweck, die „Bundesgenoſſen zu ſtärken“. Dieſe 
Anſicht Caprivis ſtand auf der nämlichen Höhe wie ſeine be- 
reits zitierte Rede, mit der er in Osnabrück das durch ihn ver⸗ 
ſchuldete Zuſtandekommen der ruſſiſch⸗franzöſiſchen Allianz als 
„Wiederherſtellung des europäiſchen Gleichgewichts“ gefeiert 
hatte. Entging es ihm dort, daß dieſe Wiederherſtellung auf 
Koſten des eigenen Vaterlandes erfolgt ſei, ſo überſah der 
große Staatsmann Caprivi hier, daß die Stärkung der Bundes⸗ 
genoſſen ebenfalls auf unſere Koſten erfolgte, daß uns dadurch 
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ein jährlicher Ausfall von einigen vierzig Millionen ſicherer 
Zolleinnahmen entſtand, während das Deutſche Reich wegen 
der notgedrungenen Verſtärkung ſeiner Wehrkraft zu Waſſer 
und zu Lande in dringendem Geldbedarf war. Das alles 
focht Caprivi nicht an. Er ſetzte ſeine Handelsverträge, ge— 
deckt durch die Krone, durch und wurde obendrein noch nach 
Abſchluß derſelben vom Kaiſer in den Grafenſtand erhoben! 
Für Deutſchland beſtand das Ergebnis in einer ſchweren 
Schädigung der deutſchen Landwirtſchaft, dieſes überaus wich⸗ 
tigen, vaterländiſchen Erwerbszweiges und in einer politiſchen 
Verbitterung der Landwirte, die, vorwiegend aus konſervativ 
und monarchiſch geſinnten Elementen zuſammengeſetzt, eine 
ſtarke Stütze der Dynaſtie wie aller ſtaatserhaltenden Ten⸗ 
denzen, vor allen Dingen aber ein ſtarkes Bollwerk gegen die 
herandrängende ſozialiſtiſche Hochflut bildeten. 

Überblickt man den Verlauf der Dinge, ſo ergibt ſich, daß 
Fürſt Bismarck der Capriviſchen Regierung gegenüber, auch 
hier, wie überall, im Rechte war. Die geprieſenen Handels⸗ 
verträge haben Fiasko gemacht, Regierung und Reichstag aber 
mußten ſpäter wieder eine Zoll- und Wirtſchaftspolitik ein⸗ 
ſchlagen, die den Schutz der nationalen Produktion, wie ihn 
Fürſt Bismarck errichtet hatte, wieder herſtellte. 


Verfemung und Bruch. 


Im Juni 1892 entlud ſich das Unwetter, das zu einem 
völligen Bruch zwiſchen der Berliner Regierung und dem 
Fürſten Bismarck, ſowie zu einer Verfemung des letzteren durch 
erſtere führte. Es kam ziemlich unerwartet. Noch im Mai 
zirkulierten Gerüchte, die aus Hofkreiſen ſtammten und von der 
bevorſtehenden öffentlichen Ausſöhnung des Kaiſers mit dem 
verabſchiedeten Kanzler zu berichten wußten. Tatſache iſt, wie 
bereits erwähnt, daß, als ſich Graf Herbert Bismarck am 
4. Mai mit der Gräfin Marguerite Hoyos verlobt hatte, er vom 
Kaiſer einen herzlichen Glückwunſch empfing. Wie der Stand 
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der Dinge noch Mitte Juni in Friedrichsruh aufgefaßt wurde, 
geht aus dem Artikel in den „Hamburger Nachrichten“ vom 
18. jenes Monats hervor, worin ſich Fürſt Bismarck über die 
„Ausſöhnungsnachrichten“ ausſprach: Das Wort „Ausſöhnung“ 
für das Verhältnis des Kaiſers zu ſeinem früheren Miniſter ſei 
ungeſchickt gewählt; er wiſſe nicht, ob er bei Seiner Majeſtät 
in Ungnade ſei, aber wenn er es wäre, ſo würde er ruhig ab— 
zuwarten haben, ob und wann dieſe Situation aufhöre. Das 
Verhältnis ſei kein zweiſeitiges gleichſtehender Beteiligter, ſon— 
dern, ſoweit es exiſtiere, notwendig ein einſeitiges. Wenn in 
der Preſſe Artikel das Verhältnis zwiſchen dem früheren Kanzler 
und dem Kaiſer auf eine perſönliche Gegnerſchaft zwiſchen beiden 
hinauszuſpielen ſuchten, ſo ſtehe dem die Tatſache entgegen, daß 
ſich Fürſt Bismarck niemals eine Kritik an dem Monarchen oder 
eine Polemik gegen Seine Majeſtät erlaubt habe. Wenn er 
aber finde, daß die Regierung des Kaiſers politiſche Wege gehe, 
die er nicht billige, ſo halte er es mit der monarchiſchen Treue 
für abſolut vereinbar, wenn er ſeine abweichende Meinung kund— 
gebe und Anerkennung für dieſelbe zu erlangen ſtrebe. Sein 
Bedürfnis ſei: dixisse et salvare animam. Er wolle ſich von 
jeder Verantwortung für politiſche Irrtümer freihalten, auch 
wenn er dadurch keinen weiteren Erfolg gewinne, als den, der 
in dem Zeugnis der Geſchichte und der Nachwelt liege. 

Dieſe Außerung bewies zwar, daß der Fürſt ſeinen von 
Anfang an eingenommenen Standpunkt aufrecht erhielt, ließ 
aber nichts von einer Verſchärfung des Gegenſatzes zwiſchen 
Berlin und Friedrichsruh erkennen und enthielt namentlich keine 
ausdrückliche Zurückweiſung der Möglichkeit deſſen, was die 
Zeitungen als „Ausſöhnung“ bezeichneten. Keinesfalls hatte 
der Fürſt, als er die zitierte Außerung tat, die leiſeſte Ahnung 
davon, daß es irgendwelchen Intrigen gelungen ſei, den Kaiſer 
aufs neue in einer Weiſe gegen ihn einzunehmen, welche die Ab⸗ 
ſendung eines Bannſtrahles nach Wien gegen ihn ermöglichte. 

Am 18. Juni trat Fürſt Bismarck von Friedrichsruh aus 
die Reiſe nach Wien an, um dort der Vermählung ſeines Sohnes, 
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des Grafen Herbert, beizuwohnen. Auf der Fahrt dorthin 
wurden ihm von der Bevölkerung der Orte, die er paſſierte, 
namentlich in Dresden, die großartigſten Huldigungen darge⸗ 
bracht. Aber weder in dem Verhalten des Fürſten noch in 
ſeinen Erwiderungen auf Anſprachen, noch in den Privatge— 
ſprächen, die er führte, war irgendeine Andeutung enthalten, 
die darauf ſchließen ließ, daß er bereits wiſſe, was ihm in 
Wien bevorſtand. Damit verhielt es ſich folgendermaßen: 

Als die Reiſe des Fürſten nach Wien feſtſtand, war es 
natürlich, daß er dort vertraulich anfragen ließ, ob es dem 
Kaiſer Franz Joſeph genehm fein würde, ihn bei ſeinem Be⸗ 
ſuche in Audienz zu empfangen. Die eventuelle Nachſuchung 
der Audienz war eine ganz unabweisbare Folge der vierzig⸗ 
jährigen perſönlichen und amtlichen Beziehungen, die zwiſchen 
dem Kaiſer Franz Joſeph und dem früheren Kanzler beſtanden. 
Es wäre von letzterem eine Unhöflichkeir geweſen, wenn er 
es unterlaſſen hätte, ſich in Wien zur Audienz zu melden, und 
wenn er den Wunſch, von dem greiſen Monarchen empfangen 
zu werden, nicht zum Ausdruck gebracht hätte. Die Sondie⸗ 
rung in dieſer Sache übernahm die Gemahlin des damaligen 
deutſchen Botſchafters in Wien, Prinzeſſin Reuß, Tochter des 
Großherzogs von Sachſen-Weimar-⸗Eiſenach, die, wie ihr Vater, 
dem Fürſten Bismarck ſtets in dankbarer Verehrung und Treue 
ergeben geblieben war. Die hohe Frau ſetzte ſich mit dem zu⸗ 
ſtändigen erſten Beamten der Wiener Hofburg, dem Oberhof⸗ 
meiſter Fürſten Hohenlohe, in Verbindung, der ſofort mit dem 
Kaiſer Rückſprache nahm und daraufhin der Prinzeſſin Reuß 
den Beſcheid erteilte, daß der Kaiſer es natürlich und ſelbſt⸗ 
verſtändlich finde, wenn Fürſt Bismarck als alter und bewährter 
Freund ſeines Hauſes und Oſterreichs ihm ſeine Aufwartung 
mache. Darauf erfolgte die offizielle Nachſuchung der Audienz. 
So ſchien alles in beſter Ordnung zu ſein und niemand dachte 
daran, daß dem Fürſten Bismarck bei ſeinem Wiener Beſuche 
von Berlin aus Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden 
würden. — Es kam anders. 
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Als der Fürſt in Wien eintraf, erhielt er ſofort Kenntnis 
von den inzwiſchen erfolgten Berliner Einwirkungen und zwar 
durch die Prinzeſſin Reuß, die ihm unter Tränen der Ent- 
rüſtung von dem Geſchehenen Mitteilung machte. Es hatte 
ſich Folgendes begeben: 

Während Kaiſer Wilhelm, wie berichtet, noch Anfang Mai 
den Grafen Herbert herzlich zu ſeiner Verlobung beglückwünſcht 
hatte, alſo damals noch nicht die Abſicht gehabt haben konnte, 
zur Hochzeit des Grafen eine gegneriſche Stellung einzunehmen, 
war es den Ratgebern der Krone, die damals aus den bereits 
erwähnten Gründen eine „Ausſöhnung“ des Monarchen mit 
dem Fürſten Bismarck beſonders ſtark gefürchtet haben müſſen, 
gelungen, Seine Majeſtät wiederholt gegen den Fürſten zu 
verſtimmen. Es ging dies ſo weit, daß Kaiſer Wilhelm II. 
nicht nur ſeine Genehmigung zur Abſendung einer Depeſche 
an den deutſchen Botſchafter in Wien, Prinzen Reuß, erteilte, 
worin ihm und der Botſchaft die Teilnahme an der Bismard- 
ſchen Hochzeit verboten wurde, ſondern, daß er es auch ſpäter— 
hin zuließ, den Empfang des Fürſten Bismarck durch den 
Kaiſer Franz Joſeph — obwohl er bereits zugeſagt war und 
die deutſchen Intereſſen nicht nur nicht ſchädigen, ſondern nur 
fördern konnte — von Berlin aus amtlich zu vereiteln. 

Welchen Eindruck dieſe Eröffnungen auf den Fürſten Bis⸗ 
marck machen mußten, läßt ſich denken! Er war keinen Augen⸗ 
blick darüber im Zweifel, wem er dieſe Wandlung in der 
Stellung des Kaiſers zu danken hatte. Sein Zorn gegen den 
Grafen Caprivi, den er bis dahin noch immer perſönlich ge— 
ſchont hatte, lohte mächtig auf. Er war überzeugt, daß nie— 
mand anders, als ſein Nachfolger die urſprünglich wohlwollen— 
den Abſichten des Kaiſers in ihr Gegenteil verkehrt, und 
daß er ebenſo nicht nur den Uriasbrief nach Wien, ſondern auch 
die ſpäteren Einwirkungen auf den Kaiſer von Oſterreich zu- 
ungunſten des alten Kanzlers veranlaßt habe. Der Fürſt 
empfand die ihm damit angetane Behandlung als ſchwere Be- 
leidigung. Der Stolz des preußiſchen Edelmanns bäumte ſich 


79 


auf gegen dieſe Boykottierung, die gleichermaßen feine gejell- 
ſchaftliche wie ſeine geſchichtliche Stellung antaſtete. Er fühlte 
ſich derart verletzt, daß er allen Ernſtes daran dachte, den 
Grafen Caprivi zu fordern; indes wurde er von der Ausfüh⸗ 
rung dieſer Abſicht durch die ſichere Ausſicht auf ehrengericht⸗ 
liche Verhandlungen mit dem Schlußergebnis des Austauſches 
von nichtsſagenden Erklärungen abgehalten. Aber in ſeiner 
begreiflichen Entrüſtung ließ er es nicht an entſprechender Kenn⸗ 
zeichnung der ihm zugefügten Kränkung fehlen. Er nannte den 
Erlaß nach Wien eine „enorme Dummheit“, die ſich an ihren 
Urhebern rächen werde; die Hintertreibung der Audienz beim 
Kaiſer Franz Joſeph aber charakteriſierte er als eine Hand⸗ 
lung, die nicht nur ihn treffe, ſondern das öſterreichiſche Staats⸗ 
oberhaupt ſelbſt, das damit von Berlin aus „gewiſſermaßen 
unter Kuratel geſtellt werde“. 

Natürlich war die Prinzeſſin Reuß ebenfalls empört über 
die Vorgänge, und zwar nicht nur wegen der ſchnöden Be— 
handlung des Fürſten, ſondern auch wegen der ihrem Gemahl 
und ihr ſelbſt bereiteten peinlichen Situation. Es war ein 
ſtarkes Stück, daß man einen Mann von dem Rang des Fürſten 
Reuß und ſeine Gemahlin, die Tochter eines regierenden deut⸗ 
ſchen Bundesfürſten, in die Lage brachte, daß ſie die Einladung 
zur Hochzeit des Grafen Herbert, die ſie, wie ſo viele andere 
hochſtehende Perſönlichkeiten der Wiener Geſellſchaft, bereits 
angenommen hatten, ſchließlich ablehnen mußten. 

Zur Beleuchtung der Situation, in die ſich der deutſche 
Botſchafter durch die Order von Berlin aus gebracht ſah, laſſe 
ich hier die Stelle eines Briefes folgen, den Graf Herbert 
Bismarck aus Samaden vom 12. Juli 1892 an mich gerichtet 
hat. Er bezog ſich auf einen Artikel, der kurz vorher im Auf⸗ 
trage ſeines Vaters in den „Hamburger Nachrichten“ veröffent⸗ 
licht worden war. Graf Herbert äußerte ſich dahin, daß die 
dort entworfene Schilderung der Wirkung des Uriasbriefes 
noch allzu milde geweſen ſei; in Wirklichkeit wäre ſie viel ärger 
geweſen. Dann hieß es weiter: 
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„Die geſellſchaftliche Stellung des Prinzen Reuß hat in 
den Wiener Streifen, auf deren Verkehr er hauptſächlich ange- 
wieſen iſt, dadurch natürlich nicht gewonnen. Sollte ihm der 
Wiener Poſten verleidet werden, ſo trägt Graf Caprivi dafür 
allein die Verantwortung, da er im Eingange ſeines Erlaſſes 
ausdrücklich ſagt, daß die Boykottierung der Grafen Hoyos 
und Palffy, ſowie des Grafen Andraſſy ſeitens der deutſchen 
Botſchaft auf ſeinen Antrag erfolgt ſei.“ 

Die nächſte Quittung, die Fürſt Bismarck dem Grafen 
Caprivi über ſein unerhörtes Verhalten erteilte, beſtand darin, 
daß er den Herausgeber der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ 
zu ſich beſchied und mit ihm das bereits mehrfach erwähnte 
„Wiener Geſpräch“ führte. Er ließ darin die bisher geübte 
Schonung ſeines Nachfolgers und der Berliner Regierung 
fallen und unterzog deren Politik einer ſtrengen Kritik. Die 
Uriasbriefe ſelbſt berührte er nicht, da dieſe damals noch nicht 
öffentlich bekannt waren. Dafür äußerte er politiſch ſeine Mei⸗ 
nung um ſo offener. Das Referat, das in dem Wiener Blatte 
über feine Auslaſſungen erſchien, hat ihm vor der Veröffent- 
lichung vorgelegen und es iſt bezeichnend, daß ſich der Fürſt jeder 
Milderung der gebrauchten ſcharfen Wendungen enthalten hat. 

Er ſprach, wie hier zum Verſtändnis des Folgenden an⸗ 
geführt werden muß, unter anderem unverhohlen von der „Nie⸗ 
derlage“, die Deutſchland durch die Handelsverträge erlitten 
habe und erklärte fie aus dem Ungeſchick der deutſchen Unter⸗ 
händler, die ihren öſterreichiſchen Kollegen nicht gewachſen ge- 
weſen ſeien. Er fand es natürlich, wenn Sſterreich die 
Schwäche und die Unzulänglichkeit der deutſchen Unterhändler 
zu ſeinem Vorteil benutzt habe. Jeder Staat habe ſeine 
Intereſſen wahrzunehmen. Er hätte es nicht anders ge- 
macht. Das Verſagen der deutſchen Unterhändler aber ſei dar⸗ 
aus entſtanden, daß in Berlin, weil eben alles habe geändert 
und gewendet werden ſollen, Männer in den Vordergrund ge- 
kommen und auch nach Wien geſchickt ſeien, die er, Fürſt 
Bismarck, früher im Dunkeln gehalten habe. Auch die aus⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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wärtige Politik des neuen Kurſes traf der ſcharfe Tadel des 
Fürſten. Er ſei ſtets bemüht geweſen, den Zuſammenhang 
mit Rußland nicht zu verlieren. Damit ſei es jetzt vorbei. 
Der Draht, der von Berlin nach Rußland geführt habe, 
ſei vollſtändig zerriſſen. Das perſönliche Vertrauen, das man 
ihm, dem Fürſten, ruſſiſcherſeits entgegengebracht hätte, ſei 
nicht mehr vorhanden. Er habe durch das Vertrauen, das 
der Zar und die ruſſiſche Regierung ihm geſchenkt hätten, Ein⸗ 
fluß auf den ruſſiſchen Botſchafter in Berlin gehabt. Seinem 
Nachfolger fehle dies ebenſo wie die perſönliche Autorität. Dar⸗ 
aus erkläre ſich auch die Veränderung, die ſeit ſeiner Entlaſſung 
in der politiſchen Situation Europas zuungunſten Deutſch⸗ 
lands eingetreten ſei. | 

Am Schluſſe des Interviews jagte der Fürſt, wie bereits 
erwähnt, er habe keine perſönlichen Verpflichtungen mehr gegen 
ſeinen Nachfolger. Alle Brücken ſeien abgebrochen, aber die Kritik 
der heimatlichen Zuſtände werde er ſich nicht nehmen laſſen. 

Die Wirkung des Wiener Berichts über die Außerungen 
des Fürſten in Berlin war außerordentlich. Es fanden lange 
Miniſterkonferenzen ſtatt, in denen beraten wurde, was zu tun 
ſei. Zunächſt erſchienen in der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ mehrere Artikel, die ebenſo gehäſſig wie ungeſchickt 
und ungehörig gegen den Fürſten waren. Es hieß darin unter 
anderem: Es ſei einem großen Teile der Nation ſchwer ge— 
worden, zu glauben, daß die ſeit zwei Jahren in der Preſſe 
des In⸗ und Auslandes erfolgten mehr oder weniger erbit⸗ 
terten Angriffe gegen die gegenwärtige Regierung, gegen ein⸗ 
zelne Mitglieder derſelben, ja, ſelbſt gegen eine noch höhere 
Stelle in der Tat auf den Fürſten Bismarck zurückzuführen 
ſeien. Das Wiener Interview mache ſolche Zweifel ferner 
unmöglich. Der Fürſt hätte, ſolange er im Amte war, 
politiſche Gegner mit allen erreichbaren und von der öffent⸗ 
lichen Meinung nicht immer gebilligten Mitteln verfolgt und 
als Grund dafür angegeben, daß er einer Schwächung der 
Regierung vorbeugen wolle; jetzt ſcheine er das Gegenteil für 
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richtig zu halten. Er habe fih im Parlamente einmal der 
Gewißheit vermeſſen, daß er niemals einem Nachfolger Schwierig- 
keiten bereiten werde, weil er die Aufgabe des Regierens mit 
ihren unendlichen Mühen durchgekoſtet habe. Jetzt zeige ſich, 
wie das gemeint geweſen ſei. Daran ſchloß ſich die Ver— 
dächtigung des Fürſten, er wolle durch ſeinen Tadel einen 
Wechſel in den Perſonen der Regierung herbeiführen. 
Sodann ſuchte der Inſpirator der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ die Wiener Außerungen des Fürſten im einzelnen 
ad absurdum zu führen. Zunächſt hieß es, der letztere ſei ſoweit 
gegangen, vor dem Vertreter der Zeitung eines Deutſchland 
eng befreundeten, aber völkerrechtlich fremden Staates die 
Unfähigkeit der deutſchen Unterhänder zu tadeln; von einer 
Begründung ſei dabei nicht die Rede, ſondern nur von einer 
Verurteilung, die vom einſeitigſten Geſichtspunkte anſpruchs— 
voller Einzelvorteile ausgehe. Dann kam der Verfaſſer in der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ auf die Wiener Be⸗ 
hauptung des Fürſten zu ſprechen, daß ſich nach ſeinem Rück⸗ 
tritt die deutſchen Beziehungen zu Rußland verſchlechtert 
hätten. Hier liege eine der ſeltſamſten Selbſttäuſchungen vor. 
Wer ſei 1879 genötigt geweſen, das Verteidigungsbündnis 
gegen Rußland mit Oſterreich zu ſchließen? Fürſt Bismarck! 
Wer habe im Jahre 1887 die: Lombardierung der ruſſiſchen 
Staatspapiere durch die Deutſche Reichsbank verboten? Fürſt 
Bismarck! Das mißliche Verhältnis zu Rußland ſei die Erb⸗ 
ſchaft, die der Fürſt ſeinem Nachfolger hinterlaſſen habe. Die 
von Deutſchland nach der Entlaſſung des großen Kanzlers 
verweigerte Fortſetzung des bis dahin beſtandenen deutſch⸗ 
ruſſiſchen Neutralitätsvertrages, der das Verhältnis Deutſch⸗ 
lands zu Rußland vollſtändig ſicherte, überging das Regierungs⸗ 
blatt bezeichnenderweiſe mit dem tiefſten Schweigen, um fort⸗ 
zufahren: Sollte der Fürſt behaupten, durch ſeine Unterredungen 
mit dem Kaiſer von Rußland im Herbſt 1887 und 1889 jedes 
Mißtrauen und jede Verſtimmung auf ruſſiſcher Seite beſeitigt 
zu haben, ſo möge er ſich doch die ruſſiſchen Zeitungen vom 
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Anfang des Jahres 1891 vorlegen laſſen. Ohne Ausnahme 
hätten ſie das Jahr 1890 als ein glückliches für Rußland 
geprieſen, weil es die Entfernung des Fürſten Bismarck aus 
ſeinem hohen Amte gebracht habe. Wenn aber der Fürſt von 
ſolchen Preſſeäußerungen behaupten ſolle, ſie hätten lediglich den 
Wert von Druckerſchwärze auf Papier, und wenn er ſich auf 
ſein perſönliches Verhältnis zum Kaiſer Alexander III. berufe, 
ſo könne man geſpannt darauf ſein, was er ſagen werde, wenn 
entgegengeſetzte Zeugniſſe von ruſſiſcher Seite vorlägen, die 
mehr als den Wert von Druckerſchwärze beſäßen, die aller— 
dings noch nicht an die Offentlichkeit gelangt ſeien, eines Tages 
aber publiziert werden könnten. Wie werde dann das Urteil 
über den Scharfblick eines Staatsmannes ſein, deſſen ſicheres 
Urteil bisher den Völkern Europas für unübertroffen gegolten 
habe. Der Fürſt hätte auch geſagt, der Wagen der deutſchen 
Politik ſei auf ein falſches Geleiſe geführt, und dieſen Wagen 
wieder ins richtige Geleiſe zu bringen, wäre nicht ſeine Sache. 
„Dagegen ſcheint es,“ ſo fuhr die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ fort, „Sache des Fürſten zu ſein, die ſchwierige 
Lenkung des Wagens durch gewaltſam erregtes Mißtrauen in 
die Führung bei Freund und Feind mit allen Kräften zu ge— 
fährden. Ob dies wohl patriotiſch iſt?“ 

An dieſe unerhörte Außerung ſchloß ſich der Ausdruck des 
Zweifels, ob der Fürſt überhaupt noch zurechnungsfähig ſei. 
Das hochoffiziöſe Blatt ſchrieb nämlich weiter: Wenn der Fürſt 
behauptet, der Kaiſer habe ihn unter Gründen der Geſund— 
heitsſchonung von Berlin und dem lebendigen Zuſammenhange 
der Dinge ferngehalten, ſo würden alle, die dieſen Dingen nahe 
geſtanden hätten, mit Schrecken erkennen, „daß die Erinnerungen 
des Fürſten bereits anfingen, ſich völlig zu verwirren“. 

In dieſer Tonart ging es weiter. Zuletzt hieß es, die 
Männer, denen die ehrenvolle Berufung zuteil geworden ſei, 
das Werk des Fürſten Bismarck fortzuführen, ſtänden vor der 
Aufgabe, ihre Arbeit vor allem vor dem Manne zu ſchützen, 
deſſen Schöpfung ſie erhalten ſollten. Es beſtehe für ſie die 
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peinliche Wahl, entweder den Zug über die Hindernifje brauſen 
zu laſſen, die ihnen von dem früheren Führer auf die Schienen 
geworfen würden, und damit den Zug dem Zerſchellen aus— 
zuſetzen, oder die Hinderniſſe fortzuſchleudern und damit den 
Mann zu treffen, der die lenkbare Kraft erſt geſchaffen. (Dieſe 
Stelle enthielt die Androhung einer gerichtlichen Verfolgung der 
Außerungen des Fürſten.) Dieſe Wahl zu vermeiden, ſei der 
Selbſtbeherrſchung der leitenden Männer bis jetzt gelungen; 
es ſcheine aber, daß der Fürſt ſie durch immer weiter getriebene 
Rückſichtsloſigkeit zwingen wolle, den Kampf gegen ihn aufzu⸗ 
nehmen. 

Auf dieſe Weiſe unterfingen ſich die Epigonen und Pygmäen, 
ihren früheren Herrn und Gebieter zu meiſtern, ihn zurecht⸗ 
zuweiſen, ihm hämiſche Vorhalte zu machen, ihn der geiſtigen 
Verwirrung zu beſchuldigen und Drohungen gegen ihn aus— 
zuſprechen. Wie nicht anders zu erwarten war, mußten ſie es 
erleben, daß Fürſt Bismarck ſie nach Gebühr behandelte. 

Gleich nach dem Erſcheinen der Artikel in der „Nord— 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ wurde ich telegraphiſch nach 
Kiſſingen berufen, wo der Fürſt in der oberen Saline ſeiner 
gewohnten Kur oblag. Als ich dort eintraf, fand ich ihn in 
aufgeräumter und kampfluſtiger Stimmung. Er empfing mich 
mit den Worten: „Nun wird ja ſcharf geſchoſſen; dann werden 
wohl auch wir feuern müſſen.“ Das geſchah denn auch ſofort; 
es wurde wiedergeſchoſſen, und zwar in einer Weiſe, daß den 
Herren in Berlin ſehr bald die Luſt zum Weiterſchießen ver⸗ 
ging. Hatten ſie dem Fürſten durch den Wiener Uriasbrief 
und die Auslaſſungen in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zei⸗ 
tung“ ihrerſeits „abgeſagt“, ſo erklärte der Fürſt jetzt öffent⸗ 
lich, was er bis dahin immer noch höflich verſchwiegen hatte, 
und ſetzte nun auch ſeinerſeits ſeinen Nachfolgern den Stuhl 
vor die Tür. 

Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ hatte von der Kritik 
des Fürſten Bismarck an den jetzigen Regierungsmaßregeln als 
„von einem verderblichen Beginnen“ geſprochen. Darauf ließ 
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der Fürſt in den „Hamburger Nachrichten“ erwidern: er ſei 
umgekehrt überzeugt, daß vielmehr das Beginnen 
der heutigen Miniſter dem Staate zum Verderben 
gereiche; die Anſicht werde in Deutſchland vielfach geteilt und 
nur von den früheren Reichsfeinden bekämpft. Der Fürſt 
erklärte weiter, daß die heutigen Miniſter nicht, wie die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ behauptet habe, ſein Werk 
fortſetzten, ſondern eher alles betrieben, als dies. 
Er verwahre ſich gegen die Mitverantwortlichkeit, die 
in der Behauptung läge, daß dies ſein Werk ſei. Er 
beſtreite durchaus, daß der neue Kurs mit dem alten 
identiſch ſei, erblicke vielmehr in dem neuen Kurſe 
einen Bruch mit dem alten und lege Wert darauf, dies 
öffentlich zu bekunden. Er glaube, daß die heutigen Miniſter, 
wenn ſie auf ihrem bisherigen Wege fortführen und wenn die 
praktiſchen Folgen ihrer Maßregeln ſich dem Lande erſt mehr 
als bisher fühlbar gemacht hätten, noch ganz andere Dinge zu 
hören bekommen würden, als die, welche die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung“ zu ihrem Verdruß in dem Interview der 
„Neuen Freien Preſſe“ geleſen habe. 

Zunächſt aber machte er die Berliner Gewalthaber, die hinter 
der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ ſtanden, durch die 
Fiktion lächerlich: die Artikel des Blattes rührten nicht von 
ihnen her, ſondern ſeien eine Privatleiſtung des Redakteurs 
des offiziöſen Blattes. Kein Miniſter würde ſich dazu haben 
hinreißen laſſen, öffentliche Drohungen gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck auszuſprechen; keiner von ihnen würde auch das Maß 
von Unfehlbarkeit für ſich in Anſpruch genommen haben, das 
ſich darin offenbare, daß jeder Zweifel an der Zweckmäßigkeit 
der Maßregeln und der Richtung der Berliner Politik als ſtraf⸗ 
fällig behandelt werde. Lag darin ſchon eine vernichtende Kritik 
der miniſteriellen Artikel in der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“, ſo wurde ſie noch dadurch geſteigert, daß Fürſt 
Bismarck fand, es mache einen komiſchen Eindruck, wenn der 
„Redakteur der ‚Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ ſich auf 
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das Katheder ſetze und den früheren Reichskanzler, der dreißig 
Jahre lang die Politik zur Befriedigung der Krone und des 
Volkes geführt habe, wie einen Schüler mit einer Sonnabends— 
zenſur, in der Tonart eines Verweiſes, abkanzle, dem wegen 
früherer guter Aufführung eine ſchärfere Strafe einſtweilen 
nicht folgen ſolle. Mit bezug auf das Wiener Interview er— 
klärte der Fürſt, es enthalte nichts Neues, laſſe aber aller- 
dings die perſönliche Rückſichtnahme vermiſſen, die er früher 
geübt habe. Er huldige eben dem Grundſatz: „a corsaire corsaire 
et demi!“ und ſei entſchloſſen, höflich nur gegen höfliche Leute zu 
bleiben. Weiter hieß es, daß, wenn er, der Anweiſung der „Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ folgend, ſeinen Platz im Reichs⸗ 
tage einnehme, ſeine Kritik an Maßregeln, die er nicht billige, 
ſich kaum in den Grenzen der Wiener Äußerungen halten werde. 

Dann ſchlug der Fürſt ſeinen Angreifern mit Meiſterhieben 
jedes Argument aus der Hand, das gegen ihn vorzubringen 
ſie ſich erdreiſtet hatten. Als treuer Royaliſt wies er zunächſt 
die gegen ihn erhobene Beſchuldigung, daß er es an Ehrerbietung 
gegen den Kaiſer habe fehlen laſſen, in einer Weiſe zurück, die, 
während ſie die vollſte Loyalität des Verhaltens des entlaſſenen 
Kanzlers gegen den Monarchen dartat, die Hintermänner der 
„Norddeutſchen Allgemeine Zeitung“ der leichtſinnigen Ver⸗ 
breitung unwahrer und gehäſſiger Behauptungen ſchuldig er⸗ 
ſcheinen ließ. Die „Norddeutſche Allgemeinen Zeitung“ hatte 
geſchrieben: Die Wiener Außerung des Fürſten Bismarck, daß 
der Kaiſer ſelbſt bereits im Jahre 1889 den ruſſiſchen Zaren von 
ſeiner Abſicht, den Fürſten Bismarck zu entlaſſen, unterrichtet habe, 
widerſtrebe ſo ſehr dem monarchiſchen Gefühl, daß dabei nicht 
verweilt werden könne. Sie werde aber noch überboten durch 
einen Artikel in der „Weſtdeutſchen Allgemeinen Zeitung“, wo 
die Ehrfurcht vor dem Kaiſer wiederum durch die vollkommen 
willkürliche Behauptung verletzt worden ſei, der verſtorbene 
Windthorſt könne ſeine, vor der Entlaſſung des Fürſten getane 
Außerung, daß General v. Caprivi der Nachfolger des erſten 
Kanzlers ſein werde, nur aus dem Munde des Kaiſers ge⸗ 
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habt haben. Mit welcher Leichtfertigfeit das Capriviſche Organ 
dieſe Beſchuldigungen des Fürſten in die Welt hinausgeſchleudert 
hatte, ging ſchon daraus hervor, daß der Fürſt die Verant⸗ 
wortlichkeit für den Artikel der „Weſtdeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ ſpäter ausdrücklich abgelehnt hat. Sachlich aber ſetzte 
er die Hintermänner des offiziöſen Blattes durch die Er⸗ 
klärung ins Unrecht, daß, als er die inkriminierte Außerung 
getan habe, wonach der Zar von ſeiner bevorſtehenden Ent- 
laſſung unterrichtet geweſen ſei, er keine Vermutung darüber 
ausgeſprochen hätte, woher der Kaiſer von Rußland bereits im 
Oktober 1889 das Bedürfnis gehabt hätte, über die Dauer 
des Bismarckſchen Miniſteriums beruhigt zu ſein. Ebenſo ſei 
es ein Irrtum, daß er die Anſicht geäußert habe, Windt⸗ 
horſt habe die Kunde von der Kanzlerkandidatur Caprivis aus 
dem Munde des Kaiſers gehabt. Er halte eher das Umgekehrte 
für möglich und glaube, daß Caprivi weit früher der Kandidat 
des Zentrums geweſen ſei, als der des Kaiſers. Und wenn 
Windthorſt in ſeiner letzten Unterredung mit ihm (dem Fürſten) 
den General v. Caprivi als Nachfolger im preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidium bezeichnet habe, ſo brauche er die Kenntnis davon 
um ſo weniger aus dem Munde des Kaiſers gehabt zu haben, 
als das Zentrum über ſo manche Verbindung bei Hofe ver⸗ 
füge, abgeſehen von der franzöſiſchen und katholiſchen Frau 
eines zur Zeit des Kanzlerwechſels bei Hofe ſehr angeſehenen 
Pädagogen. (Damit war der frühere Erzieher des Kaiſers, 
Geheimrat Hintzpeter gemeint.) 

Den oben wiedergegebenen hämiſchen Bemerkungen, die ſich 
die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ in bezug auf das Ver⸗ 
hältnis des Fürſten Bismarck zum Kaiſer Alexander III. er⸗ 
laubt hatte, trat der Angegriffene mit der Bemerkung entgegen, 
die Behauptung, daß ruſſiſche Urkunden über Mißtrauen des 
Zaren gegen ihn vorlägen, Zeugniſſe, die mehr als den Wert 
von Druckerſchwärze auf Papier beſäßen, beſtreite er abſolut, 
ſolange die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ nicht Beweis⸗ 
ſtücke beibrächte (was natürlich nicht geſchehen iſt). Über die Ge⸗ 
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ſtaltung der deutjch-rufjiichen Beziehungen während der letzten 
Zeit ſeiner Amtsführung aber ließ ſich der Fürſt in zwei 
Artikeln aus, die am 13. und 17. Juli 1892 in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ erſchienen find und die weiteren Behaup- 
tungen der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ betreffs der 
ruſſiſchen Politik des Fürſten glänzend widerlegten. Sie ſind 
von großem hiſtoriſchen Intereſſe und ich empfehle ihre genaue 
Lektüre angelegentlichſt. 

Gegenüber der unerhörten Behauptung der „Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung“, die Erinnerungen des Fürſten Bis⸗ 
marck fingen an, ſich völlig zu verwirren, beſchränkte ſich der 
Fürſt in vornehmer Weiſe auf die Bemerkung, es ſei nichts 
leichter, als ſolche Injurien zurückzugeben, aber er halte das 
unter ſeiner Würde. Wenn ſich das Organ Caprivis ferner 
darauf berufe, daß er ſelbſt früher die Oppoſition eines 
ehemaligen Miniſters mit den Worten als unberechtigt be⸗ 
zeichnet habe, er werde ſeinem Nachfolger niemals entgegen⸗ 
treten, ſo ſei dies dahin zu berichtigen, daß er damals lediglich 
geſagt habe, er hoffe zu Gott, daß er der Verſuchung dazu 
nicht ausgeſetzt werde. Dieſe Hoffnung ſei eben nicht in Er⸗ 
füllung gegangen. 

Schließlich ſetzte der Fürſt auch bei der Redaktion der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ ſoviel juriſtiſche Bildung 
voraus, daß ſie die Drohung mit ſtrafrechtlicher Verfolgung 
ſelbſt als Windbeutelei erkennen werde. Sollte ſie aber tat⸗ 
ſächlich der Anſicht ſein, daß es der Regierung freiſtehe, den 
Fürſten Bismarck durch gerichtliche Klage zum Schweigen zu 
bringen, ſo werde es ihn im höchſten Grade intereſſieren, wenn 
der Verſuch dazu gemacht würde. Es wäre ihm nicht unwill⸗ 
kommen; er habe gegen einen dramatiſchen Abſchluß ſeiner 
politiſchen Laufbahn nichts einzuwenden, auch wenn die Folgen 
für ihn ernſter ſein ſollten, als es nach Lage der Geſetzgebung 
möglich ſei. 

Das ungefähr ſind die Hauptpunkte der Entgegnungen, die 
der Fürſt in den „Hamburger Nachrichten“ auf die Angriffe der 
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„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ durch mich hat veröffent- 
lichen laſſen. Zu ihrer näheren Kenntnis muß ich die Leſer 
auf den zweiten Teil dieſes Werkes verweiſen, wo ſie alle ohne 
Ausnahme abgedruckt ſind. Die Lektüre wird ihnen Genugtuung 
und Hochgenuß bereiten. Jeder der Artikel beweiſt die koloſſale 
Überlegenheit des Rieſen über die Zwerge, die mit Steinen 
nach ihm geworfen hatten. 

Es bedarf kaum der Erwähnung, daß die Verunglimpfung 
des Fürſten Bismarck durch die Regierungsorgane das ganze 
deutſche Volk mit Unwillen und Entrüſtung erfüllte. Eine Aus⸗ 
nahme machten nur die reichsfeindlichen Kreiſe. Sogar dis in 
die fortſchrittlichen Regionen hinein traten Mißfallen und Be⸗ 
fremden über die Angriffe der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ auf den alten Kanzler zutage. In Kiſſingen war die 
Entrüſtung natürlich am ſtärkſten wahrzunehmen. Tagtäglich 
liefen Hunderte von brieflichen und telegraphiſchen Kund⸗ 
gebungen ein, in denen der Fürſt der unwandelbaren Treue 
und Dankbarkeit der Abſender verſichert und deren Entrüſtung 
über das Verhalten der Berliner Regierung Ausdruck gegeben 
wurde. Ferner trafen immer zahlreichere Anfragen ein, die 
ſich auf die Bereitwilligkeit des Fürſten zum Empfang von 
Huldigungsdeputationen bezogen. Der Andrang der Einheimi⸗ 
ſchen wie der Badegäſte nach der oberen Saline wurde täglich 
ſtärker. Alle hatten das Bedürfnis, den Fürſten zu begrüßen 
und ihm zu zeigen, wie ſie über die Berliner Angriffe auf ihn 
dachten. Auch die nationale Preſſe begann nunmehr entſchieden 
die Partei des verketzerten großen Staatsmannes zu ergreifen. 

Auf dieſe Weiſe ſahen ſich die leitenden Kreiſe derart in 
die Enge getrieben, daß ſie jedes Urteil verloren und das 
Törichtſte taten, was ſie unter den obwaltenden Umſtänden 
tun konnten: nämlich nicht nur den Erlaß nach Wien vom 
9. Juni amtlich im „Reichsanzeiger“ zu publizieren, ſondern 
zugleich auch deſſen Vorläufer, das bereits erwähnte ver⸗ 
trauliche Rundſchreiben an die preußiſchen und deutſchen Ge⸗ 
ſandtſchaften, das vor zwei Jahren ergangen war und in 
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dem die Empfänger aufgefordert wurden, die Berliner Auf- 
faſſung zu vertreten, daß den Außerungen des Fürſten Bis- 
marck aktueller Wert nicht beizulegen ſei. 

Zum Verſtändnis des weiteren iſt es notwendig, die beiden 
Aktenſtücke hier folgen zu laſſen. 

Das vertrauliche Rundſchreiben vom 23. Mai 1890 an die 
preußiſchen und deutſchen Geſandtſchaften lautete: 


„Euer (Titel) wird nicht entgangen fein, daß gegenwärtige Stim- 
mungen und Anſchauungen des Fürſten v. Bismarck, Herzogs von Lauen⸗ 
burg, mehrfach durch die Preſſe an die Offentlichkeit gebracht worden 
find. Wenn die Regierung Seiner Majeſtät in vollſter Anerkennung der 
unſterblichen Verdienſte dieſes großen Staatsmannes hierzu unbedenklich 
ſchweigen konnte, ſolange jene Außerungen ſich auf perſönliche Ver⸗ 
hältniſſe und innere Politik beſchränkten, mußte ſie ſich, ſeit auch die 
auswärtige Politik davon berührt wird, die Frage vorlegen, ob ſolche 
Zurückhaltung auch ferner zu rechtfertigen ſei, ob ſie nicht im Auslande 
ſchädlichen Mißdeutungen unterliegen könnte. Seine Majeſtät der Kaiſer 
find indes der Überzeugung, daß entweder von ſelbſt eine ruhigere Stim⸗ 
mung eintreten, oder aber der tatſächliche Wert des von der Preſſe 
Wiedergegebenen mit der Zeit auch im Auslande immer richtiger werde 
gewürdigt werden. Es ſei nicht zu befürchten, daß aus der Verbreitung 
ſubjektiver, mehr oder weniger richtig aufgefaßter, hier und da zweifel⸗ 
los abſichtlich entſtellter und zum Teil zu Perſonen von anerkannter 
Feindſchaft gegen Deutſchland getaner Außerungen ein dauernder Schaden 
entſtehen könnte. Seine Majeſtät unterſcheiden zwiſchen dem Fürſten 
Bismarck früher und jetzt und wollen ſeitens Allerhöchſtihrer Regierung 
alles vermieden ſehen, was dazu beitragen könnte, der deutſchen Nation 
das Bild ihres größten Staatsmannes zu trüben. 

Indem ich Euer (Titel) hiervon mit der Ermächtigung, erforder⸗ 
lichenfalls demgemäß ſich zu äußern, in Kenntnis ſetze, füge ich ergebenſt 
hinzu, daß ich mich der Hoffnung hingebe, es werde auch ſeitens der 
Regierung, bei welcher Sie akkreditiert ſind, den Außerungen der Preſſe 
in bezug auf die Anſchauungen des Fürſten Bismarck ein aktueller Wert 
nicht beigelegt werden. v. Caprivi.“ 


Die Depeſche vom 9. Juni 1892 an den Kaiſerlichen Bot⸗ 
ſchafter in Wien, Prinzen Reuß, hatte folgenden Wortlaut: 


„Im Hinblick auf die bevorſtehende Vermählung des Grafen Herbert 
Bismarck in Wien teile ich Eurer Durchlaucht nach Vortrag bei Seiner 
Majeſtät folgendes ergebenſt mit: 
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Für die Gerüchte über eine Annäherung des Fürſten Bismarck an 
Seine Majeſtät den Kaiſer fehlt es vor allem an der unentbehrlichen 
Vorausſetzung eines erſten Schrittes ſeitens des früheren Reichskanzlers. 
Die Annäherung würde aber, ſelbſt wenn ein ſolcher Schritt geſchähe, 
niemals ſoweit gehen können, daß die öffentliche Meinung das Recht 
zur Annahme erhielte, Fürſt Bismarck hätte wieder auf die Leitung der 
Geſchäfte irgendwelchen Einfluß gewonnen. 

Falls der Fürſt oder ſeine Familie ſich Eurer Durchlaucht Hauſe 
nähern ſollte, erſuche ich Sie, ſich auf die Erwiderung der konventio⸗ 
nellen Formen zu beſchränken, einer etwaigen Einladung zur Hochzeit 
aber auszuweichen. Dieſe Verhaltungsmaßregeln gelten auch für das 
Botſchaftsperſonal. Ich füge hinzu, daß Seine Majeſtät von der Hoch⸗ 
zeit keine Notiz nehmen werden. 

Euer Durchlaucht ſind beauftragt, in der Ihnen geeignet erſcheinenden 
Weiſe ſofort hiervon dem Grafen Kalnoky Mitteilung zu machen. 

Graf v. Caprivi.“ 


Was ſich die Berliner Regierung gedacht hat, als ſie dieſe 
Erlaſſe veröffentlichte, ſtatt ſie als Pudendum im geheimſten 
Fache ihrer Archive verborgen zu halten, mögen die Götter 
wiſſen! Wen ſie verderben wollen, den verblenden ſie bekannt⸗ 
lich zuvor. Der Erfolg der Veröffentlichung dieſer amtlichen 
Schriftſtücke gegen den deutſchen Nationalheros beſtand, wie 
nicht anders zu erwarten war, darin, daß die Parteinahme 
des deutſchen Volkes für den angegriffenen Helden an Umfang 
und Intenſität ſich ins Ungemeſſene ſteigerte. Die Ovationen, 
die ihm in Kiſſingen dargebracht wurden, ſpotten aller Be⸗ 
ſchreibung. Wo der alte Kanzler ſich nur blicken ließ, wurde 
er von der Bevölkerung und den Badegäſten ſtürmiſch umringt 
und leidenſchaftlich begrüßt. Selbſt Ausländer nahmen an 
dieſen aus dem innerſten Herzen kommenden Kundgebungen teil 
und wurden durch ſie mit fortgeriſſen. Im Lauf der nächſten 
Tage trafen aus dem benachbarten Süddeutſchland nach Hun⸗ 
derten und Tauſenden zählende Scharen von Anhängern des 
Fürſten in Kiſſingen ein, um ihm ihre Huldigungen darzubringen. 
In langen Zügen erſchienen ſie vor der oberen Saline, um 
dann von dem alten Kanzler in dem geräumigen Hofe empfangen 
zu werden. Man muß dieſen deutſchen Patrioten in die leuch⸗ 
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tenden Augen geblickt haben, um zu begreifen, was in ihrem 
Innern vorging, was ſie bewegte. Es iſt kaum zuviel geſagt, 
wenn man behauptet, daß eine ähnliche Parteinahme eines 
Volkes für einen ſeiner großen Männer noch nie zuvor in 
gleicher Stärke und in gleicher Begeiſterung dageweſen war. 
Alles, was nur konnte, ſtrömte nach Kiſſingen. Die Huldigungen 
der Schwaben, Heſſen, Pfälzer, Thüringer und fo weiter geital- 
teten ſich zu überwältigenden Kundgebungen, die den folgenden 
in Jena und denen zum achtzigſten Geburtstage des Fürſten 
in Friedrichsruh durchaus zur Seite zu ſtellen ſind. Man muß 
das alles miterlebt und mitgefühlt haben, um die Bedeutjam- 
keit dieſer Kundgebungen ſo würdigen zu können, wie ſie es 
verdienen. Ahnlich wie im Sommer 1870 der Geſang der 
„Wacht am Rhein“ der herrſchenden vaterländiſchen Begeiſte⸗ 
rung hinreißenden Ausdruck gab, war es im Sommer 1892 
das Lied „Deutſchland, Deutſchland über alles“, das, viel- 
hundertſtimmig geſungen, ertönte, ſobald der alte Kanzler nur 
ſichtbar wurde. 

Die Kiſſinger Huldigungen ſetzten ſich auf der Reiſe des 
Fürſten nach Jena in gleicher Stärke fort. Auf jeder Station 
waren Hunderte und Tauſende von Menſchen verſammelt, die 
ſtürmiſch den Salonwagen des Fürſten umdrängten, die Hüte 
ſchwenkten, ihm zujubelten und die Hände beinahe zerquetſchten. 
Die Kundgebungen in Jena aber ſetzten allen den großartigen 
und erhebenden Ovationen für den alten Kanzler die Krone 
auf. Der Tag von Jena wird, abgeſehen von den ewig denk— 
würdigen Reden des greiſen Kanzlers, für alle Zeiten einen 
Markſtein in der Geſchichte der Beziehungen des deutſchen 
Volkes zum Fürſten Bismarck bilden. Auf der Weiterfahrt nach 
Schönhauſen kam es ebenfalls überall zu eindrucksvollen Kund⸗ 
gebungen. Wieder harrten an den Bahnhöfen viele Tauſende, 
Kopf an Kopf gedrängt, des fürſtlichen Zuges. Als er in 
Sicht kam, erſcholl auch hier die deutſche Nationalhymne und 
der Fürſt hatte vielfach Mühe, ſich gar zu ſtürmiſcher Huldi⸗ 
gungen zu erwehren. Selbſt in Weimar, wo von Berlin 
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aus ein ſtarker diplomatiſcher Druck ausgeübt worden war, um 
die Beteiligung der Bevölkerung an der Begrüßung des alten 
Kanzlers abzuſchwächen, kam es zu den ergreifendſten Ovationen. 

In der Auslöſung dieſer gewaltigen Volkskundgebungen 
für den Fürſten beſtand alſo der Erfolg der unüberlegten Ver⸗ 
öffentlichung im „Reichsanzeiger“. Graf Caprivi und feine 
Leute glaubten — und dies iſt höchſt bezeichnend für ihre Ur⸗ 
teilsfähigkeit — einen Mann von der Größe und den vater- 
ländiſchen Verdienſten des Fürſten Bismarck, den Stolz des 
deutſchen Volkes, durch die bloße Veröffentlichung zweier gegen 
ihn gerichteten amtlichen Erlaſſe ins Unrecht ſetzen zu können. 
Sie mußten dafür erleben, daß der Pfeil, den ſie gegen den 
großen Staatsmann abgeſchoſſen hatten, von deſſen eherner 
Bruſt wirkungslos abprallte, auf ſie ſelbſt zurückflog und ihnen 
eine Wunde beibrachte, von der ſie ſich nie erholt haben. 
Sie hatten eben die patriotiſchen Empfindungen, die Pietät 
gegen den Fürſten Bismarck und gegen die in ihm verkörperte 
große Vergangenheit des Vaterlandes ſo ſchwer verletzt, daß 
das deutſche Volk ſich nicht genug tun konnte, den Angegriffenen 
ſeiner unvergänglichen Liebe, Treue und Dankbarkeit in wahr⸗ 
haft leidenſchaftlichen Ausbrüchen zu verſichern. Auch die natio⸗ 
nale Preſſe ſpiegelte in ihren Artikeln dieſe Auffaſſungen und 
Geſinnungen wider. Selbſt vorſichtige Blätter, die bisher immer 
mit einem Auge nach Berlin geſchielt hatten, machten aus ihrer 
Anſicht keinen Hehl, daß es ein Gebot der Staatsklugheit geweſen 
wäre, dem Inlande wie dem Auslande das Schauſpiel eines 
Kampfes der Gegenwart gegen die große Vergangenheit zu 
erſparen. Dieſe Auffaſſung wurde ſogar bis in die freiſinnigen 
Kreiſe geteilt. So ſchrieb die „Voſſiſche Zeitung“, es ſei zu 
beklagen, daß perſönliche Empfindlichkeit der gegenwärtigen 
Reichslenker, oder Sorge um wirkliche oder vermeintliche 
Reichsintereſſen zur öffentlichen Bekämpfung des Mannes führ⸗ 
ten, deſſen unvergängliches Verdienſt es ſei, Deutſchland zu dem 
gemacht zu haben, als was es Caprivi bei ſeinem Amtsantritt 
vorgefunden habe. 
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Die erſte Kunde von der Veröffentlichung der beiden Er— 
laſſe im Reichsanzeiger gab ein Telegramm der Hamburger 
Redaktion nach Kiſſingen. Als der Fürſt es geleſen hatte, 
ſagte er zu mir: „Die Leute in Berlin müſſen rein von 
Gott verlaſſen ſein. Das iſt eine neue ganz unglaubliche 
Dummheit, daß ſie ihre Erlaſſe ſelbſt an die große Glocke 
hängen.“ Graf Herbert, der gerade zugegen war, meinte ſo— 
fort, dieſe Veröffentlichung werde ganz Deutſchland zugunſten. 
ſeines Vaters mobil machen. Wie recht er damit hatte, geht 
aus der obigen Schilderung hervor. Der Fürſt beauftragte 
mich alsdann, nach Hamburg zu telegraphieren und die Redak⸗ 
tion zu veranlaſſen, den Abdruck der Erlaſſe mit der Bemer⸗ 
kung zu begleiten, der Fürſt bezweifle, daß die in Wien er⸗ 
folgten Einwirkungen mit den beiden Erlaſſen erſchöpft ſeien. 
Er hatte dabei die von Berlin aus erfolgte Preſſion im Auge, 
durch die der ihm bereits zugeſagte Empfang durch den Kaiſer 
Franz Joſeph hintertrieben worden war. 

Die weitere Stellungnahme des Fürſten zu den Erlafjen 
und zur Verhinderung ſeiner Audienz wird der Leſer am beſten 
aus den Artikeln in den „Hamburger Nachrichten“ erſehen, die 
von ihm ſelbſt herrühren und im zweiten Teil dieſes Werkes 
ebenfalls vollſtändig mitgeteilt ſind. 

Aus meinen eigenen Aufzeichnungen füge ich zur Ergänzung 
das Folgende an: Der Fürſt begriff namentlich nicht den Er⸗ 
laß vom 23. Mai 1890. Damals habe überhaupt noch nichts 
vorgelegen, was ſeinem Nachfolger ausreichenden Grund zu einer 
gegneriſchen Stellungnahme hätte bieten können. In den beiden 
Interviews, die er bis dahin gewährt habe, ſei nichts enthalten 
geweſen, was den neuen Kanzler hätte kränken können. Wenn 
er ſich trotzdem dadurch beſchwert gefühlt hätte, ſo würde 
nichts im Wege geſtanden haben, ſich mit ihm, dem Fürſten, 
in Verbindung zu ſetzen und in einem höflichen Meinungs⸗ 
austauſch die abweichenden beiderſeitigen Auffaſſungen zu er⸗ 
örtern. Jedenfalls habe er, der Fürſt, mit ſeinen Außerungen 
zu den fremden Publiziſten die Reichspolitik nur fördern wollen. 
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Der Weg einer vertraulichen Ausſprache zwiſchen der Ber- 
liner Regierung und ihm über die Interviews wäre durch— 
aus gangbar und angezeigt geweſen. Wenn ihn Caprivi gleich⸗ 
wohl nicht eingeſchlagen, ſondern den Kaiſer zur Genehmigung 
des vertraulichen Rundſchreibens an die deutſchen Miſſionen 
im Auslande wegen dieſer Interviews bewogen habe, ſo be— 
weiſe das, daß er ſchon damals bemüht geweſen ſei, ſeinen 
Amtsvorgänger beim Kaiſer zu verdächtigen und den früheren 
Kanzler in einen Gegenſatz zum Monarchen zu bringen, der 
jeder Möglichkeit einer Wiederannäherung zwiſchen beiden 
Männern nach Möglichkeit vorbeugen ſollte. 

Offenbar habe Caprivi damals die Abſicht gehegt, das ver- 
trauliche Rundſchreiben an die Geſandten noch viel ſchärfer zu 
faſſen, ſei jedoch damit an dem Widerſtande des Kaiſers ge⸗ 
ſcheitert, was aus dem Worte „indes“ in dem Maierlaſſe klar 
hervorgehe. 

Bei dieſer Gelegenheit erwähnte der Fürſt auch, es ſei 
ſchon im Mai 1890 bemerkbar geworden, daß Perſönlichkeiten, 
die ihm früher näher geſtanden, ihm gegenüber Zurückhaltung 
beobachtet hätten. Er habe damals darüber ſondieren laſſen, 
worauf das beruhe, und dabei in Erfahrung gebracht, daß die 
Betreffenden zu ihrer Entſchuldigung geäußert hätten, ſie wür⸗ 
den ſich ſchaden, wenn die Fortſetzung ihres Verkehrs mit Fried⸗ 
richsruh zur Kenntnis der Herren im Reichskanzleramte und 
im Auswärtigen Amte gelange. 

Weiter bekundete der Fürſt ſein Befremden darüber, daß 
man die preußiſchen und deutſchen Geſandten dazu benutzt 
habe, den Gegenſatz zwiſchen der alten und neuen Regierung 
im Auslande zu betonen und dieſe zur Stellungnahme zu 
veranlaſſen. Solche deutſche Interna gehörten unmöglich vor 
das Forum fremder Staaten. Auch hätten die deutſchen Ge⸗ 
ſandten, abgeſehen von ihren ſonſtigen Aufgaben, wohl die 
Pflicht, die Intereſſen und die Rechte einzelner deutſcher Staats⸗ 
bürger zu ſchützen und zu fördern, aber nicht die, ſie zu 
ſchädigen, wie es in ſeinem Falle geſchehen ſei. 
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In bezug auf den Erlaß nach Wien war der Fürſt der 
Anſicht, daß er, abgeſehen von der unſchönen Handlungsweiſe 
gegen ihn, ebenfalls eine unzuläſſige Befaſſung des Auslandes 
mit deutſchen Angelegenheiten involviere. Dieſe Befaſſung 
ſei durch den Auftrag an den deutſchen Botſchafter in Wien 
erfolgt, die Berliner Depeſche vom 9. Juni dem öſterreichiſchen 
Miniſter des Auswärtigen ſofort zur Kenntnis zu bringen. 
Der Fürſt meinte, Graf Caprivi habe ſich in ſeiner ewigen 
Befürchtung einer Ausſöhnung zwiſchen dem Kaiſer und dem 
Fürſten Bismarck hier auf einen bedenklichen Abweg drängen 
laſſen. 

Wenn es in der Einleitung des Erlaſſes heiße, es ſei der 
feſte Entſchluß des Kaiſers, dem früheren Kanzler, auch wenn 
dieſer den erſten Schritt zu einer Verſöhnung tue, niemals wieder 
irgendwelchen Einfluß auf die Geſchäfte des Reiches zu geſtatten, 
ſo ſei dies auffällig, da zur Erreichung des vorliegenden Zweckes 
das bloße Verbot der Beteiligung an der Hochzeit für die Bot⸗ 
ſchaft genügt haben würde. Der Fürſt erklärte ſich die Bepackung 
dieſes Verbots mit den einleitenden Sätzen daraus, daß dem 
Grafen Caprivi darum zu tun geweſen ſei, in dem Erlaſſe eine 
öffentliche und amtliche Bürgſchaft zur Beruhigung nicht nur ſeiner 
ſelbſt, ſondern vor allem auch aller derjenigen zu gewinnen, 
die mit ihm die Möglichkeit einer Reaktivierung des Bismarck⸗ 
ſchen Einfluſſes gefürchtet hätten. Wie ſehr der alte Kanzler 
mit dieſer Auslaſſung im Rechte war, ergab ſich aus Mittei⸗ 
lungen, die ihm bald darauf aus durchaus zuverläſſigen Ber⸗ 
liner Quellen zugingen und folgendes beſagten: Unter dem Ein⸗ 
fluß von Gerüchten, die über die bevorſtehende Verſöhnung des 
Kaiſers mit dem Fürſten Bismarck umgelaufen ſeien, wären gewiſſe 
Beſorgniſſe in denjenigen Kreiſen des Parlaments entſtanden, 
auf die ſich Caprivi beſonders ſtützte, namentlich im Zentrum 
und deſſen Gefolgſchaft. Caprivi hätte ein begreifliches Intereſſe 
daran gehabt, ſolche Beſorgniſſe zu beſchwichtigen, und dieſem 
Zweck habe die amtliche Depeſche nach Wien ſowie deren Ver⸗ 
öffentlichung im „Reichsanzeiger“ dienen ſollen, weil in ihrem 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Eingange ein bindendes Verſprechen enthalten fei, daß der Fürſt 
niemals wieder Einfluß auf die Geſchäfte erlangen ſolle. 
Unter dieſem Geſichtspunkte betrachtet, erſchien die Ver⸗ 
öffentlichung der Erlaſſe im „Reichsanzeiger“ in einem neuen 
Lichte, das für den Grafen Caprivi gleichfalls nicht vorteilhaft 
war, weil es zeigte, wie groß für ihn der Zwang zur Rück⸗ 
ſichtnahme auf das Zentrum und deſſen Gefolgſchaft war. 
Die Hintertreibung der Audienz beim Kaiſer Franz Joſeph 
empfand der Fürſt ſchmerzlich. Er betrachtete ſie als einen 
Akt der Geringſchätzung ſeiner Perſon, als Schädigung ſeiner 
geſellſchaftlichen Stellung und als perſönliche Kränkung. Er 
ſei durch dieſe Berliner Einflußnahme in die Kategorie von 
Perſönlichkeiten verwieſen worden, die man nicht empfangen 
könne. Mit was er eine ſo beleidigende Klaſſifizierung ver⸗ 
dient habe, wiſſe er nicht. Wiederholt hob er hervor, es ſei 
von durchaus vertrauenswerter Seite zu ſeiner Kenntnis ge⸗ 
langt, daß man in Wien anfangs keine Neigung gezeigt habe, 
ſich für die Berliner Mißgunſt gegen ihn, den Fürſten, einzu⸗ 
ſetzen, da er in Wien beim Kaiſer wohlgelitten geweſen ſei 
und auch den ſonſtigen maßgebenden Perſönlichkeiten freund- 
ſchaftlich nahe geſtanden habe; dann ſei aber ein ſtärkerer 
Druck von Berlin ausgeübt worden, der es dem Kaiſer Franz 
Joſeph aus politiſchen Gründen und wegen des Bündnis⸗ 
verhältniſſes mit Deutſchland unmöglich gemacht habe, den Ber- 
liner Wünſchen nicht zu entſprechen. Der Fürſt erinnerte in 
dieſem Zuſammenhang daran, daß die „Norddeutſche Allge— 
meine Zeitung“ die Frage an ihn gerichtet habe, ob ſein Wiener 
Interview wohl patriotiſch geweſen ſei und ſtellte die Gegen⸗ 
frage, ob es wohl patriotiſch geweſen wäre, das Erſcheinen eines 
Mannes von ſeiner Stellung und ſeiner Vergangenheit in Wien 
mit Einwirkungen zu begleiten, die ſeinen Empfang beim Kaiſer 
Franz Joſeph unmöglich machen mußten? Nach ſeiner Anſicht 
diene es den Reichsintereſſen nicht, wenn er, der doch zwanzig 
Jahre lang das deutſche Anſehen im Auslande in ſich verkörpert 
gehabt habe, auf dieſe Weiſe in ſeinem Anſehen geſchädigt werde. 
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Es mag noch erwähnt ſein, daß der Fürſt ſchließlich erklären 
ließ, wenn man in Berlin hoffe, durch derartige amtliche und 
offiziöſe Kundgebungen gegen ihn den Erfolg ſeiner Kiſſinger 
Badekur ſchädigen zu können, man gut tue, dieſe Hoffnung ſo 
bald wie möglich aufzugeben. Man überſchätze den Eindruck, 
den dieſe Angriffe auf ihn machten; man ſolle ſich doch ver— 
gegenwärtigen, daß ein Mann in ſeinem Alter, der ſeit vierzig 
Jahren an grobe öffentliche Angriffe, Verdächtigungen und Ver⸗ 
leumdungen gewöhnt ſei, einigermaßen abgehärtet gegen ſolche 
Dinge ſei und die Muße ſeines Badelebens gern damit aus— 
fülle, von der Fortdauer des Kampfes und von den Kampfes⸗ 
mitteln, die gegen ihn angewendet würden, Kenntnis zu nehmen. 

Damit ſind die wichtigſten Momente des Zuſammenſtoßes 
zwiſchen der Berliner Regierung und dem Fürſten Bis⸗ 
marck im Jahre 1892 erſchöpft. Der Leſer wird finden, 
daß der Fürſt auch hier über ſeine Gegner obgeſiegt und ſie 
total aufs Haupt geſchlagen hat. 


Die „Enthüllungen“ betreffend den deutſch-xuſſiſchen 
Neutralitätsvertrag. 


Nunmehr gelange ich, als Abſchluß meiner Einzeldaritel- 
lung der wichtigſten politiſchen Differenzen zwiſchen dem Fürſten 
Bismarck und ſeinen Nachfolgern, zu den berühmten „Hamburger 
Enthüllungen“, die im Herbſt 1896 die Welt in Aufregung 
geſetzt haben. Sie betrafen den deutſch-ruſſiſchen Neutralitäts⸗ 
vertrag und führten nicht nur in der deutſchen und in der aus⸗ 
wärtigen Preſſe zu mehr oder minder aufgeregten Erörterungen, 
ſondern auch zu Interpellationen und Debatten im Deutſchen 
Reichstage, wie in anderen Parlamenten. Eigentlich war dieſe 
außerordentliche Erregung der öffentlichen Meinung unver⸗ 
ſtändlich; denn die „Enthüllungen“, die damals Fürſt Bismarck 
machen ließ, boten inſofern kaum etwas Neues, als der Fürſt 
ſchon früher auf die Exiſtenz des deutſch⸗ruſſiſchen Vertrages in 
den „Hamburger Nachrichten“ hatte hinweiſen laſſen. So zum 
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Beiſpiel in der Nummer vom 24. Januar 1892, Morg.⸗Ausg., 
alſo nahezu fünf Jahre vor den „ſenſationellen Enthüllungen“ im 
Herbſt 1896. Der erwähnte Artikel der „Hamburger Nachrichten“, 
den ich im zweiten Teil dieſes Werkes nachzuleſen bitte, behan⸗ 
delte die nachteiligen Veränderungen, die in den auswärtigen Be⸗ 
ziehungen des Deutſchen Reiches nach der Entlaſſung des Fürſten 
Bismarck eingetreten waren. Unter anderem wurde geſagt, 
Fürſt Bismarck habe ſtets die Auffaſſung vertreten, daß das 
Bündnis mit Oſterreich nur die öſterreich⸗ungariſche Monarchie 
als ſolche ſelbſt decke, nicht auch deren Orientpolitik gegen Ruß⸗ 
land. Für dieſe ſei ſeitens Deutſchlands den Wiener Staats⸗ 
männern immer geraten worden, Schutz durch Sonderabkommen 
mit gleichintereſſierten Staaten wie England und Italien zu 
ſuchen. Auf dem Boden dieſer vertragsmäßigen Auffaſſung ſei 
Dieutſchland in der Lage geweſen, ſich ſtets mit Rußland zu 
verſtändigen und dadurch erfolgreich auf Oſterreich einzuwirken, 
falls dieſes Neigung zeigen ſollte, ſeiner Orientpolitik eine 
unerwünſchte Wendung zu geben. Dieſe vorteilhafte Lage, 
deren Aufrechterhaltung an das diplomatiſche Geſchick aller⸗ 
dings erhebliche Anforderungen geſtellt habe, ſei ſpäter für 
„zu kompliziert“ erachtet worden, und zugleich hätten per⸗ 
ſönliche Verſtimmungen zur Preisgabe der guten Beziehung 
zu St. Petersburg ſowie zur ruſſiſch⸗franzöſiſchen Annäherung 
geführt. Die Situation, in welche Deutſchland dadurch geraten 
ſei, könne nicht als günſtig angeſehen werden. Hätte es früher 
in Deutſchlands Hand gelegen, ſich jederzeit mit Rußland zu ver⸗ 
ſtändigen, und zwar auf Grund beſtimmter jetzt nicht 
mehr vorhandener Abmachungen, die neben dem Ver⸗ 
trag mit Oſterreich beſtanden hätten, ſo ſei infolge der zwiſchen 
Deutſchland und Rußland eingetretenen Entfremdung jetzt 
Oſterreich in der Möglichkeit, eventuell auf Deutſchland einen 
Druck auszuüben, indem es ſich nach St. Petersburg wende. 
| Die oben geſperrt gedruckte Stelle enthielt zweifellos bereits 

die Andeutung des beſtandenen, aber preisgegebenen Geheim⸗ 
vertrages mit Rußland. Merkwürdigerweiſe gab ſie weder der 
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re an 


deutſchen noch der auswärtigen Preſſe zu irgendwie aufgeregten 
Erörterungen Anlaß. Ganz anders im Herbſt 1896. 

Die neue Veröffentlichung des Fürſten über den Vertrag 
erfolgte in der Morgenausgabe der „Hamburger Nachrichten“ 
vom 24. Oktober jenes Jahres. Ihr Wortlaut iſt ebenfalls im 
zweiten Teil dieſes Werkes nachzuleſen. Der Schwerpunkt des 
Artikels lag in den Sätzen, wo anknüpfend an die dem Fürſten 
gemachten Vorwürfe, daß ſchon zu ſeiner Zeit der Draht zwiſchen 
St. Petersburg und Berlin irreparabel zerriſſen geweſen ſei, 
nach Erinnerung an die Abmachungen von Skierniewize und 
die Zuſtände, die bis zum Jahre 1890 beſtanden hätten, aus⸗ 
geführt wurde: 

„Bis zu dieſem Termine waren beide Reiche (Deutſchland 
und Rußland) im vollen Einverſtändnis darüber, daß, wenn 
eines von ihnen (alſo zum Beiſpiel Deutſchland von Frankreich) 
angegriffen würde, das andere wohlwollend neutral bleiben 
ſolle. Dieſes Einverſtändnis iſt nach dem Ausſcheiden des 
Fürſten Bismarck nicht erneuert worden, und wenn wir über 
die Vorgänge in Berlin richtig unterrichtet ſind, ſo war es nicht 
etwa Rußland, in Verſtimmung über den Kanzlerwechſel, ſondern 
Graf Caprivi war es, der die Fortſetzung jener gegenſeitigen 
Aſſekuranz ablehnte, während Rußland dazu bereit war ...“ 

„So entſtand Kronſtadt mit der Marſellaiſe, und die erſte 
Annäherung zwiſchen dem abſoluten Zarentum und der fran- 
zöſiſchen Republik wurde unſerer Anſicht nach ausſchließlich 
durch die Mißgriffe der Capriviſchen Politik herbeigeführt. 
Dieſe hat Rußland genötigt, die Aſſekuranz, die ein vorſichtiger 
Politiker in den großmächtlichen Beziehungen Europas gern 
nimmt, in Frankreich zu ſuchen.“ 

Dieſe Veröffentlichung erregte einen wahren Sturm in der 
Preſſe. Die Gegner des Fürſten Bismarck glaubten die Ge⸗ 
legenheit gekommen, ſich für die ſchwere Niederlage zu rächen, 
die er ihnen im Jahre 1892 bereitet hatte, und fielen in 
wahrhaft pöbelhafter Weiſe über den großen Staatsmann 
her. Sie klagten ihn nicht nur des Verrats eines Staatsge⸗ 
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heimniſſes an, ſondern auch des unehrlichen Spieles gegen 
Oſterreich⸗Ungarn, hinter deſſen Rücken er ſich mit Rußland 
verbündet habe. Sie bezichtigten ihn der Doppelzüngigkeit 
gegenüber den Dreibundsmächten ſowie des Landesverrates. 
Niemals iſt es in irgendeinem Lande der Welt zu einer der⸗ 
artigen ſchmählichen Beſchuldigung eines großen Staatsmannes 
gekommen, der ſich um Staat und Volk ſo gewaltige Verdienſte 
erworben hatte, wie Fürſt Bismarck um Deutſchland. Man 
fragte auch gar nicht erſt danach, aus welchen Gründen er auf 
den Vertrag mit Rußland hingewieſen habe, ſondern ließ von 
vornherein die Möglichkeit ganz außer Betracht, daß es achtbare 
und gute Motive geweſen ſeien, die ihn dazu bewogen hätten. 
Der Haß der alten Bismarckgegner beraubte ſie vollſtändig der 
Zurechnungsfähigkeit und ließ ſie ſogar den Umſtand überſehen, 
daß der für Deutſchland ſo ungemein vorteilhafte Vertrag nicht 
nur von Kaiſer Wilhelm I. und Kaiſer Friedrich, ſondern auch 
von dem regierenden Kaiſer gekannt und gutgeheißen worden 
war. In ihrer Wut gegen den Fürſten Bismarck, die durch 
die Feindſchaft gegen Rußland noch verſtärkt wurde, verlangten 
ſie nichts mehr und nichts weniger, als daß dem Fürſten Bis⸗ 
marck der Prozeß gemacht und er hinter Schloß und Riegel 
geſetzt werden ſolle. Wer weiß auch, was geſchehen wäre, wenn 
damals Caprivi noch im Amte geweſen wäre. Aber in⸗ 
zwiſchen war Fürſt Hohenlohe an ſeine Stelle getreten, und 
dieſer vorſichtige, gewandte und kluge Staatsmann hütete ſich, 
in ernſter Weiſe Stellung gegen den Fürſten zu nehmen. Da⸗ 
gegen konnte er nicht umhin, im „Reichsanzeiger“ eine Er⸗ 
klärung zu erlaſſen, die beſagte: Anläßlich der Enthüllungen 
der „Hamburger Nachrichten“ ſei vielfach der Wunſch hervor⸗ 
getreten, die Regierung möge auch ihrerſeits das Wort zur 
Sache ergreifen: „Wir ſind“ — ſo hieß es weiter — „zu der 
Erklärung ermächtigt, daß dies nicht geſchehen wird. Diplo⸗ 
matiſche Vorgänge der von den ‚Hamburger Nachrichten“ er⸗ 
wähnten Art gehören ihrer Natur nach zu den ſtrengſten 
Staatsgeheimniſſen. Sie gewiſſenhaft zu wahren, beruht auf 
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einer internationalen Pflicht, deren Verlegung eine Schädigung 
wichtiger Staatsintereſſen bedingen würde.“ Darin lag die 
Bezichtigung des Fürſten Bismarck, daß er ein „ſtrengſtes 
Staatsgeheimnis“ verraten habe. Er trat ihr in überlegener 
Gelaſſenheit mit der Erklärung entgegen, daß diplomatiſche Vor— 
gänge der in Rede ſtehenden Art ſeiner Anſicht nach nicht zu 
den „ſtrengſten Staatsgeheimniſſen“ gehörten. Die ruſſiſch⸗deut⸗ 
ſchen Abmachungen exiſtierten längſt nicht mehr, ſie gehörten 
vielmehr der Geſchichte und den Archiven an. Auch ſei ihre 
Geheimhaltung für Deutſchland, wie für den Dreibund von 
Haus aus kein Bedürfnis geweſen. Sie wäre lediglich auf ruſſi⸗ 
ſchen Wunſch hin erfolgt, und die Situation, auf welcher dieſer 
Wunſch damals beruht habe, beſtehe heute nicht mehr. In 
deutſchen Intereſſen hätte, nach ſeiner, des Fürſten, Anſicht, 
die volle Veröffentlichung des Vertrages gelegen, da letzterer 
für uns nicht etwa ein Pudendum bilde, ſondern berechtigten 
Anlaß für alle friedliebenden Angehörigen des Reiches und 
des Dreibundes biete, mit Genugtuung auf jenen Vertrag als 
weitere Friedensbürgſchaft zurückzublicken. 

Darauf wurde im „Reichs anzeiger“ erwidert: Von welchem 
Zeitpunkt an diplomatiſche geheime politiſche Vorgänge den 
Charakter von Staatsgeheimniſſen verlören, könne ausſchließ⸗ 
lich von leitenden Staatsmännern auf Grund ihrer Verant⸗ 
wortlichkeit und ihrer beſonderen Kenntnis der politiſchen Lage 
entſchieden werden. Jede Abweichung von dieſem Grundſatze 
würde die auswärtige Politik Überraſchungen und Erſchütte⸗ 
rungen ausſetzen, und damit das Staatsintereſſe gefährden. 
Habe Deutſchland ſeinerzeit bedingungslos die Zuſage erteilt, 
ſowohl die Tatſache wie den Inhalt des Vertrages mit Ruß⸗ 
land geheim zu halten, ſo dauere dieſe Verpflichtung für alle, 
die darum wüßten, auch jetzt unverändert fort. 

Als Fürſt Bismarck dieſe Erklärung im „Reichsanzeiger“ 
las, ſagte er zu mir: 

„Ich werde darauf nicht mehr antworten. Ich habe neu⸗ 
lich meine Anſicht über Charakter und Wahrung dieſes Staats⸗ 
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geheimniſſes in Ihrem Blatte ſchon aussprechen laſſen. Ich mag 
die Auseinanderſetzung nicht weiter fortführen. Ihnen perſön⸗ 
lich gegenüber halte ich mit meiner Meinung darüber nicht 
zurück, daß ich die Erklärung im, Reichsanzeiger“ überhebend und 
ſachlich nicht begründet finde. Die heutige Regierung vermag 
doch nicht mit annähernd gleicher Kompetenz wie ich zu beurteilen, 
welche Verpflichtungen Deutſchland gegenüber Rußland bei Ab- 
ſchluß des Vertrages übernommen hatte. Niemand außer mir 
und den ruſſiſchen Staatsmännern kann mit Beſtimmtheit wiſſen, 
ob im Jahre 1887 verabredet worden iſt, daß der Vertrag 
nach ſeinem Erlöſchen noch geheim gehalten werden ſolle, oder 
nicht. Mithin war nicht die ſpätere Regierung des Fürſten 
Hohenlohe, ſondern ich allein imſtande, zu beurteilen, ob die 
Verpflichtung der Geheimhaltung des Vertrages aufgehört hatte 
oder nicht. Als ich den Artikel vom 24. Oktober bei Ihnen ver⸗ 
anlaßte, war der deutſch-ruſſiſche Vertrag keinesfalls mehr als 
„Staatsgeheimnis“ anzuſehen. Erſtens, weil ſchon einige Jahre 
früher auf ſeine vormalige Exiſtenz hingewieſen worden war, 
und zweitens, weil er den nächſtbeteiligten Mächten, namentlich 
Oſterreich⸗Ungarn und Italien bekannt war. Das haben nicht 
nur die öſterreichiſchen offiziöſen, ſondern auch die italieniſchen, 
ſowie die Criſpiſchen Organe zugegeben. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden konnte man es ruhig mir und meinem politiſchen Ur⸗ 
teil überlaſſen, darüber zu befinden, ob es erlaubt oder un⸗ 
erlaubt ſei, die Aufmerkſamkeit auf den abgelaufenen Vertrag 
zu lenken.“ 

Selbſtverſtändlich ließen ſich die Gegner des Fürſten Bis⸗ 
marck trotz alledem nicht abhalten, die Hetze gegen den Fürſten 
weiter zu betreiben. Sie konnten ſich ja auch, wenigſtens was 
den Bruch des Staatsgeheimniſſes anbelangte, auf die Regie⸗ 
rung berufen, die ihre Auffaſſung teilte. So kam es dazu, 
daß eine Interpellation im Reichstage eingebracht wurde, die 
dahin lautete: Sei der Herr Reichskanzler in der Lage, Aus⸗ 
kunft darüber zu geben: erſtens, ob bis zum Jahre 1890 ein 
geheimer Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Rußland 
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beſtanden habe; zweitens, im Falle ein ſolcher Vertrag be- 
ſtanden habe, welche Vorgänge dazu geführt hätten, ihn nicht 
zu erneuern; drittens endlich, welchen Einfluß die jüngſten 
Veröffentlichungen über dieſe Angelegenheit auf die Stellung 
Deutſchlands im Dreibunde und ſein Verhältnis zu den übrigen 
europäiſchen Mächten geübt habe. Die Regierung war zur Be- 
antwortung der Interpellation bereit. Der Reichskanzler er⸗ 
klärte: Es ſei ſeinerzeit bezüglich des Vertrags unbedingte Ge— 
heimhaltung verabredet worden. Der Zeitpunkt, von welchem 
an die Verpflichtung aufhöre, könne von Deutſchland nicht ein— 
ſeitig beſtimmt werden. Er ſei daher nicht in der Lage, weitere 
amtliche Auskunft zur Sache geben zu können. Was die Hal- 
tung der deutſchen Politik gegenüber Rußland ſeit dem Früh⸗ 
jahr 1890 betreffe, ſo ſei auch hier eine erſchöpfende Antwort 
nicht möglich, ſolange jene Verpflichtung gegen Rußland fort⸗ 
beſtehe. Was in dieſer Beziehung gejagt werden könne, über- 
laſſe er dem Staatsſekretär des Auswärtigen, der damals an 
den Beratungen teilgenommen habe. Nach ſorgfältigſter Prü⸗ 
fung des vorhandenen Materials könne er nicht umhin, die 
Gründe, welche die deutſche Regierung zur Nichtfortſetzung des 
Vertrages mit Rußland beſtimmt hätten, als „vollwichtig“ an⸗ 
zuerkennen. Dabei vermöge er der Überzeugung Ausdruck zu 
geben, daß eine ungünſtige Veränderung in den deutſchen Be⸗ 
ziehungen zu Rußland ſich als Folge der Nichtverlängerung 
des Vertrages nicht fühlbar gemacht habe. Die Behauptung, 
daß engliſche oder überhaupt auswärtige Einflüſſe bei dem 
Fallenlaſſen des Vertrages im Jahre 1890 mitgewirkt hätten, 
müſſe er als jeder Begründung entbehrend zurückweiſen. 

Dazu bemerkte der Fürſt mir gegenüber: 

„Hiernach ſcheint auch Fürſt Hohenlohe, ähnlich wie Caprivi, 
es nicht als ungünſtige Veränderung“ zu betrachten, daß im 
Jahre 1890 Rußland durch die deutſche Nichtverlängerung des 
Neutralitätsvertrages zu der Annäherung an Frankreich ge- 
drängt worden iſt, obwohl ſich deren Spitze gegen Deutſchland 
richtete. Und wenn Fürſt Hohenlohe erklärt hat, engliſche Ein⸗ 
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flüſſe jeien bei Abbruch der Beziehungen zu Rußland nicht im 
Spiel geweſen, jo ſteht dieſer Verſicherung immerhin die Tat- 
ſache gegenüber, daß die deutſche auswärtige Politik ſofort nach 
meiner Entlaſſung nicht nur von Rußland abgerückt iſt, ſondern 
ſtarke Anlehnung an England geſucht hat.“ 

Der Staatsſekretär des Außern, Freiherr v. Marſcchall, 
konnte natürlich ſchon mit Rückſicht auf die drei Kaiſer, die den 
deutſch⸗ruſſiſchen Vertrag gebilligt hatten, nicht umhin, den 
Fürſten Bismarck gegen die Anklage in Schutz zu nehmen, die 
ſeine Gegner wegen der angeblichen „Doppelzüngigkeit“ des 
Vertrages gegen ihn gerichtet hatten. So wies er die Be⸗ 
ſchuldigung zurück, daß damals etwas abgemacht worden wäre, 
was mit den beſtehenden Verträgen nicht vereinbar geweſen ſei. 
Das wäre nicht geſchehen, weder dem Wortlaute noch dem Geiſte 
nach. Was damals verabredet worden ſei, hätte dem Frieden 
dienen ſollen, alſo demſelben Zweck wie die übrigen Bündnis⸗ 
verträge. Die Nichterneuerung des Neutralitätsvertrages mit 
Rußland führte er auf Zweifel darauf zurück, ob mit der Zahl 
der Bündniſſe und Verträge ſich auch der innere Wert jedes 
einzelnen ſteigere, oder ob nicht umgekehrt die Gefahr ent⸗ 
ſtehen könne, daß unter den mehrfachen Sicherungen gerade 
die im entſcheidenden Momente verſage, auf die es ankomme. 
Auch hätte der Neutralitätsvertrag mit Rußland Deutſchland 
im Falle eines ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Konfliktes in die Lage 
bringen können, zwiſchen der Erfüllung des Bündnisvertrages 
mit Oſterreich und der der Abmachung mit Rußland zu optieren; 
Deutſchland hätte eventuell eine Entſcheidung darüber treffen 
müſſen, wer der angreifende Teil ſei, was unter Umſtänden 
eine heikle Sache wäre. Und wenn Deutſchland durch ſein 
Bündnis mit Oſterreich nicht gehindert worden ſei, den Neu⸗ 
tralitätsvertrag mit Rußland zu ſchließen, jo ſähe er nicht 
ein, weshalb Rußland ſeinerſeits durch letzteren Vertrag ſich 
hätte abgehalten ſehen können, nach ſeinem Bedürfnis auch 
noch anderweitige Verträge, zum Beiſpiel mit Frankreich, zu 
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Durch dieje „theoretiſierenden Kannegießereien“ bewies Frei— 
herr v. Marſchall nach Anſicht des Fürſten Bismarck nur, daß 
er nicht in der Lage war, die Preisgabe des deutſch-ruſſiſchen 
Neutralitätsvertrages durch Deutſchland im Sommer 1890 mit 
Tatſachen zu rechtfertigen. Den wahren Grund, der in den 
bekannten „perſönlichen Verſtimmungen“ und anderen Ein— 
flußnahmen lag, habe er natürlich nicht anführen können. 
Aber auch ſeine Hypotheſen ſeien unhaltbar. Verträge wie 
der deutſch⸗ruſſiſche unterlägen auch nicht den erhobenen Be— 
denken; ſie ſeien nicht beliebig und nach allen Seiten hin zu 
vermehren. Das wäre in der diplomatiſchen Praxis nicht 
durchzuführen. Die „akademiſchen“ Darlegungen des Herrn 
v. Marſchall ſchafften nicht die für Deutſchland nachteilige Tat- 
ſache aus der Welt, daß Rußland 1890 durch die Capriviſche 
Weigerung, den Neutralitäts vertrag fortzuſetzen, in die Arme 
Frankreichs getrieben worden ſei. Dieſe Folge der deutſchen 
Weigerung hätte jeder vorſichtige und beſonnene deutſche 
Staatsmann ins Auge zu faſſen gehabt, und ſie hätte viel 
ſchwerer ins Gewicht fallen müſſen als die Befürchtungen, die 
Herr v. Marſchall nachträglich als Grund für die Nichtver- 
längerung des Vertrages angegeben habe. Bei dieſer Sach⸗ 
lage müſſe Fürſt Hohenlohe unter einem argen Drucke ge— 
ſtanden haben, wenn er die Gründe, die zur Nichtverlängerung 
des ruſſiſchen Vertrages geführt hätten, im Reichstage als „voll⸗ 
wichtig“ anerkannt habe. 

Im übrigen ging die Reichstagsinterpellation über den Ver⸗ 
trag aus wie das Hornberger Schießen. Das, worauf es an⸗ 
kam (den Grund des Abbruchs der Vertragsbeziehungen zu 
Rußland im Jahre 1890), erfuhr niemand, während die Re⸗ 
gierung auf den Vorwurf des Verrats des Staatsgeheimniſſes 
bezeichnenderweiſe nicht zurückkam. 

Für alle einſichtigen und unvoreingenommenen Beurteiler 
beſtand das Ergebnis der Erörterungen, die in Reichstag und 
Preſſe über den deutſch⸗ruſſiſchen Vertrag ſtattgefunden hatten, 
in der Erkenntnis: 


107 


1. daß der Vertrag im Vorteil des Deutſchen Reiches und 
der Erhaltung des Friedens gelegen habe, 

2. daß die ſogenannten „Hamburger Enthüllungen“ in keinem 
anderen als im vaterländiſchen und friedensſichernden Intereſſe 
erfolgt waren, 

3. daß das Bekanntwerden des Vertrages, ſoweit die inter⸗ 
eſſierten Mächte nicht ſchon längſt vorher Kenntnis von ihm 
gehabt hatten, nicht nur, wie Fürſt Hohenlohe bezeugt habe, 
keine Deutſchland ungünſtige Wirkung auf den Stand ſeiner 
auswärtigen Beziehungen ausgeübt, ſondern daß es im Gegen⸗ 
teil eine Erhöhung der allgemeinen Friedenszuverſicht herbei⸗ 
geführt habe. 

Zur Würdigung der Gründe, die den Fürſten bei Ver⸗ 
öffentlichung des Neutralitätsvertrages geleitet haben, teile ich 
das Folgende mit: 

Im Sommer 1896 war den Franzoſen infolge des da⸗ 
maligen Beſuches des ruſſiſchen Zaren, namentlich anläßlich 
der animierten Verbrüderungsfeſte von Cherbourg, Paris und 
Chälons, der Kamm erheblich geſchwollen. Sie glaubten ſich der 
aktiven Mitwirkung Rußlands an dem jo heiß erſehnten Re⸗ 
vanchekampfe gegen Deutſchland ſicher, und die Kriegstreibereien 
hatten einen Charakter angenommen, der es für Deutſchland 
immerhin ratſam erſcheinen ließ, wenigſtens mit der Möglich⸗ 
keit einer franzöſiſchen Herausforderung zu rechnen. Unter 
dieſen Umſtänden hielt es Fürſt Bismarck für nützlich und im 
Intereſſe der Erhaltung des Friedens für angebracht, ſeiner⸗ 
ſeits den Franzoſen etwas Waſſer in ihren allzu feurigen Re⸗ 
vanchewein zu gießen und (wie vormals durch die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung“) jetzt durch die „Hamburger Nachrichten“ 
ihren erhitzten Köpfen einen ſeiner berühmten „Kaltwaſſer⸗ 
ſtrahlen“ zu applizieren. Dazu erachtete er einen öffentlichen 
Hinweis auf den früheren deutſch-ruſſiſchen Vertrag für not⸗ 
wendig und ausreichend. Allerdings beſtand dieſer Vertrag 
nicht mehr, und Rußland hatte inzwiſchen Anſchluß an Frank⸗ 
reich genommen, gleichwohl konnte es nur in heilſamer Weiſe 
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abkühlend auf das franzöſiſche Kriegsfieber wirken, wenn den 
Pariſern vor Augen geführt wurde, daß Rußland noch vor 
wenig Jahren, wie es ſeinen eigenen Intereſſen entſprach, auf 
ſeiten Deutſchlands geſtanden habe, und daß der abſolute ruſſiſche 
Zar nicht etwa durch Sympathie für die franzöſiſche Republik, 
ſondern einzig und allein durch die Berliner Weigerung, den 
Vertrag fortzuſetzen, an die Seite Frankreichs getrieben wor⸗ 
den ſei, daß alſo für Rußland das Bündnis mit Frankreich 
nur ein Notbehelf geweſen ſei, um nicht in Europa ganz ohne 
Freund dazuſtehen. 

Der Zweck, den Fürſt Bismarck mit ſeiner Veröffentlichung 
verfolgte, wurde auch völlig erreicht. Die abkühlende Wirkung 
der Veröffentlichung auf die Franzoſen iſt nicht ausgeblieben, 
wenn ſie der Abgeordnete Richter bei den Reichstagsdebatten 
über die Interpellation auch beſtritt. Vollſtändig zutreffend 
ſchrieb damals die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“, die Fran⸗ 
zoſen ſähen zu ihrem heimlichen Entſetzen, wie furchtbar gleich- 
gültig ſie den Machthabern an der Newa tatſächlich ſeien, und 
wie wenig Neigung dieſe fühlten, um Frankreichs willen mit 
Deutſchland anzubinden. Die Franzoſen wären ſchwer ent⸗ 
täuſcht und hätten ein Recht, den Ruſſen das größte Mißtrauen 
entgegenzubringen. Die Hamburger Enthüllung habe den Fran⸗ 
zoſen gezeigt, daß ſie erſt als würdig befunden ſeien, dem 
Zaren Freundſchaftsdienſte zu leiſten, als Deutſchland dafür 
nicht mehr zu haben geweſen ſei. Es wäre ihnen auch klar 
gemacht worden, daß das ruſſiſche Reich, das ſie für ſo gewaltig 
ſtark gehalten, bis zum Jahre 1890 Rückendeckung gegen An⸗ 
griffe Dritter bei Deutſchland geſucht und gefunden habe. Daher 
ſei es begreiflich, daß die Pariſer Blätter über die Hamburger 
Enthüllung am lauteſten ſchrien. Eines derſelben habe dabei 
ein Wort gefunden, das unſeren Bismarckfeinden zu denken 
geben ſolle: Der „Soleil“ habe Gott gedankt, daß Frankreich 
ſich nicht mehr dieſem „fürchterlichen Gegner“, dem Fürſten 
Bismarck, gegenüber befinde. 

Es mag hier noch folgendes erwähnt ſein. Ein Blatt, 
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das in der legten Zeit für den Fürſten Bismarck eingetreten 
war, brachte folgende Mitteilung: 

„Zar Nikolaus II. hatte die Abſicht, während ſeines Aufenthaltes 
in Deutſchland dem Fürſten Bismarck in Friedrichsruh einen Beſuch 
abzuſtatten. Der junge Zar hegte für den deutſchen Staatsmann das 
Gefühl aufrichtiger Verehrung und Zuneigung. Das Vorhaben ſeines 
Beſuches war kein Geheimnis. Der Beſuch iſt unterblieben auf eine 
Anregung hin, die nicht von niedriger Stelle kam. Wenn der Zar auf 
die Erfüllung ſeines Vorhabens und Wunſches verzichtete, ſo konnte es 
nur geſchehen ſein, weil ihm von höchſter (deutſcher) Regierungsſtelle 
der Verzicht nahegelegt wurde. Wie wir zuverläſſig erfahren, iſt das 
auch der Fall geweſen.“ 

Dieſe Mitteilung griffen die Gegner des Fürſten ſofort auf, 
um auf Grund derſelben zu behaupten, daß der Arger über 
die Berliner Verhinderung des Zarenbeſuches es geweſen ſei, 
der den verabſchiedeten Kanzler zu ſeinen „Hamburger Ent- 
hüllungen“ beſtimmt habe. Damit wurde Fürſt Bismarck alſo 
eines Racheaktes aus perſönlicher Empfindlichkeit beſchuldigt. 
Selbſtverſtändlich hielt er es für unter ſeiner Würde, öffentlich 
gegen dieſe beleidigende Unterſtellung zu proteſtieren. Dagegen 
erſchien im „Reichsanzeiger“ eine Erklärung, worin es hieß, das 
amtliche Blatt ſei zu der Erklärung ermächtigt, daß „weder an 
Allerhöchſter Stelle, noch in amtlichen Kreiſen von einer Ab⸗ 
ſicht des Kaiſers Nikolaus II., den Fürſten Bismarck zu be⸗ 
ſuchen, etwas bekannt ſei; die Angaben über die Gründe, 
warum dieſer Beſuch unterblieben ſei, beruhten daher auf 
Erfindung“. 

Später hieß es, die Legende von dem geplanten Zaren⸗ 
beſuche in Friedrichsruh ſei auf Außerungen der warmen Sym⸗ 
pathie zurückzuführen, welche die Kaiſerin von Rußland, wie 
der geſamte Darmſtädter Hof und die meiſten anderen deutſchen 
Höfe, für den Fürſten Bismarck empfänden. Aus Friedrichs⸗ 
ruher Geſprächen entnahm ich dann, daß die Idee eines Be⸗ 
ſuches des Zaren in Friedrichsruh in ruſſiſchen Hofkreiſen 
möglicherweiſe infolge der Einwirkung der Kaiſerin tatſächlich 
erwogen worden ſei, und daß ſich auch der Zar dem Vorhaben 
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nicht unſympathiſch gegenübergeſtellt habe. Wenn die Abſicht 
nicht zur Ausführung gelangt ſei, ſo könne dies ebenſogut an 
äußeren Umſtänden und Zufälligkeiten gelegen haben, wie daran, 
daß vorſichtige höfiſche Sondierungen auf Berliner Seite Mangel 
an bereitwilliger Zuſtimmung ergeben hätten, was natürlich 
zum ſofortigen Fallenlaſſen des projektierten Beſuches geführt 
habe. Man müſſe wiſſen, wie dergleichen gemacht werde. Das 
geſchehe nicht von Kaiſer zu Kaiſer, ſondern in der Weiſe, daß 
irgendeine geeignete Perſönlichkeit, je nachdem zum Beiſpiel ein 
Flügeladjutant oder eine Hofcharge der einen Majeſtät, den 
Auftrag erhalte, unter der Hand bei einer gleichgeſtellten 
Perſönlichkeit des anderen Hofes zu erforſchen, ob die Aus- 
führung dieſes oder jenes Wunſches genehm ſei oder nicht. 
Je nach dem Ergebniſſe einer ſolchen behutſamen Nefogno- 
ſzierung laſſe man dann die Sache entweder geräuſchlos fallen, 
oder trete ihr näher. Keinesfalls würden derartige Dinge in 
ihren Anfangsſtadien offiziell und direkt verhandelt. 

Bei dieſer Gelegenheit ſprach ſich der Fürſt weiter dahin 
aus, daß, wenn die „Hamburger Enthüllungen“ auf ſeine an⸗ 
gebliche Verſtimmung über die vermeintliche Verhinderung der 
Ausführung wirklich beſtandener oder nur behaupteter Be⸗ 
ſuchsabſichten des Zaren bei ihm in Friedrichsruh zurück— 
geführt würden, dies eine durch nichts gerechtfertigte Beleidigung 
und eine lächerliche Verkennung ſeines Selbſtbewußtſeins ſei. 
Wenn das Gerücht über den möglicherweiſe bevorſtehenden Be⸗ 
ſuch des Zarenpaares in Friedrichsruh zu ihm gedrungen wäre, 
ſo würde er nicht ohne inneres Widerſtreben an die Beunruhigung 
gedacht haben, die für ihn aus der Ausführung des Planes 
entſtanden wäre, und er hätte ſicherlich erleichtert aufgeatmet, 
ſobald er erfahren habe, daß der Beſuch unterbleibe. Seine 
Gegner überſchätzten auch ſein höfiſches Bedürfnis. Er habe 
in ſeinem langen Leben zu viele Monarchen in allen möglichen 
Situationen geſehen, und mit ihnen verhandelt, als daß es ein 
Ziel ſeines Ehrgeizes im ſpäten Alter für ihn ſein könne, den 
Beſuch gekrönter Häupter im Sachſenwalde zu erſtreben, oder 
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ſich durch die Vereitelung ſolcher Beſuche perſönlich „verſtimmt“ 
zu fühlen. 

Zum Schluß müſſen geſchichtlich wertvolle Ergänzungen 
hier Platz finden, die ich zu den Hamburger Enthüllungen, un⸗ 
mittelbar nachdem ſie erfolgt waren, im Auftrage des Fürſten 
in der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ habe publizieren laſſen, 
weil ihm aus beſtimmten Gründen daran lag, gerade in der öſter⸗ 
reich⸗ungariſchen Offentlichkeit vollftändige Klarheit über Ent⸗ 
ſtehung und Zweck des Neutralitätsvertrages mit Rußland 
herbeizuführen. Ich ergänze meine damaligen Mitteilungen 
an das Wiener Blatt durch Wiederherſtellung und Anfügung 
von Stellen, die zu jener Zeit aus Gründen der politiſchen 
Opportunität nicht mit gedruckt worden ſind. In dieſer Ge⸗ 
ſtalt lauten meine Mitteilungen wie folgt: 

„Der deutſch-ruſſiſche Neutralitätsvertrag beſtand nicht nur 
auf Grund mündlicher Vereinbarungen, ſondern hatte ſchriftliche 
Form. Er iſt von den beiderſeitigen verantwortlichen Staats⸗ 
männern im Namen ihrer Monarchen vollzogen worden. Eine 
Mitteilung des Vertrages an die übrigen Mächte hat nicht 
ſtattgefunden, weil er auf ruſſiſchen Wunſch geheim gehalten 
werden ſollte. Der Vertrag iſt wie folgt entſtanden: Das 
alte Dreikaiſerbündnis zwiſchen Deutſchland, Oſterreich und 
Rußland hat bis 1887 beſtanden, iſt aber dann nicht erneuert 
worden, weil Rußland Sſterreich nicht mehr recht traute. Es 
hatte damals eine ſtarke Beunruhigung ſtattgefunden. Unter 
anderem hatte Graf Andraſſy in Ungarn allerhand wilde Reden 
geführt, durch die man in Rußland bedenklich geworden war. 
Infolgedeſſen zog man es in St. Petersburg vor, die Friedens⸗ 
verſicherung lieber mit Deutſchland allein abzuſchließen. Der 
deutſch⸗ruſſiſche Neutralitätsvertrag ging nicht jo weit, wie 
das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis, das ein aktives militäriſches 
Eingreifen des einen Kontrahenten fordert, ſobald der andere 
von Rußland angegriffen wird, aber er enthielt doch die Ver⸗ 
pflichtung ‚zur wohlwollenden Neutralität“ für jede der be⸗ 
teiligten Mächte, ſobald die andere von einer dritten Macht, 
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beiſpielsweiſe alſo Deutſchland von Frankreich, oder Rußland 
von Oſterreich angegriffen werde. Der Vertrag war eine 
Umkehrung des deutſch-öſterreichiſchen inſofern, als, wenn 
Oſterreich in ſeinem Gebiet von Rußland angegriffen worden 
wäre, Deutſchland ihm zu Hilfe kommen und mit gegen Ruß— 
land hätte fechten müſſen; während, wenn umgekehrt Sſterreich 
der angreifende Teil war, Deutſchland zur Aufrechterhaltung 
der vertragsmäßig übernommenen ‚ wohlwollenden Neutralität' 
gegen Rußland verpflichtet geweſen wäre. Es war dies der 
vielerwähnte ‚zweite (ruſſiſche)ß Strang“ auf dem deutſchen 
Bogen. Er brachte Deutſchland in die Lage, nach der öſter— 
reichiſchen wie nach der ruſſiſchen Seite hin Deckung in Ge— 
ſtalt einer Zwickmühle zu haben, die es beliebig und ganz nach 
ſeinem Bedürfnis nach der einen oder anderen Seite hin auf— 
oder zuziehen konnte, und die ihm außerdem vollſtändigſte 
Sicherheit Frankreich gegenüber gewährte. 

Dieſe für Deutſchland ſo außerordentlich günſtige Situation, 
die ihm die europäiſche Suprematie ſicherte, hatte ſich im 
Jahre 1890 vollſtändig geändert. Damals lief das deutſch— 
ruſſiſche Abkommen ab, ſollte aber erneuert werden. Die 
Vorbereitungen dazu waren ſchon ſo weit gediehen, daß nur 
noch die Unterſchriften vorzunehmen waren. Da trat die 
Kanzlerkriſis ein, und eines Tages erſchien der ruſſiſche Bot— 
ſchafter in Berlin, Graf Schuwalow, beim Fürſten Bismarck und 
erklärte ihm, daß ſein Herr, der Zar, Bedenken trage, den 
Vertrag zu verlängern, wenn in Deutſchland ein anderer 
Staatsmann als Fürſt Bismarck die Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten in die Hand bekäme. Dieſer Zwiſchenfall ent⸗ 
ſprach der bekannten Außerung des Zaren Alexander III. bei 
ſeiner Berliner Anweſenheit im Jahre vorher, als er dem 
Fürſten Bismarck ſagte, er habe volles Vertrauen zu ihm, 
aber wer garantiere, daß er Kanzler bleibe? Als Graf 
Schuwalow dem Fürſten Bismarck die Bedenken des ruſſiſchen 
Kaiſers darüber mitteilte, das Abkommen mit Deutſchland unter 
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den ruſſiſchen Botſchafter in gänzlich ſelbſtloſer Weiſe, lediglich 
im deutſchen Intereſſe, die Bitte, dahin zu wirken, daß der Ver⸗ 
trag auch mit ſeinem Nachfolger erneuert werde. Darauf- 
hin ſchrieb Graf Schuwalow im Sinne des Fürſten nach 
St. Petersburg und das Ergebnis beſtand in der Bereitwillig⸗ 
keitserklärung Rußlands, auch mit dem Nachfolger des Fürſten 
abzuſchließen. Die Sache war eben die, daß Rußland eines 
ſicheren europäiſchen Bundesgenoſſen nicht entbehren konnte, und 
als ſolcher kam nach ruſſiſchem Bedürfnis ſowie nach allen 
Traditionen und politiſchen Vernunftgründen Preußen⸗Deutſch⸗ 
land als nächſter und ſicherſter in Betracht. Zu ſeinem Erſtaunen 
erfuhr jedoch Graf Schuwalow bei der ſpäteren Erneuerung 
ſeines Verſuches, die Fortſetzung des Neutralitätsvertrages zu 
erlangen, von ſeiten Caprivis Ablehnung, und zwar mit der 
Begründung, daß die Politik nach zwei Seiten hin ‚zu kom⸗ 
pliziert' ſei, und daß ſich Deutſchland künftighin einfach auf 
fein Dreibundverhältnis beſchränken werde. Damit war die 
Erneuerung des Neutralitätsabkommens von deutſcher Seite 
verworfen, und es lief im Sommer 1890 ſtillſchweigend ab. 
Dieſe deutſche Ablehnung, die durch die gleichzeitige Aufnahme 
eines England und den Polen freundlichen Kurſes in ihrer Zu⸗ 
ſpitzung gegen Rußland verſchärft wurde, hat dann letzteres 
bewogen, ſeinerſeits Anſchluß an Frankreich zu ſuchen, um den 
deutſchen Ausfall zu decken.“ 

Als vorſtehende Erklärung in der „Neuen Freien Preſſe“ 
erſchienen war, habe ich ſie im Auftrage des Fürſten Bismarck 
in die „Hamburger Nachrichten“ mit dem Zuſatz übernommen, 
daß dieſe Darſtellung den Tatſachen entſpreche. 

Nachdem die Interpellation im Deutſchen Reichstage ſtatt⸗ 
gefunden hatte, ließ Fürſt Bismarck dem genannten Wiener 
Blatte durch mich noch folgendes zur Veröffentlichung zugehen: 

„Das Protonpſeudos der landläufigen falſchen Auffaſſung 
über den ruſſiſchen Vertrag liegt in der Verkennung des Zweckes 
dieſes Abkommens. Er beſtand in nichts anderem als in der 
verſtärkten Sicherung Deutſchlands gegen die Eventualität, daß 


114 


Frankreich, wenn es zur Verwirklichung feiner Revancheideen 
einen neuen Krieg gegen Deutſchland begänne, die Unter— 
ſtützung Rußlands finden könne. Bſterreich⸗-Ungarn war laut 
Artikel II des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündnis vertrages für den 
Fall, daß Rußland Deutſchland angriffe, oder in Form einer 
aktiven Kooperation mit einer dritten Macht Partei gegen 
Deutſchland nahm, oder militäriſche Maßnahmen traf, die 
Deutſchland bedrohten, verpflichtet, letzterem mit ſeiner geſamten 
Kriegsmacht beizuſtehen; aber es lag ſowohl im Intereſſe Deutſch⸗ 
lands, wie im Intereſſe Oſterreichs und des Friedens, dem das 
Bündnis dienen ſollte, daß dieſe Eventualität vermieden blieb. 
Dies wurde erreicht durch den Abſchluß des deutſch-xuſſiſchen 
Neutralitätsvertrages. Dieſer hatte für Deutſchland beſonders 
den Zweck, das Zarenreich zu verhindern, ſeine Armee in den 
Dienſt der franzöſiſchen Revanchegelüſte zu ſtellen. Er war 
namentlich auch mit Rückſicht auf die Eventualität geſchloſſen, 
daß in Rußland polniſche, panſlaviſtiſche und franzöſiſche Ein⸗ 
flüſſe ein ſo ſchweres Gewicht erlangten, um im kritiſchen 
Momente auf die ruſſiſche Politik in dem Maße drücken zu 
können, daß Rußland, ohne durch ſeine eigenen Lebensintereſſen 
dazu genötigt zu ſein, ſich dazu hergegeben hätte, den Fran⸗ 
zoſen zur Wiedererlangung von Elſaß-Lothringen mit der 
Rheingrenze und der 1870 verloren gegangenen ‚preponderance 
legitime“ zu verhelfen. Die Erreichung des Zieles, das mit 
dem deutſch⸗ruſſiſchen Vertrage angeſtrebt wurde, lag nicht nur 
im Intereſſe Deutſchlands, ſondern auch in dem Eſterreich⸗ 
Ungarns, das dadurch, wie geſagt, der Verpflichtung enthoben 
war, ſeine Soldaten gegen die Franzoſen marſchieren zu laſſen, 
wenn dieſe Deutſchland angriffen und dabei von Rußland unter⸗ 
fügt wurden. Der deutſch⸗ ruſſiſche Vertrag war mithin eine 
weitere Friedensgarantie im eminenteſten Sinne des Wortes, 
und er hat, wie wir zu wiſſen glauben, die Zuſtimmung der 
öſterreich⸗ungariſchen Staatsmänner nicht nur verdient, ſon⸗ 
dern auch gefunden. Einwände gegen ihn konnten nur von 
ſolchen dortigen Politikern erhoben werden, die, entgegen der 
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friedlichen Tendenz des deutſch-öſterreichiſchen Bündniſſes, die 
Anſicht vertraten, daß dies Bündnis Deutſchland zur militäri⸗ 
ſchen Hilfeleiſtung an Oſterreich auch dann verpflichte, wenn 
letzteres Rußland ſeinerſeits angreife. Wenn die Vertreter dieſer 
irrigen Auffaſſung, die immer mehr trans- als ceisleithaniſch 
vorhanden waren, im Rechte geweſen wären, dann würde 
der Vorwurf berechtigt geweſen ſein, daß Deutſchland verſucht 
hätte, ſich durch den Abſchluß des Abkommens mit Rußland 
ſeinen Verpflichtungen gegen Oſterreich zu entziehen. So aber 
iſt dies in keiner Weiſe der Fall, vielmehr hat das Abkommen 
Oſterreich nur genützt, indem es, wie dargetan, feine Ver⸗ 
pflichtung zur militäriſchen Hilfeleiſtung an Deutſchland ein⸗ 
ſchränkte, ohne anderſeits die Verpflichtung Deutſchlands gegen 
Oſterreich zu vermindern. Endlich hat es nur im öſterreichiſchen 
Intereſſe gelegen, wenn Deutſchland auf Grund ſeiner guten 
Beziehungen zu Rußland, und als gleichzeitiger Verbündeter 
Oſterreichs in der Lage blieb, als ‚ehrlicher Makler‘ zwiſchen 
Rußland und Sſterreich zu vermitteln und allen friedensbedroh⸗ 
lichen Entwickelungen in den Beziehungen zwiſchen beiden Kaiſer⸗ 
reichen vorzubeugen.“ 

Wenn es einer Rechtfertigung des deutſch-ruſſiſchen Neu⸗ 
tralitätsvertrages noch bedurft hätte, er wäre durch dieſe 
Darlegungen erbracht. Der Vertrag ſtellt eines der größten 
diplomatiſchen Meiſterſtücke dar, das der unvergleichlichen 
Staatskunſt des Fürſten Bismarck gelungen iſt. „Kompliziert“ 
mag die dadurch geſchaffene Lage geweſen ſein, aber um ſo 
vorteilhafter war ſie für Deutſchland. 


Fürſt Bismarck über ſeine Politik und die Führung 
von Staatsgeſchäften überhaupt. 

Über Politik im allgemeinen und die ſeine im ſpeziellen hat 

ſich Fürſt Bismarck ſelbſt vielfach ausgeſprochen: im Parlament, 


in den „Gedanken und Erinnerungen“, in öffentlichen Reden 
und in den „Hamburger Nachrichten“. Ich habe hier nach 
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feinen Außerungen mir gegenüber lediglich nachzutragen, was 
zur Ergänzung dienen kann. 

Fürſt Bismarck hat in ſeiner Politik nie ein beſtimmtes 
Syſtem verfolgt, ſondern ſich ſtets von Fall zu Fall entſchieden. 
Das entſprach ſeiner Auffaſſung von dem Weſen der Politik, 
das die Aufſtellung von Regeln und Theorien überhaupt nicht 
zulaſſe. Die Politik war ihm keine Wiſſenſchaft, deren „Lehren“ 
man in ein Kompendium faſſen könne. Ihre erfolgreiche Aus- 
übung hänge, außer von perſönlicher Begabung und Geſchick, 
von einer ſo großen Menge unberechenbarer Faktoren ab, daß 
ſich generelle Normen dafür überhaupt nicht aufſtellen ließen. 
Der Fürſt hat ſich ſtets danach entſchieden, was dem Vater⸗ 
lande am meiſten nützte und am wenigſten ſchadete. Davon 
allein hat er ſich leiten laſſen; einerlei, in welche Kategorien 
der politiſchen Begriffe ſein Handeln fiel. Auch in der Wahl 
der Mittel ließ er ſich durch „theoretiſche Geſichtspunkte“ nicht 
behindern. Wäre die Einheit Deutſchlands ohne die drei Kriege 
herzuſtellen geweſen, ſo würde er dieſe vermieden haben. Da 
es aber unmöglich war, hat er ſie geführt. Abgeſehen von 
ſolchen großen nationalen Aufgaben, wurde das politiſche Ge⸗ 
biet in ſeinen Augen lediglich von den jeweiligen Nützlichkeits⸗ 
erwägungen beherrſcht. 

Allerdings ging er bei ſeinen Handlungen von gewiſſen 
Grundanſchauungen aus; aber ſie waren rein praktiſcher, er— 
fahrungsmäßiger, nicht theoretiſcher Natur. Dahin gehörten 
zum Beiſpiel die Sätze: 

1. daß die Staaten nur durch diejenigen Kräfte erhalten 
werden könnten, denen ſie ihr Entſtehen verdanken, 

2. daß eine geſunde Politik ebenſowenig Sprünge machen 
dürfe, wie die Natur es tue, ſondern ſich ſtets an das ge⸗ 
ſchichtlich Gewordene halten müſſe. 

Ferner erachtete es der Fürſt, im Gegenſatz zu den „Fineſſen“ 
der früheren Diplomatie, für richtig, ſeine Karten blank aus⸗ 
zuſpielen, das heißt mit der Wahrheit herauszukommen. Wenn 
ſeine Gegner das für Spiegelfechterei, oder für das Ergebnis 
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diplomatiſcher Verſtellungskunſt hielten und dabei hereinftelen, 
ſo war das lediglich ihr Fehler. 

Ein weiterer Grundſatz des Fürſten beſtand darin, ſtets 
im rechten Augenblicke Maß zu halten. Wie richtig das war, 
hat ſich namentlich im Jahre 1866 und deſſen Folgen gezeigt. 
Wiederholt hat der Fürſt darauf hingewieſen, daß Napoleon I. 
hauptſächlich deshalb zugrunde gegangen ſei, weil er nicht ver⸗ 
ſtanden habe, zur rechten Zeit halt zu machen und Maß zu 
halten. „Qui trop embrasse, mal étreint.“ Auch war der Fürſt 
immer bemüht, die Fehler ſeiner Gegner nicht nur auszunutzen, 
ſondern ſie ſeinerſeits zu vermeiden. Endlich war er ein ent⸗ 
ſchiedener Gegner jeder unnötigen Herausforderung des Aus⸗ 
landes im Stile Napoleons III. Nachdem das Deutſche Reich 
hergeſtellt war, lag ihm nur noch deſſen Ausbau, Sicherung und 
Wohlfahrt als Zweck aller ſeiner Politik am Herzen. Auf 
abenteuerliche Unternehmungen nach außen, etwa um innerer 
Schwierigkeiten Herr zu werden, ließ er ſich niemals ein. Daß 
er dabei die weltpolitiſchen Notwendigkeiten nicht überſah, die 
für Deutſchland beſtanden, oder ſich in der Zukunft ergeben 
konnten, beweiſt ſeine Inangriffnahme der Kolonialpolitik. Im 
übrigen war er ſo friedfertig, wie es kaum je einer der großen 
Staatsmänner früherer Zeiten in gleichem Maße geweſen iſt. 
Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf die Behandlung der 
Karolinen⸗ und Samoafrage, auf ſein Streben, Frankreich, ſo⸗ 
weit es die deutſchen Intereſſen geſtatteten, in ſeinen afrikani⸗ 
ſchen Unternehmungen zu fördern, um es dadurch von dem 
ewigen Starren auf das Loch in den Vogeſen abzulenken. 
Anderſeits hielt er darauf, in überſeeiſchen Dingen möglichſt 
im Einverſtändnis mit England zu bleiben. Die Herſtellung 
des Dreikaiſerbündniſſes, des Dreibundes und der Abſchluß 
des deutſch⸗ruſſiſchen Neutralitätsvertrages beweiſen klar, daß 
Friedensliebe die Grundlinie ſeiner auswärtigen Politik bildete. 
Unſere Alldeutſchen beurteilen den Fürſten Bismarck gründlich 
falſch, wenn ſie glauben, daß er, wenn er noch lebte und 
im Amte geweſen wäre, in Marokko, in Perſien oder ſonſtwo 
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mit dem Gübel dreingefahren wäre, um Anſprüche zu ver- 
teidigen, die noch dazu mehr den Wünſchen unſerer Ex⸗ 
panſioniſten und Nationaliſten entſprachen, als tatſächlich oder 
dem Rechte nach vorhanden waren. Wohl hat er bei vorkom⸗ 
menden Schädigungen Deutſcher im Auslande nicht gezögert, 
ſofort Kriegſchiffe nach der Küſte des betreffenden Landes zu be⸗ 
ordern, ſowie alle ſonſt erforderlichen Maßnahmen zur Sühnung 
des geſchehenen Unrechts zu treffen, aber immer ſich enthalten, 
dabei mehr zu tun, als abſolut notwendig war, und was die 
Eiferſucht anderer Mächte unnötig herausfordern konnte. Ein⸗ 
mal beklagte ſich ein deutſches Parteiorgan über die ewige 
Rückſichtnahme des Fürſten auf Rußland und ſchrieb: Schließlich 
hätten wir doch nicht Ströme deutſchen Blutes in Frankreich 
fließen laſſen, um ſpäter bei jeder Gelegenheit ängſtlich auf 
Rußland zu blicken und alles zu vermeiden, was dieſem auf 
die Nerven fallen könnte. Der Fürſt ließ darauf in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ erwidern, dies Beiſpiel ſei typiſch dafür, 
wie ein Teil der deutſchen Preſſe das Wort: „Wir Deutſchen 
fürchten Gott und ſonſt nichts auf der Welt!“ verſtanden wiſſen 
wollte. Das Bemühen der deutſchen Politik ſolle nach der An⸗ 
ſicht dieſer Leute nicht darauf gerichtet ſein, unnötige Konflikte 
und Kriege mit anderen Staaten möglichſt zu vermeiden, ſondern 
Deutſchland ſolle in Europa herausfordernd auftreten, die Rolle 
des Mannes ſpielen, der, plötzlich zu Gelde gekommen, nun, auf 
die Taler in ſeiner Taſche pochend, jedermann anrempele. Wenn 
derartige Auffaſſungen in Deutſchland um ſich griffen, ſei ernſt⸗ 
lich zu beſorgen, daß die deutſche Politik auf ein falſches Ge⸗ 
leiſe geriete, auf dem es keine Umkehr vor der Kataſtrophe 
mehr geben werde. 5 

Dies vorausgeſchickt, laſſe ich einige Außerungen folgen, die 
der Fürſt mir gegenüber über ſeine Politik und die Staats⸗ 
kunſt überhaupt getan hat: 

„Mein ganzes Leben war hohes Spielen mit fremdem Gelde. 
Ich konnte niemals mit Sicherheit vorausſehen, ob meine Pläne 
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gelingen würden. Dieſes Wirtſchaften mit fremdem Vermögen 
hat auf meinem Verantwortlichkeitsgefühl ſtets ungeheuer ſchwer 
gelaſtet, wie es bei jedem Miniſter der Fall ſein wird, der 
Ehre im Leibe hat. Aber es ging nicht anders; ich mußte vor- 
wärts, wenn ich mein Ziel erreichen wollte. Noch jetzt habe 
ich Nächte, wo ich nicht ſchlafen kann, wenn ich bedenke, wie 
anders alles hätte kommen können.“ (D.) 
* 

„Wenn ich dem König geſagt hätte, wohin ich gehen wolle, 
wäre er nicht mitgegangen.“ (Dieſe Äußerung bezog ſich auf 
die Zeit vor 1866.) 5 

„Ich bin bemüht geweſen, die Politik Preußens ſo zu leiten, 
wie es mir nach ſeiner Geſchichte, ſeiner Eigenart und Ent⸗ 
wicklung in der Abſicht der göttlichen Vorſehung zu liegen ſchien, 
die Preußen die Löſung der deutſchen Aufgabe zugewieſen hatte.“ 

** 

„Keine Regierung iſt für das Landesintereſſe ſo ſchädlich 
wie eine ſchwache. Eine Regierung muß vor allen Dingen feſt 
und energiſch ſein, nötigenfalls ſogar mit Härte vorgehen. 
Das iſt zur Erhaltung des Staates nach außen wie nach innen 
nötig. Eine Regierung, die an der Neigung krankt, Konflikten 
auszuweichen, notwendige Kämpfe zu unterlaſſen und ſogar aus⸗ 
ländiſchen Wünſchen immerfort nachzugeben, verfällt unrettbar 
dem Untergange. Sie gelangt ſehr bald dahin, ſich überhaupt 
nur noch durch Zugeſtändniſſe erhalten zu können, von denen 
das eine das andere nach ſich zieht, bis von der Staatsgewalt 
überhaupt nichts mehr übrig iſt.“ 

* i 

„Eine monarchiſche Regierung hat die Aufgabe, für die Zu⸗ 
kunft darüber zu wachen, daß die Grundlagen, auf denen der 
Staat und das Funktionieren des Regierungsapparates beruht, 
ſicher und haltbar bleiben, daß keine ſchadhaften Stellen ent⸗ 


ſtehen und ſich weiter ausbreiten können.“ (D.) 
** 
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„Ein Regierungsprogramm, das für alle Zeiten paßt, kann 
es nicht geben, weil die Zeiten ſich ändern. Es gibt ſolche, 
in denen diktatoriſch oder reaktionär regiert, und andere, in 
denen liberal und progreſſiv verfahren werden muß. Wenn 
meine Gegner mir vorwerfen, daß ich früher — alſo unter 
anderen Umſtänden — eine andere Politik empfohlen habe, wie 
jetzt, ſo iſt dies nur ein neues Zeugnis für die Unfähigkeit 
ſolcher Prinzipienreiter, welche glauben, jedes Land jederzeit 
nach demſelben Rezepte regieren zu können.“ 

* 

„Was heutzutage das Programm der konſervativen Partei 
iſt, würde unter Friedrich Wilhelm IV. in die Kategorie des 
Liberalismus, unter Friedrich Wilhelm III. in die der Revo⸗ 
lution gefallen ſein.“ . 

„Von einem Staatsmann in erſter Linie „Konſequenz“ zu 
verlangen, heißt ihm die Freiheit nehmen, ſich nach den wech— 
ſelnden Bedürfniſſen des Staates, dem veränderten Verhalten 
des Auslandes oder nach ſonſtigen wichtigen Gründen zu ent⸗ 
ſcheiden. Er muß ſich ſtets nach den jeweilig obwaltenden Um⸗ 
ſtänden richten; er kann die vorliegenden Tatſachen und Zeit⸗ 
ſtrömungen nicht meiſtern, ſondern ſie nur geſchickt für ſeine 
Zwecke benutzen. Er muß jede günſtige Gelegenheit wahr⸗ 
nehmen oder aufſuchen, um das durchzuſetzen, was ihm für das 
vaterländiſche Intereſſe richtig und zweckmäßig erſcheint. Ob 
er dabei konſequent verfährt oder nicht, iſt eine völlig gleich⸗ 
gültige Sache.“ 1 

Als ich dem Fürſten einmal einen Artikel in einem ſonſt 
angeſehenen deutſchen Blatte vorlegte, worin ihm in Sachen 
ſeiner amtlichen Politik der Vorwurf der Inkonſequenz in 
ziemlich törichter Weiſe gemacht wurde, äußerte er: 

„Glaubt denn das nn zeug, daß man an der Spitze 
eines großen Staates jeden Tag dasſelbe tun kann?“ (D.) 


* 
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„Politik iſt weniger Wiſſenſchaft als Kunſt; fie läßt ſich 
nicht lehren, man muß dafür begabt ſein. Auch der beſte Rat 
nützt nichts, wenn er nicht in der richtigen Weiſe ausgeführt 
wird. Das iſt wie beim Reiten. Sie können einem Reiter 
in der Bahn die beſten Hilfen zurufen, wenn er ſie nicht in 
ſich hat und der Natur ſeines Pferdes gemäß ausführt, wird 
es ihm nichts nützen. Schließlich wird ihn der Gaul ab⸗ 
werfen.“ (D.) | h 

„Die Politik iſt ein undankbares Geſchäft, namentlich des⸗ 
halb, weil alles auf Vermutungen und Zufälligkeiten beruht. 
Man iſt genötigt, mit einer Reihe von Wahrſcheinlichkeiten 
und Unwahrſcheinlichkeiten zu rechnen, und ſeine Pläne auf 
dieſe Rechnung zu baſieren. Hat man unſichere Faktoren richtig 
eingeſchätzt, ſo geht die Sache gut und man hat Erfolg; hat man 
ſich geirrt, ſo geht ſie ſchief und man iſt nicht nur blamiert, 
ſondern hat auch das Vaterland geſchädigt.“ 

** 

„Der Politiker bleibt, ſolange er lebt, immer unfertig. 
Er iſt in der Erreichung deſſen, was er erſtrebt, zu ſehr auf 
die Mitwirkung anderer angewieſen. Die iſt unberechenbar 
und ſchwankend. Er hat mit zufälligen Störungen, wie der 
Landwirt mit Witterungsumſchlägen zu rechnen. Selbſt nach 
dem größten Erfolge kann er nicht mit Sicherheit ſagen: Nun 
iſt das gelungen, ich bin damit fertig, und auf das Geleiſtete 
mit Genugtuung zurückblicken. Die nächſte Zeit ſchon kann es 
wieder in Frage ſtellen. Erſt nach Jahrzehnten klärt ſich das 
Urteil darüber, ob ein wirklicher dauernder, oder nur ein ſchein⸗ 
barer und vorübergehender Erfolg erreicht worden iſt. Für den 
Politiker gibt es keinen Zeitpunkt, wo er ſich ſagen kann: Du 
haſt einen guten Abſchluß gemacht. Man kann ja einzelne Ge⸗ 
ſchäfte beendigen, aber das geſchieht doch immer nur, ohne mit 
Beſtimmtheit wiſſen zu können, welche Konſequenzen die Sache 
nach ſich ziehen wird. Neulich hat in einer Zeitung geſtanden, 
wenn ich geſagt habe, ich wäre während meiner amtlichen 
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Tätigkeit meines Lebens nicht froh geworden, und wenn dem 
wirklich ſo ſei, dann hätte die Befaſſung mit Staatsgeſchäften 
überhaupt nicht die Kraft, ſittliche Freuden zu bereiten. Das 
iſt nicht richtig, aber man bleibt, ſolange man lebt, ſtets 
im Zweifel über die eigenen Leiſtungen. Erſt die Kinder 
oder die Enkel können Genugtuung oder Betrübnis über das 
Erreichte empfinden. In dieſer Beziehung iſt der Staatsmann 
viel übler dran als etwa der Bankier. Dieſer kann, wenn er 
an der Börſe ſein Geſchäft gemacht hat, ſeinen Vorteil ſofort in 
Mark und Pfennigen berechnen, ſich vergnügt die Hände reiben 
und ſeinen Champagner trinken. In dieſe angenehme Lage 
kommt der Staatsmann niemals. Er wird ſtets von der Un⸗ 
gewißheit darüber heimgeſucht, ob das, was er leidenſchaftlich 
als Patriot für ſein Land gewirkt und erſtrebt hat, nun auch 
wirklich das Richtige iſt, und ob es nicht doch noch ſchließlich 
ſchädliche Folgen nach ſich ziehen kann. Volle Klarheit hat er 
darüber niemals. Die Politik hat eine gewiſſe Ahnlichkeit mit 
der Forſtwirtſchaft. An irgendeiner Forſtſchule ſteht die In⸗ 
ſchrift: ‚Wir ernten, was wir nicht geſäet haben, und wir 
ſäen, was wir nicht ernten werden.“ Genau ſo iſt es in der 
Politik. Das definitive Reſultat des Staatsmannes iſt nie⸗ 
mals auf Jahr und Tag erkennbar. Auch der General iſt in 
dieſer Beziehung in einer beſſeren Lage als er. Wenn 
dieſer eine Schlacht gewonnen hat, ſo kann er dies ſofort und 
ganz zweifellos feſtſtellen. Bei dem Politiker iſt Derartiges 
niemals möglich. Selbſt nach dem Abſchluſſe eines anſcheinend 
ſehr glänzenden Geſchäftes iſt es ihm nicht möglich, ein Saldo 
mit Sicherheit zu Buch zu bringen. Das iſt mir nicht einmal 
nach einem ſo brillanten Friedensſchluſſe, wie dem in Frank⸗ 
furt, möglich geweſen. Die Korreſpondenz zwiſchen dem alten 
Kaiſer Wilhelm und mir ſowie die ſonſtigen hiſtoriſchen Publi⸗ 
kationen beweiſen deutlich genug, daß es in der Politik nie⸗ 
mals volle Sicherheit und definitive Reſultate gibt, ſondern 
daß alles ſtets bergauf und bergab geht.“ (D.) 


* 
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„Die Politik erfordert vor allem die Fähigkeit, in jeder 
neuen Situation intuitiv zu erkennen, wohin der richtige Weg 
geht. Der Staatsmann muß die Dinge rechtzeitig herannahen 
ſehen und ſich darauf einrichten. Verſäumt er das, ſo kommt 
er mit ſeinen Maßregeln meiſt zu ſpät. Iſt der Zug über die 
falſche Weichenſtellung hinaus, und auf die ſchiefe Ebene ge- 
raten, ſind die Bremsſchrauben gelöſt, ſo wird keine Gewalt 
ihn mehr vor dem Zerſchellen bewahren.“ 

* 

„Ein unerläßliches Requiſit des Staatsmannes iſt die Ge⸗ 
duld. Er muß warten können, bis der richtige Moment heran⸗ 
gekommen iſt, und darf nichts überſtürzen, ſelbſt wenn der Anreiz 
noch ſo groß iſt. Wenn man die ſchönſte Paſtete zu früh aus 
dem Feuer nimmt, fällt ſie zuſammen.“ 

* 

„Auch die richtige Beurteilung des Gegners iſt für den Er⸗ 
folg unerläßlich. Hier heißt es Vorſicht üben. Man darf nie 
einen Schachzug in der vollſtändig ſicheren Vorausſetzung tun, 
daß der andere Mitſpieler einen gewiſſen Zug machen werde. 
Denn es kann kommen, daß dieſer Zug doch nicht erfolgt, und 
dann geht die Partie leicht verloren. Man muß immer mit 
der Möglichkeit rechnen, daß der Gegner im letzten Moment 
anders, als erwartet, zieht und ſich darauf einrichten. Mit an⸗ 
dern Worten: man muß ſtets zwei Eiſen im Feuer haben.“ 

* 

„Auswärtige Fragen find keine Rechts-, ſondern Macht⸗ 
fragen. Sie laſſen ſich nicht durch juriſtiſche oder völkerrecht 
liche Theorien löſen. Soweit ſie nicht mit dem Schwert ent⸗ 
ſchieden werden müſſen, tut man immer beſſer, ſich materiell 
zu verſtändigen, als ſich auf den Wortlaut von Verträgen, 
Artikeln und Paragraphen zu verſteifen. Das kann man immer 
noch tun, wenn alles andere fehlſchlägt.“ 

* 

„Auswärtige Politik und wirtſchaftliche Angelegenheit dürfen 

nie miteinander verquickt werden. Beide balancieren in ſich 
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ſelbſt. Wenn man die eine mit der anderen belaſtet, jo 
geht das Gleichgewicht verloren.“ 
* 

„Der Staatsmann muß zu verhindern ſuchen, daß Ge— 
ſetze zuſtande kommen, die von der Bevölkerung auf die Dauer 
nicht als zweckmäßig erkannt werden können. Ein Geſetzent— 
wurf mag bei oberflächlicher Prüfung zuerſt gut und zweck— 
mäßig erſcheinen; aber wenn man nicht genau zuſieht und vor 
allem die Bedürfnisfrage gründlich prüft, ſo kann die Sache 
dennoch leicht fehlſchlagen. Das dicke Ende kommt dann nach 
und richtet Verſtimmungen an, die ſchwer zu beſeitigen ſind. 
Ich bin immer der Anſicht geweſen, daß man eine Vorlage von 
größerer Tragweite für den Staat oder das bürgerliche Leben 
nicht früh genug zur öffentlichen Kenntnis bringen kann. Je 
früher es geſchieht, je gründlicher ſie in der geſamten Preſſe 
durchgeſprochen wird, deſto ſicherer wird die Offentlichkeit ent- 
weder von der Zweckmäßigkeit des Vorgeſchlagenen überzeugt, 
oder ſie wird, wenn es nicht der Fall iſt, den Urhebern der 
Vorlage die Zuſtimmung verſagen, beziehungsweiſe ihnen die 
verbeſſerungsbedürftigen Schwächen derſelben kennzeichnen. Ich 
halte es für außerordentlich wichtig, den Staatsbürgern, die doch 
ſchließlich immer die Achivi qui plectuntur ſind, einſchneidende 
Geſetzesvorlagen möglichſt lange vor der parlamentariſchen Ver— 
handlung zur Kenntnis zu bringen.“ 

* 

„Auf überſeeiſche Unternehmungen ſoll ſich eine deutſche Re— 
gierung nur einlaſſen, wenn es durch die materiellen Inter- 
eſſen des Deutſchen Reiches unbedingt geboten oder wenigſtens 
gerechtfertigt wird. Ein Vorgehen Deutſchlands im überſeeiſchen 
Auslande iſt nur dann mit den Aufgaben der deutſchen Politik 
zu vereinen, wenn ſichere Vorteile ohne unverhältnismäßig 
großes Riſiko, namentlich ohne Konflikt mit älteren und ſtär⸗ 
keren Seemächten, dabei in Ausſicht ſtehen. Nichts widerſpricht 
dem Intereſſe des Deutſchen Reiches ſo ſehr, als wenn ſich 
ſeine auswärtige Politik aus dem bloßen Bedürfniſſe, überall 
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dabei zu ſein, auf mehr oder minder gewagte und abenteuer- 
liche Unternehmungen einlaſſen wollte, die in dem realen Intereſſe 
des Landes keine ausreichende Begründung finden, ſondern 
mehr dem Motiv entſpringen, der Eitelkeit der Nation oder 
der Herrſchſucht der Regierenden zu ſchmeicheln. Ein ſolches 
Wirtſchaften auf Preſtige iſt nicht deutſche, ſondern franzöſiſche 
Art. Frankreich iſt aus ſolchen Gründen nach Algier, Tunis, 
Mexiko und Madagaskar gegangen. Wenn Deutſchland jemals 
eine Politik von ähnlicher Tendenz einſchlagen wollte, ſo würde 
damit nicht nur keinen deutſchen Intereſſen entſprochen, ſondern 
die Wohlfahrt des Reiches und ſeine europäiſche Stellung ge⸗ 


ſchädigt.“ 
* 

Über die Kolonialpolitik des neuen Kurſes ſagte der Fürſt: 

„Der Kaufmann tritt bedauerlicherweiſe in unſeren Schutz⸗ 
gebieten zu ſehr in den Hintergrund. Als ich Kanzler war, 
haben wir uns mit dem Reichsſchutz immer erſt eingeſtellt, ſo⸗ 
bald der deutſche Händler oder Koloniſator in fremden Ge⸗ 
bieten ein Objekt von genügender Größe und Wichtigkeit er⸗ 
worben hatte; vorausgeeilt ſind wir ihm niemals. Ich war 
auch der Anſicht, daß vor allem die Kaufleute in den Kolonien 
Berückſichtigung und Förderung erfahren ſollten, und daß die 
Ausdehnung der politiſchen Machtſphäre der koloniſatoriſchen 
Tätigkeit zu folgen habe. Ich vermochte indes gegen den 
Widerſtand meiner militäriſchen Miniſterkollegen, des Kriegs⸗ 
und Marineminiſters, den Plan meiner kolonialen Organiſation 
nicht durchzuſetzen. Dadurch find manche Übelſtände in den 
Kolonien, die auf bureaukratiſchen und ähnlichen Übergriffen 
beruhen, möglich geworden.“ 


Innere Fragen. 


Die Politik des Fürſten Bismarck in den inneren An⸗ 
gelegenheiten iſt vollſtändig publici juris. Seine parlamentari⸗ 
ſchen Reden bilden einen unerſchöpflichen Born zu ihrer Kenntnis 
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und Beurteilung. Außerdem find zahlreiche Werke über feine 
Wirtſchaftspolitik und andere wichtigen Materien der inneren 
Politik erſchienen, ſo daß Neues hier kaum mehr zu ſagen iſt. 
Ich muß mich darauf beſchränken, Außerungen des Fürſten zu 
einzelnen Fragen anzuführen, von denen ich annehmen darf, 
daß ſie beſonders intereſſieren werden. 


Fürſt Bismarck über das Gleichgewicht zwiſchen 
Krone und Parlament. 


Ein Gegenſtand ſteter Sorge des Fürſten nach feiner Ent- 
laſſung war die Aufrechterhaltung des verfaſſungsmäßigen 
Gleichgewichtes zwiſchen Krone und Parlament. Als der 
Reichstag zu Caprivis Zeiten durch eigenes Verſchulden, das 
heißt durch zu große Nachgiebigkeit, ſeine Stellung der Krone 
und dem Bundesrat gegenüber zu beeinträchtigen begann, er- 
regte dies auf ſeiten des Fürſten Befremden und Bedauern. 
Er war der Anſicht, daß wenn unter dem neuen Kurs irgend 
etwas im Bedürfnis des Deutſchen Reiches liege, es die Auf⸗ 
rechterhaltung der Autorität der Volksvertretung ſei. Einmal 
ſprach ſich der Fürſt wie folgt aus: 

„Die Autorität des Reichstages iſt durch ihn ſelbſt ſchon 
ſchwer geſchädigt worden, als er ſich der Zumutung Caprivis 
fügte und deſſen Handelsverträge in kurzer Friſt ohne eingehende 
Prüfung annahm. Auch in der Folge hat der Reichstag bedauer⸗ 
licherweiſe gezeigt, daß in ſeinen Fraktionen und namentlich in den 
Kreiſen ſeiner Fraktionsführer das Streben nach miniſterieller 
Gunſt mächtiger iſt als das Bedürfnis, im Intereſſe des Volkes 
die Vorlagen der Regierung einer genügenden Prüfung zu 
unterwerfen. Wie anders war das alles zu meiner Zeit! Da 
kritiſierte der Reichstag an jeder Vorlage, an jedem Paragraphen 
herum und ſtrich von meinen Forderungen ſo viel, daß zuweilen 
nichts Rechtes mehr übrig blieb. ... 

Ich halte jede Herabdrückung der Bedeutung des Reichs⸗ 
tages durch deſſen ſchwächliche Nachgiebigkeit gegen gouverne⸗ 
mentale Wünſche für ein vaterländiſches Unglück. Wir bedürfen 
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in Deutſchland eines angeſehenen Reichstages zur Erhaltung 
und Fortbildung unſerer Einheit und Stärke, wenn der Reichs⸗ 
tag das nicht ſelbſt einſieht, ſollte die Regierung es als ihre Auf⸗ 
gabe betrachten, die ſinkende Bewegung der einen unſerer beiden 
oberſten Körperſchaften zu hindern und es namentlich ver⸗ 
meiden, ſie durch Stellung ſolcher Zumutungen an ihn noch zu 
beſchleunigen, die der Reichstag nur unter Verletzung ſeiner Pflicht 
zur genauen Prüfung der Regierungsvorlagen erfüllen kann.“ 


* 


Als ich dieſe und ähnliche Ansichten des Fürſten in den 
„Hamburger Nachrichten“ zur Veröffentlichung brachte, erhoben 
die Zentrumsblätter und die demokratiſchen Organe großes Ge— 
ſchrei und ſagten, Fürſt Bismarck ſei im Gegenſatz zu ſeiner 
früheren Geſinnung jetzt mit einem Male für Parlaments⸗ 
herrſchaft. Das war natürlich vollſtändiger Unſinn und be- 
ruhte auf anſcheinend abſichtlicher Verwechſlung der Begriffe. 
Der Fürſt äußerte ſich dazu wie folgt: 

„Ich bin immer nur für das Gleichgewicht der beiden ver⸗ 
faſſungsmäßigen Gewalten, Krone und Parlament, eingetreten. 
Dies Gleichgewicht war früher zum Nachteil des Königtums ge⸗ 
ſtört; jetzt iſt das gleiche zum Nachteil des Parlaments der Fall, 
allerdings durch deſſen eigenes Verſchulden. Über die richtige 
Verteilung der Macht zwiſchen Miniſterium und Parlament kann 
ein allgemeines, für alle Zeiten gültiges Rezept nicht feſtgelegt 
werden. Wenn ein Miniſter ſein Geſchäft tadellos verſteht und 
betreibt, kann das Land mit geringerem parlamentariſchem Ein⸗ 
fluſſe, und wenn es eine vollkommene Regierung gäbe, könnte 
es ſchließlich ſogar ohne Parlament auskommen. Der Bedarf 
an parlamentariſcher Mitwirkung ſteht im umgekehrten Ver⸗ 
hältniſſe zu der Einſicht der regierenden Staatsmänner. Bei 
ſachkundiger und verſtändiger miniſterieller Leitung kann das 
Land die parlamentariſche Autorität und die durch ſie vor⸗ 
zunehmende Korrektur der Regierungspolitik in höherem Maße 
entbehren als bei Mangel guter miniſterieller Geſchäftsführung. 


128 


In meiner langen Amtsführung iſt kein Fall vorgekommen, 
wo ich dem Reichstage zugemutet hätte, ſich über ſchwerwiegende 
Fragen in einer ſo kurzen Friſt ſchlüſſig zu machen, wie es 
unter meinen Nachfolgern bei den Handelsverträgen und beim 
Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch der Fall war. Wäre ſo etwas 
damals geſchehen, ſo würde die Entrüſtung gegen mich ſtark 
und berechtigt geweſen ſein, während heute die Schädigung 
der Reichstagsautorität nicht aus Furcht, wohl aber in der 
Hoffnung akzeptiert wird, zum Mitgenuß an der Macht ein⸗ 
geladen zu werden. Zu meiner Zeit kämpften beide Ge⸗ 
walten, Regierung und Volksvertretung, ebenbürtig mitein⸗ 
ander, heftig, aber doch gleichberechtigt. Dies Gleichgewicht 
entſpricht der Verfaſſung. Es geht verloren und kann nicht 
wiedergewonnen werden, wenn der Reichstag fortwährend 
nachgibt, lediglich um der Gunſt von oben willen und um der 
Regierung keine Schwierigkeiten zu bereiten.“ 


** 


Einmal ſchrieb ein Blatt, der Fürſt habe in ſeiner Rede 
auf dem Marktplatz von Jena die Notwendigkeit einer Kräfti⸗ 
gung der politiſchen Überzeugung in der öffentlichen Meinung 
wie im Parlament betont. Es ſei nur ſchade, daß er nicht 
ſchon als Kanzler ſo geſprochen habe, als er noch Macht und 
Mittel beſeſſen habe, dem Parlament eine entſcheidendere Stel⸗ 
lung im Staatsleben zu ſichern. Während er im Amte ge⸗ 
weſen ſei, habe er aber mit demſelben Eifer, mit dem er heute 
gegen abſolutiſtiſche Velleitäten fechte, gegen die Velleität eines 
parlamentariſchen Regiments in Deutſchland Front gemacht. 
Dazu ſagte der Fürſt: 

„In dieſen Sätzen finde ich die höchſte Anerkennung, die 
mir zuteil werden kann, nämlich die, daß ich beide Extreme 
bekämpft habe: ſowohl den parlamentariſchen Abſolutismus wie 
den der Regierung. Ich habe nie etwas anderes erſtrebt als 
die Feſthaltung des in der preußiſchen und in der Reichs⸗ 
verfaſſung ſtatuierten Gleichgewichtes der Gewalten.“ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Fürſt Bismarck über die Parteien. 


Fürſt Bismarck betrachtete das ganze parlamentariſche 
Fraktionsweſen — wie er einmal in einer ſeiner Kiſſinger 
Reden erklärt hat — als eine Krankheit, deren Beſtand auf 
dem ſtrebſamen Ehrgeize der Führer beruhe. Ebenſo war er 
der Anſicht, daß ſich die beſtehenden Parteien überlebt hätten. 
Ich laſſe hier Außerungen folgen, die er mir gegenüber im 
Frühjahr 1891 getan hat: 

„Die Gegenſätze konſervativ, liberal, demokratiſch und ſo 
weiter regulieren ohne Zweifel nicht mehr in dem Maße wie 
früher die öffentliche Meinung darüber, was im und vom 
Staate zu geſchehen hat. Tatſächlich ſtehen auch die alten 
Parteien nicht mehr ſo ſtark wie ehedem unter dem Einfluſſe 
ihrer Programmprinzipien, ſondern geraten, ob ſie wollen oder 
nicht, von Jahr zu Jahr mehr unter den Druck der wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen, die die politiſchen immer mehr zurück⸗ 
drängen. Das iſt natürlich. Die jetzigen Parteien ſind, mit 
Ausnahme des Zentrums und der Sozialdemokratie, rein politi⸗ 
ſchen Urſprungs. Bei ihrer Bildung und ihrer Tätigkeit handelte 
es ſich vorwiegend darum, welches Maß von verfaſſungs⸗ 
mäßigem Einfluſſe dem Staatsoberhaupte, den Miniſtern und 
den Regierungsorganen einerſeits ſowie der Volksvertretung 
anderſeits gewährt werden ſolle, und welche Befugniſſe von der 
vollziehenden Gewalt auf die richterliche überzugehen haben. 
Dieſe Fragen und viele andere ähnlicher Art beſtehen im politi⸗ 
ſchen Leben als Untergrund auch heute noch fort; aber ſie 
werden allmählich immer mehr von den wirtſchaftlichen er⸗ 
drückt. Die Scheidung innerhalb der nationalliberalen Partei, 
die vor einem Jahrzehnt auf dem Wege der Sezeſſion unter 
dem Einfluſſe der Meinungsverſchiedenheit über Freihandel 
und Schutzzoll ſtattfand, bot bereits einen ſehr beachtenswerten 
Beleg für das Überwiegen der wirtſchaftlich trennenden über 
die politiſch einigenden Geſichtspunkte innerhalb einer und 
derſelben politiſchen Partei. Seitdem haben in den Wahl⸗ 
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kämpfen die wirtſchaftlichen Parolen die rein politiſchen immer 
ſtärker und leidenſchaftlicher übertönt. Auch die ſozialdemo— 
kratiſche Partei hat ihre ſtärkſte Wurzel in den wirtſchaftlichen 
Fragen. Ein fernerer eindringlicher Beweis dafür, daß die 
politiſchen Angelegenheiten ſelbſt in den minder gebildeten 
Schichten der Bevölkerung ein geringeres Gewicht ausüben 
als die wirtſchaftlichen, daß die treibende Kraft der letzteren 
der modernen Entwicklung überhaupt zugrunde liegt, läßt ſich 
ſchon aus dem Jahre 1848 anführen, wo die damalige Wahl 
das ſogenannte ‚Tagelöhnerparlament“ zum Ergebnis hatte. 
Die wirtſchaftlichen Kämpfe blieben dann im öffentlichen Leben 
der Nation eine Zeitlang latent, weil ſie überflutet wurden 
von der Vorbereitung und dem Vollzuge der großen geſchicht— 
lichen Ereigniſſe politiſcher und kriegeriſcher Natur, die die 
Einigung Deutſchlands zur Folge hatten; aber ſobald nach 
dieſen großen Umgeſtaltungen wieder Ruhe eingetreten war, 
drängte die elementare Kraft der wirtſchaftlichen Intereſſen 
dieſe auf allen Gebieten ſofort wieder in den Vordergrund. 
Ich bin der Anſicht, daß das Vorwiegen der wirtſchaftlichen 
Fragen in der inneren Entwicklung in unaufhaltſamem Fort⸗ 
ſchritt begriffen iſt. Die Wahlparole künftiger Tage wird nicht 
ſowohl dem politiſchen Programm der alten Parteien zu ent- 
nehmen ſein als vielmehr dem der Fragen: Freihandel oder 
Schutzzoll, vorwiegende Berückſichtigung der Konſumenten oder 
der Produzenten. Ferner werden die Intereſſen der ſtädtiſchen 
und der ländlichen Bevölkerung und unter der erſteren wiederum 
die der großſtädtiſchen, ſowie der Kampf zwiſchen Beſitzenden 
und Beſitzloſen die alten politiſchen Parteiunterſchiede immer 
mehr zurückdrängen. Es wird dahin kommen, daß bei künftigen 
Wahlen der Kandidat weniger danach gefragt wird, ob er 
konſervativ, liberal oder demokratiſch ſei, als vielmehr danach, 
wie ſeine Stellung zu den wirtſchaftlichen Fragen iſt.“ 
Damit ſtimmte überein, daß der Fürſt immer mehr die 
Wahl von Männern empfahl, die nicht Beamte oder weltfremde, 
doktrinäre Gelehrte, ſondern Leute des praktiſchen Lebens ſeien, 
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die an eigenem Leibe erführen, wie ſich Mißgriffe der Geſetz⸗ 
gebung rächten. Einmal zog er einen Vergleich zwiſchen dem 
Reichstage und dem Parlamente der Frankfurter Paulskirche, 
das bei allem guten Willen unfruchtbar geblieben ſei, weil 
ihm die praktiſchen Männer fehlten, und weil diejenigen, die 
in der Mehrzahl waren und den Gang der Dinge beſtimmten, 
ſchon ihrer Erziehung und ihrem Berufe nach der Neigung 
weniger widerſtehen konnten, über ihren eigenen theoretiſchen 
Ideen und ihren perſönlichen Eitelkeiten den Maßſtab für das 
in der Welt Erreichbare außer acht zu laſſen. Was hätte 
das Frankfurter Parlament, wenn es anders zuſammengeſetzt 
geweſen wäre und richtig verfahren hätte, für eine Bedeutung 
erlangen können! N 

Mit großer Vorliebe kam der Fürſt immer wieder auf den 
Gedanken zurück, daß bei den nächſten Wahlen ein „Kartell der 
ſtaatserhaltenden und produktiven Stände“ gebildet werden 
müſſe. Er war davon überzeugt, daß dieſer Gedanke trotz des 
Einſpruches, der von mehreren Seiten dagegen erhoben worden 
war, als er ihn in den „Hamburger Nachrichten“ zuerſt hatte 
ausſprechen laſſen, recht wohl ausgeführt werden könne, wenn 
die Sache nur richtig angefaßt werde: 

„Ich denke mir aber den Hergang ſo, daß die alten Parteien 
bei der Wahl die Gegenſätze, die ſie trennen, vorläufig zurück⸗ 
ſtellen und in ſolchen Fragen kooperieren, die von allen Be⸗ 
teiligten als gemeinſam und als zweifelloſe Reichsintereſſen an⸗ 
erkannt werden, wie zum Beiſpiel der Kampf gegen die Sozial⸗ 
demokratie und andere Gegner, ohne jedes Präjudiz für die 
ſpätere Ausfechtung derjenigen Differenzen, welche die Pro⸗ 
gramme der einzelnen Parteien voneinander ſcheiden. Die Über⸗ 
einſtimmung in betreff deſſen, was ſie nicht wollen, ſondern zu 
verhindern beſtrebt ſind, zwiſchen den ſtaatserhaltenden Frak⸗ 
tionen herzuſtellen, muß die erſte Aufgabe derjenigen Politiker 
und Parteiführer ſein, die den ernſtlichen Willen haben, die 
Unſicherheit und Schädlichkeit der heutigen parlamentariſchen 
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Zuſtände zu beſeitigen. Aber leider find die ſtaatserhaltenden 
Fraktionen bisher viel eifriger bemüht, die Punkte hervorzu⸗ 
kehren, die zwiſchen ihnen ſtreitig ſind, als diejenigen, über 
welche Einigkeit herrſcht. Für Auseinanderſetzungen über erſtere 
ſollte ſich aber leicht eine gefahrloſere und ſchicklichere Zeit finden. 
Zunächſt iſt die Aufgabe doch die, der Sozialdemokratie mit 
vereinigten Kräften Herr zu werden. Erſt wenn dies geſchehen 
iſt, können die Parteien wieder daran denken, ihren eigenen 
Intereſſen nachzugehen. Es iſt mit dem Kartell, wie ich es mir 
denke, ähnlich wie mit dem Dreibunde. Dieſer hindert ſeine Mit⸗ 
glieder ja auch nicht, neben der ihnen gemeinſamen Aufgabe, der 
Erhaltung des Friedens, ihre Spezialintereſſen zu verfolgen.“ 


Fürſt Bismarck und die Konſervativen. 

Häufig äußerte ſich der Fürſt über die Konſervativen, die 
ihm perſönlich vielfach naheſtanden. Er fand, daß ihr politiſches 
Verhalten nicht durchgehends Billigung verdiene. Sie hätten 
ſich gegen die Zumutungen des Caprivismus in wichtigen Fragen 
viel zu nachgiebig gezeigt; von ihrem Verhalten bei ſeiner, des 
Fürſten, Entlaſſung ganz zu ſchweigen. Dagegen war er ſtets 
bereit, es dankbar anzuerkennen, wenn ein konſervativer Abgeord— 
neter im Reichstage und Landtage, unbekümmert um die Gunſt 
von oben oder von unten, die konſervativen Grundſätze hoch— 
hielt und ſeiner Überzeugung freimütig Ausdruck gab. Meiſt hat 
er mich dann beauftragt, dem betreffenden Redner in der Zeitung 
Lob zu ſpenden. Im großen und ganzen aber ging ſeine An⸗ 
ſicht dahin, daß die Konſervativen nicht mehr die alten ſeien. 

„Die Gerlach und Stahl ſind heute nicht mehr anzutreffen. 
Dieſe hatten noch ihre Ideale vom konſervativen Staatsweſen 
und gingen ihnen nach. Das iſt jetzt nicht mehr im gleichen 
Maße der Fall; wenigſtens nur bei einzelnen. Viele Konſervative 
ſind Opportuniſten geworden, die es nicht verſchmähen, den 
Mantel nach dem Winde zu hängen. Der eine will Förderung 
in ſeinem Amte (man will doch nicht ewig Landrat bleiben), 
der andere wünſcht eine höhere Ordensklaſſe, der dritte erſtrebt 
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auf Andrängen feiner Frau Einladungen zu Hoffeſtlichkeiten, 
der vierte möchte ſich dem Avancement ſeines Sohnes in der 
Armee oder in der Bureaukratie förderlich erweiſen und ſo weiter. 
Ich will aber nicht behaupten, daß dieſe Charakteriſtik auf alle 
Konſervativen im Lande zutrifft. Nichts liegt mir ferner; ich habe 
mehr gewiſſe Führer im Auge, die heutzutage zu einem Ein⸗ 
fluß gelangt ſind, zu dem ſie früher niemals gekommen wären.“ 
Beſonders unſympathiſch war dem Fürſten der Konſervatismus, 
wie er unter Caprivi durch Herrn v. Helldorff vertreten wurde. 
Dieſer widerſprach den Auffaſſungen vollſtändig, die der alte 
Kanzler von der Aufgabe der Konſervativen im modernen 
Staate hegte. 

Ich muß nochmals hervorheben, daß der Fürſt zwiſchen den 
einzelnen Mitgliedern, welche die konſervative Fraktion bilden, 
und dieſer in ihrer Totalität unterſchied. Einmal ſagte er zu mir: 

„Das iſt ähnlich ſo, wie es das bekannte Wort meines 
alten Herrn ausdrückte, als er einmal, zur Zeit, wo er noch als 
Prinz im direkten Verkehr mit Parlamentariern ſtand, ſagte: 
„Wenn man mit dem einzelnen ſpricht, iſt es jedesmal ein ganz 
vernünftiger Kerl, mit dem man ſich verſtändigen kann und mit 
dem auszukommen iſt; ſowie ſie ſich aber zuſammentun, ſind 
es Rackers!“ 

Im weiteren Verlauf dieſes Geſprächs kam die Rede auch 
auf die Standesgenoſſen des Fürſten, die „Junker“. 

„Viele haben es mir nie verziehen, daß ich, der kleine Guts⸗ 
beſitzer vom Kniephof, ſo emporgekommen bin, während ſie 
blieben, was ſie waren. Ein guter Teil des Deklarantentums 
war auf Neid und Mißgunſt gegen mich zurückzuführen. Die 
Zeiten der ‚Neichöglode‘ und der Erklärungen in der ‚Kreuz- 
zeitung‘ werde ich ſo leicht nicht vergeſſen.“ 

Ein andermal hörte ich in Varzin den Fürſten gutgelaunt 
einen Teil der Konſervativen mit dem ſtockkatholiſchen Italiener⸗ 
tume der unteren Stände in Vergleich ſtellen, das zwar ſeine 
Heiligen anbete und ſchmücke, aber durch dieſe Verehrung ſich 
in keiner Weiſe abhalten laſſe, die ſchön bemalten bunten Holz⸗ 
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figuren mit dem Stocke zu verprügeln, wenn fie fich Hart: 
näckig weigerten, ihren Wünſchen beim lieben Gott Erfüllung 
zu verſchaffen. (D.) 


Die ſozialpolitiſche Auffaſſung des Fürſten. 


Der Fürſt war der Anſicht, daß eine Löſung der Arbeiter— 
frage in dem Sinne, wie ſie die Sozialdemokratie anſtrebe, im 
heutigen Staate unmöglich ſei und der menſchlichen Natur 
ebenſo zuwiderlaufe, wie den Abſichten der göttlichen Vorſehung. 

„Der Gegenſatz zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
iſt ſo alt wie die Welt. Er beruht auf einem Naturgeſetz und 
kann niemals abgeſchafft werden. Ihn beſeitigen zu wollen, 
iſt dasſelbe, wie zu verſuchen, das Problem der Quadratur des 
Zirkels zu löſen. Der Schöpfer hat die Menſchen verſchieden 
erſchaffen und mit ganz ungleichen Fähigkeiten ausgerüſtet. Die 
Verſchiedenheit der Individuen, der Raſſen und Völker und 
ihrer Leiſtungen bildet eine der wichtigſten Vorausſetzungen 
der Entwicklung der Menſchheit in unausgeſetztem Wettkampf 
um Erfolg und Fortſchritt. Wenn dieſe Verſchiedenheit auf⸗ 
hörte, würde alles menſchliche Streben und Kämpfen ein Ende 
nehmen. 

Auch iſt es unmöglich, die Arbeiter vollkommen zufrieden 
zu ſtellen. Solange der Arbeiter noch jemanden ſieht, der es 
beſſer hat als er ſelbſt, wird er unzufrieden ſein und dieſe 
Unzufriedenheit ſich um ſo ſtärker äußern, je mehr man ihm 
zeigt, daß ſie berechtigt iſt. Geſetzt, von Staats wegen würden 
acht Stunden Arbeitszeit und ſtündlich eine Mark Lohn, alſo 
acht Mark pro Tag dekretiert — was würde die Folge ſein? 
Die Bedürfniſſe würden wachſen und bald kämen die nämlichen 
Leute auch mit acht Mark nicht mehr aus. So würde es fort⸗ 
gehen mit der Steigerung der Anſprüche der Arbeiter, bis alle 
Betriebe ruiniert wären und kein Arbeitgeber mehr einen aus⸗ 
kömmlichen Lohn zu bezahlen vermöchte. Deshalb iſt es not⸗ 
wendig, ſich gegenüber dem Drängen der Arbeiter nach Lohn⸗ 
erhöhungen wenn auch nicht ablehnend ſo doch vorſichtig zu 
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verhalten und nur das zu gewähren, was ſachlich berechtigt 
und nicht ein Zugeſtändnis iſt, das, abgetrotzt und unberechtigt, 
nur dazu dienen kann, die Begehrlichkeit der Arbeiter und 
den Machtkitzel ihrer Führer zu ſteigern. Eine Härte gegen die 
Arbeiter erblicke ich hierin um ſo weniger, als ich es ebenfalls 
als ein Naturgeſetz anſehe, daß ſich die Lage der Arbeiter mit 
der fortſchreitenden Kultur von ſelbſt verbeſſert. Die Steige⸗ 
rung der Lebensführung der arbeitenden Klaſſen vollzieht ſich 
nicht ſprunghaft, aber langſam als Folge der modernen Ent— 
wicklung. Vor fünfzig Jahren zum Beiſpiel haben die länd⸗ 
lichen Arbeiter bei ſchwerer Verrichtung ein Minimum an barem 
Lohne erhalten; Fleiſch gab es in der Woche höchſtens ein bis 
zwei Mal. Die Kleidungsſtücke für den Sonntag wurden von 
Generation zu Generation vererbt. Jede Art von Luxus war 
unbekannt. Außer dem Gutsherrn beſaß höchſtens der Orts 
ſchulze eine Uhr, auf der die Bauern mit ſeiner Erlaubnis 
nachſahen, wie viel die Zeit war, wenn die Uhr auf der 
Dorfkirche einmal nicht ging. Heute trägt faſt jeder Bauer 
und Knecht ſeine Uhr. Die Sonntagskleider werden meiſt 
neu aus der Stadt bezogen. Die Mägde gehen vielfach in 
Knopfſtiefeln und in ſtädtiſcher Modetracht zum Tanz. Die 
Hebung der Lebensführung der Arbeiter in den Städten und 
in den Fabrikdiſtrikten aber iſt noch viel ſtärker geweſen, wie 
die auf dem Lande. Ein Maurergeſelle verdient heutzutage 
unter Umſtänden mehr als zwei kleine Beamte. Das Dienſt⸗ 
perſonal wohnt, ißt und trinkt mehr oder weniger im Stile 
der Herrſchaft. Vereinzelte Arbeitszweige, in denen die Auf⸗ 
beſſerung der Lebenshaltung bisher nicht in gleichem Maße ſtatt⸗ 
gefunden hat, ſind im beſten Zuge, das Verſäumte nachzuholen. 

Dieſe Wahrnehmungen berechtigen zu dem Schluſſe, daß, 
wenn eine Steigerung der Lebensführung der arbeitenden Klaſſen 
im Laufe der Jahre ohne Eingriff von oben, lediglich aus der 
natürlichen Entwicklung der Verhältniſſe heraus, ſtattgefunden 
hat, dies auch in Zukunft geſchehen wird. Das ſogenannte 
eherne Lohngeſetz, nach dem jeder Arbeiter immer nur ſo viel 
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verdient, wie er braucht, iſt falſch. Es muß umgekehrt lauten: 
jeder Arbeiter wird immer ſo viel verdienen, wie er nötig hat, 
um ſich die Exiſtenz zu ſchaffen, die ſeinen Lebens- und den 
Zeitverhältniſſen entſpricht. Dabei kann ſich die Menſchen— 
freundlichkeit vollkommen beruhigen. 

Wenn der Arbeiter aber nach vernünftigem Ermeſſen nie- 
mals vollſtändig zufriedengeſtellt werden kann, ſo ſind alle 
Verſuche, die auf Beſeitigung ſeiner Unzufriedenheit hinaus⸗ 
laufen, von vornherein zur Ausſichtsloſigkeit verurteilt. Der 
Staat muß ſich auf das urſprüngliche Programm der Sozial— 
reform beſchränken, wie es in der von mir veranlaßten kaiſer⸗ 
lichen Botſchaft vom 11. November 1881 enthalten iſt: Sicher⸗ 
ſtellung des Arbeiters gegen die Not, in die er durch Krankheit, 
Unfälle, Alter und Invalidität geraten kann. Alle anderen 
Maßregeln werden immer nur weitere Begehrlichkeit erzeugen, 
zumal ſie von dem Arbeiter leicht als Zugeſtändnis eines böſen 
Gewiſſens angeſehen werden, das Staat und Geſellſchaft in 
bezug auf ihn haben. Seine Forderungen werden immer weiter 
gehen und wenn man ſie nicht erfüllt, ſo wird er ſofort in die 
alte ſozialiſtiſch⸗revolutionäre Haltung zurückfallen, aus der er 
durch die falſche Sozialpolitik hat geriſſen werden ſollen. Dieſe 
Sachlage muß die Politik des Staates beſtimmen. Das Wich⸗ 
tigſte für die Arbeiter bleibt die Erhaltung eines Arbeitgeber⸗ 
ſtandes, der überhaupt in der Lage iſt, auskömmliche Löhne zu 
zahlen. Das größte Unglück, das die Arbeiter treffen könnte, 
wäre, daß ihre Arbeitgeber wegen allzu großer Forderungen 
der Arbeiter ihre Betriebe einſtellten. 

Man kann den Arbeitern nicht das Recht nehmen, ihre Lage 
auf dem Wege der Koalition zu verbeſſern; aber jede Ein⸗ 
miſchung des Staates zu ihren Gunſten muß ebenſo unter⸗ 
bleiben, wie eine ſolche zugunſten der Arbeitgeber. Der Staat 
hat den Lohnkämpfen gegenüber keine andere Aufgabe, als die, 
die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Wenn er ſich für 
die Anſprüche der Arbeiter einſetzt, ſo verkennt er ſeine Pflicht 
und begeht ein Unrecht gegen andere Elemente der Bevölkerung, 
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die für ihn mindeſtens ebenſo wichtig find, wie die Handarbeiter 
und jedenfalls ebenſoviel Berückſichtigung verdienen, wie dieſe. 

Endlich hat der Staat nicht in die Autonomie der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer einzugreifen. Dagegen iſt es ſeine Sache, 
den Arbeitswilligen Schutz gegen jede ſozialiſtiſche Territion 
zu gewähren. Er darf nicht dulden, daß Beſchränkungen der 
perſönlichen Willensfreiheit, oder gar Bedrohungen oder Miß⸗ 
handlungen zum Zwecke der Durchführung eines Streiks unter 
den Augen der Staatsgewalt ungeſtraft verübt werden.“ (D.) 


Die Sozialdemokratie. 


Der Fürſt war der Anſicht, daß die Behandlung der Sozial⸗ 
demokratie keine Rechts⸗, ſondern eine Macht⸗ und Kriegsfrage 
ſei und als ſolche rechtzeitig zur Entſcheidung gebracht werden 
müſſe, wenn ernſte Gefahr für Staat und Geſellſchaft ver⸗ 
mieden werden ſolle. 

Er war davon überzeugt, daß das wirkliche Ziel der So— 
zialdemokratie, wenn ſie es auch zeitweilig, um Regierung und 
Bürgertum irre zu führen, klüglich verhülle, die Revolution 
ſei. Sie könne auch vernünftigerweiſe kein anderes haben, und 
arbeite heimlich nur auf dieſes hin. 

„Alles andere geſchieht nur vorwändlich. Die Sozialdemo⸗ 
kratie rüſtet ſich im ſtillen ſo lange, bis ſie die Kraft in ſich 
fühlt, dem Staat und der bürgerlichen Geſellſchaft den Hals 
abzuſchneiden, was ſie ſofort tun wird, ſobald ſie es kann. 
Sache des Staates iſt es, ſie nicht die Macht dazu erlangen 
zu laſſen. Dieſe Aufgabe: kann nicht im Wege des Paktierens 
und durch Kompromiſſe mit der Sozialdemokratie, ſondern nur 
durch Kampf gegen ſie gelöſt werden. Je eher dieſer Kampf 
aufgenommen wird, deſto größer ſind die Chancen eines bal⸗ 
digen und nicht zu teuer erkauften Sieges ...“ 

* 

„Die Sozialdemokratie ſtellt ſich außerhalb der ſtaatlichen 
Ordnung und der Geſetze. Deshalb iſt es nur logiſch und be⸗ 
rechtigt, daß man zu ihrer Bekämpfung Ausnahmegeſetze an⸗ 


138 


wendet, die nicht für alle Staatsbürger gültig find, die ihrer- 
ſeits die Geſetze reſpektieren. In einer ſolchen Spezialgeſetz— 
gebung beſteht die ‚Repreſſion“, die nach der kaiſerlichen Bot— 
ſchaft über die Sozialreform vom November 1881 gleichzeitig 
mit der ſozialpolitiſchen Fürſorge zu erfolgen hat. Wenn man 
die eine Hälfte der Botſchaft ausführt, die andere aber igno⸗ 
riert, ſo muß das zum Unheil führen.“ 
** 

Beſonders charakteriſtiſch für die vaterlandsloſe Geſinnung 
der Sozialdemokratie fand der Fürſt ihr Verhalten bei natio— 
nalen Kataſtropgen. Im Herbſt 1896 hatte der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Abgeordnete, der ehemalige Schiffskoch und ſpätere 
Speiſewirt Schwartz aus Lübeck, auf dem Gothaer Parteitag 
der Sozialdemokratie anläßlich des Unterganges des „Iltis“ 
die Angehörigen der deutſchen Marine über ihre Pflicht im 
Moment höchſter Gefahr zu belehren verſucht und war für 
ſeine Unverſchämtheit in der vaterländiſchen Preſſe nach Gebühr 
abgeſtraft worden. Fürſt Bismarck ließ ſich dazu wie folgt ver⸗ 
nehmen: 

„Wenn der ſozialiſtiſche Schwätzer der untergegangenen 
Beſatzung des „Iltis“ zum Vorwurf macht, daß fie im Momente 
der Kataſtrophe dem Kaiſer ein Hurra ausgebracht und das 
Flaggenlied angeſtimmt hat, anſtatt auf die eigene Rettung be⸗ 
dacht zu ſein, ſo iſt die Abſicht offenbar darauf gerichtet, in der 
Offentlichkeit den Eindruck zu erwecken, daß nicht alles ge- 
ſchehen wäre, was pflicht- und naturgemäß zur Erhaltung von 
Schiff und Mannſchaft geboten geweſen, und daß die Beſatzung 
gleichſam eines patriotiſchen militäriſchen Theatereffektes wegen 
voreilig in den Tod getrieben worden ſei. Für dieſe ruchloſe 
Verdächtigung der untergegangenen heldenmütigen Beſatzung 
des „Iltis“ verdiente der ehemalige Schiffskoch eine Züchtigung, 
die ihm die deutſche Preſſe mit der Feder leider nicht zu⸗ 
teil werden laſſen kann, die ihm aber ſicherlich in der aus⸗ 
giebigſten Weiſe verabfolgt werden würde, wenn er die 
Unvorſichtigkeit beginge, ſich demnächſt im Kreiſe patriotiſch 
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denkender und fühlender deutſcher Marinemannſchaften blicken 
zu laſſen.“ 

Als die „Hamburger Nachrichten“ ſeinerzeit die Liſte der 
untergegangenen Beſatzung des „Iltis“ veröffentlicht hatten, 
war auf Wunſch des Fürſten Bismarck daran die Bemerkung 
geknüpft worden, dieſe Liſte bilde inſofern ein Dokument der 
Einigung des deutſchen Volkes, als Angehörige aller deutſchen 
Volksſtämme auf dem Schiffe gedient hätten und miteinander 
in den Tod gegangen ſeien. 

Der Fürſt knüpfte an dieſe Außerung an und ſagte zu mir: 

„Sie können der ſozialdemokratiſchen Verunglimpfung gegen⸗ 
über in der Zeitung noch darauf hinweiſen, daß unter der Be- 
ſatzung des „Iltis“ gewiß auch mancher war, der denjenigen 
Kreiſen der Bevölkerung entſtammte, deren politiſche Vertretung 
die Geſinnungsgenoſſen des Schwartz in Anſpruch nehmen. 
Wenn dieſe Mannſchaften mit demſelben Heldenmute wie ihre 
Kameraden bis zum letzten Augenblick ausgeharrt haben und 
mit patriotiſchen Kundgebungen geſtorben ſind, ſo dürfen wir 
Deutſche uns dadurch in der tröſtlichen Überzeugung beſtärkt 
fühlen, daß unſere Marine bisher ſo wenig wie unſere Armee 
unter dem Gifte gelitten hat, das ihrem Organismus durch die 
ſozialdemokratiſche Agitation zugeführt wird. Pflichtgefühl und 
Vaterlandsliebe, Diſziplin und aufopferungsfreudiger Helden⸗ 
mut ſind bisher nur für die ſozialdemokratiſche Führerſchaft, 
die zum größten Teil von der Bekundung gegenteiliger Eigen⸗ 
ſchaften lebt, nicht aber für die Angehörigen unſerer Wehr⸗ 
macht zu Waſſer und zu Lande ein überwundener Standpunkt.“ 

Der Fürſt bemerkte noch, übrigens ſtehe das rühmliche Bei⸗ 
ſpiel unſeres „Iltis“ nicht vereinzelt da in den Annalen der 


Marine. AS das italienische Admiralſchiff „Re d'Italia“ in 


der Seeſchlacht bei Liſſa von dem Admiral Tegetthoff gerammt 
und im Begriff war zu ſinken, brach die Mannſchaft in den 
Ruf aus: „Evviva Italia!“ Für ſolchen Heldenmut im Augen⸗ 
blick der höchſten Gefahr — einerlei, ob er von Deutſchen oder 
von Ausländern bekundet wird — habe unſere Sozialdemokratie 
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allerdings kein Gefühl. Und gerade darin drücke ſich der 
ſittliche Defekt, an dem die Partei leide, am deutlichſten aus. 

Als ſich im Jahre 1894 die verbündeten Regierungen durch 
die immer ſtärkeren Umtriebe der ſozialiſtiſchen Hetzer zur Ein⸗ 
bringung der ſogenannten Umſturzvorlage genötigt fanden, ließ 
mich der Fürſt in den „Hamburger Nachrichten“ zum Aus⸗ 
druck bringen: Es ſei Anerkennung dafür am Platze, daß die 
Reichsleitung Maßregeln zur Abwehr der gemeingefährlichen 
Umtriebe der Sozialdemokratie ergreifen wolle und daß die 
Notwendigkeit, etwas gegen ſie zu tun, jetzt endlich auch von 
ſeinen Nachfolgern eingeſehen werde. Zu tadeln wäre jedoch, 
daß die Vorlage ſich doktrinär auf das Gebiet des gemeinen 
Rechts beſchränke, während die Sozialdemokraten, gegen die 
ſie doch tatſächlich gerichtet ſei, ſich außerhalb dieſes Rechts 
ſtellten. Daher komme es, daß die Vorlage für den Kampf 
gegen die Sozialdemokratie zu wenig und für das gemeingültige 
Recht zu viel fordere, daß ſie der Geſamtheit der Staatsbürger 
gegenüber zu weit gehe, und gegen die Sozialdemokratie nicht 
weit genug. Das richtige Maß darin könne, wie die Ver- 
hältniſſe lägen, lediglich auf dem Gebiete der Spezialgeſetz⸗ 
gebung gefunden werden. 


Die Anarchiſten. 


Im Jahre 1894 wurde der damalige Präſident der fran⸗ 
zöſiſchen Republik, Sadi Carnot, von einem anarchiſtiſchen 
Meuchelmörder getötet und alle Welt dadurch in Entrüſtung 
verſetzt. Man war einig in der Forderung, daß international 
etwas gegen die anarchiſtiſche Meute geſchehen müſſe. Dazu 
äußerte ſich der Fürſt: 

„Ich vermiſſe in der bisherigen Diskuſſion der Frage die 
genügende Würdigung der Tatſache, daß es ſich bei den anar- 
chiſtiſchen Verbrechen in der letzten Zeit um eine anſteckende 
Krankheit handelt, bei der nicht nur Fanatismus und die Sucht, 
die menſchliche Geſellſchaft in Angſt und Schrecken zu ſetzen, 
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im Spiele ijt, ſondern auch Eitelkeit und Ruhmbedürfnis der 
Täter. Ahnliches iſt auf der beſſeren Seite der menſchlichen 
Leidenſchaften analog der Fall. Ich erinnere in dieſer Be⸗ 
ziehung an den bekannten Pariſer Vorgang der Erſtürmung 
der Brücke, die ſpäter Pont d'Arcole genannt wurde. Dieſer 
Sturm hat in der Weiſe ſtattgefunden, daß die erſten Angreifer 
fallen mußten, ſobald die Brücke unter Feuer lag. Der erſte, 
der gefallen iſt, war ein Schüler der Ecole polytechnique, namens 
Arcole. Nach ihm, nicht nach der Schlacht von Arcole iſt die 
Brücke benannt. Arcole hat den Nachruhm mit den wenigen 
Sekunden bezahlt, die zwiſchen dem Moment lagen, wo er die 
Fahne zum Sturm ergriff, und dem Moment, wo er, unter 
Kugeln zuſammenbrechend, feiner Umgebung zurief: ‚Souvenez- 
vous, que je me nomme Arcole! Durch dieſe wenigen Se⸗ 
kunden hat er ſich für das Opfer ſeines Lebens entſchädigt 
gefühlt. Solche Selbſtaufopferung einzelner kommt auch im 
Kriege vor. Dort beruht ſie auf höchſter Vaterlandsliebe, und 
auf einer Selbſtloſigkeit, die nichts gemein hat mit dem ruhm⸗ 
ſüchtigen verbrecheriſchen Wahnſinn der anarchiſtiſchen Selbſt⸗ 
vernichtung. 

Wenn die Anarchiſten ihr Leben für eine Mordtat einſetzen, 
ſo tragen ihre Taten deutlich die Spuren einer epidemiſchen 
Geiſteskrankheit, die in anderen Ländern und unter anderen 
Kulturverhältniſſen in anderer Geſtalt zu beobachten geweſen 
iſt. Zum Beiſpiel in Indien an der Mordſekte der Thugs. 
Ihr Beiſpiel iſt lehrreich. Im Jahr 1831 hat der engliſche 
Generalgouverneur von Indien, Lord William Bendiack, ernſte 
Maßregeln gegen ſie ergriffen und bereits im Jahre 1835 
waren über 1500 Perſonen als Thugs verurteilt. Die bloße 
Zugehörigkeit zu dieſer Sekte hat den Grund der Verurteilung 
gebildet. Es erſcheint bemerkenswert, daß die Engländer, 
die ſich ſonſt ſo gern als die bevorrechtigten Vertreter der 
Humanität feiern laſſen, mit dieſer Sekte kurzerhand aufgeräumt 
haben, indem ſie einfach alle Individuen, die dazu gehörten, hin⸗ 
richteten, ohne daß ihnen ein beſtimmtes Verbrechen zur Laſt 
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gefallen wäre. Die Engländer haben eben in Erfüllung der 
Aufgabe gehandelt, die ihrem Schutz übergebenen Mitmenſchen 
gegen Meuchelmord zu ſichern, und ſind dabei vor keinem Mittel 
zurückgeſchreckt ...“ 

Dann kam der Fürſt auf die Nihiliſten in Rußland zu 
ſprechen und führte aus: 

„Sie ſind der Mehrzahl nach junge Leute, mit einer be— 
ſtimmten Geiſtesdispoſition behaftet. Sie werden durch Er— 
ziehung und Umgang ſo beeinflußt, daß ihnen der Mord im 
allgemeinen und der politiſche Mord im ſpeziellen als Zweck 
ihres Lebens erſcheint, für den ſich zu opfern fie fich beſtimmt 
fühlen. In Rußland reicht die Zugehörigkeit zur Sekte der 
Nihiliſten, wenn ſie nachgewieſen wird, hin, die Beteiligten in 
Sibirien unſchädlich zu machen. Die ſechs⸗ oder zehntauſend 
Werſt, die zwiſchen dem ſibiriſchen und dem europäiſchen Ruß⸗ 
land liegen, werden als ebenſo wirkſames Mittel gegen die 
nihiliſtiſche Sekte angeſehen, wie die Todesſtrafe, und die 
Verbannung nach Sibirien iſt für die Betroffenen auch kaum 
angenehmer.“ 

An dieſe Darlegungen knüpfte der Fürſt eine bemerkens⸗ 
werte Auslaſſung über die moderne Rechtspflege. Er ſagte: 

„Zum Schutze der verbrecheriſch bedrohten Menſchheit iſt 
jedes energiſche Mittel ebenſo indiziert wie gegen jede andere 
anſteckende Krankheit oder Landplage. Eine Schwächung der 
Verteidigung des Staates und der menſchlichen Geſellſchaft 
gegen Untaten, die von Angehörigen organiſierter geheimer 
und verbrecheriſcher Verbände begangen werden, liegt in der 
Tatſache, daß unſer Richterſtand ſeine Aufgabe weniger in 
dem Schutze der friedlichen Mitbürger gegen Gewalttat als 
vielmehr auf dem höheren Gebiete der Gerechtigkeit ſucht. Zur 
idealen Gerechtigkeit halte ich menſchliche Einſicht überhaupt 
nicht befähigt. Nur Gott vermag ſie zu üben. Tatſächlich 
beruht unſer Strafrecht auf dem Bedürfnis der Unſchädlich⸗ 
machung der Verbrecher. Daß dabei immer volle Geredhtig- 
keit in Berückſichtigung des Bildungsgrades der Erziehung 
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und des verführenden Beiſpiels geübt wird, iſt nicht anzu⸗ 
nehmen. 

Der modernen Mörderſekte der Anarchiſten gegenüber be⸗ 
findet ſich die menſchliche Geſellſchaft im Zuſtande der Notwehr, 
und dieſe hat auch in unſeren juriſtiſchen Geſetzbüchern doch 
einen weiteren Spielraum als er den Handlungen der nicht 
in dieſer Lage (der Notwehr) befindlichen Staatsbürger be— 
willigt wird. Wer in der Notwehr tötet, kann ſich nicht fragen, 
ob ſeine Handlung ein Akt der Gerechtigkeit iſt. Sein Be⸗ 
dürfnis iſt lediglich, ſich zu verteidigen. Sind nicht der Staat 
und die bürgerliche Geſellſchaft den Anarchiſten gegenüber in 
der Lage des friedlichen Mannes, der durch Angriffe in den 
Stand der Notwehr verſetzt wird, und der ſich wehrt wie 
er kann? 

Wenn ein Gewalthaber, König oder Diktator, ſich die Be⸗ 
rechtigung beilegt, Leute, die ihm gefährlich ſind, ohne weiteres 
aus der Zahl der Lebenden zu ſtreichen, wie das in der Ge⸗ 
ſchichte ſchon vorgekommen iſt, jo bezeichnet man ihn und ſeine 
Schergen als Bluthunde. Verdienen nicht die anarchiſtiſchen 
Mörder die nämliche Bezeichnung, die ihnen in der Preſſe zu 
geben wir leider zu ſchüchtern ſind?“ 

Dann folgte noch eine ſehr beachtenswerte Hervorhebung 
des Zuſammenhanges zwiſchen Anarchiſten und Sozialdemo⸗ 
kraten: 

„Wenn eine Epidemie bekämpft werden ſoll, ſo ſucht man 
den Urſprung der Krankheit auf und trachtet ihn durch mehr 
oder weniger gewaltſame und ungefährliche Mittel zu beſeitigen. 
Wenn man pſychologiſch nach dem Urſprunge der Sekte der 
Anarchiſten ſucht, ſo wird man notwendig auf den Nährboden 
der Sozialdemokratie geraten, von deſſen Vegetation ſie ſich 
abzweigt, je nachdem, wie es die Kräftigkeit der Förderung 
ſeitens der Lehrer und Führer, die Empfänglichkeit und der 
eigene Betätigungsdrang der Belehrten und Geführten mit ſich 
bringen. Wir haben ſolche ſektenhaft und genoſſenſchaftlich auf- 
tretende Mordepidemien vor der Entwicklung der Sozialdemo⸗ 
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kratie in Europa nicht kennen gelernt. Die Bildung der Thugs 
und ähnlicher geheimer Geſellſchaften fand innerhalb von Volks— 
gemeinſchaften ſtatt, wie ſie in Europa heutzutage nicht exi— 
ſtieren. Wir haben es mit einer in der Chriſtenheit neuen 
Krankheitserſcheinung zu tun. Will man ſie bekämpfen und 
heilen, ſo wird man zu neuen Mitteln greifen müſſen. Ich 
meine dies nicht in bezug auf die Maſſen der Verführten, ſon⸗ 
dern in bezug auf ihre Irrlehrer und Führer. Die Ermitt⸗ 
lungen derſelben, ſowie ihre Beſeitigung ſcheint mir eine Auf- 
gabe zu ſein, die allen Kulturſtaaten geſtellt iſt.“ 

Ein andermal äußerte der Fürſt noch: 

„Wie der Anarchismus eine Folge der ſozialdemokratiſchen 
Wühlereien iſt, jo fällt die Schuld an den anarchiſtiſchen Meuchel- 
morden notwendig auf die Sozialdemokratie zurück. Dagegen 
wehren ſie ſich natürlich, weil ſie ſich dadurch ſelbſt bei einem 
großen Teil ihrer eigenen Genoſſenſchaft um allen Kredit 
bringen würden. Aber das Abſtreiten nützt nichts; die Tat⸗ 
ſache bleibt beſtehen.“ 


Die Polen und die polniſche Frage. 


Als es bald nach der Entlaſſung des Fürſten Bismarck zu 
der Verſöhnungspolitik den Polen gegenüber kam, die durch 
den Namen Koſcielſki charakteriſiert wird, machte er aus ſeiner 
Mißbilligung dieſer Politik kein Hehl und hat auch recht be⸗ 
halten. Die Regierung war ſehr bald genötigt, den Polen 
gegenüber wieder andere Saiten aufzuziehen. 

Der Fürſt betrachtete die polniſche Frage als die wichtigſte 
nach der ſozialdemokratiſchen und war der Anſicht, daß ihre 
richtige oder falſche Behandlung nicht nur für die Entwicklung 
unſerer inneren Politik, ſondern auch für die Geſtaltung unſerer 
Beziehungen zum Auslande, namentlich zu Rußland, von großer 
Bedeutung ſei: 

„Die Behandlung, die die Polen und die polniſche Propa⸗ 
ganda von preußiſcher Seite erfahren, iſt für die ruſſiſche Politik 
ſtets ein Symptom für die Beſchaffenheit der deutſchen Abſichten 
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Rußland gegenüber, jo daß ein Mißgriff in der Polenfrage 


leicht nachteilig auf unſer Verhältnis zu Rußland und damit 


auf unſere Lage nach außen hin einwirken kann. Nach der 
öſterreichiſchen Seite hin erfordert umgekehrt das Auftreten der 


galiziſchen Polen ſtete Aufmerkſamkeit unſererſeits. Als vor 


einigen Jahren die Verbrüderungsfeſte der preußiſchen und öſter⸗ 
reichiſchen Polen in Lemberg gefeiert wurden, war ich nicht ohne 
Beſorgnis hinſichtlich des Übergreifens der polniſchen Agitation, 
wie ſie von dem galiziſchen Zentrum aus betrieben wird, auf 
das preußiſche Gebiet. Jedenfalls wurde damals in unſeren 
nahen Beziehungen zu Oſterreich-Ungarn eine bedenkliche Seite 
berührt, die durch die Gemeinſamkeit der Intereſſen beider 
Kaiſerreiche keine Deckung findet. Bei der eigentümlichen Lage 
Galiziens hat dieſer Gebietsteil für Oſterreich nicht die Wichtig⸗ 
keit, wie unſere weſtpreußiſchen, poſenſchen und ſchleſiſchen 
Grenzdiſtrikte mit polniſcher Bevölkerung fie für Preußen 
haben. Oſterreich kann eventuell über polniſche Wühlereien hin⸗ 
wegſehen, während für Preußen die polniſche Frage von ſehr 
viel realerer und unmittelbarerer Wichtigkeit iſt, als ſie ver⸗ 
gleichsweiſe die Balkanfragen jemals für den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staat gewinnen können. 

Wenn die Wiener Regierung ihre Polen gewähren läßt, 
ſo wird ſie ihre Gründe dafür haben; für uns aber hat die 
Haltung Oſterreichs in der Polenfrage eine ähnliche ſym⸗ 
ptomatiſche Bedeutung, wie ſie unſerer Polenpolitik für Ruß⸗ 
land innewohnt. Früher war man in dieſer Beziehung rück⸗ 
ſichtsvoller in Wien; jetzt läßt man den Polen ihren Willen, 
ſelbſt wenn ſie ſich in preußiſche Angelegenheiten einzumiſchen 
verſuchen. Um jo mehr iſt bei uns die ſtetige Überwachung des 
Polentums und energiſche Zurückweiſung aller ſeiner Übergriffe 
geboten. Die Sicherung unſerer polniſchen Landesteile iſt ein 
Lebensintereſſe erſten Ranges für Preußen. Wir dürfen es an 
unſerer Oſtgrenze nicht darauf ankommen laſſen, daß im Kriegs⸗ 
falle die Bevölkerung mit dem Feinde gemeinſchaftliche Sache 
macht und die eigenen Truppen verrät. Es dürfen in den pol⸗ 
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niſchen Gebietsteilen auch keine Zuſtände wieder einreißen, wie 
ſie in früheren Zeiten wiederholt beſtanden und zur blutigen 
Niederwerfung von Inſurrektionen geführt haben.“ 

Der Fürſt hielt die Polen, namentlich aber auch die Polinnen 
für ſehr gefährliche und verſchlagene politiſche Gegner. 

„Bei ihren ausgebreiteten Verbindungen in einflußreichen 
Kreiſen, am Hofe und ſonſtwo, ſowie bei ihrem außerordent— 
lichen Geſchick zur politiſchen Intrige, darf man ſie niemals 
aus dem Auge laſſen. Nach meiner langjährigen Beobachtung 
und Erfahrung find den Polen das Konſpirieren und die poli— 
tiſche Intrige nicht nur Lebensbedürfnis, ſondern ſie beſitzen 
dafür auch eine ausnahmsweiſe hohe Begabung und Geſchick— 
lichkeit, die, in den Dienſt der polniſchen Nationalidee geſtellt, 
ſie niemals zur Ruhe kommen laſſen und ſie unabläſſig zu 
neuen Umtrieben ſtimulieren. Demgegenüber heißt es aufzu— 
paſſen und jede polniſche Machination rechtzeitig aufdecken. 
Auf die polniſche Frau, die zur höheren Geſellſchaft ge— 
hört oder doch dort Zutritt hat, muß dabei ein beſonderes 
Augenmerk gerichtet werden. Das ‚Cherchez les Polonaises!' 
muß man bei jeder höfiſchen Konſpiration befolgen. Hübſche 
Racker, die Polinnen, aber doch noch mehr Racker als 
hübſch. 

Die polniſche Intrige iſt übrigens oft um ſo wirkungsvoller 
als ihr häufig jeſuitiſche Einflüſſe dabei zur Verfügung ſtehen. 
Überhaupt begünſtigt die römiſche Kirche mit aller ihrer Macht 
die Beſtrebungen des Polonismus, weil ſie in dem Polentum 
eines der wirkſamſten Bollwerke gegen den Unglauben und 
eines der vorzüglichſten Inſtrumente zur Herſtellung der 
Prieſterherrſchaft erblickt. Die römiſche Kirche hat das Gefühl, 
daß Leute, die nur Polniſch ſprechen, gefügiger und gläubiger 
ſind, als ſolche, deren Mutterſprache eine Weltſprache, wie 
Deutſch oder Franzöſiſch iſt. Dieſe ſind nach römiſcher Auf⸗ 
faſſung der Gefahr, durch ihre Literatur der modernen Un⸗ 
gläubigkeit in die Arme geführt zu werden, weit mehr aus⸗ 
geſetzt, als ein Volk, das nur Polniſch ſpricht. Eine Welt⸗ 
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ſprache birgt nach den Begriffen Roms viel größere Gefahren 
des Unglaubens als Idiome, die nur auf beſchränktem Gebiete 
verſtanden werden. Deshalb ſind der römiſchen Kurie in den 
vormals polniſchen Gebietsteilen polniſchſprechende Katholiken 
ſehr viel lieber, als ſolche von deutſcher Zunge. Das Deutſche 
verleitet nach römiſcher Auffaſſung weit mehr zur Lektüre und 
Forſchung wie das Polniſche. Bei der Lektüre und Forſchung 
iſt das Entſtehen von Zweifeln und Ungläubigkeiten niemals 
ganz zu vermeiden. Iſt aber der polniſche Katholik meiſt 
gläubiger als der deutſche, ſo iſt es natürlich, daß man von 
Rom aus das Polniſche kultiviert und ſchützt. Auf dieſem 
Wege iſt der Polonismus zum kirchlichen Kampfinſtrument 
geworden, was umgekehrt wieder dazu geführt hat, daß das 
Zentrum, außer aus politiſchen, auch aus kirchlichen Gründen 
ſtets der Bundesgenoſſe der Polen iſt. Man darf dieſen Zu⸗ 
ſammenhang der Dinge niemals außer acht laſſen, wenn man 
die Gefahren richtig würdigen will, die für die ſtaatlichen 
deutſchen Intereſſen von der polniſchen Seite her drohen.“ 


Die Stellung des Fürſten zur Judenfrage. 


Wie der Fürſt über die Judenfrage und die antiſemitiſche 
Agitation dachte, iſt in dem Artikel der „Hamburger Nach⸗ 
richten“ vom 23. Juli 1892 dargelegt, der ſich im zweiten Teil 
dieſes Werkes abgedruckt findet. Er hat ſich damals zu dem 
Thema noch weiter, wie folgt, geäußert: | 

„Was die antiſemitiſche Agitation betrifft, jo ſehe ich, ab- 
geſehen von allen Erwägungen der Gerechtigkeit und der 
Menſchlichkeit, keinen Weg, auf dem ſie ihr Ziel erreichen könnte. 
Ich habe öfters mit antiſemitiſch geſinnten Herren geſprochen. 
Wenn ich ſie nach der Ausführung ihrer Projekte fragte, ſo 
ging es ihnen ähnlich wie den Sozialdemokraten. Sie griffen 
den gegenwärtigen Zuſtand an, wußten aber nicht, wie er im 
heutigen Staatsorganismus abzuſtellen ſei. Oder wenn ſie 
etwas vorbrachten, ſo lag die Unmöglichkeit, es zu verwirk⸗ 
lichen, klar zutage. Ich ſagte ihnen: Ausweiſen können wir 
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die Juden doch nicht und eine Bartholomäusnacht gegen fie 
auch nicht in Szene ſetzen. Andere Maßregeln, wie ihre 
Ausſchließung von richterlichen und anderen Staatsſtellen 
aber könnten die Sache nur ſchlimmer machen. Dann würde 
ſich die freigewordene jüdiſche Intelligenz noch mehr als bis— 
her auf dem wirtſchaftlichen und finanziellen Gebiete be— 
tätigen, was zur Folge hätte, daß Klagen über die Zunahme 
der jüdiſchen Macht und über deren mißbräuchliche An— 
wendung erſt recht das Forum erfüllten. Es iſt auch wider⸗ 
rätlich, dem jüdiſchen Triebe nach Erwerb und Vermögens— 
bildung ſtaatlicherſeits Hinderniſſe in den Weg zu legen. Solche 
Maßregeln können nicht getroffen werden, ohne zugleich die 
übrigen Bevölkerungselemente im Erwerbsleben zu behindern 
und zu beſchränken, was nachteilig auf den nationalen Wohl- 
ſtand einwirken würde. Auch pflegt namentlich der wohl— 
habende Jude ein ſicherer Steuerzahler und guter Untertan 
zu ſein. Ebenſo darf man die Augen nicht vor den guten 
Seiten der Juden verſchließen. Es ſteckt in ihnen manches, 
was wir nicht haben: Antriebe und Beweglichkeiten, die ohne 
die Juden in unſerem Verkehrsleben kaum in gleichem Maße 
vorhanden ſein würden. Die Juden bringen in die Miſchung 
der verſchiedenen deutſchen Stämme ein gewiſſes Mouſſeux, 
das nicht unterſchätzt werden ſollte. Wenn ich noch Miniſter 
wäre, würde ich in bezug auf die Juden den Grundſatz emp- 
fehlen: La recherche de la confession est interdite. Man 
braucht ſich aber die Juden nicht über den Kopf wachſen zu 
laſſen, oder ſich finanziell von ihnen in einem Maße abhängig 
zu machen, wie es in vielen Ländern leider der Fall iſt. Bei 
meinen Beziehungen als Miniſter zur jüdiſchen Hautefinance 
iſt immer dieſe, niemals bin ich der verpflichtete Teil geweſen.“ 

In bezug auf ſein perſönliches Verhältnis zu den Juden 
äußerte der Fürſt weiter: 

„Eigentlich habe ich Undank von ihnen geerntet. Kein 
Staatsmann hat mehr für ihre Emanzipation getan als ge- 
rade ich. Trotzdem haben mich die demokratiſchen und radi⸗ 
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kalen Blätter, die vorwiegend in jüdiſchen Händen find, immer 
am heftigſten angegriffen. Aber ich nehme das nicht ſo tragiſch. 
Das liegt wohl mehr daran, daß die Eigentümer der Blätter 
es ihrem politiſchen Standpunkt ſchuldig zu ſein glauben, der 
Erinnerung daran, was ſie als Juden mir zu verdanken haben, 
keinen Einfluß auf die Haltung ihrer Organe mir und meiner 
Politik gegenüber einzuräumen.“ (D.) 


Frauen in der Politik. 


Der Fürſt hatte in ſeinen öffentlichen Reden wiederholt die 
hohe Wichtigkeit hervorgehoben, die der Einwirkung der deut- 
ſchen Frau als Mutter auf ihre Kinder in deren erſten Jugend⸗ 
zeit beiwohnt und hervorgehoben, daß es im Intereſſe der Er- 
haltung der patriotiſchen Geſinnung ſehr zu begrüßen ſei, wenn 
die deutſchen Mütter fortführen, das Samenkorn der Vater⸗ 
landsliebe und des nationalen Ehrgefühls in der Bruſt ihrer 
jugendlichen Söhne zur gedeihlichen Blüte zu bringen. Der 
Vater habe oft nicht die nötige Zeit und Sammlung für der⸗ 
gleichen. Mutter und Lehrer müßten dabei das meiſte tun. 

Dagegen war der Fürſt ein ausgeſprochener Gegner jeder 
Einmiſchung der Frau in die Politik. Er hat perſönlich viel 
unheilvolle Folgen des Eingreifens weiblicher Hände in die 
Fäden des politiſchen Gewebes erlebt. Gelegentlich äußerte er 
ſich zu dieſem Thema: 

„Der Einfluß der Frauen iſt überall und zu allen Zeiten 
in der Politik wahrnehmbar geweſen, namentlich an den Höfen. 
Wenn irgendwo unerwartete Stockungen und Schwierigkeiten 
eintraten, kam man vielfach dem Grunde dadurch auf die Spur, 
daß man nach dem franzöſiſchen Worte verfuhr und die Frau 
ſuchte. Auch ich weiß ein Lied von weiblichen Einflüſſen zu 
ſingen. Aber weit mehr als am Berliner Hofe hatten an 
fremden Höfen hohe Damen in unheilvoller Weiſe ihre Hände 
im Spiele, namentlich in Sachen der auswärtigen Politik. Bei 
der Löſung ſo mancher Aufgabe bin ich dadurch geſtört und 
vor Hinderniſſe geſtellt worden, die anfangs nicht da waren. 
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Ich darf zum Beiſpiel annehmen, daß ſehr hochgeſtellte Frauen 
bei der Beſchaffung und Überreichung der bekannten gefälſchten 
Aktenſtücke an Kaiſer Alexander III. von Rußland zugunſten 
Englands tätig waren und zwar mit polniſcher Hilfe, um 
Spannung und Mißtrauen zwiſchen Deutſchland und Ruß— 
land zu erregen.“ (D.) 


Studenten und Politik. 


Einmal wurde aus Kreiſen der deutſchen Studentenſchaft 
die Bitte an mich gerichtet, ich möchte doch herausbringen, wie 
der Fürſt über die Teilnahme von Studenten am politiſchen 
Leben denke. Als ich mir bei meiner nächſten Anweſenheit in 
Friedrichsruh erlaubte, davon zu ſprechen, ſagte der Fürſt: 

„Sie können die Anfrager auf die Worte verweiſen, die 
ich im Auguſt 1891 beim Empfange der deutſchen Studenten- 
deputation in Kiſſingen geſprochen habe: Die akademiſche 
Jugend ſoll Träger des nationalen Gedankens ſein und den 
prometheiſchen Funken des Nationalgefühls in der Bruſt tragen. 
Tut fie das, jo hat fie ihre politiſche Aufgabe erfüllt.“ Eine 
weitere Aufgabe iſt ihr nicht geſtellt. Ich halte die Beteili⸗ 
gung einzelner Studenten oder ſtudentiſcher Korporationen an 
den politiſchen Tageskämpfen nicht für erwünſcht und nützlich, 
weil es den Studenten noch an der nötigen Reife des politiſchen 
Urteils und an genügender Erfahrung gebricht. Sie werden 
auch durch Teilnahme an den politiſchen Tageskämpfen nur zu 
leicht von ihrem Studium abgezogen. Dagegen kann ich es 
nur billigen, wenn der einzelne Student ſeine Zeitung lieſt 
und ſich politiſch auf dem laufenden hält. Er würde ſonſt 
ſeinen Altersgenoſſen in anderen Berufsklaſſen gegenüber in 
Rückſtand geraten. Er muß über die politiſchen Fragen, die 
ſein Volk und ſeine Zeit bewegen, Beſcheid wiſſen, ebenſo 
über die wichtigſten Vorgänge in fremden Ländern und über 
die großen Verkehrsfragen; ſonſt fehlt ihm jpäter, wenn er zum 
Manne herangereift iſt und am politiſchen Leben ſeiner Nation 
teilnehmen ſoll, das nötige Fundament. Aber mit ſeinen An⸗ 
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ſichten auf den politiſchen Kampfplatz hinaustreten und an dem 
Streite der Parteien oder der Tagesmeinungen teilnehmen, 
dazu halte ich den deutſchen Studenten nicht für berufen.“ 


Orthographie. 

Wiederholt hat der Fürſt die Verantwortlichkeit für die Ein⸗ 
führung der neuen (Puttkamerſchen) Orthographie abgelehnt. 
Er war der Anſicht, daß es überhaupt nicht Aufgabe des 
Staates ſei, die Orthographie zu ſchaffen oder zu verändern. 
Allerdings war die Maßregel getroffen, während er Miniſter⸗ 
präſident war, aber dazu erklärte er mir: 

„Ich hatte damals wenig Einfluß auf meine Kollegen und 
das war auch hier der Fall. Außerdem hatte ich von der 
Sache nichts erfahren und ſah mich vor ein fait accompli ge- 
ſtellt. Ich fand es unrecht und übergreifend, daß über eine 
neue Orthographie verfügt worden ſei, ohne vorher den 
Landesherrn zu befragen, der davon auch erſt erfuhr, als 
ſie fertig war, und dem man doch unmöglich zumuten konnte, 
ſich in ſeinem hohen Alter noch an ſie zu gewöhnen. Ich 
lege überhaupt auf die Frage der Orthographie keinen großen 
Wert. Die Gebildeten leſen doch nicht die Buchſtaben, ſon⸗ 
dern nur die Wortbilder und wenn ein Wort wie ‚Thier‘ 
oder „Rath“ ohne h gejchrieben wird, jo ſtutzt man nur und 
verliert Zeit dabei, beſonders, wenn man ſo viel zu leſen 
hat, wie ich. ; 

Etwas anderes iſt es, Fremdwörter zu überſetzen, oder 
durch ein deutſches Wort auszudrücken. Ich ſelber kann mich 
zwar nicht mehr daran gewöhnen; aber ich gebe bereitwillig 
zu, daß es nichts Auffallendes oder Störendes hat, wenn man 
zum Beiſpiel ſtatt Kuvert Briefumſchlag ſagt. Merkwürdig 
finde ich die Neuerung, daß man in die aus dem Lateiniſchen 
ſtammenden Wörter ein e einfügt und fo ſtatt zum Beiſpiel 
negiren, negieren ſchreibt.“ 
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Auswärtige Fragen. 


Fürſt Bismarck und die auswärtige Politik. 


In der auswärtigen Politik des Fürſten Bismarck bildete 
den „ruhenden Pol in der Erſcheinung und Flucht“ die Pflege 
guter Beziehungen zu Rußland. Es war ihm zwar nicht 
immer möglich, ſie durchzuführen; aber das lag nicht an ihm, 
ſondern an Rußland, beziehungsweiſe an Intrigen, wie denen, 
die ſein ruſſiſcher Kollege Fürſt Gortſchakow aus bekannten 
Gründen ſpann. Bei ſeiner Anlehnung an Rußland leitete 
den Fürſten natürlich nicht perſönliche Sympathie für das 
Zarenreich oder deſſen innere Zuſtände. Hier war er der 
Anſicht, daß jedes Land die Regierung habe, die es verdiene 
und die ſeinem Bedürfnis entſpreche. Staats- und Regierungs- 
form ſeien innere Angelegenheiten jedes Landes, in die ſich 
das Ausland nicht einzumiſchen habe und die auf die Behand- 
lung des betreffenden Staates in der auswärtigen Politik 
keinerlei Einfluß ausüben dürfe. Ob Rußland autokratiſch, kon— 
ſtitutionell oder ſonſtwie regiert werde, ob feine inneren Zu⸗ 
ſtände uns gefielen oder nicht, ſei für uns völlig gleichgültig. 
Wir hätten es mit Rußland nur als Faktor der internationalen 
Politik und als Nachbar zu tun, mit dem wir eine lange ge- 
meinſame Grenze beſäßen und deſſen Haltung für die Geſtaltung 
unſerer auswärtigen Beziehungen von Wichtigkeit ſei. In 
dieſer Beziehung war die Auffaſſung des Fürſten folgende: 

„Stehen wir zu Rußland in guten und vertrauensvollen 
Beziehungen, können wir darauf rechnen, daß es uns bei 
europäiſchen Verwicklungen Rückendeckung gewährt, ſo ſind wir 
ſo gut wie unangreifbar. Frankreich allein wird uns bei aller 
ſeiner Revancheſucht niemals attackieren, ohne daß es einen 
ſtarken Bundesgenoſſen hat. Auf England kann es dabei mit 
Beſtimmtheit nicht rechnen, da deſſen Entſcheidung immer nur 
von ſeinen eigenen Intereſſen abhängig iſt und die Umſt ände 
ſo liegen können, daß es mit Rückſicht auf ſeinen Handel ſich 
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die aktive Teilnahme an einem Kriege gegen Deutſchland ver- 
ſagen muß. Aber ſelbſt wenn dieſe Unſicherheit nicht beſtände, 
wird Frankreich noch immer Bedenken hegen müſſen, ſich 
auf England gegen Deutſchland zu verlaſſen, weil die engliſche 
Flotte ihm ſchließlich nicht zum Siege verhelfen kann. Nach 
allen geſchichtlichen Erfahrungen erfolgt die letzte Entſcheidung 
in großen europäiſchen Kriegen immer zu Lande, nicht zur See. 
Da dies nach menſchlicher Vorausſicht auch künftig ſo bleiben 
wird, muß Frankreich damit rechnen, daß die etwa gewährte 
engliſche Kriegshilfe ſeine eventuelle Niederlage gegen Deutſch⸗ 
land nicht zu verhindern vermöchte, und daß es dann ſeiner⸗ 
ſeits, als Landnachbar Deutſchlands, die Koſten des Krieges zu 
tragen haben würde. Dagegen wird Frankreich ſofort ſeine 
Revancherechnung präſentieren, wenn es ſicher ſein darf, daß uns 
Rußland in den Rücken fällt, ſobald wir durch die franzöſiſche 
Armee angegriffen werden. Dieſe Möglichkeit läßt ſich aber 
trotz der Nichtverlängerung des Neutralitätsvertrages und trotz 
der franzöſiſch-ruſſiſchen Allianz verhüten, wenn die deutſche 
Politik geſchickt verfährt, weil Rußland durch ſeine eigenen 
Intereſſen in keiner Weiſe darauf hingewieſen wird, an der 
Niederwerfung Deutſchlands durch Frankreich mitzuwirken. 
Gelingt es der deutſchen Politik, mit Rußland in guten Be⸗ 
ziehungen zu leben und Sicherheit gegen deſſen Beteiligung 
an einem franzöſiſchen Kriege zu gewinnen, ſo haben wir nicht 
nur Ruhe vor den Franzoſen und ihren Revanchegelüſten, 
ſondern außerdem noch den nicht zu unterſchätzenden Vorteil 
Sicherheit gegen die ſonſt immerhin vorhandene Möglichkeit zu 
erlangen, daß einer unſerer beiden Verbündeten Verſuchungen 
ausgeſetzt wird, welche die Feſtigkeit des Dreibundes bedrohen.“ 

Das war einer der leitenden Geſichtspunkte, von denen Fürſt 
Bismarck in ſeiner Beurteilung der auswärtigen Politik ausging. 

Weiter vertrat er die Auffaſſung, daß es nicht die Aufgabe 
Deutſchlands ſei und daß es weder dem Zwecke noch dem Wort⸗ 
laute des Bündnisvertrages mit Ofterreich entſpreche, ſpezifiſch 
öſterreichiſche Intereſſen auf dem Balkan diplomatiſch oder gar 
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militäriſch zu decken, und fi) von Wien aus das Leitſeil in 
orientaliſchen Dingen um den Hals werfen zu laſſen. Deutſch— 
land müſſe in den Orientfragen als minder unmittelbar 
beteiligter Intereſſent ſtets Zurückhaltung üben und ruhig ab— 
warten, was die Primoloziſten, Oſterreich, Rußland, England 
und Italien, täten. Es müſſe ſich völlig freie Hand bewahren, 
um gegebenenfalls mit um ſo größerem Nachdruck und Erfolg 
eingreifen zu können, wenn die Umſtände dies erfordern ſollten. 

An die Verſöhnbarkeit der Franzoſen glaubte der Fürſt 
nicht und hielt alle darauf abzielenden Verſuche der deutſchen 
Politik nicht bloß für zwecklos, ſondern für ſchädlich. Dagegen 
war er, wie bereits erwähnt, ſtets geneigt, Frankreich außer⸗ 
halb Europas in ſeinen Beſtrebungen nach Möglichkeit zu 
fördern, ſoweit es die deutſchen Intereſſen zuließen, weil dadurch 
die Spannung an unſerer eigenen Weſtgrenze vermindert werde. 

In bezug auf England war der große Staatsmann der 
Anſicht, daß die deutſche Politik am beſten tue, ſich mit dieſem 
Lande auf den Fuß loyaler Reſpektierung der gegenſeitigen 
Intereſſen zu ſtellen und unnötigen Konflikten mit ihm aus⸗ 
zuweichen. Dagegen wies er die bekannte engliſche Auffaſſung 
energiſch ab, daß Deutſchland die politiſchen Intereſſen des 
Inſelreiches auf dem Feſtlande zu vertreten berufen ſei, und 
ebenſo jede andere engliſche Zumutung, die das freie Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht Deutſchlands und unſere Entwicklung als 
Kolonial- und Seemacht irgendwie zu verkümmern ſuchte. Die 
Flottenkonkurrenz war zur Zeit des Fürſten zwiſchen Deutjch- 
land und England noch nicht jo groß, daß für ihn Anlaß vor- 
gelegen hätte, in bemerkenswerter Weiſe Stellung dazu zu 
nehmen. 

Hinſichtlich Italiens war der Fürſt der Meinung, daß es 
nicht zweckmäßig und klug ſei, auf das Königreich irgendwelchen 
Druck auszuüben, um es zu koſtſpieligen Ausgaben für die 
Verſtärkung ſeines Heeres und ſeiner Flotte im Intereſſe des 
Dreibundes zu bewegen, ſondern daß man es beſſer darauf 
ankommen laſſe, daß Italien auf Koſten ſeiner Verbündeten 
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ein bequemes Leben führe. Dieſe Auffaſſung des Fürſten ergab 
ſich im Hinblick auf England und auf die Tatſache, daß Italien 
engliſchen Einflüſſen ſtark ausgeſetzt iſt. Italiens Vertrauen 
zu Frankreich könne auf Grund geſchichtlicher Erfahrungen nie⸗ 
mals ſehr groß ſein; es müſſe ſtets befürchten, bei einer un⸗ 
günſtigen Wendung der Dinge und losgelöſt vom Dreibunde 
unter die Vormundſchaft der ſtärkeren lateiniſchen Schweſter⸗ 
nation zu geraten. England ſei der minder gefährliche Pro- 
tektor. Von ihm habe Italien nichts zu befürchten; wohl aber 
bedürfe es wegen ſeiner langgeſtreckten Küſten im Kriegs- 
falle des Schutzes durch die engliſche Flotte. Deshalb ſehe 
ſich Italien zur ſteten Rückſichtnahme auf England und dazu 
gezwungen, trotz ſeiner Zugehörigkeit zum Dreibunde jtill- 
ſchweigend Rückverſicherung bei jenem zu nehmen. Dieſe werde 
in London natürlich nicht umſonſt gewährt; man rechne dort 
darauf, daß Italien in kritiſchen Momenten die engliſche Politik 
unterſtütze, auch wenn dies nicht geſchehen könne, ohne die 
deutſche Seite ſeiner Beziehungen zu kompromittieren. 

Für Spanien hatte der Fürſt nicht viel übrig; auch kam 
dieſer Staat für ſeine europäiſchen Berechnungen nicht ſo ſehr 
in Betracht. Den ruſſiſch⸗japaniſchen Krieg und die dadurch 
bedingten Veränderungen in der internationalen Konſtellation 
hat er nicht mehr erlebt. Den Abrüſtungsideen war er durch⸗ 
aus abgeneigt; er hielt ſie für Hirngeſpinſte; ſein Sinnen 
und Denken war auch nach der Entlaſſung ſtets darauf ge— 
richtet, die Wehrkraft des deutſchen Vaterlandes zu Waſſer 
und zu Lande zu erhöhen. 

Ein großer Irrtum iſt es, anzunehmen, daß der Fürſt 
nichts von Weltpolitik habe wiſſen wollen. Das gerade Gegen⸗ 
teil iſt richtig. Er war jedoch als Realpolitiker gewöhnt, mit 
den tatſächlich beſtehenden Verhältniſſen, in dieſem Falle alſo 
damit zu rechnen, daß wir als aufſtrebende See- und Kolonial⸗ 
macht ſpäter als andere große Nationen auf dem Plan er⸗ 
ſchienen ſeien, und daß die Gelegenheit zur Erwerbung über- 
ſeeiſchen Beſitzes für Deutſchland ohne Konflikt mit anderen 
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Großmächten einigermaßen beſchränkt ſei. Aber er hat, als 
er noch Kanzler war, jede Gelegenheit benutzt, die überſeeiſchen 
Schutzgebiete nach Möglichkeit auszudehnen, und niemals hätte 
er Verträge wie den über Sanſibar geſchloſſen, die auf das 
Gegenteil hinausliefen, oder ſich zu der Anſicht ſeines Nach— 
folgers bekehrt, daß es am beſten wäre, wenn wir unſere 
Kolonien auf anſtändige Manier wieder los würden. Aus 
ſeinen Tiſchgeſprächen iſt auch die Außerung bekannt, Deutſch— 
land ſei daran intereſſiert, nicht nur was in Paris, St. Peters⸗ 
burg, London, Wien oder Rom geſchehe, ſondern auch an dem, 
was in New Pork, Waſhington, in Tokio, in Melbourne, 
Sidney oder Chartum vorgehe. Der Fürſt betrachtete die Welt 
als ein Schachbrett und prüfte die Ereigniſſe daraufhin, ob ſie 
direkt oder indirekt die deutſchen Intereſſen berührten: Früher 
habe ein leitender deutſcher Staatsmann nur mit den maßgeben- 
den Perſonen der europäiſchen Höfe vertraut ſein müſſen; jetzt 
müſſe er auch die überſeeiſchen Größen, die dortigen Beſtrebungen 
und Intereſſen genau verfolgen. Namentlich die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, ihre Entwicklung und die Möglichkeit 
ihres Eingreifens in die internationale Politik habe er, ſchon als 
er noch Kanzler war, nie außer acht gelaſſen. — Der Fürſt 
war übrigens ein ausgeſprochener Gegner der Monroe⸗Doktrin 
und hat ſie in den „Hamburger Nachrichten“ einmal als eine 
„ganz unglaubliche Unverſchämtheit“ der amerikaniſchen Re⸗ 
publik, und als eine lediglich auf große Macht begründete Ge⸗ 
walttat bezeichnen laſſen, die ein Ergebnis des Umſtandes ſei, 
daß die großen Reichtümer, die der amerikaniſche Boden ſeinen 
Bewohnern liefere, einen Teil der amerikaniſchen Geſetzgeber 
zu einer Überſchätzung der eigenen Berechtigung und zu einer 
Unterſchätzung der Unabhängigkeit der übrigen amerikaniſchen 
Staaten, aber auch der europäiſchen Mächte veranlaſſe. 

Was endlich die Auffaſſung betrifft, die der Fürſt bezüglich 
der oſtaſiatiſchen Mächte hegte, ſo verweiſe ich auf die Artikel 
aus dem Mai 1895, die im zweiten Teil dieſes Werkes ab⸗ 
gedruckt ſind, und die anläßlich der Beteiligung Deutſchlands 
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an dem Drucke erſchienen find, der bei dem Friedensſchluſſe 
im Japaniſch⸗Chineſiſchen Kriege von ſeiten einiger Mächte zu⸗ 
ungunſten Japans ausgeübt worden war. 
855 

Mit dieſen Angaben dürften die Grundanſchauungen er- 
ſchöpft ſein, von denen ſich Fürſt Bismarck in ſeiner nach⸗ 
amtlichen Stellungnahme zu den auswärtigen Fragen hat leiten 
laſſen. Ich ſchließe hieran noch einige Ausführungen, die der 
große Staatsmann in bezug auf die einzelnen europäiſchen 
Mächte und unſer Verhältnis zu ihnen gemacht hat. 


Frankreich. 

Als im Juni 1895 die franzöſiſche Begrüßung in Kiel ſtatt⸗ 
gefunden und der Kaiſer ſeine Friedensrede gehalten hatte, 
erging ſich die deutſche Preſſe nicht nur in überſchwenglich 
optimiſtiſchen Darſtellungen der europäiſchen Situation, ſondern 
malte auch unſer Verhältnis zu Frankreich in ganz übertrieben 
roſigen Farben aus. Das ging ſo weit, daß es der Fürſt für 
ſeine Pflicht hielt, in den „Hamburger Nachrichten“ vor der⸗ 

gleichen Illuſionen warnen zu laſſen. Mir ſagte er noch: 
„Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß die Gegenſätze der inter- 
nationalen Situation, die den Frieden bedrohen, und erſt recht 
die Revanchegelüſte der Franzoſen, ſelbſt durch die beſtgemeinte 
und ehrlichſte Friedensrede des Deutſchen Kaiſers nicht aus der 
Welt geſchafft werden, ſondern ſo lange fortbeſtehen, wie ihre 
Urſachen, alſo was Frankreich betrifft: ſolange der Verluſt von 
Elſaß⸗Lothringen und des früheren militäriſch⸗politiſchen Pre⸗ 
ſtiges der Franzoſen andauert. Es läuft mithin auf eine nicht 
ungefährliche Täuſchung des öffentlichen Urteils über unſere 
Situation Frankreich gegenüber hinaus, wenn von offiziöſen und 
anderen Blättern auf Grund der Kaiſerreden von völliger 
Sicherung des europäiſchen Friedens vor jeder Störung ge⸗ 
ſprochen wird. Ich glaube auch nicht, daß Seine Majeſtät mit 
dieſer Auslegung ſeiner friedlichen Worte einverſtanden iſt. 
Niemand kann die Ereigniſſe der Zukunft vorausſehen, und die 
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—— 


Pflicht der beſonnenen Preſſe iſt es, zu verhüten, daß die 


Nation ſich über ihre Lage einer feindlichen Macht gegenüber 


unzutreffenden Vorſtellungen überläßt. Die Liebenswürdig— 


keiten, die wir mit den Franzoſen jetzt zu Waſſer und zu 


Lande ausgetauſcht haben, ſind doch rein konventioneller Natur 
und ſelbſt in dieſer Beſchränkung nicht einmal frei von Ge— 
zwungenheit und kühler Reſerve auf franzöſiſcher Seite. Kein 
verſtändiger Politiker kann annehmen, daß durch die Höflich— 
keitsakte, die in Kiel erfolgt ſind, und die privaten Meinungs⸗ 
äußerungen einiger franzöſiſcher Marineoffiziere an den Be⸗ 
ziehungen, die zwiſchen Deutſchland und Frankreich beſtehen, 
oder an den Geſinnungen und Abſichten Frankreichs; uns 
gegenüber das geringſte geändert worden iſt. Die Art und 
Weiſe, wie ſich die franzöſiſchen Panzer von ihrer Einfahrt 
in den Kieler Hafen an verhalten haben, ihre frühe Ver— 
abſchiedung, deren demonſtrativer Charakter durch die ent⸗ 
ſprechende Erklärung des franzöſiſchen Miniſters des Aus⸗ 
wärtigen doch nur notdürftig verhüllt wurde, ſollte im Zu⸗ 
ſammenhange mit allen ſonſtigen Wahrnehmungen und früher 
gemachten Erfahrungen auch dem optimiſtiſchſten Kieler Feſt⸗ 
teilnehmer die Augen darüber geöffnet haben, daß von einer 
Verſöhnung Frankreichs, und damit von einer Beſeitigung dieſer 
bedrohlichſten Gefahr für den europäiſchen Frieden, nicht die 
Rede ſein kann. 

Die Franzoſen verfolgen uns gegenüber die nämliche Taktik 


wie die Sozialdemokraten: ſie warten unter mehr oder minder 


geſchicktem Verbergen ihrer wahren Abſichten ſo lange, bis ſie 
ſich auf Grund von Bündniſſen, vorteilhaften europäiſchen Kon⸗ 
ſtellationen, Überlegenheit ihrer militäriſchen Bewaffnung oder 


anderen Urſachen ſtark genug fühlen, uns mit Sicherheit des 


Erfolges an die Gurgel ſpringen zu können. Darüber wollen 
wir uns doch durch die Kieler Feſtkundgebungen nicht täuſchen 
laſſen.“ N 

Bei einer anderen Gelegenheit führte der Fürſt über die 
Revancheſucht der Franzoſen aus: 
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„Ich halte die Geſamttendenz der franzöſiſchen Stimmungen, 
die Kreiſe der franzöſiſchen Bureaukratie nicht ausgeſchloſſen, für 
chauviniſtiſch, aber die des franzöſiſchen Unterrichtsminiſteriums 
für noch viel chauviniſtiſcher, wie die des auswärtigen Miniſte⸗ 
riums. In den franzöſiſchen Schulen wird nach wie vor der 
Chauvinismus großgezogen. Indes iſt dies keine Neuerung, 
die der heutigen Regierung zur Laſt fällt. Es war immer in 
ziemlich gleichem Maße der Fall, bevor das franzöſiſche National⸗ 
gefühl durch den Verluſt von Elſaß⸗Lothringen und durch mili⸗ 
täriſche Niederlagen gereizt wurde. Wer dem franzöſiſchen 
Geſchichtsunterrichte nicht bloß in den Schulen, ſondern auch 
im Heere während des letzten halben Jahrhunderts einige Auf- 
merkſamkeit gewidmet hat, wird kaum einen Unterſchied finden 
in bezug auf die Kriegshetzerei, die in der geſamten franzöſiſchen 
Erziehung, damals wie jetzt, liegt. Die Rolle, die heutzutage 
Elſaß⸗Lothringen ſpielt, hat früher die Rheingrenze innegehabt 
und würde ſie auch wieder übernehmen, wenn Frankreich, etwa 
infolge von geſchichtlichen Entwicklungen, Elſaß⸗Lothringen von 
Deutſchland zurückgewänne. Wer auf die letzten drei Jahr⸗ 
hunderte der franzöſiſch⸗deutſchen Geſchichte zurückblickt, wird in 
dem Geiſte, der die Führung und die Erziehung der franzö⸗ 
ſiſchen Nation beherrſchte, nur ſo viel Unterſchied finden, wie 
ihn die verſchiedenen Zeitverhältniſſe mit ſich brachten. Die 
Nachbarn Frankreichs müſſen auf ein gelegentliches Überkochen 
des franzöſiſchen Topfes jederzeit gefaßt ſein. Es war zur 
Zeit der Gallier, des Brennus und des ‚Vae victis!‘, mit dem 
er ſein Schwert in die Wagſchale warf, nicht anders wie heute. 
Es iſt das eine Naturnotwendigkeit, in die Gott die Nachbarn 
Frankreichs geſetzt hat. Es iſt dem galliſchen Hahn unerträg⸗ 
lich, wenn auf dem europäiſchen Hühnerhofe ein anderer lauter 
kräht als er. Die Diplomatie hat die Aufgabe, den Aus⸗ 
brüchen der friedenſtörenden franzöſiſchen Empfindlichkeit vor⸗ 
zubeugen, ſoweit dies mit Ehren möglich iſt. Ich betrachte die 
franzöſiſche Kriegs⸗ und Ruhmesſucht nicht bloß vom Stand⸗ 
punkte der Empfindlichkeit aus, ſondern pſychiatriſch, und kann 
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nur wünſchen, daß man ihr mit der Überlegenheit der ruhigen 
Vernunft begegnet. Zu meiner Zeit ſind ſchlimmere Vorgänge 
dageweſen als die heutige deutſche Spionenriecherei in Frank⸗ 
reich, ohne daß auf Grund derartiger Vorkommniſſe der gegen— 
ſeitige Aufmarſch der waffenfähigen Millionen beider Länder in 
Ausſicht genommen worden wäre.“ 


Rußland. 


Wie ſchon oben hervorgehoben, wurde Fürſt Bismarck, wenn 

er auf die Herſtellung möglichſt guter Beziehungen zu Rußland 
bedacht war, nicht etwa von perſönlichen Sympathien für das 
Zarenreich und deſſen innere Einrichtungen geleitet, ſondern 
ausſchließlich von Gründen der auswärtigen Politik. Als im 
Februar 1893 in der liberalen deutſchen Preſſe zwecks Be- 
kämpfung der ruſſiſchen Politik des Fürſten Bismarck darauf 
hingewieſen wurde, daß doch Deutſchland als konſtitutioneller 
und Kulturſtaat „ſchwere Bedenken“ tragen müſſe, ſich mit 
dem autokratiſchen und barbariſchen Rußland zu liieren, ſagte 
der Fürſt: 
„„Das iſt doch ein ganz lächerliches Argument. Die frei⸗ 
ſinnigen Herren ſollten doch einmal bei den Franzoſen an⸗ 
fragen, wie die über ein Zuſammengehen mit Rußland denken. 
Und dabei iſt doch Frankreich eine demokratiſche Republik, 
während in Deutſchland die Monarchie herrſcht. Wie kommt 
Deutſchland dazu, den Liberalen zuliebe zu unterlaſſen, was 
die Franzoſen tun und was ſeinen Intereſſen nützt? In der⸗ 
artigen Erörterungen der Preſſe betätigt ſich wieder einmal 
die alte, unpraktiſche, deutſche Neigung, ſich den Kopf der 
fremden Staaten über deren innere Zuſtände zu zerbrechen, 
wie dies früher zu unſerem Schaden bezüglich des Legitimismus 
in Spanien und in anderen Ländern von ſeiten der Regierung 
geſchehen iſt. Die Freiſinnigen ſcheinen zu verlangen, die deutſche 
Politik ſolle auf Unfrieden mit Rußland eingerichtet werden, nur 
weil dieſer Staat abſolut regiert wird. Damit verlangen ſie 
nichts anderes, als daß die deutſche Politik ſich nicht nach den 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Intereſſen des deutſchen, ſondern nach denen des ruſſiſchen Volkes 
richten ſoll. Eine verſtändige deutſche Politik muß von dem 
Grundſatze ausgehen, daß die anderen Nationen ſo regiert 
werden, wie es ihrem Bedürfnis entſpricht und in ihrem Inter⸗ 
eſſe liegt. Bisher (1893) habe ich nicht den Eindruck, daß das 
ruſſiſche Volk in ſeiner Geſamtheit von beinahe hundert Mil⸗ 
lionen eine andere als die abſolute Regierung des Zaren ver⸗ 
langt. Die ruſſiſche Regierungsform kann alſo für Deutſch⸗ 
land unmöglich einen Grund abgeben, den Ruſſen die Seg⸗ 
nungen des Liberalismus an der Spitze deutſcher Heere auf— 
zudrängen, und uns mit der ſonſt keineswegs erforderlichen, 
und unſchwer zu vermeidenden Notwendigkeit eines Krieges mit 
zwei Fronten zu belaſten. Wenn die ruſſiſche Politik Deutſchland 
keine weiteren ‚Schmerzen‘ verurſacht, als die, daß im Zaren⸗ 
reiche abſolut regiert wird, ſo ſollen wir ſie ruhig gewähren 
laſſen, vor unſerer eigenen Tür fegen und unſere Politik ledig⸗ 
lich nach unſerem deutſchen Intereſſe einrichten. Auch glaube 
ich, daß, entgegen der freiſinnigen Meinung, der Friede mit 
Rußland trotz der ruſſiſchen Zuſtände von dem größten Teil der 
deutſchen Nation lebhaft gewünſcht wird und daß die Förderung 
einer Verſtimmung zwiſchen beiden Völkern in der Richtung 
eines Kreuzzuges gegen den ruſſiſchen Abſolutismus im deutſchen 
Volke wenig Anklang findet. ... 

Ich halte Kaiſer Alexander III. und ſeine friedliebende 
Politik für vollkommen ehrlich, und bin auch nicht der Meinung, 
daß ihm angeſichts der unſicheren Entwicklung der ſozialiſtiſchen 
und radikalen Bewegungen in Frankreich wie in England eine 
Schwächung oder Zertrümmerung des monarchiſch organiſierten 
Deutſchen Reiches als ein erwünſchtes Ziel vorſchweben kann. 
Die Exiſtenz einer geordneten Macht in Zentraleuropa iſt für 
das ruſſiſche Kaiſertum im Intereſſe der Monarchie wie des 
europäiſchen Gleichgewichtes ein Bedürfnis, die Zerſtörung des 
Deutſchen Reiches, wie ſie als Ergebnis eines ruſſiſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Sieges über Deutſchland gedacht werden kann, eine Ge⸗ 
fahr. Deshalb glaube ich nicht an kriegeriſche Abſichten Ruß⸗ 
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lands gegen uns und auch nicht daran, daß auf ruſſiſcher Seite 
ein franzöſiſcher Revanchekrieg unterſtützt werden würde. So 
ſicher es iſt, daß die franzöſiſchen Lebels von ſelbſt losgehen 
würden, wenn an der deutſch-ruſſiſchen Grenze die erſten Schüſſe 
fielen, als ſo wenig wahrſcheinlich kann es gelten, daß bei einem 
franzöſiſchen Angriff auf Deutſchland auch Rußland ſofort mili— 
täriſch gegen uns in Aktion treten würde. Ich glaube, daß 
eine Beteiligung Rußlands an dem Kriege erſt dann eintreten 
würde, wenn deſſen Ergebniſſe die dauernde Schwächung 
eines der beiden kriegführenden Reiche wahrſcheinlich machten. 
Ich ſage ausdrücklich ‚eines der beiden Reiche“, alſo nicht 
bloß Frankreichs. Die ruſſiſche Politik würde eine volle Über- 
wältigung Deutſchlands durch Frankreich mit ihren eigenen 
Intereſſen nicht verträglicher finden, als ein Ausſcheiden Frank⸗ 
reichs aus den Elementen des europäiſchen Gleichgewichtes. 
Siegreiche franzöſiſche Truppen im Oder- oder Weichſelgebiete 
und nächſt der polniſchen Grenze ſind ein Zukunftsbild, das 
auch für das ruſſiſche Auge nichts Einladendes hat. Ich glaube 
deshalb, daß Rußland ſich nicht bemüßigt fühlen würde, in 
einem deutſch⸗franzöſiſchen Kriege von Anfang an Partei zu 
nehmen, wohl aber, daß es das Bedürfnis haben dürfte, die 
volle Niederlage einer der beiden kriegführenden Mächte zu 
hindern. 

Sind meine Annahmen richtig, ſo geht aus ihnen hervor, 
daß die Verteidigung in einem deutſch⸗-ruſſiſchen Kriege dem 
Deutſchen Reiche von Anfang an eine weit ſchwerere Aufgabe 


ſtellen würde, als in einem deutſch⸗franzöſiſchen, weil der erſtere 


im Oſten und Weſten zugleich geführt werden müßte. Ich bin 
nicht ängſtlich genug, um dieſe Eventualität zu überſchätzen oder 
zu fürchten; aber ich glaube, daß der Zweck, den Frieden zu 
erhalten, und, wenn die Möglichkeit dazu aufhören ſollte, dem 
Deutſchen Reiche bei Löſung ſeiner kriegeriſchen Aufgaben eine 
günſtige Stellung zu ſchaffen, gefördert wird, wenn die deutſche 
Politik ihren ruſſiſchen Beziehungen ſtets dasjenige Maß von 
Pflege widmet, das ich früher als Kanzler feſtgehalten habe, 
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und wenn jie auf dies bewährte Syſtem erſt verzichtet, ſobald 
die eigenen deutſchen Intereſſen und die Ehre des Reiches 
zwingend Anlaß dazu bieten... 

In den unmittelbaren Beziehungen Deutſchlands und Ruß— 
lands liegt kein Anlaß zu einer Entfremdung, und noch weniger 
zu einem Kampfe gegeneinander, und die Frage, wann orienta— 
liſche Händel, ſoweit ſie über die Grenze prophylaktiſcher und 
friedliebender Diplomatie hinausgehen, einen genügenden Grund 
abgeben, dem Deutſchen Reiche die Wohltat des Friedens zu 
entziehen, wird zu ihrer Zeit einer Prüfung bedürfen, die von 
aller Gefühlspolitik frei zu ſein hat, und lediglich dem kühlen 
Verſtande bei Abwägung der Intereſſen des deutſchen Volkes 
die Herrſchaft einräumt.“ 

Wiederholt hob der Fürſt hervor, daß unſere Beziehungen 
zu Rußland geſchädigt würden durch ſchärferes Akzentuieren 
der deutſchen Beziehungen zu denjenigen Mächten, die möglicher⸗ 
weiſe als Rußlands Gegner in der Zukunft gedacht würden, 
in erſter Linie zu England: 

„Man hat bisher mit Recht oder mit Unrecht angenommen, 
daß England am meiſten daran intereſſiert iſt, den ruſſiſchen 
Abſichten bezüglich des Schwarzen Meeres und des Orients 
entgegenzutreten. In der Konjekturalpolitik figurieren Ruß⸗ 
land und England als Zukunftsgegner auf der Baſis ihrer 
gegenſeitigen Beziehungen im Orient im allgemeinen und zur 
Türkei im ſpeziellen. Eine ſtärkere Hinneigung der deutſchen 
Politik zu England, als bisher ſtattgefunden hat, wird für 
Rußland immer den Charakter eines Avertiſſements einer zu⸗ 
künftigen Konſtellation haben, die ihre Schatten in die Gegen⸗ 
wart vorauswirft. Es läßt ſich deshalb annehmen, daß die 
Beſorgnis Rußlands vor den nachbarlichen Abſichten der deut⸗ 
ſchen Politik einigermaßen abhängig iſt von unſeren Beziehungen 
zu England und von der Schärfe, mit der ſich die deutſch— 
engliſche Intimität am politiſchen Horizont abzeichnet. Das 
ruſſiſche Mißtrauen gegen die zukünftige Haltung der deutſchen 
Politik wird ziemlich Schritt halten mit der deutſch-engliſchen 
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Annäherung, und noch mehr mit dem Scheine derjelben, der 
ſich momentan (1891) der diplomatischen Beobachtung darbietet. 
Um Rußland über die deutſchen Abſichten zu beunruhigen, 
bedarf es nicht notwendig direkter antiruſſiſcher Symptome, die 
auf diplomatiſchem Gebiete in die Erſcheinung treten, ſondern 
das ſcheinbar innigere Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Eng— 
land genügt, um in den Zukunftsberechnungen der ruſſiſchen 
Diplomatie in Anſatz gebracht zu werden. 

Ich habe gewiß keine Neigung, die Freundſchaft mit Eng- 
land geringer anzuſchlagen, als unſere traditionellen Beziehungen 
zu Rußland; aber ich glaube, daß es für Deutſchlands Poſition 
in der Zukunft nützlich iſt, wenn die deutſche Politik für den 
Fall ruſſiſch⸗engliſcher Verſtimmungen ihre Stellung nicht früher 
nimmt, als die übrigen an den Orientfragen intereſſierten 
Mächte ſie genommen haben werden. Dem Nachteile, den die 
geographiſche Lage Deutſchlands in der Mitte Europas zwiſchen 
den übrigen großen Militärmächten mit ſich bringt, ſteht der 
Vorteil gegenüber, daß die zukünftigen Geſtaltungen auf dem 
brennendſten Gebiete der europäiſchen Politik, dem orientaliſchen, 
Deutſchland ſpäter berühren, als die übrigen am Mittelmeer 
und im Orient im höheren Grade als Deutſchland engagierten 
Mächte. Daß wir auf dieſen Vorteil nicht früher verzichten, 
als bis eine unabweisliche Beteiligung der deutſchen Intereſſen 
uns dazu nötigt, kann nicht dringend genug empfohlen werden.“ 

Die Hetzereien der ruſſiſchen Preſſe gegen Deutſchland nahm 
der Fürſt nicht tragiſch. Er war der Anſicht, daß man auf das, 
was dieſe Blätter ſchrieben, Gewicht überhaupt kaum zu legen 
brauche, da die ruſſiſche Preſſe keine eigentlich ruſſiſche ſei, ſon⸗ 
dern von polniſchen, franzöſiſchen und anderen deutſchfeindlichen 
Einflüſſen maßgebend beherrſcht werde. Dieſe Elemente ſeien 
an der Störung oder Verhinderung eines guten Verhältniſſes 
zwiſchen Deutſchland und Rußland gleich ſtark intereſſiert und 
gebrauchten ihre Macht über die ruſſiſche Preſſe zu ihren 
Zwecken. Die Franzoſen gäben meiſt das Geld und die Polen 
arbeiteten mit ihrer Begabung für politiſche Intrigen an 
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den ruſſiſchen Blättern. Die unverfälſchte ruſſiſche öffentliche 
Meinung komme dabei niemals zum Ausdruck; alſo könnten 
uns dieſe Hetzereien kalt laſſen. 


Oſterreich-Ungarn. 


In bezug auf dieſen uns verbündeten Staat war es das 
A und das O aller Ausführungen, die ich aus dem Munde 
des Fürſten vernommen habe, daß wir Oſterreich-Ungarn ſelbſt⸗ 
verſtändlich volle Bundestreue zu bekunden hätten, und jede 
Bedrohung ſeiner europäiſchen Großmachtſtellung im eigenen 
Intereſſe mit allen Mitteln, ſelbſt mit der ultima ratio ver⸗ 
hindern müßten. Anderſeits aber wurde er nicht müde, immer 
wieder warnend und mahnend darauf hinzuweiſen, wie not⸗ 
wendig es im deutſchen Intereſſe ſei, die Anſprüche abzuwehren, 
die von Wien aus über den Bündnisfall hinaus in der Rich⸗ 
tung der Unterſtützung der öſterreichiſchen Balkanpolitik durch 
die deutſche Diplomatie und ſchlimmſtenfalls durch die deutſche 
Armee neuerdings immer unverhüllter geſtellt würden. Schon 
zur Zeit ſeiner Amtsführung ſeien ähnliche Verſuche gemacht 
worden; er habe ſie aber ſtets ebenſo höflich wie beſtimmt ab⸗ 
gewieſen. Alles nähere über die Bismarckſche Auffaſſung der 
deutſch⸗öſterreichiſchen Beziehungen iſt aus den „Gedanken und 
Erinnerungen“ und aus den bezüglichen Artikeln der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ im zweiten Teil dieſes Werkes erſichtlich. 
Ich finde in meinen Aufzeichnungen kein Material zur Er⸗ 
gänzung. Dagegen halte ich es für richtig, hier noch einige 
Außerungen des Fürſten folgen zu laſſen, die ſich auf die 
Nationalitätenfrage in Oſterreich, auf die Stellung der Deut⸗ 
ſchen im Donaukaiſerſtaate und auf die öſterreichiſchen Polen 
beziehen. Alle dieſe Fragen entbehren nicht des Zuſammen⸗ 
hanges mit der Geſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Sſterreich, alſo mit der auswärtigen Politik. 

Als Wekerle im Jahre 1892 zum ungariſchen Miniſter⸗ 
präſidenten berufen wurde, äußerte der Fürſt: 

„Das beweiſt, daß ſelbſt der Magyar auf den ‚Schmob‘ 
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zurückkommt. In Ungarn bejtätigt es ſich ebenſo wie in Ruß⸗ 
land, daß im politiſchen Leben auch der antideutſch gerichteten 
Staaten mit gemiſchter Bevölkerung ſchließlich der Moment 
kommt, wo die germaniſche Leiſtungsfähigkeit und Arbeitskraft 
in den Vordergrund tritt. In Böhmen ärgert ſich der Tſcheche 
über den Deutſchen, der ihm im wirtſchaftlichen Leben durch 
ſeine Arbeitſamkeit und andere Eigenſchaften den Rang abläuft. 
Selbſt das große ruſſiſche Reich bietet ein ähnliches Bild, wie 
der böhmiſche Mikrokosmos; für Stellen, die beſondere Arbeit⸗ 
ſamkeit und Zuverläſſigkeit erfordern, wird in Rußland immer 
noch mit Vorliebe der Deutſche trotz aller nationalen Abneigung 
herangezogen. Daß ſchließlich auch in Ungarn Träger deutſcher 
Namen das ſtaatliche und nationale Vertrauen finden, kann 
das deutſche Selbſtgefühl nur befriedigen, wird aber das Wohl⸗ 
wollen der nichtdeutſchen Nationalitäten für den germaniſchen 
Stamm in ihrer Mitte im allgemeinen nicht fördern.“ 

Nicht ohne Beſorgnis war der Fürſt bezüglich der Treibe- 
reien der galiziſchen Polen und der Rückwirkung ihrer Wühle⸗ 
reien auf die Polen in den preußiſchen polniſchen Gebietsteilen. 
Als im Jahre 1894 in dem Zentrum der nationalpolniſchen 
Bewegung, in Lemberg, große Feſtlichkeiten zu Ehren der aus 
der preußiſchen Provinz Poſen erſchienenen polniſchen Emiſſäre 
veranſtaltet wurden, kam es zu ſtarken antideutſchen Kund⸗ 
gebungen, in deren Mittelpunkt die preußiſchen Polen ſtanden. 
Als der Fürſt die betreffenden Nachrichten in den Blättern 
las, bedauerte er dieſe Vorgänge wegen ihrer unvermeidlichen 
Rückwirkung auf die ſonſtige Gemeinſamkeit der beiden Kaiſer⸗ 
reiche und ſprach den Wunſch aus, daß die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung ihren Polen mehr auf die Finger ſehen möge als 
bisher. Vielleicht ſei ſie aber aus Gründen ihrer eigenen 
Politik dazu außerſtande. Auch habe die Wiener Regierung 
in letzter Inſtanz keinen zwingenden Grund, den polniſchen 
Beſtrebungen ſo viel Aufmerkſamkeit zu widmen und ihnen ſo 
energiſch entgegenzutreten, wie es für Preußen bezüglich ſeiner 
polniſchen Elemente notwendig ſei. Für dieſes ſei die Polen⸗ 
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frage ein noli me tangere. Das wiſſe man in Wien, und man 
ſollte bei der Pflege der zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Oſterreich⸗Ungarn beſtehenden Beziehungen von der öſterreichi⸗ 
ſchen Seite doch mindeſtens mit der nämlichen Sorgfalt und 
Liebe verfahren, wie es von deutſcher Seite zum Beiſpiel beim 
Abſchluß des für Oſterreich jo günſtigen Handels vertrages ge- 
ſchehen ſei. Dazu würde aber notwendig gehören, daß die für 
Preußen beſonders ſchwierige und empfindliche polniſche Frage 
von Oſterreich⸗Ungarn ſtets in rückſichtsvoller Weiſe für Preußen 
behandelt und daß den polniſchen Nationalbeſtrebungen von Wien 
entgegengetreten würde, ſobald ſie den Verſuch machten, ſich über 
die galiziſche Grenze nach Poſen zu erſtrecken. (Siehe oben.) 


England. 


Charakteriſtiſch für die Auffaſſung, die Fürſt Bismarck be⸗ 
züglich des hiſtoriſchen Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und 
England hegte, iſt der von ihm herrührende Artikel in der 
Abendausgabe der „Hamburger Nachrichten“ vom 28. Januar 
1896, der aus Anlaß der damaligen Ausfälle der engliſchen 
Preſſe gegen Deutſchland und ſeinen Kaiſer (Krügertelegramm) 
erſchienen war. Darin meinte der Fürſt, er ſei weit entfernt, 
Bedauern über dieſe Exzeſſe der engliſchen Blätter zu empfinden; 
denn er glaube, daß die Stimmung, wie ſie für England lange 
Zeit bei uns beſtanden habe, derjenigen Abkühlung dringend 
bedurft habe, die durch die Ausfälle der engliſchen Preſſe zweifel⸗ 
los hervorgebracht werde. Unſere Stimmung gegen England 
wäre viel wohlwollender geweſen, als durch die Gegenſeitig⸗ 
keit gerechtfertigt ſei. Dann folgte ein geſchichtlicher Rückblick 
auf die Haltung Englands Deutſchland gegenüber, der wahrhaft 
klaſſiſch war: 

„Sind wir England nach irgendeiner Richtung hin Dank 
ſchuldig für eine freiwillige ſympathiſche Unterſtützung der deut⸗ 
ſchen Politik? Wir wollen von den Kriegen zu Anfang des 
vorigen Jahrhunderts und von dem Siebenjährigen Kriege nicht 
ſprechen, wo der franzöſiſche Ausdruck ‚perfides Albion“ von 
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jeiten Deutſchlands angezeigter geweſen wäre, als je auf fran- 
zöſiſcher Seite; aber von der Zeit des Wiener Kongreſſes an, 
in den deutſchen nationalen Fragen, in der ſchleswig-holſteini⸗ 
ſchen, in unſeren polniſchen Schwierigkeiten, im franzöſiſchen 
Kriege von 1870/71, in unſeren kolonialen Verhältniſſen — 
haben wir da jemals einen Moment erlebt, wo die deutſche 
Politik die Empfindung haben konnte, daß England mit uns 
ſympathiſiere? Und haben wir es jemals von der engliſchen 
Diplomatie erlebt, daß ſie ein deutſches Intereſſe gefördert 
hätte? Nach den Freiheitskriegen hat man dem alten Blücher 
in England die Hände in Erinnerung an den Beiſtand ge— 
drückt, den er zur Niederwerfung des gefährlichſten Gegners 
der Engländer geleiſtet hatte. Aber gleichzeitig auf dem Wiener 
Kongreß war England der Hauptgegner der deutſchen natio— 
nalen und der preußiſchen dynaſtiſchen Intereſſen, und wenn 
1814 Napoleon nicht von Elba zurückgekommen wäre, ſo hätten 
wir es wahrſcheinlich erlebt, daß das Wiener Bündnis zwiſchen 
England und den früheren gemeinſchaftlichen Gegnern Frank- 
reich und Oſterreich ſich in blutige Kämpfe gegen die bis⸗ 
herigen Bundesgenoſſen, gegen Preußen und Rußland um⸗ 
geſetzt hätte.“ 

Eine vernichtendere Schilderung des Charakters der Politik, 
die England gegen Deutſchland ſtets getrieben hat, iſt nicht 
denkbar. Dem geſchichtlich berechtigten Mißtrauen gegen Eng⸗ 
land entſprach es auch, daß der Fürſt, als engliſche Blätter 
Herrn Caprivi lebhaft applaudierten, warnen ließ, aus dieſer 
Zuſtimmung falſche Schlüſſe zu ziehen: 

„Es iſt erklärlich, wenn in England die öffentliche Meinung 
über einen Leiter der deutſchen Reichspolitik weſentlich dadurch 
beſtimmt wird, ob der deutſche Staatsmann eine von England 
unabhängige, oder von England abhängige Politik betreibt. 
Im erſteren Falle wird er für einen Freund Englands nicht 
gelten, und von der engliſchen Preſſe Lob nicht zu erwarten 
haben; im anderen Falle iſt es nicht verwunderlich, wenn die 
engliſchen Blätter den Vertreter einer deutſchen Politik, die für 
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England erwünſcht und nützlich iſt, mit Wohlwollen beurteilen 
und ſich bemühen, ihn möglichſt lange am Ruder zu erhalten. 

Schon eine Politik, die in Rußland Verſtimmung hervor⸗ 
ruft, wie die in neuerer Zeit von Berlin aus betriebene polniſche, 
iſt geeignet, den Urhebern derſelben das Wohlwollen Englands 
zuzuwenden; denn im Intereſſe der engliſchen Politik liegt es, 
daß zwiſchen Deutſchland und Rußland Verſtimmung, aber 
nicht Freundſchaft herrſcht. Iſt Rußland mit Deutſchland ver⸗ 
feindet, ſo hat England von ihm in Indien nichts zu fürchten, 
da Rußland einen deutſchen Krieg ungern als Zugabe zu einem 
ruſſiſch⸗engliſchen in Rechnung ziehen würde. Die ruſſiſche 
Politik gegen England wird in demſelben Maße vorſichtiger 
werden, als Verſtimmung zwiſchen Berlin und St. Petersburg 
beſteht. Eine intime Freundſchaft zwiſchen Deutſchland und 
Rußland, bei welcher die Möglichkeit in Betracht kommt, daß 
Deutſchland in einem ruſſiſch-engliſchen Kriege eine wohl⸗ 
wollende Neutralität beobachtet, iſt für England unbequem. Es 
iſt alſo natürlich, daß eine patriotiſche engliſche Preſſe das Ihre 
tut, um ſicherzuſtellen, daß Deutſchlands Sympathien in einem 
etwaigen ruſſiſch-engliſchen Kriege nicht auf ruſſiſcher, ſondern 
auf engliſcher Seite ſein würden. Deutſche Staatsmänner, 
von denen eine antiruſſiſche Politik erwartet werden kann, 
werden daher der engliſchen öffentlichen Meinung immer will⸗ 
kommen ſein, und umgekehrt.“ 

Als Kaiſer Wilhelm II. im Jahre 1891 einen Beſuch in 
England abgeſtattet und dort einen überaus glänzenden Empfang 
gefunden hatte, knüpfte der Fürſt daran folgende Bemerkungen: 

„Die großen Anſtrengungen, die England zur feſtlichen Be⸗ 
grüßung Kaiſer Wilhelms gemacht hat, liefern einen er⸗ 
freulichen Beweis dafür, welchen Wert man in England auf 
gute Beziehungen zum Deutſchen Reiche legt. Nie zuvor iſt 
Derartiges dageweſen. Solcher Enthuſiasmus, ſoviel Schau⸗ 
ſtellungen und Aufzüge, ſo große Entfaltungen von Luxus, 
Glanz und Pracht ſind ſelbſt bei der Aufnahme Napoleons III. 
zur Krimzeit nicht gewährt worden. Es wird dadurch die 
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Wichtigkeit der deutſchen Freundſchaft für England und die 
Tatſache ins hellſte Licht geſtellt, daß das Verhältnis beider 
Reiche zueinander in vollſter Gegenſeitigkeit begründet iſt. 
Denn von bloßen Gefühlsregungen haben ſich die Engländer 
niemals hinreißen laſſen. Das ſollte man in Deutſchland 
im Auge behalten und ſich danach richten. England braucht 
uns ſo gut und noch mehr, wie wir England brauchen; daher 
ſein Zorn oder ſeine Zuſtimmung, wenn unſere Politik die 
engliſchen Intereſſen ſchädigt oder ihnen nützt. Wenn man die 
politiſchen Eventualitäten ins Auge faßt, mit denen England 
in Zukunft zu rechnen hat, wird mit Leichtigkeit das große 
Gewicht erkannt werden, das die Haltung Deutſchlands bei 
jeder Gefährdung engliſcher Intereſſen für England in die 
Wagſchale wirft. Die geographiſch nächſte Bedrohung für 
England, durch einen direkten franzöſiſchen Angriff mit einer 
Landung an den engliſchen Küſten, liegt augenblicklich nicht 
nahe. Die Zeiten des napoleoniſchen Lagers von Boulogne 
und die Bedrohlichkeit der kriegeriſchen Einrichtungen bei Cher⸗ 
bourg gehören einer vergangenen Epoche an. Aber wenn fran⸗ 
zöſiſche Machthaber ans Ruder kämen, die dergleichen Gedanken 
repriſtinierten, ſo würden ſie ſich doch immer vergewiſſern 
müſſen, ob ihre Oſtgrenze hinreichend gedeckt ſei, um ihnen zu 
geſtatten, der Idee einer maritimen Unternehmung gegen Eng⸗ 
land näherzutreten. Eine anderweitige Möglichkeit der Gefähr⸗ 
dung der engliſchen Intereſſen liegt in Indien; ſie würde von 
Rußland ausgehen müſſen, wenn ſie ernſthaft werden ſollte. 
Auch für dieſen Fall iſt das Verhalten der deutſchen Streit⸗ 
kräfte an der ruſſiſchen Weſtgrenze von ausſchlaggebender Wich- 
tigkeit für England. In Agypten kann die Stellung Englands 
nur diplomatiſch angegriffen werden; aber auf dem Gebiet der 
Diplomatie hat das Votum der deutſchen Großmacht ein Ge⸗ 
wicht, durch welches das franzöſiſche beim Mangel einer Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen England und Frankreich über Agypten 
aufgewogen werden kann. Daraus ergibt ſich, daß England 
für ſeine Annäherung an Deutſchland, beziehungsweiſe an den 
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Dreibund ſchon jetzt ein ausreichendes Aquivalent beſitzt, daß 
es mindeſtens ebenſoviel erhält, wie es gibt. Das ſollte unſere 
amtliche deutſche Politik im Auge behalten und für England 
nicht mehr tun, als in unſerem eigenen Intereſſe zur Er— 
haltung der Beziehungen auf dem Fuße der Oleichberech⸗ 
tigung notwendig iſt.“ 


Die Dardanellenfrage. 


Als im Jahre 1891 die Frage der Durchfahrt von Krieg⸗ 
ſchiffen durch die türkiſchen Meerengen wieder einmal akut ge- 
worden war und in der Preſſe vielfach erörtert wurde, äußerte 
ſich der Fürſt dazu wie folgt: 

„Der Text des Abkommens über die Meerengen bezieht 
ſich nur auf ‚Sriegidiffe. Es kommt alſo darauf an, feſt⸗ 
zuſtellen: Was iſt ein Kriegſchiff? Im völkerrechtlichen und tech- 
niſchen Sinne iſt es ohne Zweifel ein zum Gefecht geeignetes 
und bereites Schiff, mit anderen Worten eine zum Gebrauch 
bereite Waffe. Transportſchiffe, gleichviel was ſie fahren, fallen 
ſprachlich nicht unter den Begriff von Kriegſchiffen. Daß ſie 
zum Kriege aptiert werden können, iſt eine Eigenſchaft, die ſie 
mit jedem Handelsſchiffe teilen. Wenn ſie aptiert ſind, ſo 
werden ſie Kriegſchiffe; aber ſolange ſie nicht kriegsmüßig, 
das heißt gefechtsfähig ausgerüſtet ſind, fallen ſie nicht unter 
den ſprachlichen Begriff von Kriegſchiffen, wie er in den Kon⸗ 
ventionen von 1856 und 1871 gebraucht iſt. Das Prinzip 
dieſer Verträge, nach denen der Sultan ſeinen Willen erklärt 
hat, den Kriegſchiffen fremder Mächte den Einlauf in die Meer⸗ 
engen zu unterſagen, beruht auf der Tatſache, daß Dardanellen 
und Bosporus kein offenes Meer, ſondern unbeſtrittene Be⸗ 
ſtandteile des Türkiſchen Reiches ſind. Die Berechtigung, der 
bewaffneten Macht anderer Staaten das Paſſieren türkiſchen 
Gebietes — mag dasſelbe in Waſſer oder in Land beſtehen — 
zu unterſagen oder zu gewähren, ſteht ohne europäiſche Ver⸗ 
träge als natürliches Ergebnis der türkiſchen Landeshoheit feſt. 
Ob die Pforte durch den Text des Vertrages von 1871 auf 
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das Recht verzichtet hat, von ihrer Landeshoheit über die Meer- 
engen nach eigenem Ermeſſen Gebrauch zu machen, indem ſie 
einer oder der anderen Macht den Durchmarſch durch türkiſches 
Territorium oder die Durchſchiffung türkiſcher Gewäſſer geſtattet, 
iſt eine Frage, die augenblicklich nicht vorliegt. Es handelt 
ſich heute lediglich um die Definition des Wortes Kriegſchiff 
und da bin ich der Anſicht, daß Transportſchiffe an ſich nicht 
unter dieſen Begriff fallen. Ob ſie dahin zu rechnen ſein würden, 
wenn fie nicht bloß Reſerviſten oder Rekruten, ſondern kriegs⸗ 
bereite Truppenkörper an Bord hätten, iſt wiederum eine Frage, 
die gegenwärtig nicht vorliegt. Läge ſie vor, ſo würde das 
corpus delicti nicht das Schiff, ſondern der Truppenkörper ſein, 
der ſich an Bord befindet, um in dieſer Weiſe das türkiſche 
Hoheitsgebiet zu paſſieren oder ſich darin aufzuhalten.“ 

Zu dem gleichen Thema ließ ſich der Fürſt bei einer anderen 
Unterredung mit mir wie folgt aus: 

„Es gehört die ganze Unerfahrenheit mancher Blätter in 
der europäiſchen Politik dazu, um ihren Leſern einzureden, 
Rußlands Beſtreben ſei darauf gerichtet, die Meerengen dem 
freien Verkehr für Kriegſchiffe aller Nationen zu öffnen. Die 
Möglichkeit, im Frieden jederzeit mit ihren Kriegſchiffen durch 
den Bosporus zu fahren, iſt für die Ruſſen viel weniger wichtig, 
als die, die Meerengen allen fremden Kriegſchiffen zu ver⸗ 
ſchließen, um auf dieſe Weiſe das Schwarze Meer zu einem 
ruſſiſchen mare clausum zu machen. Die ruſſiſche Flotte im 
Schwarzen Meer kann leicht die Stärke haben, daß ſie jeder 
türkiſchen überlegen iſt, aber nicht eine Stärke, mit der ſie 
den weſtmächtlichen Flotten im Mittelmeer gefährlich werden 
könnte. Außerdem kann die Durchfahrt durch Bosporus und 
Dardanellen, wenn ſie zugeſtanden und gewährleiſtet wäre, 
jeden Augenblick durch die modernen Sperrmittel illuſoriſch ge⸗ 
macht werden. Worauf Rußland naturgemäß abzielen muß, 
iſt eine einſeitige ruſſiſche Sperrung der Meerengen, aber nicht 
deren Eröffnung für alle Mächte. Im Krimkriege hat es ſich 
gezeigt, daß in der Oſtſee die Übermacht der gegneriſchen Flotte 
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nicht viel auszurichten vermochte; dagegen find die Weſt⸗ 
mächte in der Lage geweſen, durch die Meerengen an der 
ſüdruſſiſchen Küſte zu landen. Dies iſt in Rußland unver- 
geſſen, und man richtete ſich danach.“ 


Hiſtoriſche Reminiſzenzen. 


Die geſchichtlichen Ereigniſſe der Ara Bismarck ſind in den 
„Gedanken und Erinnerungen“ behandelt. Ich kann hier nur 
einige ergänzende Fragmente bieten. 


Die Emſer Depeſche und der Deutſch-Franzöſiſche 
Krieg. 

Mir hat Fürſt Bismarck den Vorgang bei der Redigierung 
der Emſer Depeſche, wie er von ihm in ſeinen Memoiren (Bd. II, 
S. 87ff.) dargeſtellt iſt, in kürzerer und draſtiſcherer Weiſe ge⸗ 
ſchildert. Ich laſſe ſeine Erzählung hier wörtlich folgen: 

„Moltke und Roon waren bei mir zu Tiſch, als das Abekenſche 
Telegramm über die Vorgänge in Ems einlief. Ich las es 
den beiden Generalen vor und der Eindruck war der, daß die 
beiden ‚ollen Blutverjießer lange Geſichter machten und Meſſer 
und Gabel niederlegten. Der Appetit war ihnen vergangen. 
Da habe ich fie gefragt: ‚Sind Sie wirklich ganz fertig mit 
dem Heere, jo daß wir mit ſicherer Ausſicht auf Erfolg los— 
ſchlagen können?“ Beide bejahten das. Daraufhin ſetzte ich mich 
mit dem Abekenſchen Text an einen Nebentiſch und ſtrich ihn, 
ohne ein Wort zu ändern oder hinzuzufügen, ſo zuſammen, wie 
er als ‚Emſer Depejche in der europäiſchen Preſſe veröffent⸗ 
licht worden iſt. Als ich die neue Faſſung den beiden Generalen 
vorlas, nahmen ſie ganz vergnügt Meſſer und Gabel wieder auf 
und die unterbrochene Mahlzeit wurde mit ſichtlichem Behagen 
fortgeſetzt. So wurde aus der Schamade die Fanfare.“ 

Gegen den Vorwurf einer Fälſchung des Abekenſchen Textes 
war der Fürſt ſtets ſehr empfindlich und ließ ihn jedesmal 
energiſch zurückweiſen, wenn er erhoben wurde. Ich verweiſe 
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dafür auf die betreffenden Artikel im zweiten Teil dieſes Werkes. 
Einmal führte der Fürſt mir gegenüber zur Beleuchtung der 
damaligen Situation das Folgende aus: 

„Setzen wir den Fall, daß ich in dem Beſtreben nach 
Herſtellung der deutſchen Einheit den Krieg mit Frankreich 
wirklich veranlaßt hätte, ohne deſſen ſiegreiche Führung die 
Einigung Deutſchlands nicht möglich war, weil wir — wie ich 
es in Kiſſingen einmal ausgedrückt habe — die deutſche Kaiſer— 
krone aus den franzöſiſchen Bataillonen heraushauen mußten. 
Hätte mich dafür ein Vorwurf treffen können? Ich verweiſe 
darauf, wie andere Nationen, inſonderheit Italien, in analogen 
Situationen gehandelt haben. Daß die deutſche Einheit und 
die Verſchmelzung des Nordens mit dem Süden ohne kriege— 
riſche Abrechnung mit Frankreich nicht zu erreichen war, kann 
weder politiſch noch geſchichtlich bezweifelt werden. Solche zur 
Herſtellung nationaler Einheit nötigen Kriege herbeizuführen, 
hat Italien niemals Bedenken getragen, und die deutſche Kritik 
hat dieſe italieniſchen Beſtrebungen bis zur terza riscossa 
niemals gemißbilligt, oder gar in irgendwelcher Form für 
ruchlos und unehrlich erklärt. Cavour hat vor keinem euro⸗ 
päiſchen Kriege zurückgeſchreckt, um die italieniſche Einheit zu 
verwirklichen, und die deutſche öffentliche Meinung hat dieſe 
Beſtrebungen in keiner ihrer Handlungen getadelt. 

Wenn ich unter dem Drucke der franzöſiſchen Drohungen, 
wie ſie vom 5. bis zum 13. Juli geſchichtlich feſtſtehen, mich 
hätte fortreißen laſſen und auf eigene Verantwortung hin den 
Krieg entfeſſelt hätte, würde ich dann etwas anderes getan 
haben, als was Cavour, deſſen perſönliche Integrität bei uns 
niemand anficht, jahrelang wiederholt getan hat, ohne daß ſein 
Patriotismus und ſeine Ehrlichkeit deshalb irgendeinem Vor— 
wurf ausgeſetzt worden wären? Von italieniſch-nationaler 
Seite iſt das ſicher nicht geſchehen; aber auch von unparteiiſcher 
deutſcher Kritik iſt ihm aus ſeinem, für den europäiſchen Frieden 
nicht immer rückſichtsvollen politiſchen Verhalten niemals ein 
Vorwurf gemacht worden. Jede Nation kann in die Lage 


175 


kommen, nach ihren Lebensintereſſen einen Krieg für notwendig 
zu halten, und ein ſolcher kann im Intereſſe der Nation auf 
monarchiſtiſche, auf volkstümliche oder miniſterielle Anregungen 
erfolgen. Die Kritik deutſcher Parteien hat in allen ſolchen 
ausländiſchen Fällen niemals ein hartes Wort für die Staats⸗ 
männer gehabt, die auf dem Thron oder im Kabinett einem 
derartigen Kriege nicht ausgewichen ſind. Alle franzöſiſchen 
Eroberungskriege verurteilt man bei uns natürlich, aber doch 
nur, ohne im Hinblick auf ſie den Urhebern die perſönliche Ehre 
abzuſchneiden. Daß der Kaiſer von Oſterreich den Krieg 1859 
begann, daß England den Krimkrieg für eine nationale Not⸗ 
wendigkeit hielt und bei voller Unabhängigkeit der Regierung 
‚was drifting into war‘, darüber haben wir in Deutſchland 
wohl ſachliche Kritiken über die politiſche Richtigkeit erlebt, aber 
niemals perſönliche Verdächtigungen des Charakters derjenigen 
Männer, von denen die Entſcheidung über Krieg und Frieden 
abhing. Nur bei mir iſt es anders. Es gehört die ganze 
Stärke des deutſchen Parteihaſſes gegen mich dazu, um die 
irrtümliche Vorausſetzung, daß ich 1870 den für die dauernde 
Einrichtung der deutſchen Einheit jederzeit unvermeidlichen 
franzöſiſchen Krieg gewollt und gefördert habe, zu Verdächti⸗ 
gungen meines Charakters und meiner Ehre in der Weiſe zu 
benutzen, wie es fortwährend mit dem Vorwurf der Fälſchung 
der Emſer Depeſche geſchieht.“ | 


* 


Wiederholt kam der Fürſt darauf zurück, daß die franzöſiſche 
Kriegserklärung tatſächlich ſchon in den Verhandlungen der 
franzöſiſchen Kammer vom 6. Juli enthalten geweſen ſei. 

„Ich verweiſe auf das Zeugnis von Glais-Bizoin und 
Arago, die ſchon damals geſagt haben, daß dies keine Debatte, 
ſondern eine Kriegserklärung geweſen ſei. Außerdem verweiſe 
ich auf das Lärmen der franzöſiſchen Preſſe und die Maſſen⸗ 
demonſtrationen, die in Paris in der Richtung der bekannten 
Schlagworte ſtattfanden: ‚Wir müſſen die Preußen unter das 
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kaudiniſche Joch bringen! ‚Wir müſſen fie mit den Flinten⸗ 
kolben im Rücken über den Rhein ſtoßen!!“ ‚La Prusse cane!“ 
„Wenn uns ſoviel geboten würde, wie den Preußen von uns 
geboten worden iſt, wären wir längſt auf dem Marſche nach 
Berlin!‘ Ich hatte von allen dieſen Vorgängen den Eindruck, 
daß kein Nachgeben Preußens, auch nicht um Strohhalmes— 
breite, mehr möglich ſei. Deshalb habe ich die Kabinettsfrage 
geſtellt für den Fall, daß dieſe franzöſiſchen Unverſchämtheiten 
ruhig hingenommen werden ſollten, zumal der Rücktritt des 
Prinzen von Hohenzollern von der ſpaniſchen Kronkandidatur 
unter den obwaltenden Umſtänden den Eindruck machen mußte, 
als ſei er durch franzöſiſche Kriegsdrohungen erzwungen. Zur 
Kenntnis des Königs ſind dieſe Details in ihrer Vollſtändig⸗ 
keit vor ſeiner letzten Entſchließung nicht gelangt; aber wenn 
er ſie gekannt hätte, würde er unbedingt das Gefühl gehabt 
haben: „Nach dieſen Vorgängen und nach der ganzen Art und 
Weiſe, wie meine Friedfertigkeit von franzöſiſcher Seite aus⸗ 
gebeutet wird, muß ich zum Schwerte greifen. Sonſt bringe 
ich entweder Preußen in eine Lage, die ihm ſeine deutſche und 
großmächtliche Zukunft abſchneidet, oder ich ſehe mich gezwungen, 
ſpäter den franzöſiſchen Krieg unter weniger günſtigen Um⸗ 
ſtänden zu führen, wenn Preußen ſeiner deutſchen und euro— 
päiſchen Miſſion gewachſen bleiben ſoll.“ Letztere Eventualität 
iſt dann durch die Vorgänge und Entſchließungen vom 14. bis 
zum 19. Juli 1870, durch die Kriegserklärung Frankreichs, 
zum Glück beſeitigt worden.“ 

Der Fürſt ſchilderte mir dann die Vorgänge bei der Rück⸗ 
kehr König Wilhelms aus Ems, auf der Fahrt zwiſchen Branden⸗ 
burg und Berlin und auf dem Berliner Bahnhofe in der be⸗ 
kannten Weiſe, und beſtätigte, daß der damalige Kronprinz es 
geweſen ſei, der mit der Verkündigung an das auf dem Bahn⸗ 
hofe verſammelte Publikum: „Seine Majeſtät haben ſoeben 
die Mobiliſierung der geſamten Armee befohlen!“ das ent⸗ 
ſcheidende fait accompli geſchaffen habe. (D.) 

. * 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Ich füge hieran noch einige Äußerungen des Fürſten, die 
ſich auf den Deutſch-Franzöſiſchen Krieg beziehen. 

Als in der ſozialdemokratiſchen „Neuen Zeit“ im Sommer 
1891 ein Artikel erſchienen war, der die Taten der franzöſiſchen 
Kommune verherrlichte und an deſſen Schluß es hieß, die Be⸗ 
ſetzung von Paris durch die deutſchen Truppen ſei lediglich aus 
Reſpekt vor den Pariſer Arbeitern unterblieben, die preußiſchen 
Junker ſeien ehrerbietig ſtehen geblieben und hätten vor der 
bewaffneten Revolution ſalutiert, bemerkte der Fürſt: 

„Die hiſtoriſche Wahrheit iſt, daß die Beſetzung von Paris 
auf dringende Bitten des Herrn Thiers unterblieben iſt, der 
die Stadt nicht Zerſtörungen durch unvermeidliche Straßen⸗ 
kämpfe preisgeben wollte. Außerdem hatten ſich bekanntlich 
ſchon zuvor in den höchſten Kreiſen des deutſchen Hauptquar⸗ 
tiers Stimmen gegen das Bombardement von Paris und für 
die Schonung der Pariſer Baulichkeiten erhoben.“ 

* 

Mit großer Anerkennung gedachte der Fürſt ſtets des Helden⸗ 

mutes der deutſchen Soldaten in ähnlicher Weiſe, wie er es in 
ſeiner großen Reichstagsrede vom 6. Februar 1888 getan hat. 
Im Sommer 1897 war ich am Tage von Wörth, am 6. Auguſt, 
bei ihm. Seine Durchlaucht erinnerte ſelbſt an den Gedenktag 
und ſagte: 
„Ja, damals waren wir alle ſehr geſpannt auf das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen den franzöſiſchen Soldaten und unſeren in 
bezug auf Tüchtigkeit und Tapferkeit. Aber unſere beſten Er⸗ 
wartungen wurden noch weit übertroffen, trotzdem das fran⸗ 
zöſiſche Chaſſepotgewehr unſerer Zündnadel weit überlegen 
war. Nach Weißenburg, Spichern und Wörth erſchien uns der 
deutſche Soldat einfach bewundernswürdig und das iſt während 
des ganzen Feldzuges ſo geblieben.“ (D.) 


Der Ruſſiſch-⸗Türkiſche Krieg. 


Über die Vorgeſchichte des Ruſſiſch⸗Türkiſchen Krieges machte 
mir der Fürſt gegen Ende Oktober des Jahres 1896 folgende 
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Mitteilungen, die ich mit feiner Zuſtimmung damals in der 
„Neuen Freien Preſſe“ habe veröffentlichen laſſen: 

„Rußland war um die Mitte der ſiebziger Jahre unruhig. 
Es hatte zwei Dezennien Frieden gehabt. Die Armee ver- 
langte Beſchäftigung. Das Bedürfnis nach Orden und Avance— 
ments erheiſchte irgendwelche kriegeriſche Unternehmungen. Ich 
erhielt nach Varzin ein eigenhändiges Schreiben des damaligen 
Zaren aus der Krim, worin die Frage geſtellt war, ob Deutſch— 
land ruhig bleiben würde, wenn Rußland Sſterreich in Ga— 
lizien attackiere. Ich ſandte dieſe Anfrage an Kaiſer Wilhelm 
mit einem entſprechenden Begleitſchreiben, worin ich meiner 
ablehnenden Auffaſſung Ausdruck gab. Demnächſt lief eine 
amtliche ruſſiſche Anfrage ein, die denſelben Gegenſtand betraf 
und durch den damaligen deutſchen Botſchafter in St. Peters⸗ 
burg nach Berlin übermittelt wurde. Dieſer Umſtand ver- 
anlaßte mich, nochmals an meinen Herrn zu ſchreiben und ihn 
zu bitten, unſeren Botſchafter abzuberufen, da er offenbar zu 
friedensgefährlichen Machinationen mißbraucht werde. Selbſt— 
verſtändlich wurde die ruſſiſche Anfrage im Sinne der Er⸗ 
haltung des Friedens beantwortet, was dann zur Folge hatte, 
daß der Angriff auf Oſterreich unterblieb. Da aber das 
ruſſiſche Bedürfnis nach Krieg fortbeſtand, wandte man ſich in 
St. Petersburg nunmehr an Oſterreich⸗Ungarn und ſchloß mit 
dieſem den Vertrag von Reichſtadt, auf Grund deſſen das durch 
Deutſchland abgewehrte Kriegswetter ſich weiter öſtlich verzog 
und über der Türkei entlud. Ich bemerke noch, daß Rußland 
damals für den mit Ofterreich geſchloſſenen Reichſtädter Ver⸗ 
trag Geheimhaltung vor Deutſchland verlangte. Oſterreich hat 
ihn jedoch ſpäter nach Berlin mitgeteilt, nachdem es zu ſeiner 
Kenntnis gelangt war, daß der früher geplante ruſſiſche Ein⸗ 
fall in Galizien durch die Haltung Deutſchlands gegenüber den 
ruſſiſchen Zumutungen und durch die Loyalität, die es nach 
beiden Seiten hin bewieſen, verhütet worden war.“ 

Dann kam der Fürſt weiter auf den Ruſſiſch⸗Türkiſchen Krieg 
zu ſprechen und führte aus, die Ruſſen hätten gegen die Türkei 
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nicht die erwarteten Erfolge davongetragen, zum Teil aus 
militäriſchen, zum Teil aus politiſchen Gründen: 

„Rußland war nicht entſchloſſen und auch nicht militäriſch 
ſtark genug, den Vorſtoß auf Konſtantinopel rechtzeitig zu 
unternehmen. In der Folge war es dann zu ſpät. Man 
hatte ſtarke diplomatiſche und ſtrategiſche Fehler gemacht. In 
St. Petersburg empfand man merkwürdigerweiſe das Bedürfnis, 
die Verantwortlichkeit dafür von den eigenen Schultern ab— 
zuwälzen und ſie dem gutmütigen deutſchen Freunde“ auf⸗ 
zubürden. Es fielen Äußerungen wie die, die Unterſtützung 
Deutſchlands ſei zu platoniſch, zu wenig praktiſch geweſen. Sie 
entſtammten den höchſten ruſſiſchen Kreiſen. Wir haben natür⸗ 
lich keine Neigung gezeigt, die Irrtümer der Ruſſen auf uns 
zu nehmen. . .. Dann kam der Kongreß, wo ich alles getan 
habe, um die Intereſſen Rußlands zu fördern. Das hat aber 
nichts genützt. Rußland führte bald eine Sprache, die wir 
uns nicht gefallen laſſen konnten. Als dann der Zar direkte 
Briefe an Kaiſer Wilhelm ſchrieb, die Kriegsdrohungen für 
den Fall enthielten, daß wir Rußland nicht gegen Sſterreich 
unterſtützten, blieb nichts anderes übrig, als das Bündnis 
mit Oſterreich zu ſchließen.“ 


Das Blindſche Attentat. 


Am fünfundzwanzigſten Jahrestage des Attentates von 
Blind nahm ich Gelegenheit, den Fürſten auf dieſen Gedenktag 
aufmerkſam zu machen. Infolgedeſſen kam er auf das Attentat 
zu ſprechen und es war mir erſtaunlich, mit welcher Schärfe 
er ſich jeder, auch der geringſten Einzelheit des Vorganges er⸗ 
innerte. Er ſchilderte ihn mir folgendermaßen: 

„Blind hatte in einer Kneipe mit einem Manne, deſſen 
Perſonalien ſpäter nicht zu ermitteln waren, zuſammengeſeſſen 
und dieſen gefragt, wann ſich der Miniſterpräſident in der 
Regel zum Vortrage zum Könige zu begeben pflege. Nach 
erhaltener Auskunft hatte er ſich in der Nähe des Hotels 
St. Petersburg Unter den Linden aufgeſtellt, um mein Heran⸗ 
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kommen abzuwarten. Ich erinnere mich noch ganz deutlich, 
daß mir die beiden Geſtalten, die Blinds und ſeines lang 
aufgeſchoſſenen Begleiters, ſofort aufgefallen ſind. Als ſie 
näher gekommen waren, gab der Begleiter Blinds dieſem ein 
Zeichen und verſchwand. Blind ſchlug dann die Richtung auf 
mich ein und ging, die rechte Hand in der inneren Bruſttaſche 
ſeines Rockes verborgen, an mir vorbei. Er ſah mich mit einem 
Blicke an, der in mir ſofort die Empfindung erweckte: ‚Na, 
das iſt kein Freund. Als ich wenige Schritte weiter gegangen 
war, vernahm ich plötzlich eine Detonation hinter mir, die ich 
anfangs, ohne mich umzuſehen, für einen Straßenunfug mit 
Feuerwerkskörpern hielt. Es war der erſte Schuß Blinds auf 
mich geweſen. Erſt der zweite veranlaßte mich, mich um— 
zudrehen. Da ſah ich den unheimlichen Kerl mit rauchendem 
Revolver in der Hand unmittelbar vor mir ſtehen und im 
Begriff zum dritten Male auf mich zu feuern. Ich ſprang auf 
ihn los, beging dabei aber den Fehler, anſtatt ihm die Waffe 
wegzunehmen, ihn am rechten Handgelenk zu packen, wodurch 
es Blind gelang, den Revolver mit der linken Hand zu er⸗ 
greifen und ihn in der Richtung, in der er ſich gerade befand, 
nämlich auf meine Bruſt abzudrücken. Als dieſer Schuß ge— 
fallen war, hatte ich die Empfindung, durch und durch ge— 
ſchoſſen zu ſein, was ſich aus der Wirkung der vom Geſchoß 
getroffenen Rippe auf das Rückgrat erklärte. Die Kugel war 
abgeglitten und hinterließ nur eine etwa eigroße Geſchwulſt 
an der Aufſchlagſtelle. Die vierte und fünfte Kugel hat der 
Attentäter im Handgemenge ſo abgefeuert, daß ſie von links 
nach rechts parallel mit meiner Bruſt mir Rock und Weſte 
durchlöcherten, wobei beide Kleidungsſtücke in Brand gerieten. 
Erſt nachdem Blind alle Schüſſe ſeiner Waffe abgefeuert hatte, 
ergab er ſich. Aber ſelbſt die Verhaftung des Attentäters brachte 
mir noch Gefahr. Es kam gerade eine Kompanie eines Garde⸗ 
regiments, deſſen Kommandeur damals der ſpätere General⸗ 
oberſt v. Pape war, vorüber, und dieſe Kompanie ſperrte die 
Umgebung des Attentates ab. Ich wurde ebenſo wie Blind 
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ganz eingefeilt in die Menge und ſah plötzlich den Kolben eines 
preußiſchen Grenadiers gefahrdrohend über meinem Kopfe. 
Der Kolben wurde im letzten Moment von einer Offiziers hand 
zurückgeſchlagen. Die Soldaten hatten offenbar geglaubt, es 
handle ſich um eine Straßenrauferei und der ‚lange Kerl da‘, 
nämlich ich,, werde wohl der Hauptkrakeeler geweſen jein‘.” (D.) 


Ausſprüche und Mitteilungen des Fürſten über 
hiſtoriſche, berühmte und bekannte Perſönlichkeiten. 


Gekrönte Häupter, Regenten und Prinzen. 


Kaiſer Wilhelm J. 


Über ſein Verhältnis zu Kaiſer Wilhelm I., zur Kaiſerin 
Auguſta, zum Kaiſer Friedrich und deſſen Gemahlin hat ſich 
Fürſt Bismarck in den „Gedanken und Erinnerungen“ ein⸗ 
gehend geäußert, aber ich glaube doch noch einige Ergänzungen 
bieten zu können. 

Mit größter Verehrung ſprach der Fürſt ſtets über ſeinen 
„alten Herrn“. Es kam vor, daß er während eines Geſprächs 
über ihn wie in Erinnerung verſunken anhielt, und ich hatte 
das Gefühl, als ob er einer in ihm aufſteigenden inneren Er⸗ 
griffenheit erſt Herr werden wolle, bevor er weiter ſprach. 

Als es bekannt wurde, daß Kaiſer Wilhelm I. auf Befehl 
des regierenden Kaiſers den Beinamen a Große“ erhalten 
ſolle, ſagte er zu mir: 

„Der Große? Das paßt vielleicht nicht ganz; aber ein 
Ritter war er, ein Held!“ (D.) 

Mit hoher Anerkennung hob der Fürſt bei jeder Gelegen⸗ 
heit den echt hohenzollernſchen Heldenmut hervor, der ſowohl 
den alten Kaiſer, wie ſeinen Sohn, den Kronprinzen Friedrich 
Wilhelm, erfüllt habe. 

„Beide bewahrten im Granatfeuer dieſelbe Ruhe, wie auf 
dem Paradeplatze und erteilten ihre Befehle.“ 

„Kaiſer Wilhelm war ein gütiger, vornehmer Herr und 
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ich genoß jein unbegrenztes Vertrauen. Zuweilen fiel es mir 
ſchwer, ihn zu irgendeinem Entſchluſſe zu bringen, deſſen ich 
im Landesintereſſe dringend zu bedürfen glaubte. Das war 
namentlich der Fall, wenn ſeine Frau Gemahlin ihn in ſeinem 
Widerſtreben beſtärkte. Aber wenn er ſich einmal entſchloſſen 
hatte, kannte er kein Schwanken mehr; ich konnte dann Häuſer 
auf ihn bauen.“ 

„Es wurde ihm hier und da nicht leicht, meiner Politik zu 
folgen, und es iſt richtig, daß er einmal zu mir geſagt hat: 
„Na, in Ihrer Haut möchte ich auch nicht ſtecken! Sie kommen 
mir manchmal vor wie ein Reiter, der auf ſeinem Pferde das 
Spiel mit den fünf Kugeln ſpielt, die er immer wieder auf— 
fängt. Ich wußte ihn aber ſtets zu beruhigen, jo daß er zu— 
frieden war.“ (D.) 

Ofters pflegte der Fürſt von den kleinen Gewohnheiten Kaiſer 
Wilhelms zu erzählen. Einmal ſagte er zu mir, auf eine noch 
halbvolle Flaſche Champagner auf dem Schreibtiſch deutend: 

„Austrinken müſſen wir erſt. Ich habe in meinem ganzen 
Leben keine Champagnerflaſche anders als leer vom Tiſche 
nehmen laſſen. Darin war mein alter Herr anders. Wenn 
der allein aß, hatte er immer eine halbe Flaſche Bordeaux und 
eine halbe Flaſche Champagner vor ſich ſtehen. Den Rotwein 
trank er meiſt aus, aber den Champagner nur ſelten; den 
Reſt pflegte er ſich eigenhändig zum Gebrauch für den nächſten 
Tag wegzuſchließen. Er war noch von der alten Schule, die 
den Champagner nicht frappiert trank, ſondern die Flaſche 
tüchtig knallen ließ. Trotz kleiner Züge von Genauigkeit und 
Sparſamkeit war er aber eine noble und freigebige Natur, 
was man nicht von allen Herrſchern ſagen kann. Charakte⸗ 
riſtiſch für ihn war es auch, daß er ſich von ſeinen bewährten 
Ratgebern oder von alten Angeſtellten und Dienern nur ſchwer 
trennen konnte. Ja, ſelbſt auf Gegenſtände des täglichen Ge⸗ 
brauchs erſtreckte ſich ſeine Vorliebe für Beibehaltung des Alten 
und Gewohnten. Unter anderem war das der Fall in bezug 
auf die Röcke und die Beinkleider, die er trug.“ 
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Der Fürſt ſchilderte dann mit köſtlichem Humor, welches 
Aufwandes von Liſt es häufig ſeitens der Dienerſchaft bedurft 
habe, um dem greiſen Monarchen an Stelle eines ihm lieb, 
aber doch ziemlich unbrauchbar gewordenen Kleidungsſtückes ein 
neues in die Hand zu ſchmuggeln, ohne daß er es gewahr 
wurde. Wenn er es aber doch bemerkt habe, ſeien oft ziemlich 
heftige Exploſionen ſeines Zornes erfolgt, und es habe nicht 
ſelten der Intervention der hohen Gemahlin bedurft, um ihn 
zu bewegen, ſich des zurückgewieſenen Bekleidungsſtückes den⸗ 
noch zu bedienen. Der Fürſt bemerkte dazu: „Ich konnte ihm 
das immer nachfühlen; ich hänge ebenfalls ſehr an dem Alten 
und Gewohnten.“ (D.) 


Kaiſerin Auguſta. 


„Sie hat mir mehr Schwierigkeiten bereitet, als alle fremden 
Mächte und die gegneriſchen Parteien im Lande. Der Kampf 
gegen ſie hat mich mehr aufgerieben, als alle ſonſtigen Frik⸗ 
tionen. Sie beſaß großen Einfluß auf ihren Gemahl und die 
Richtung, in der ſie ihn ausübte, war nicht immer gut. Meiſt 
hielt ihr der König aus Ritterlichkeit die Stange, ſelbſt wenn 
der Augenſchein gegen ſie war. Er empfand es unangenehm, 
wenn ſeine Frau ins Unrecht geſetzt wurde, ſelbſt wenn er ein⸗ 
ſah, daß ſie ſich im Irrtume befand oder unbegründetem Vor⸗ 
urteile folgte. Sie war öfters Gegnerin meiner Politik ihrer 
Natur und ihrer Erziehung nach. Sie hatte katholiſierende 
Neigungen, war nicht beſonders deutſch⸗national geſinnt und fand 
ihre Vorbilder vielfach im Auslande. Sie liebte es ferner, in 
ihren intimeren Dienſt Franzoſen anzuſtellen. Auch perſönlicher 
Gegenſatz zu mir trat oft zutage. Sie übernahm häufig die 
Anwaltſchaft meiner politiſchen Gegner beim Könige und patro⸗ 
niſierte gelegentlich ſelbſt ultramontane, polniſche und verwandte 
Tendenzen.“ 5 

Was der Fürſt mir weiter über die Kaiſerin Auguſta ge⸗ 
ſagt hat, kann ich hier nicht mehr verwenden, weil es ähnlich 
in den „Gedanken und Erinnerungen“ ſteht. 
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Kaiſer Friedrich. 

„In meiner ganzen miniſteriellen Laufbahn habe ich keine 
ſo friktionsloſe und bequeme Geſchäftsführung gehabt, wie 
während der neunundneunzig Tage, die Kaiſer Friedrich regiert 
hat. Es gab nur wenig Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
uns, und dieſe wurden von dem hohen Herrn ſtets in gnädigſter 
Form mit mir beſprochen und à P'amiable beigelegt. Es iſt 
eine unſinnige Behauptung, daß ich wegen der Krankheit des 
Kaiſers den Gedanken der Einſetzung einer Regentſchaft erwogen 
habe. Eine ſolche Maßregel hätte ſowohl gegen die Verfaſſung 
verſtoßen wie die Pietät gegen den kranken Monarchen ver⸗ 
letzt. Ich kann auch nur wiederholen, was ich ſchon jo oft aus— 
geſprochen habe, daß die Fortſchrittler ſich gründlich täuſchten, 
wenn fie den Kaiſer Friedrich als eine Art von Geſinnungs— 
genoſſen betrachteten. Kronprinzen ſchimmern ja immer etwas 
liberal; wenn ſie auf den Thron kommen, iſt es damit meiſt 
vorbei. Kaiſer Friedrich war von Souveränitätsgefühl be⸗ 
ſeelt wie kaum ein anderer Hohenzoller vor ihm, und er 
würde den Fortſchrittlern ein höchſt vernehmliches Quos ego! 
entgegengeſchleudert haben, wenn ſie ihm mit irgendwelchen 
Zumutungen gekommen wären, die die Rechte der Krone ge— 
ſchmälert und ſich etwa auf den Übergang zur parlamentariſchen 
Regierungsform bezogen hätten. Er hatte viele vortreffliche 
Eigenſchaften, die ihn zu einem ſehr erfolgreichen Herrſcher 
gemacht hätten. Schade, daß er nicht länger regiert hat.“ 


Kaiſerin Friedrich. 

„Die hohe Dame war viel zu klug, um mir ernſte Oppoſition 
zu machen. Obwohl ſie innerlich nie aufgehört hat, ſich als 
Engländerin zu fühlen, beſaß ſie doch als außerordentlich intelli⸗ 
gente Frau von klarem Blick ein ſehr ausgeprägtes Verſtändnis 
dafür, daß meine Politik im Vorteil der Hohenzollerndynaſtie 
lag, der ſie durch ihre Heirat angehörte, alſo im Vorteil von 
Mann und Kindern. Das war für ſie entſcheidend. Deshalb 
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hat ſie mir nie eigentliche Gegnerſchaft gezeigt und ebenſo— 
wenig bei meiner Entlaſſung mitgewirkt, ſondern im Gegenteil 
nachteilige Folgen davon befürchtet. Wir ſtanden gegenſeitig 
auf dem Fuße wohlwollender Hochachtung, was vollkommen 
genügte. 

Zu einer ernſthaften Differenz zwiſchen der Kaiſerin Friedrich 
und mir iſt es nur wegen ihres Battenbergſchen Heiratspro⸗ 
jektes gekommen, wo ich aus den bekannten politiſchen Gründen 
durchaus auf ſeiten ihres Gemahles ſtand, deſſen Stolz als 
Hohenzoller der Gedanke der Verbindung ſeiner Tochter mit 
dem Battenberger unerträglich war. Einmal wurde ich ſchleunigſt 
nach dem Charlottenburger Schloß befohlen, nachdem die Kaiſerin 
ihren kranken Gemahl wiederholt um ſeine Einwilligung in 
die Verbindung bedrängt hatte. Als ich das Krankenzimmer 
betrat, ſah mich Kaiſer Friedrich wie hilfeſuchend an und ſchrieb 
mir — ſprechen konnte er damals nicht mehr — einige Worte 
auf einen Zettel, die mich veranlaßten, der Kaiſerin nochmals 
ebenſo ehrerbietig wie dringend klar zu legen, weshalb die von 
ihr projektierte Verbindung unmöglich ſei. Der Kaiſer warf 
mir einen dankenden Blick zu, und als ſeine Gemahlin immer 
wieder ihren Willen durchzuſetzen verſuchte, ziſchte er ihr durch 
ſeine Kanüle ein vernehmbares „Hinaus!“ zu.“ 


Großherzog von Baden. 

„Seine Königliche Hoheit hat bei meiner Entlaſſung die 
Hand ſtark im Spiele gehabt und mehr als einmal dem Kaiſer 
vorgeſtellt, wie notwendig es ſei, daß er ſich von mir trenne. 
Er hat es mir wohl nie recht vergeſſen können, daß ich mich 
ſeinerzeit der Erfüllung der von ihm gehegten elſaß⸗lothringiſchen 
Wünſche verſagt habe. Und bei meinem Druck auf die Schweiz 
(Wohlgemuthaffäre, Niederlaſſungsvertrag) hat er befürchtet, daß 
ihm ſeine badiſchen Fenſterſcheiben von der benachbarten Schweiz 
aus eingeworfen werden könnten. Sonſt habe ich ihm meines 
Wiſſens keinen Anlaß gegeben, Partei gegen mich zu ergreifen, 
namentlich nicht in der Weiſe, wie es geſchehen zu ſein ſcheint.“ 
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Großherzogin von Baden. 


„Als ihr kaiſerlicher Vater, mein alter Herr, im Sterben 
lag und der Geiſtliche ihm aus der Bibel Troſt ſpendete, unter— 
brach ihn die Großherzogin wiederholt mit den an ihren Vater 
gerichteten Worten: „Hörſt du, Papa, hörſt du!“ und ſuchte 
den alten Herrn, der ſchon in der Agonie lag, durch ſolche Zu— 
rufe wieder zum Bewußtſein zurückzubringen.“ (Der Fürſt 
ſprach ſich bei dieſer Gelegenheit auch über die Stellung der 
hohen Frau zur „badiſchen Hauspolitik“ [Friedensſchluß 1871 
aus; doch berühren die Außerungen kein öffentliches Intereſſe.) 


Prinzregent Luitpold von Bayern. 


„Er hat viele Regententugenden. Am meiſten ſchätze ich 
an ihm, daß er ſich ſtets als deutſcher Fürſt gefühlt hat und 
noch fühlt. Er hat ſich nie dazu hergegeben, den bayeriſchen 
Partikularismus irgendwie zu protegieren; im Gegenteil, ſo— 
bald dieſer verſuchte, ſein Haupt zu erheben, hat er es ihm 
wieder niedergedrückt. Wenn der deutſche Gedanke in Bayern 
in der letzten Zeit erſtarkt iſt, jo kann er das als ſein Ver⸗ 
dienſt in Anſpruch nehmen. Er hat ſeit den Verſailler Tagen 
immer im deutſchen Sinne gewirkt. Ich kann im Intereſſe 
Bayerns nur hoffen, daß ihm ein langes Leben beſchieden ſein 
möge, und daß ſeine Nachfolger dereinſt ſeine Wege gehen 
werden. Mir iſt er immer ein gnädiger Herr geweſen und 
hat mir durch alle Wechſel der Zeit die gleiche Geſinnung be— 
wahrt. In München, wie in Kiſſingen, hat er mich ſtets mit 
wahrhaft fürſtlichen Ehren empfangen, beziehungsweiſe emp⸗ 
fangen laſſen; dies auch dann, als ich von der Berliner Re⸗ 
gierung politiſch und geſellſchaftlich verfemt war.“ 


Die Großherzogin von Weimar. 


Als im März 1897 die Großherzogin von Weimar ſtarb, 
gab der Fürſt ſeinem herzlichen Bedauern über dieſen Todes⸗ 
fall Ausdruck. Er hielt die Verſtorbene für eine ſehr be⸗ 
deutende Frau und fügte hinzu, daß ſie ihm eine gnädige 
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Geſinnung, ähnlich wie ihr Gemahl und der Prinzregent 
von Bayern, durch alle Zeit hindurch bewahrt habe. Auch 
nach dem Berliner Interdikt von 1892 habe ſie ſich nicht von 
ihm abgewandt. So viel Klugheit, Umſicht und Wohltätigkeit 
hätten ſich ſelten bei einer Fürſtin auf dem Throne vereint 
gefunden. Bemerkenswert ſei auch, daß ſich die Großherzogin, 
obwohl von Geburt und nach Erziehung Ausländerin, ſtets als 
deutſche Fürſtin gefühlt habe, trotzdem Weimar ein ſehr viel 
kleinerer Hof als der holländiſche ſei und ihr Vaterland lange 
Zeit hindurch angeſehener geweſen ſei als das damals zer- 
riſſene Deutſchland. Wenn der Weimarſche Hof ein deutſcher 
Fürſtenhof ſei, wie er ſein ſolle, ſo habe die Großherzogin 
ebenſoviel wie der Großherzog ſelbſt dazu beigetragen. 


Herzog Johann Albrecht von Mecklenburg. 


Als Herzog Johann Albrecht von Mecklenburg (der ſpätere 
Regent von Braunſchweig) den Fürſten im Jahre 1897 in 
Friedrichsruh beſucht hatte, ſprach ſich der Fürſt ſehr aner⸗ 
kennend über ihn aus, wie er überhaupt für das ganze Mecklen⸗ 
burgiſche Haus viel Sympathie hegte. Er äußerte, der Herzog 
Johann Albrecht ſei ein tüchtiger, ehrenhafter, überzeugungs⸗ 
und pflichtgetreuer Mann; er gemahne ihn in vielen Stücken, 
in der Sprechweiſe und in der ganzen Art, ſich zu geben, an 
ſeinen verſtorbenen Vater. Auch dem in Cannes dahin ge⸗ 
ſchiedenen Großherzog ſpendete der Fürſt bei dieſer Gelegen⸗ 
heit Lob, wie die Mecklenburger überhaupt geſchickte und liebens⸗ 
würdige Fürſten ſeien. (D.) 


König Georg V. von Hannover. 

„Bei jeder Gelegenheit, wo ich mit dem Könige zuſammen⸗ 
gekommen bin, habe ich das Beſtreben des hohen Herrn wahr⸗ 
genommen, ſein Sehunvermögen tunlichſt zu cachieren. Es iſt 
mir erinnerlich, daß er ſich mir gegenüber bei einer Feſtlichkeit 
ausführlich über die Toilette einer im Saale anweſenden Dame 
ausſprach, die er natürlich nicht ſehen konnte, ſich aber vorher 
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genau von ſeinem Adjutanten hatte beſchreiben laſſen. Im 
Geſpräch hatte der König die Eigentümlichkeit, einem immer 
näher auf den Leib zu rücken, ſo daß man ſtets genötigt war, 
ſich rückwärts zu konzentrieren, bis man auf dieſer Linie auf 
irgendein Hindernis ſtieß und nicht weiter konnte. Der König 
erfaßte erſt, wenn er beim Weitervorſchreiten die Fußſpitzen 
ſeines Gegenübers berührte, die Situation und zog ſich dann 
durch eine geſchickte Wendung aus der Affäre.“ (D.) 


Prinzgemahl Albert von Koburg. 


Der Fürſt war im allgemeinen kein Lobredner des „Ko⸗ 
burger Blutes“. Es erzeuge leicht Neigung zu Schaum— 
ſchlägerei, Wichtigtuerei und Selbſtüberhebung. Von dem 
Prinzgemahl der Königin Viktoria von England, dem Prinzen 
Albert von Koburg, erzählte er mir einmal, daß nach einer 
alten engliſchen Hofſitte zwei hohe Würdenträger dem Könige, 
wenn er zur Jagd ging, zu folgen und ihm ein neues, ſchuß⸗ 
bereites Gewehr zu reichen gehabt hätten, wenn der Monarch 
das ſeinige abgefeuert habe. Dieſe Sitte ſei jedoch längſt ob⸗ 
ſolet geweſen; keiner der letzten Könige von England habe davon 
Gebrauch gemacht. Nur der Prinzgemahl, obgleich er gar nicht 
einmal König geweſen ſei, habe ſie reaktiviert. 


Napoleon J. 


Im Herbſt 1897 bildete ein kurz vorher in Paris er⸗ 
ſchienenes Werk, das bisher unveröffentlichte Briefe Na⸗ 
poleons I. enthielt, die Lektüre des Fürſten. Er hat zuweilen 
Stellen daraus vorgeleſen und die Bemerkungen, die er daran 
knüpfte, waren in geſchichtlichem, wie in politiſch-militäriſchem 
und moraliſchem Sinne von unvergleichlicher Prägnanz und 
Charakteriſtik. Einmal ſagte der Fürſt: „Dieſe Briefe, die bei 
den früheren Ausgaben der nachgelaſſenen Schriften Napoleons 
als ‚für die Öffentlichkeit nicht geeignet‘ ausgeſchieden worden 
ſeien, zeigten Bonaparte nicht nur in ſeinen glänzenden Außen⸗ 
ſeiten, ſondern vor allem auch als rückſichtsloſen, brutalen 
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Gewaltmenſchen, der moraliſchen Bedenken ſchwer zugänglich 
geweſen ſei. Ein Freund des Bonapartismus ſei es jedenfalls 
nicht geweſen, der das Buch herausgegeben habe. Stellen wie die 
„faites fusiller quatorze hommes“ und ähnliche Orders kehrten in 
Antwortſchreiben an Kommandeure ſtereotyp und als nächſtliegen⸗ 
des Auskunftsmittel der napoleoniſchen Staatskunſt wieder.“ (D.) 


Miniſter und Staatsmänner. 


Staatsminiſter v. Boetticher. 


„Er iſt der Mann, einen Hundertmarkſchein in Scheidemünze 
umzuwechſeln.“ (Der Fürſt wollte damit ſagen, daß die mini⸗ 
ſterielle Begabung des Herrn v. Boetticher namentlich darin be⸗ 
ſtehe, große, geſetzgeberiſche Gedanken im Detail zu verwirklichen.) 


Miquel. 


„Er iſt ein ſehr befähigter Kopf, dabei liebenswürdig und 
von großer Beredſamkeit, außerdem biegſam. Auffällig war 
mir an ihm, wie gut er ſtets mit dem Zentrum fertig zu 
werden wußte. Sobald Miquel auftrat, beruhigten ſich die 
erregten Gemüter dieſer Partei erſichtlich ſofort. Es war, als 
ob man Ol auf ein ſtürmiſch bewegtes Gewäſſer ausgegoſſen 
hätte. Manche glaubten von ihm, daß er nicht bloß mit 
dem Zentrum auf gutem Fuße ſtehe, ſondern ſogar Ver⸗ 
bindungen mit dem Orden Jeſu habe. Mir perſönlich iſt dar⸗ 
über nichts bekannt. Aus welchem Loche er als Finanzminiſter 
(zu dem er gerade ernannt worden war) herauskommen wird, 
muß abgewartet werden.“ 


Miniſter General v. Stoſch. 


„Es gab Zeiten, wo er das tätigſte Mitglied der Zirkel 
war, die Intrigen gegen mich ſpannen und auf meinen Sturz 
hinarbeiteten.“ Auch auf das „Syſtem Stoſch“ war der Fürſt 
nicht gut zu ſprechen. Ich regiſtriere noch folgende Außerung 
von ihm: „Marine und Waſſerbau waren zeitweilig die beiden 
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einzigen Staatsverwaltungen, in denen die gute alte preußiſche 
Tradition nicht immer in dem nötigen Maße reſpektiert wurde.“ 


Miniſter v. Koeller. 


Als dieſer energiſche, den Sozialdemokraten und den Dänen 
wie allen ſonſtigen Reichsfeinden gegenüber gleich tapfere Miniſter 
im Dezember 1895 ſein Portefeuille hatte niederlegen müſſen, 
ſagte der Fürſt zu mir, ich möchte ihn in der Zeitung „von 
der Sonnenſeite betrachten, ohne gerade für alles einzutreten, 
was er getan habe“, und hinzufügen, daß ſchnelles und häu⸗ 
figes Wechſeln in den Miniſterien überhaupt keine nützliche 
Wirkung für den Staat habe. Für die konſervative Staats 
auffaſſung ſei bei der Entlaſſung des Herrn v. Koeller die Be⸗ 
ſorgnis naheliegend, daß die Nachfolge einen Rückſchritt nicht 
im Sinne der Reaktion, ſondern in dem der Abſchwächung 
des ſtaatserhaltenden Prinzips involviere, und daß die Feſtig⸗ 
keit der ſtaatlichen Einrichtungen eine weitere Verminderung 
erleiden könnte. Bei ſeinem Einſchreiten gegen die Sozial⸗ 
demokratie habe Herr v. Koeller ſich in dem Rahmen der be— 
ſtehenden Geſetzgebung bewegt. Selbſt ſeine Gegner müßten 
anerkennen, daß er auf geſetzlicher Grundlage vorgegangen ſei, 
wenn ſie auch behaupteten, daß die Geſetze, die er angewandt 
habe, veraltet ſeien. Zwar habe Herr v. Koeller es nicht nötig 
gehabt, ſich mit ſeinen Kollegen im Staatsminiſterium vorher 
über ſein beabſichtigtes Vorgehen zu beraten; aber anderſeits 
ſei die Frage die, ob es nicht vorſichtiger und kollegialiſcher 
geweſen wäre, wenn er es getan hätte. 


Stephan. 


Beim Tode des Staatsſekretärs des Reichspoſtamtes Stephan 
im Frühjahr 1897 äußerte ſich der Fürſt über ihn dahin, daß 
ſeine Tüchtigkeit und ſeine großen Verdienſte um das Reichs⸗ 
poſtweſen unbeſtritten ſeien. Er habe ihn gefördert, ſo gut es 
möglich geweſen wäre; nur hätte er ab und zu gar zu weitgehende 
Anſprüche Stephans im Intereſſe des Staatsſäckels zurückweiſen 
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müſſen. Auch ſonſt habe es an Differenzen nicht gefehlt. In 
früheren Jahren habe ihm Stephan immer dankbare An⸗ 
hänglichkeit bewieſen; nach ſeiner (des Fürſten) Entlaſſung ſei 
darin eine Anderung eingetreten. Bei dieſer Gelegenheit meinte 
der Fürſt, daß der damalige Unterſtaatsſekretär im Reichs⸗ 
poſtamte, Fiſcher, zum Nachfolger Stephans ernannt werden 
würde. Als dann die Wahl auf Podbielski fiel, ſchüttelte er 
den Kopf und bemerkte, die Ernennung eines Militärs zum 
Staatsſekretär des Reichspoſtamtes ſei ebenſo ſonderbar, wie 
etwa die Übertragung irgendeines hohen militäriſchen Kom⸗ 
mandos an Fiſcher es geweſen wäre. 

In dieſer Zeit des Wechſels im Reichspoſtamte kam in 
Friedrichsruh das Geſpräch öfters auf poſtaliſche Dinge; unter 
anderen auch einmal auf die Dienſte, die die Poſt der Regie⸗ 
rung auf Verlangen durch Auslieferung von Briefen leiſte. 
Der Fürſt meinte, das ſei in Deutſchland kaum noch der Fall. 
Unter Philippsborn wäre dergleichen ab und zu noch geſchehen; 
unter Stephan ſei es ſehr viel ſchwerer geweſen, derartige 
Wünſche durchzuſetzen. Geſchickt ſei die Sache von der Thurn 
und Taxisſchen Poſtverwaltung gemacht worden. Da habe es 
ein beſonderes Bureau gegeben, worin mehrere geübte Herren 
ſtändig im Auftrage der verſchiedenen Regierungen gearbeitet 
und verdächtige Briefe bearbeitet hätten. Der eine habe das 
Siegel mit einem heißgemachten Meſſer, oder, wenn das Kuvert 
geklebt geweſen ſei, mit heißem Dampf geöffnet. Der zweite 
Herr hätte Auszüge aus den Briefen gemacht und der dritte 
das Kuvert wieder geſchloſſen. Als er, Bismarck, noch preu⸗ 
ßiſcher Bundesſtaatsgeſandter in Frankfurt geweſen ſei, habe 
er ſeinen Kollegen, wenn ſie ihm Briefe zur Mitbeſtellung 
durch den preußiſchen Kurier hätten übergeben wollen, direkt 
abgeraten, es zu tun, da er nur, wenn er perſönlich mit den 
Briefſchaften reiſe, die nötige Garantie übernehmen könne. In 
anderen Ländern ſei es noch ſchlimmer geweſen. Namentlich in 
Oſterreich. Ein öſterreichiſcher Miniſter, demgegenüber er ſich 
einmal über die erſichtliche Verletzung eines Briefes beſchwert 
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hatte, habe mit bezug auf den betreffenden Beamten, dem die 
Schuld daran zugefallen ſei, geantwortet: „J, den ungeſchickten 
Kerl müſſen wir doch gleich wegjagen.“ In Rußland ſei, 
früher wenigſtens, die Offnung gewiſſer Briefe, bevor ſie an 
den Adreſſaten gelangten, ganz ſelbſtverſtändlich geweſen. Be- 
ſonders charakteriſtiſch dafür ſei die Außerung eines früheren 
Zaren. Dieſer habe ſich gelegentlich darüber beklagt, daß ſeine 
Vettern in Deutſchland in ihren Korreſpondenzen nach Rußland 
ſo viel ungünſtiges über ihn ſchrieben, und dann hinzugefügt: 
„Damit ich es ja ganz gewiß erfahre, ſchicken ſie ihre Briefe 
ſogar durch die Poſt.“ (D.) 


Graf Harry Arnim. 


In einem Artikel der „Times“ war einmal geſagt worden, 
Fürſt Bismarck habe jede neben ihm auftauchende Kraft ent⸗ 
weder aſſimiliert oder vernichtet. Alle Männer von Talent, 
die ſich im Bereich ſeiner Macht erhoben hätten, ſeien, wenn ſie 
nicht damit zufrieden geweſen, ihm zu dienen, unterdrückt und 
beiſeite geſchoben worden. Außer vielen anderen ſei es dem 
Grafen Harry Arnim geſchehen. Das gleiche finde Anwendung 
auf die demokratiſchen Kräfte der Zeit. „Seid ihr der Herr, 
oder bin ich es?“ habe ihnen der Kanzler ſtets zugerufen. Als 
der Fürſt Bismarck dieſes las, ſagte er zu mir: 

„Ich will im Intereſſe der ‚demokratiſchen Kräfte unſerer 
Zeit‘ nur hoffen, daß es um ihr gutes Recht beſſer beſtellt iſt, 
als um das des Grafen Harry Arnim mir gegenüber. Dieſer 
war eine ſtrebende Größe, der ich zuerſt aufgeholfen habe. 
Aber ausgeſprochen egoiſtiſch veranlagt und zur Intrige ebenſo 
geneigt wie befähigt, begann er bald, mich ſeine verſteckte Gegner⸗ 
ſchaft fühlen zu laſſen. Er wollte nicht in erſter Linie dem 
Lande, ſondern ſich ſelbſt dienen. Einmal hat er geſagt, er be⸗ 
trachte jeden Vordermann, auch den höchſten, als perſönlichen 
Feind. Ihm lag alles am Vorwärtskommen und Macht⸗ 
gewinnen. Gegen dieſes Streben traten ſeine beſſeren Eigen⸗ 
ſchaften immer mehr zurück. Sicher iſt, daß er mich ſtürzen 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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wollte. Er begann eine direkte Korreſpondenz mit dem Könige 
gegen mich, worin er verſuchte, an die legitimiſtiſchen Neigungen 
des Monarchen anknüpfend, dieſen dazu zu bewegen, im Gegen⸗ 
ſatz zu der offiziellen Politik Deutſchlands, die Legitimiſten in 
Frankreich zu reſtituieren. Ahnliche Schritte gegen meine Politik 
hat er öfters unternommen. Stets war ich der Angegriffene 
und mußte mich in meiner Stellung als Vorgeſetzter verteidigen. 
Jeder, der die Dinge genauer kennt und auch meine damaligen 
Immediatberichte an den Monarchen ſtudiert hat, muß wohl oder 
übel anerkennen, daß ich mich dem Grafen Harry Arnim gegen⸗ 
über immer in der Defenſive befunden habe. . .. In ähnlicher 
Weiſe könnte ich alle Behauptungen ad absurdum führen, die da- 
hin gehen, daß ich niemand neben mir habe aufkommen laſſen.“ 


Gladſtone. 


„Ich will den alten Sünder nicht ſehen.“ (Auf eine An⸗ 
frage in Friedrichsruh.) 


Fürſt Gortſchakow. 


„Fürſt Gortſchakow hielt mich dans sa grande vanité immer 
für einen ſeiner Schüler, als den ich mich in früheren Zeiten, 
um ſeiner ſtark entwickelten Eitelkeit zu ſchmeicheln und um 
ihn für unſere Intereſſen günſtig zu ſtimmen, einmal bezeichnet 
hatte. Solange ich unter ſeinem Niveau ſtand, wollte er mir 
wohl; als ich mich aber darüber erhoben hatte, konnte er mir 
das nicht verzeihen, haßte mich und tat alles, was in ſeiner 
Macht ſtand, um mir hinderlich zu ſein, ſogar da, wo meine 
Handlungen für Rußland von offenbarem Nutzen waren, wie 
auf dem Berliner Kongreß. Ihm war jedes Mittel recht, um 
mich zu verdächtigen. Auch vor der Unwahrheit ſcheute er 
nicht zurück, wie zum Beiſpiel die Krieg⸗in⸗Sicht⸗ Affäre von 
1875 bezeugt. Er war auch von großer Habgier und hat ſich 
nicht geniert, ſie gelegentlich offen zu bekunden. Er legte 
großen Wert darauf, daß die Anerkennung, die man ihm zollte, 
nicht nur in Worten beſtand, ſondern in ſubſtantielleren Dingen, 


194 


etwa in Tabatièren oder Uhren, die mit koſtbaren Edelſteinen 
beſetzt waren. Einmal hat er mich direkt darum gebeten, dafür 
zu ſorgen, daß bei einer Verleihung an ihn ‚des boutons 
grosses Verwendung fänden.“ (D.) 


Graf Murawjew. 


Als Graf Murawjew zum ruſſiſchen Miniſter des Außeren 
ernannt worden war, lautete die erſte Außerung des Fürſten 
darüber: „Na, das iſt ja der, auf den ich immer gehofft habe. 
Wenn er ſich ſo macht, wie ich glaube, wird er gut.“ Er fügte 
hinzu: „Meine Beziehungen zu Murawjew waren, als dieſer noch 
Rat an der ruſſiſchen Botſchaft in Berlin war, immer ſehr gut 
und gingen weit über das rein Geſchäftliche hinaus. Dazu 
hat das große Vertrauen beigetragen, das mein perſönlicher 
Freund, der ruſſiſche Botſchafter Graf Schuwalow, ſeinem Rate 
Murawjew in ſo umfaſſender Weiſe zuteil werden ließ, daß 
er ihm zeitweilig die Führung der Geſchäfte ſelbſtändig über⸗ 
trug. Murawjew iſt zwar ein vollkommener Ruſſe und wird 
nur ruſſiſche Politik treiben; aber ein hervorſtechender Zug 
ſeines Weſens iſt Ehrlichkeit. Jede Neigung, der unverfälſchten 
ruſſiſchen Politik und ihren Zielen zuwider den europäiſchen 
Frieden etwa nach franzöſiſchen Wünſchen zu gefährden, liegt 
ihm vielleicht noch ferner als ſeinen Vorgängern. Auch mit 
meinem Sohne Herbert hat ſich der neue ruſſiſche Miniſter 
ſtets ſehr gut geſtanden und ſeiner andauernden Sympathie 
für mich durch regelmäßige Beglückwünſchungen zum Geburts⸗ 
tage oder bei anderen Gelegenheiten Ausdruck gegeben.“ (D.) 


Li⸗Hung⸗Tſchang. 

Nach dem Beſuche, den der chineſiſche Staatsmann dem 
Fürſten in Friedrichsruh abgeſtattet hatte, äußerte der letztere: 
„Li⸗Hung⸗Tſchang hat mir bei ſeiner Anweſenheit hier warme 
Verehrung und Anerkennung gezeigt. Ich habe mich ſehr gut 
mit ihm unterhalten. Er machte mir den Eindruck eines be⸗ 
deutenden, keineswegs lächerlichen, wenn auch fremdländiſchen 
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Diplomaten.“ Dementſprechend war der Fürſt nicht angenehm 
von der Tonart berührt, die ein Teil der Preſſe bei der Be⸗ 
richterſtattung über Li-Hung⸗Tſchang angeſchlagen hatte. Er 
fand ſie weder würdig, noch angemeſſen. 


Militärs, Diplomaten, Parteiführer, Publiziſten und 
andere Perſönlichkeiten. 


Graf Walderſee. 


„Graf Walderſee war von ungeſundem Ehrgeiz beſeelt, weil 
er ſich nicht auf ſeinen militäriſchen Beruf zu beſchränken ver⸗ 
mochte. Auch kann ich ihn nicht gegen den Vorwurf der 
Streberei in Schutz nehmen. Als er im Jahre 1891 in Un⸗ 
gnade nach Altona verſetzt war, ſuchte er mich alsbald auf 
und ſprach ſich dann bei Tiſch wie bei der anſchließenden 
Ausfahrt in ſo ſchroffen Außerungen über den jetzigen Kaiſer 
aus, daß es mir der Leute wegen peinlich war. Nach den 
Wiener Uriasbriefen brach er dann die Beziehungen zu mir 
plötzlich ab und hat ſich in Friedrichsruh erſt wieder ſehen 
laſſen, als die ſogenannte ‚Verſöhnung“ Ende Januar 1894 
eingetreten war. Bei ſpäteren Allerhöchſten Verſtimmungen, 
nach meiner 1895er Anſprache an die Holſteiner und nach Be⸗ 
kanntgabe des Rückverſicherungsvertrages mit Rußland, ſpielte 
dasſelbe Stück, daß Graf Walderſee ſich wieder von mir fern⸗ 
hielt. Er war eben in erſter Linie Höfling. Daß er in ſeiner 
erſten Erbitterung über die Verbannung nach Altona einige gegen 
Seine Majeſtät direkt gerichtete Artikel in der, Saale⸗Zeitung“ 
veranlaßt hat, iſt nur deshalb im Prozeß Tauſch nicht öffentlich 
bekannt geworden, weil es dem Grafen gelang, den von ihm viel- 
fach benutzten Norman⸗Schumann im Auslande zu erhalten.“ 


Lothar Bucher. 


Beim Empfang der Nachricht vom Tode Buchers war der 
Fürſt ſehr traurig und machte aus ſeinem Schmerz über dieſen 
Verluſt kein Hehl. Mir ſagte er: 
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„Bucher war ein ganz jeltener Mann, einer meiner treueſten 
Freunde und hervorragendſten Mitarbeiter. Ich habe ſeiner 
Unermüdlichkeit, ſeinem Fleiße und feiner Sachkenntnis viel 
zu danken. Auch in meine Familie reißt ſein Tod eine Lücke. 
Als ſtändiger Gaſt bildete er einen integrierenden Beſtandteil 
derſelben. Ein ſelbſtloſerer Mann als er und ein ebenſo 
tüchtiger iſt mir in meinem ganzen Leben nicht begegnet. 
Seine übergroße Beſcheidenheit iſt daran ſchuld, daß er in 
weiteren Kreiſen nie ſo recht zur Anerkennung gelangt iſt. Wie 
er mir fehlen wird, das glaubt niemand.“ 


Theodor v. Bernhardi. 


Einmal traf ich den Fürſten, als er mit der Lektüre des neue⸗ 
ſten Bandes der Bernhardiſchen Memoiren beſchäftigt war. Er 
äußerte ſich dabei über den Verfaſſer ungefähr folgendermaßen: 

„Bernhardi ſcheint ein eifriger Tagebuchſchreiber geweſen 
zu ſein. Er war ein geſcheiter Menſch, aber ein ehrlicher. 
Anfänglich war er ſtark liberal, hat ſich aber bald die Hörner 
abgelaufen. Ich habe mich lange nicht ſo gut unterhalten, wie 
bei der Lektüre ſeiner Aufzeichnungen. Alle politiſchen Größen 
jener Zeit ſtehen da in puris naturalibus vor einem.“ 

Die Veröffentlichungen Bernhardis kamen damals mit 
den Onckenſchen und den Horſt Kohlſchen Veröffentlichungen 
ſehr à point und zeigten, mit welchen ſchweren Widerſtänden 
der Fürſt bei Durchführung ſeiner weltgeſchichtlichen Pläne 
zu kämpfen hatte. (D.) 


Major v. Wißmann. 

Der Fürſt ſchätzte Wißmann ſehr. Einmal bin ich in ſei⸗ 
nem Auftrage in Lauterberg im Harz geweſen, wo Wißmann 
damals auf Urlaub bei ſeiner Mutter weilte, um ihm Mit⸗ 
teilungen des Fürſten zu überbringen, die von Intereſſe für 
ihn waren. Wenn in der Preſſe Angriffe auf Wißmann er⸗ 
folgten, ſo ließ der Fürſt ſie in den „Hamburger Nachrichten“ 
ſtets abwehren. Gelegentlich äußerte er: 
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„Soviel Steht feſt, daß ſich Wißmann in der ganzen Zeit 
ſeines Oberbefehls in Oſtafrika nur auf Unternehmungen ein⸗ 
gelaſſen hat, deren Durchführung möglich war. Demgemüß 
hat er alles, was er begonnen, auch wirklich durchgeführt. Er 
blieb bei aller Unternehmungsluſt und bei allem perſönlichen 
Mute ſtets beſonnen, und wurde durch dieſe Eigenſchaften zu 
dem ausgezeichneten Führer, deſſen die deutſchen Streitkräfte 
in Deutſch⸗Oſtafrika bedurften.“ 


Geheimrat Hintzpeter. 

Geheimrat Hintzpeter, der frühere Erzieher des Kaiſers, 
gehörte bekanntlich zu den unverantwortlichen Ratgebern des 
Monarchen, die in den Märztagen von 1890 und ſpäter eine 
Rolle geſpielt haben. Als im Dezember 1890 Hintzpeter als 
eventueller Nachfolger des damaligen Kultusminiſters v. Goßler 
genannt wurde, er aber in den Zeitungen erklären ließ, er 
wolle nicht Miniſter werden, ſagte der Fürſt: „Das iſt ſchade. 
Es würde im öffentlichen Intereſſe liegen, wenn Herr Hintzpeter 
auf den Platz eines verantwortlichen Miniſters herausträte.“ (D.) 


Windthorſt. 

„Er war und blieb ein politiſcher Giftmiſcher, freilich ein 
geſchickter. Gänzlich unverſtändlich iſt mir die Verherrlichung, 
die ihm bei ſeinem Ableben auch von nationaler Seite in einer 
Tonart zuteil geworden iſt, als ob in ihm ein Vater des Vater⸗ 
landes dahingeſchieden ſei. Ich glaube, daß die übertriebenen 
Ovationen, die ihm im Parlament und in der Preſſe gewidmet 
worden ſind, zum großen Teile auf dem Wohlwollen beruhen, 
das ihm während der letzten Zeit ſeines Lebens von oben her 
bewieſen worden iſt. Die Abſolution, die ihm von dorther 
erteilt worden zu ſein ſchien, hat ſicher dazu beigetragen, daß 
der alte und verſchlagene Vertreter welfiſch⸗jeſuitiſcher Ten⸗ 
denzen auch außerhalb des Zentrums und ſeiner Affiliierten 
ſo maßlos gefeiert worden iſt. Aber die Sache hat auch ihre 
erfreuliche Seite. Wenn der Strahl der kaiſerlichen Gnade, der 
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auf Windthorſt fiel, hinreichen konnte, die Auffaſſung weiter 
Kreiſe derart zu beeinfluſſen, daß ſie in Windthorſt nicht 
mehr einen Gegner des nationalen deutſchen Kaiſerreiches 
mit proteſtantiſcher Spitze ſahen, ſondern einen Freund und 
eine Stütze desſelben, ſo beweiſt das, wie außerordentlich die 
Krone ſeit dreißig Jahren an Autorität gewonnen hat. Im 
Jahre 1862 würde alle perſönliche Auszeichnung eines Mannes 
wie Windthorſt nicht imſtande geweſen ſein, mehr aus ihm 
zu machen, als in ihm ſteckte, oder einen, wenn auch nur 
vorübergehenden Umſchwung des öffentlichen Urteils über 
ihn hervorzurufen.“ (D.) 


Eugen Richter. 


„Die fortdauernden Angriffe, die der Abgeordnete Richter 
auch nach meiner Verabſchiedung gegen mich richtet, wirken 
auf mich nicht anders, wie die Bekundungen von Haß auf ſo— 
zialiſtiſcher und ultramontaner, polniſcher und ſonſt reichsfeind⸗ 
licher Seite. Ich leſe ſie mit großem Vergnügen und finde 
darin einen neuen Beweis, daß ich die richtigen Wege gegangen 
bin. Ich bin überzeugt, daß die Beſchuldigungen und Ver⸗ 
dächtigungen des Herrn Richter auf mich lediglich meinen Ruf 
als Staatsmann fördern werden. Es würde mich tief betrüben 
und mit ernſtlicher Beſorgnis erfüllen, wenn Herr Richter 
eines Tages ſeine Angriffe gegen mich einſtellte oder mir gar 
Anerkennung zollte.“ (D.) 


Moritz Buſch. 


Als einmal beim Frühſtück das Geſpräch auf das Buch 
„Graf Bismarck und ſeine Leute“ von Moritz Buſch kam, der 
ſich inzwiſchen mancher Indiskretion ſchuldig gemacht hatte, 
fragte ein naher Verwandter des Fürſten dieſen, wie er eigent⸗ 
lich dazu gekommen ſei, dieſen Mann an ſich heranzuziehen. 
Der Fürſt erwiderte, daß Buſch ſein Aufkommen Lothar Bucher 
zu verdanken habe, dem er, Bismarck, jederzeit unbedingtes 
Vertrauen geſchenkt habe; dieſer habe ſich aber ſeinerſeits in 
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Buſch getäuſcht. Bucher ſei mit Buſch in früheren Jahren 
außerhalb Deutſchlands bekannt geworden und habe 1870 deſſen 
Berufung ins Hauptquartier als publiziſtiſcher Mitarbeiter des 
mobilen Auswärtigen Amtes veranlaßt. Ebenſo ſei es auf 
Bucher zurückzuführen geweſen, wenn Buſch nach ſeiner, des 
Fürſten, Entlaſſung wieder nach Friedrichsruh gekommen ſei. 
Bucher ſei damals mit dem Ordnen von Papieren befaßt worden. 
Er habe dieſe Arbeit aber, namentlich wegen ſeines gichtiſchen 
Leidens in den Fingern, nicht allein bewältigen können und 
dazu eine Hilfskraft gebraucht. Dabei ſei ſeine Wahl auf Buſch 
gefallen, obgleich ihm ſchon damals aus dem Bismarckſchen 
Familienkreiſe heraus Zweifel an der Zuverläſſigkeit und der 
Diskretion dieſes Herrn geäußert worden ſeien. Bucher habe 
dieſe Zweifel aber nicht gelten laſſen wollen und hätte be- 
hauptet, daß ſie auf Mißgunſt beruhten und daß Buſch voll- 
kommen treu und zuverläſſig ſei. Die ſpäteren Publikationen 
von Buſch hätten aber bewieſen, daß Lothar Bucher mit ſeinem 
Urteil über Buſch doch nicht im Rechte geweſen wäre. Er⸗ 
wähnt ſei noch, daß Buſch nach ſeinem Friedrichsruher Aufent⸗ 
halt vom März 1891 bloß noch einmal, im Mai 1893, auf 
ganz kurze Zeit beim Fürſten Bismarck geweilt hat. Später⸗ 
hin fiel er wegen ſeiner Indiskretion gänzlich in Ungnade. 


Pindter. 


Im Sommer 1894 ging ein Bericht über eine Unterredung 
durch die Preſſe, die der Vertreter des Neuyorker „Sun“ mit 
dem vormaligen Redakteur der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung,“ Pindter, über deſſen Beziehungen zum Fürſten Bis⸗ 
marck gehabt haben wollte. Darin war unter anderen geſagt, 
Pindter habe dem Fürſten „energiſch, aber vergeblich vom 
Kulturkampfe abgeraten“. Später habe er eines Nachts mit 
dem Fürſten bis vier Uhr morgens zuſammengeſeſſen, um die 
Reſultate des Kulturkampfes zu ſtudieren, und was der⸗ 
gleichen Unſinn mehr war. Als der Fürſt das las, ſagte er 
zu mir: 
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„Das iſt natürlich alles pure Erfindung. Ich habe nie in 
näheren Beziehungen zu Herrn Pindter geſtanden, ihn kaum 
perſönlich gekannt, und ihn jedenfalls ein-, höchſtens zwei— 
mal im Leben geſehen, nachts niemals. Trotz ſeiner Bereit— 
willigkeit, die von der Regierung eingeſandten Artikel aufzu- 
nehmen, war bei Herrn Pindter perſönlich kein Wohlwollen 
für die darin vertretene Politik vorhanden. Er galt überhaupt 
nicht als politiſche Perſönlichkeit.“ 

Ich füge noch hinzu, daß, als ich Herrn Pindter, gleich 
nachdem die „Hamburger Nachrichten“ in den Dienſt des ent⸗ 
laſſenen Fürſten getreten waren, zufällig einmal in Berlin 
ſprach, er mir ſeine Verwunderung darüber ausdrückte, daß 
das Blatt dem Fürſten zur Verfügung geſtellt worden ſei. 
„Wollen Sie denn,“ ſo fragte er mich, „von Remini⸗ 
ſzenzen leben? Ich an Ihrer Stelle würde dem Fürſten ge— 
jagt haben: „Durchlaucht, ſchreiben Sie doch Broſchüren, aber 
laſſen Sie uns zufrieden!.“ Das genügt wohl zur Charafte- 
riſierung des Mannes. 


Dichter, Komponiſten und Schriftſteller. 


Richard Wagner. 


Fürſt Bismarck ſtand zur Kunſt Richard Wagners in keinem 
beſonders nahen Verhältnis; er hatte überhaupt wenig Zeit, 
ſich mit Theater und Muſik zu befaſſen. „Die Politik hat alles 
in mir ausgepumpt.“ Aber er kannte doch manches der Werke 
des großen deutſchen Meiſters. In dem Briefe, mit dem er ſich 
im Februar 1871 von Verſailles aus bei Wagner für die Über⸗ 
ſendung des ihm, Bismarck, gewidmeten Gedichtes „An das 
deutſche Heer“ (Geſammelte Schriften und Dichtungen, Band IX) 
bedankte, hieß es unter anderem, daß er, Bismarck, den Werken 
Wagners ſtets ein lebhaftes, wenn auch zuweilen mit Neigung 
zur Oppoſition gemiſchtes Intereſſe zugewendet habe. Um die 
Mitte der ſiebziger Jahre vermittelte Varnbüler, der bekannte 
württembergiſche Staatsmann, daß Richard Wagner eine Ein⸗ 
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ladung des Fürſten Bismarck zum Diner im engeren Familien⸗ 
kreiſe im Reichskanzlerpalais erhielt. Bei dieſer Gelegenheit 
ſind ſich die beiden großen Männer leider nicht viel näher ge⸗ 
kommen. Namentlich hat ſich die Hoffnung Richard Wagners, 
den „allmächtigen Reichskanzler“ für den Gedanken der Be- 
willigung eines Reichszuſchuſſes zu den Baireuther Feſtſpielen 
zu gewinnen, nicht verwirklicht. Der Fürſt war der Anſicht, daß 
die damaligen Verhältniſſe nicht danach angetan geweſen ſeien, 
die Zuſtimmung des Reichstages zu einem ſolchen Zuſchuß zu er⸗ 
langen. Es lag ſeiner Meinung nach auch im Intereſſe Wag⸗ 
ners, aus eigener Kraft zu zeigen, was er könne. Er, Bismarck, 
ſei ſicher geweſen, daß es auch ohne Reichszuſchuß gehen werde. 
Ferner habe die Rückſicht auf König Ludwig II. von Bayern 
mitgeſprochen, der es vielleicht als ein „Einbrechen in ſeine 
eigenen Jagdgründe“ betrachtet haben würde, wenn man von 
Berlin aus dem Unternehmen ſeines ſpeziellen Schützlings ent⸗ 
gegengekommen wäre. Ein Mäcen wie König Ludwig ſei für 
Richard Wagner wichtiger geweſen als Reichshilfe. Richard 
Wagner hat ſeinen Mißerfolg bei Bismarck ziemlich übel ver⸗ 
merkt. Als ich ihn im März gelegentlich der erſten Auffüh⸗ 
rung von Triſtan und Iſolde im Königlichen Opernhauſe in 
Berlin in ſeinem Hotel aufſuchte, gab er ſeiner Indignation 
bitteren Ausdruck. Von der abendlichen Unterhaltung im Reichs⸗ 
kanzlerpalais ſagte er, es habe ſich faſt durchweg um „politi- 
ſchen Tratſch“ gedreht; für ſeine Sache habe er kein Entgegen⸗ 
kommen gefunden. Als ich dem Fürſten ſpäter dieſe Außerung 
Wagners erzählte, lächelte er gutmütig und meinte: „Ja, das 
kann ich mir denken. Aber ich konnte damals nicht anders. Auch 
der alte Kaiſer war nicht für einen Reichszuſchuß zu haben. 
Heute läge ja die Sache vielleicht anders. Er (Wagner) iſt ja 
inzwiſchen auf allen Punkten Sieger geblieben. Eins aber 
hat mich damals ſchon an ihm gefreut: Früher waren meine 
deutſchen Landsleute immer viel zu beſcheiden, auch wenn ſie 
etwas Tüchtiges konnten und leiſteten. Die Unterhaltung mit 
Wagner hat mir den Beweis geliefert, daß darin ein erfreu⸗ 
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licher Umſchwung eingetreten iſt. Ich bin doch auch nicht 
ohne Selbſtbewußtſein, aber ein ſo hohes Maß von dieſer 
Eigenſchaft, wie ich es bei Richard Wagner angetroffen habe, 
iſt mir bei einem Deutſchen weder vorher oder nachher wieder 
vorgekommen.“ 

Ich habe dieſe Außerung des Fürſten ſeinerzeit nicht ver⸗ 
öffentlichen laſſen, ſie aber privatim einem meiner Kollegen, 
der bei den „Hamburger Nachrichten“ das Muſikreferat hatte, 
erzählt. Dieſer hat ſie dann in ſeinem Buche über die Deutſche 
Oper mitgeteilt, und danach iſt ſie von anderen Schriftſtellern 
weiter kolportiert worden. Aber in ungenauer Faſſung. Ich 
habe ſie deshalb oben ihrem Wortlaute nach mitgeteilt. 


Goethe. 


Wenn Fürſt Bismarck Goethes Erwähnung tat, ſo geſchah 
es meiſt, ähnlich wie es auch in bezug auf Schiller der Fall 
war, nicht ohne kritiſche Bemerkungen, die meiſt ſehr charakte⸗ 
riſtiſch für den Fürſten und ſeine Auffaſſung waren. Einmal 
hatte ich in einer Zeitung geleſen, daß der Fürſt das ſchon da⸗ 
mals ziemlich verbrauchte Wort geſprochen habe: „Der Fauſt iſt 
meine Bibel.“ Da ich des Fürſten Abneigung gegen die An⸗ 
wendung ſolcher Gemeinplätze kannte, ſtiegen mir Zweifel auf 
und bei der nächſten Gelegenheit erlaubte ich mir, eine dem⸗ 
entſprechende Frage an ihn zu richten. Er blickte eine Weile 
ruhig vor ſich hin, als ob er ſich etwas überlegte, tat dann ein 
paar mächtige Züge aus ſeiner langen Pfeife und ſagte end⸗ 
lich: „Ich kenne nur eine Bibel, und das iſt die Heilige Schrift.“ 


Zola. 

Als der Prozeß Zola in Paris verhandelt wurde und da— 
mit das Intereſſe auf die Perſon des franzöſiſchen Schrift⸗ 
ſtellers gelenkt war, ließ ſich der Fürſt einige ſeiner Werke 
kommen und las darin. Lange hat er aber die Lektüre nicht 
ausgehalten; ſie ging ihm auf die Nerven. Nach ſeinem 
Geſchmack waren die Romane „viel zu ſehr mit übermäßig 
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breiten Schilderungen von Nebenſächlichkeiten bepackt“, jo daß 
es ſchwer falle, dem Fortgang der Handlung mit Aufmerkſam⸗ 
keit zu folgen. Politiſch bemerkte der Fürſt: „Die Feindſchaft, 
die ſich Zola von ſeiten des franzöſiſchen Klerus und der fran⸗ 
zöſiſchen Armee zugezogen habe, ſei wohl die Quittung für 
Lourdes“ und ‚La Debäcle‘.” (D.) 


Aus meinem Verkehr mit dem Fürſten. 


Vorgänge, Eindrücke und Aufträge. 


Die äußeren Umſtände, unter denen ich mich als publiziſti⸗ 
ſcher Gehilfe des großen Kanzlers nach ſeiner Entlaſſung zu 
betätigen hatte, ſind bereits in der Einleitung dieſes Werkes 
geſchildert. Ich ergänze die dortigen Angaben noch durch fol— 
gende: 

Bei meinem Eintreten in das Arbeitszimmer ſaß der Fürſt 
meiſt leſend und rauchend vor ſeinem großen Schreibtiſch. Er 
ließ nicht davon ab, ſich regelmäßig zu meiner Begrüßung zu 
erheben und einige liebenswürdige Fragen nach meinem Be⸗ 
finden und dem des alten Herrn Dr. Hartmeyer an mich zu 
richten, wobei er mir jedesmal kräftig die Hand drückte. Dann 
lud er mich ein, ihm gegenüber an ſeinem Schreibtiſch Platz zu 
nehmen. Meiſt erfolgte dann zunächſt die Frage: „Rauchen 
Sie heute?“ Ich verneinte ſtets, weil ich nicht liebte, zu rauchen, 
während der Fürſt mit mir ſprach. „Aber Sie trinken doch 
ein Glas Wein mit mir?“ fuhr er dann fort und drückte 
auf die nebenliegende elektriſche Birne, um ſeinen Kammer⸗ 
diener Pinnow zu zitieren, dem er entſprechende Anweiſung 
erteilte. Dann begann die Arbeit. 

In der erſten Zeit konnte ich mich, während der Fürſt mit 
mir ſprach, nur ſchwer von dem Banne frei machen, in den 
mich ſeine Perſönlichkeit ſchlug. Wenn ſein mächtiges Augen⸗ 
paar auf mir ruhte, hatte ich immer das Gefühl, als ob ſein 
Blick mich ganz und gar durchdringe, jo daß auch der ge- 
heimſte Gedanke ihm nicht verborgen bleibe. Es wurde mir 
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anfangs außerordentlich ſchwer, meine Gedanken auf das zu 
konzentrieren, was der Fürſt mir ſagte. Immer wieder okku— 
pierte mich der Gedanke, daß der Mann, der da vor mir ſaß 
und mit mir ſprach, der nämliche ſei, der durch unvergleich— 
liche Taten Deutſchland aus Ohnmacht und Zerriſſenheit zur 
Einheit, Macht und Wohlfahrt, zu ſeiner Stellung als Welt— 
macht emporgehoben hatte. Der Nämliche, der den zur Ab— 
dankung geneigten König Wilhelm von Preußen in Babels⸗ 
berg beim Portepee gefaßt und ihn bewogen, auf ſeinem Poſten 
auszuharren, und der damit der Weltgeſchichte eine neue Wen- 
dung gegeben hatte. Derſelbe Mann, der mit Napoleon III. 
das denkwürdige Geſpräch nach der Schlacht bei Sedan in dem 
Weberhäuschen bei Donchery hatte. Immer wieder verſenkte 
ich mich, während der Fürſt las, derart in den Anblick ſeiner 
hiſtoriſchen Perſönlichkeit, daß ich förmlich zuſammenſchreckte, 
wenn er dann wieder das Wort an mich richtete. 

Dazu kam, daß das Arbeitszimmer des Fürſten zahlreiche 
Gegenſtände enthielt, die das lebhafteſte Intereſſe auf ſich 
zogen. Ich will hier nur die wichtigſten erwähnen. Da 
war zunächſt der Tiſch, auf dem im Mai 1871 der Frank⸗ 
furter Friede unterzeichnet worden war. Er ſtand an der 
ſchmalen Seite des großen Schreibtiſches und war, ſoviel ich 
mich erinnere, ein Klapptiſch aus rotbräunlichem poliertem 
Mahagoniholze. Auch auf dem Schreibtiſch befanden ſich mehrere 
Gegenſtände, die meine Aufmerkſamkeit in Anſpruch nahmen. Vor 
allem ein mächtiges Schreibzeug aus ſchwarzem Stein, auf deſſen 
Platte ein ſterbender Löwe ausgeſtreckt war. „Das ſchenkte 
mir“ — ſo äußerte der Fürſt, als er einmal bemerkte, mit 
welcher Aufmerkſamkeit ich das Schreibzeug betrachtete — „mein 
alter Herr, als er im Jahre 1875 krank war und dem Tode 
nahe zu ſein glaubte. Glücklicherweiſe hatte er ſich über ſein 
Befinden getäuſcht.“ Weiter war da ein langes weißes Etui, 
das ein außerordentlich koſtbares und kunſtvoll gearbeitetes Pet⸗ 
ſchaft enthielt, das an ſeiner Siegelfläche und an ſeinem Knauf 
mit großen Lapislazuliſternen beſetzt war. „Das habe ich“ — 
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erläuterte mir der Fürſt — „zu meinem letzten Geburtstag von 
unſerem jetzigen Herrn geſchenkt erhalten. Es ſtammt vom 
Schreibtiſch meines hochjeligen Herrn, des alten Kaiſers. Mein 
Blick hat oft und lange darauf geruht, wenn ich zum Vortrage 
bei ihm war.“ 

Nachdem ich mich mehr an die Situation gewöhnt hatte, 
begann ich den Fürſten zu ſtudieren, während er mit mir 
ſprach oder las. Was mir zunächſt außer ſeinen bekannten 
Eigenſchaften auffiel, war die erſtaunliche Wandlungsfähigkeit 
ſeiner Geſichtszüge. Wenn ich ihm zum Beiſpiel irgendeinen 
Brief oder eine Zeitung vorlegte, die auf der Hamburger 
Redaktion eingegangen war und auf ihn Bezug hatte, ſo konnte 
ich, während er las, deutlich den Eindruck auf ſeinem Geſichte 
wahrnehmen, den das Schriftſtück auf ihn machte. Zuweilen 
geſchah es, daß ſein bis dahin liebenswürdiger verbindlicher Ge- 
ſichtsausdruck ſich plötzlich gänzlich veränderte und man den Ein⸗ 
druck hatte, als ob ſeine Geſichtszüge in Bronze erſtarrten. 
Daraus ſchloß ich, daß er auf eine Stelle geſtoßen ſei, die ihn 
verletzte oder ſeinen Widerſpruch hervorrief. Meiſt trat dann 
ſein langer Bleiſtift in Funktion und markierte einzelne Worte 
oder Sätze, auf die der Fürſt nach beendeter Lektüre zurück⸗ 
zukommen gedachte. Mit nicht minderer Deutlichkeit ſpiegelte 
das Antlitz des großen Kanzlers beim Leſen auch andere Emp⸗ 
findungen: heitere Zuſtimmung, humoriſtiſche Einfälle oder 
Ironie, immer höchſt ausgeſprochen und unverkennbar, wider. 
In meiner Gegenwart unterließ es der Fürſt natürlich, die 
diplomatiſche Fähigkeit auszuüben: den Geſichtsausdruck ſtets 
derart in der Gewalt zu haben, daß das Antlitz jedem forſchen⸗ 
den Auge undurchdringlich blieb, und daß niemand daraus die 
Gedanken abzuleſen vermochte, die ihn erfüllten. 

Sehr bemerkenswert erſchien mir demnächſt die Ausdrucks⸗ 
weiſe des Fürſten in den Geſprächen mit mir. Sie war ſtets 
die wahrhaft klaſſiſche, die zu allen Zeiten den Gegenſtand des 
Entzückens ſeiner Zuhörer gebildet hat. Zuweilen ſtockte er 
plötzlich mitten in dem Satze, den er ausſprechen wollte, und 
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es war erſichtlich, daß er nach einem Ausdruck ſuchte, den er 
gerade brauchte und der genau das wiedergab, was er meinte, 
nicht weniger, aber auch nicht mehr, und mit dem er dann ſtets, 
wenn er ihn gefunden hatte, den Nagel auf den Kopf traf. 
Einmal, als der Fürſt eine beſonders lange Pauſe machte und 
ich ihn fragend anſah, bemerkte er: 

„Ja, Sie wundern ſich wohl auch darüber, daß ich zuweilen 
aufhalte und zu ſtocken ſcheine. Das haben ſchon viele Leute 
vor Ihnen getan. Es iſt ja auch in den Blättern viel über 
mein Stocken bei Reichstagsreden geſchrieben und dabei geſagt 
worden, meine Reden läſen ſich beſſer, als ſie ſich anhörten. 
Das kann ich nicht beurteilen. Aber ich möchte Ihnen doch 
ſagen, was es mit dieſem angeblichen Stocken in Wirklichkeit 
auf ſich hat: Wer ſo viele wichtige Reden in verantwortlicher 
Stellung wie ich hat halten müſſen, für den kommt während 
des Sprechens leicht ein Moment, wo er das Bedürfnis hat, 
einen Augenblick zu pauſieren, um einen Blick in das vor ihm 
liegende Terrain zu werfen, um zu ſehen, wie der Weg nun 
weiter geht. Es iſt leicht darauf loszureden, wenn man keine 
Verantwortung hat. Iſt das aber der Fall, ſo muß man nicht 
ſelten ein Wort, bevor man es ausſpricht, förmlich mit der 
Hand abwägen, ob es weder ein majus noch ein minus enthält, 
ſondern nur das, was man ſagen will. Auch dieſes Wägen des 
Ausdrucks hat oft zu den ſogenannten Stockungen in meinen 
Reden geführt, nichts anderes.“ 

Weiter fiel es mir auf, daß der Fürſt, der doch ein ſehr 
guter Deutſcher war und es an nationalem Selbſtgefühle ſicher 
mit jedem Alldeutſchen und jedem Sprachreinigungsfanatiker 
aufnehmen konnte, viel Fremdwörter gebrauchte. Das lag nicht 
nur an den Gewohnheiten des diplomatiſchen Amtes, ſondern 
auch daran, daß er, wie alle ſeine Zeitgenoſſen, eine Erziehung 
erhalten hatte, die auf den Gebrauch fremder Sprachen und 
Ausdrücke, namentlich der franzöſiſchen, hinleitete. Was man 
in der Jugend immer vor Augen und Ohren gehabt hat, das 
bleibt einem als Gewohnheit bis ins ſpäte Alter anhaften. 
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Ich habe aus dem Munde des Fürſten Ausdrücke gehört, die 
ganz außergewöhnlich waren und nur noch ſelten zur Anmen- 
dung gelangten, wie etwa „Pudendum“ für etwas, deſſen man 
ſich zu ſchämen hat; „reaſſumieren“ oder „repriſtinieren“ für 
„wieder aufnehmen“. Aber auch im Deutſchen ſchuf ſein ori⸗ 
gineller Geiſt ſich originelle Ausdrucksweiſen. So zum Beiſpiel 
ſprach er mit Vorliebe davon, daß irgendeine Verpflichtung bei 
irgendeiner Gelegenheit „zur Hebung gelange“. 

Einmal ſetzte mich der Fürſt dadurch in Verlegenheit, daß 
er, während er einen ſteuer- und wirtſchaftspolitiſchen Artikel 
mit mir beſprach, die Bemerkung einflocht: „Sie können ſich 
ja die nötigen ſtatiſtiſchen und rechneriſchen Unterlagen leicht 
beſchaffen. Ich habe ſie leider nicht hier.“ Der Fürſt war 
eben von früher her gewöhnt, hunderte von Räten zur Ver⸗ 
fügung zu haben, die ſich beeilten, auf ſeinen Wunſch alle die 
gewaltigen Hilfsmittel, die der Staatsverwaltung zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, zu benutzen, um in kürzeſter Zeit mit amtlicher 
Genauigkeit feſtzuſtellen und zu beſchaffen, was der leitende 
Staatsmann brauchte, während eine einzelne Zeitungsredaktion 
in dieſer Beziehung natürlich nur Geringes zu leiſten vermag. 
Wenn ich dann den Fürſten auf die Schwierigkeit hinwies, die 
es für mich haben werde, das fehlende Material zu erlangen, 
ſo pflegte er zu erwidern: „Na, dann machen Sie es ſo gut, 
wie Sie können. Sie werden das Richtige ſchon treffen!“ 

Ofters kam es vor, daß ich ihm, wenn es ſich nicht um 
eilige Sachen handelte, das Ergebnis meiner Ermittelungen 
vor ihrer Verwendung in der Zeitung vorlegte. Dann ſah er 
den Entwurf kritiſch durch und verbeſſerte ihn, zuweilen auch 
ſtiliſtiſch. Mit Vorliebe ſtrich er Adjektiva, die nur zur Ver⸗ 
ſtärkung dienen ſollten. Dabei ſagte er mir einmal: 

„Glauben Sie mir, einem alten Stiliſten, je einfacher und 
ſchmuckloſer Sie Ihre Gedanken vortragen, deſto ſtärker wir⸗ 
2 2 

Auch gegen überflüſſige Steigerungen ging er energiſch mit 
dem Bleiſtift vor. Ich erinnere mich eines Falles, wo ich in einem, 
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für ihn zur Durchſicht beſtimmten Entwurf geſchrieben hatte: 
„Es geſchah zum allererſten Male, daß die deutſche Regierung 
eine derartige Maßregel ergriff.“ Der Fürſt ſtrich ſofort das 
„aller“ durch und bemerkte dazu: 

„Das ‚erſte Mal' genügt vollkommen; denn noch früher 
als das erſte Mal kann doch die Sache nicht geſchehen ſein.“ 

Im Laufe der Zeit hatte ich mir unter dem Einfluß des 
Fürſten Bismarck ſo ſehr ſeine Ausdrucksweiſe angewöhnt und 
ſie mir ungewollt derart zu eigen gemacht, daß ich manchmal 
ſelbſt darüber erſtaunt geweſen bin. Die Sache muß ziemlich 
auffällig geweſen fein, denn andere Blätter fingen an, ſich dar- 
über zu mokieren. Heinrich v. Poſchinger nimmt in ſeinem 
Werke „Fürſt Bismarck und ſeine Hamburger Freunde“ in 
dem mir gewidmeten Kapitel (Seite 120) von dieſer Sache wie 
folgt Notiz: 

„Durch den langen perſönlichen Verkehr mit Bismarck lebte ſich Hof⸗ 
mann derart in die Auffaſſungen und in die Ausdrucksweiſe des Alt⸗ 
reichskanzlers hinein, daß ſich einzelne Blätter, zum Beiſpiel die „Frank⸗ 
furter Zeitung, zu der ärgerlichen Bemerkung verſtiegen, man könne 
jetzt nicht mehr unterſcheiden, was Bismarck gejagt habe und was Hof- 
mann aus eigenen Heften doziere.“ 


Eine ſchwere Niederlage zog ich mir zu, als ich eines Tages 
den Verſuch machte, den Fürſten zu einer beſchleunigteren Stel⸗ 
lungnahme gegenüber einer Frage zu bewegen, die plötzlich auf⸗ 
getaucht und brennend geworden war. Das geſchah, als ich 
gerade im Begriff ſtand, mich zu verabſchieden. Der Fürſt 
klopfte mir lächelnd auf die Schulter und ſagte: „Das geht 
doch nicht. Wenn Sie beim erſten Hunde ſein wollen, ſo kann 
ich in meiner Stellung nicht mit.“ 

Wie man weiß, liebte es der Fürſt, wenn das, was er 
zu leſen bekam, in deutſcher Schrift gedruckt oder geſchrieben 
war. Ich ſelbſt bediente mich zu Anfang meiner Beziehungen 
zu dem großen Staatsmanne noch der lateiniſchen Schriftzeichen, 
und das geſchah auch in Ausarbeitungen, die für den Fürſten 
beſtimmt waren. Nach einiger Zeit machte mich Dr. Chryſander 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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darauf aufmerkſam, daß es der Fürſt gut aufnehmen würde, 
wenn ich Deutſch ſchriebe. Selbſtverſtändlich befolgte ich den Rat 
und hatte dafür die Freude, daß es Seine Durchlaucht beim 
nächſten Male für der Mühe wert hielt, mir dafür ſein Wohl⸗ 
gefallen und ſeine Anerkennung auszuſprechen. 

Mitunter erhielt ich auch Aufträge vom Fürſten, die dieſer 
durch ſein Sekretariat erledigen zu laſſen aus irgendeinem 
Grunde vermeiden wollte. Anfang März des Jahres 1892 las 
der Fürſt in der Zeitung die Nachricht, daß in der bayriſchen 
Strafanſtalt Amberg Kullmann, der in Kiſſingen das Attentat 
an ihm verübt hatte, geſtorben ſei. Er fragte mich, ob das 
diesmal wohl wahr ſei. Kullmann war nämlich ſchon früher 
einmal tot geſagt worden. Aber die Sache intereſſierte ihn doch 
ſo ſehr, daß er mich bat, nicht von Friedrichsruh aus, aber 
gleich nach meiner Rückkehr nach Hamburg an den Straf⸗ 
anſtaltsdirektor in Amberg zu telegraphieren und anzufragen, 
ob die Nachricht vom Tode Kullmanns begründet ſei. 

Ende April 1893 war in der Pariſer Ausgabe des „New 
York Herald“ in einer Berliner Korreſpondenz mitgeteilt worden, 
Fürſt Bismarck ſei zum Präſidenten des preußiſchen Herrenhauſes 
gewählt worden. Man habe aber über die Wahl, die mit einer 
Stimme Majorität erfolgt ſei, einen derartigen Schreck be⸗ 
kommen, daß die Sache vertuſcht oder auf irgendeine Weiſe 
wieder rückgängig gemacht worden ſei. Als der Fürſt das las, 
meinte er, in öffentlicher Sitzung könnte das natürlich nicht 
vorgekommen ſein, aber vielleicht in einer Vorbeſprechung. Er 
möchte das wohl wiſſen, ſich aber nicht direkt an irgendein be⸗ 
freundetes Mitglied des hohen Hauſes wenden, um zu erfahren, 
was an der Sache ſei. Deshalb wäre es ihm lieb, wenn ich 
die nötige Aufklärung übernähme. Ofters wurde ich auch noch 
in ſpäter Abendſtunde nach Friedrichsruh gebeten, wenn irgend- 
eine dringende Angelegenheit vorlag, die der Fürſt ebenfalls 
nicht durch ſein Sekretariat beſorgen laſſen wollte. 

Als im Jahre 1891 die Nationalliberalen ihren Delegier⸗ 


tentag in Berlin abhielten, begab ich mich im Auftrage des 
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Fürſten dorthin, um mit Herrn v. Bennigſen zu ſprechen 
und ihm gewiſſe Mitteilungen zu machen, die vielleicht auf die 
Stellungnahme ſeiner Partei zu den Handels verträgen, und 
was damit zuſammenhing, nicht ohne Einfluß ſein würde. Herr 
v. Bennigſen empfing mich als Abgeſandten des Fürſten, im 
Kaiſerhof, wo er wohnte, natürlich mit der größten Zuvor— 
kommenheit, nahm auch meine Eröffnungen bereitwilligſt und 
offenbar intereſſiert entgegen; aber entweder hat er die Auf- 
faſſung des Fürſten nicht geteilt, oder damit bei den Natio⸗ 
nalliberalen, die damals in wirtſchaftlicher Beziehung vom 
Caprivismus ziemlich ſtark infiziert waren, keinen Anklang ge⸗ 
funden. Jedenfalls ging aus den Verhandlungen und Beſchlüſſen 
des Delegiertentages das Gegenteil nicht hervor. 


Eigenſchaften und Lebensweiſe des Fürſten. 


Kaum je wird es eine zweite Menſchennatur gegeben haben, in 
der ſich ſo, wie es beim Fürſten Bismarck der Fall war, koloſſale 
geſchichtliche Größe mit einem jo fein entwickelten und ausgepräg- 
ten Sinn für das Gedeihliche des Alltagslebens paarte. Und 
wohin ſich die Unterhaltung auch verlor, bei jeder Wendung auf 
noch ſo abgelegene Gebiete oder Gegenſtände, ſetzte der Fürſt 
ſeine Zuhörer durch eine unvergleichliche Sachkenntnis, durch 
Schärfe ſeines Urteils, ſowie durch charakteriſtiſche Vergleiche in 
Erſtaunen. Seine epigrammatiſchen Ausſprüche warfen auf die 
Dinge, die gerade erörtert wurden, meiſt ein ganz neues Licht, 
und der Zuhörer fühlte ſich völlig im Banne des Bismarckſchen 
Geiſtes. Selbſt die Fachleute überraſchte der Fürſt zuweilen 
durch ſeine Urteile derart, daß ſie ganz frappiert waren. Viel⸗ 
fach hörte man ſie nach ſolchen Vorkommniſſen mit voller Über⸗ 
zeugung äußern, daß nach ihrer Anſicht der Fürſt, wenn er 
nicht zufälligerweiſe der große Staatsmann, der Gründer des 
Deutſchen Reiches und Mann der Weltgeſchichte geworden wäre, 
ebenſogut ein großer Techniker, ein gelehrter Profeſſor oder 
ſonſt etwas geworden wäre. „Ja“ — pflegte der Fürſt zu ſagen, 
wenn dergleichen Außerungen zu ſeinem Ohre drangen —, 
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„wenn ich in meiner Jugend fleißiger geweſen wäre und mehr 
Sitzfleiſch gehabt hätte, etwa ſo viel wie mein Sohn Herbert, 
ſo hätte aus mir wohl etwas werden können.“ 

Erſtaunlich war das Gedächtnis des Fürſten noch im hohen 
Alter. Bis zuletzt erinnerte er ſich mit größter Deutlichkeit 
aller irgendwie bemerkenswerten Vorgänge und Perſönlich⸗ 
keiten, die in ſeinem Leben irgendeine Rolle geſpielt hatten, 
bis in die früheſten Jugendjahre hinein. Er hat mir gegen⸗ 
über einmal die Zahl der Perſonen, mit denen er während 
ſeines langen Lebens in Berührung gekommen ſei, auf etwa 
dreißigtauſend geſchätzt, die ſich alle in mehr oder weniger 
hervorragender Lebensſtellung befunden hätten. Jede einzelne 
derſelben ſtand ihm ſofort in ihrer körperlichen und geiſtigen 
Eigenart vor Augen, wenn die Rede auf ſie kam, und wenn 
es dem Fürſten gefiel, ſo verſtand er es, ſie mit wenigen Worten 
in höchſt charakteriſtiſcher Geſtalt ſeinen Zuhörern vor Augen 
zu führen. Oft habe ich auch erlebt, daß wenn irgend jemand 
aus dem Familienkreiſe, oder einer von den Gäſten ſich in der 
Unterhaltung auf einen Namen, eine Tatſache, eine Ortlichkeit 
nicht beſinnen konnte, der Fürſt, obwohl in ſeine Lektüre ver⸗ 
tieft, ſofort die betreffende Angabe mit größter Sicherheit zu 
machen wußte. Einmal wurde, während er nach dem Diner 
abends, an ſeinem gewohnten Platze bequem ausgeſtreckt, 
Zeitungen las und ſeine Pfeife dazu rauchte, im Geſpräche 
der Umſitzenden nach dem Namen eines Gutes geforſcht, das 
irgendwo in Pommern gelegen war und das der Fürſt ſeit 
etwa einem halben Jahrhundert nicht mehr geſehen hatte. 
Trotzdem ein Teil der Anweſenden die dortige Gegend ſehr 
gut kannte, konnte niemand auf den Namen kommen, bis der 
Fürſt, der ſcheinbar gar nicht zugehört hatte, den Namen 
nannte und hinzufügte, daß er vor fünfzig Jahren etwa das 
Gut nächtlicher Weiſe berührt habe, als er in die Irre ge⸗ 
ritten ſei; ſpäter hätte er mit ſeinen Beſitzern nie wieder in 
Beziehungen geſtanden. Trotzdem aber ſprang der Name ſo⸗ 
fort in ſeinem Gehirn auf, während die anderen, viel jüngeren 
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Gäſte aus Pommern ſich vergeblich darüber den Kopf zer: 
brachen. 

Außerordentlich waren die geſchichtlichen und genealogiſchen 
Kenntniſſe des Fürſten. Das Geſpräch konnte kaum auf eine 
lebende oder tote Perſönlichkeit, die in der Geſchichte, oder durch 
ihre Geburt, beziehungsweiſe Stellung in der Welt einmal eine 
Rolle geſpielt hatte, kommen, ohne daß der Fürſt, wenn er an der 
Unterhaltung teilnahm, ſie nicht ſofort in ſo überaus prägnanter 
Weiſe ſo zu ſchildern gewußt hätte, daß ſie „wie ſie leibte und 
lebte“ vor die Augen des Zuhörers trat. Selbſt von weniger 
hervorragenden Perſönlichkeiten vermochte er ihre Familien- 
abſtammung und ſonſtigen Verhältniſſe in genaueſter Weiſe 
anzugeben. Auch die Eigentümlichkeiten der verſchiedenen deut- 
ſchen Dynaſtien und ihre Unterſchiede voneinander wußte er, 
wie kaum ein zweiter Menſch, in ebenſo rückſichtsvoller wie 
hübſcher und dabei handgreiflicher Weiſe zu ſchildern. Ein⸗ 
mal ſagte er bei Beſprechung entſprechender ausländiſcher Ver⸗ 
hältniſſe, daß wir Deutſche eigentlich doch mit Befriedigung 
auf die zahlreichen ſtattlichen und eindrucksvollen Perſönlich— 
keiten beiderlei Geſchlechts blicken dürften, die in den deutſchen 
Herrſcherhäuſern anzutreffen ſeien. 

Während einer Unterredung, die ein Hamburger Beſucher 
an einem 5. Mai, dem Datum des großen Brandes von Ham- 
burg, mit dem Fürſten hatte, erging ſich dieſer in perſön⸗ 
lichen Erinnerungen an Hamburg und bekundete auch hier— 
bei ſein erſtaunliches Gedächtnis. Er teilte mit, daß er im 
Jahre 1837 zuerſt nach Hamburg gekommen ſei und zwar 
von Hannover durch die Lüneburger Heide ohne Bahn und 
ohne Chauſſee. Er habe damals in Streits Hotel gewohnt, 
dort ſehr gut gegeſſen, ſich aber den Magen verdorben und 
dies auf ſeiner Fahrt zu Schiff nach England mit einem An⸗ 
falle von Seekrankheit, der er ſonſt nicht unterworfen ſei, zu 
büßen gehabt. Er gedachte noch ganz geringfügiger Neben⸗ 
umſtände ſeines damaligen Aufenthaltes im Alſterpavillon und 
auf dem Stintfang, woſelbſt er eine prächtige Ausſicht auf den 
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Hafen gehabt habe, die ihm noch jetzt klar und ſcharf vor 
Augen ſchwebe. Das nächſte Mal ſei er, ebenfalls auf 
einer Reiſe nach England, im Juni 1842 durch Hamburg ge⸗ 
kommen. Er erinnere ſich noch ſehr gut der Brandtrümmer, 
die an einzelnen Stellen ſogar noch geraucht hätten, wo eine 
Löſchung unmöglich geweſen oder abſichtlich unterlaſſen worden 
ſei, um die unter dem Schutte glimmenden Waren vollſtändig 
ausbrennen zu laſſen, und ſo einer neuen Entfachung des Feuers 
vorzubeugen. 

Der Fürſt war bekanntlich aufrichtig religiös. Er glaubte 
an das Walten einer göttlichen Vorſehung. Der Gedanke, aus 
dem Zuſammenhange mit Gott herausgeriſſen zu werden, blieb 
ihm bis an ſein Lebensende unerträglich. Aber er war, ob- 
wohl evangeliſcher Chriſt, doch nicht im eigentlichen Sinne kon⸗ 
feſſionsgläubig. Ofters äußerte er, er betrachte denjenigen als 
einen Toren, der gegenüber der Erhabenheit des Weltalls und 
der Erſtaunlichkeit der Naturgeſetze keinen Schöpfer derſelben 
anerkenne, ſondern alles auf Selbſtentwicklung und Urzelle 
zurückführen wolle, ohne zu bedenken, daß die Urzelle auch 
einen Urheber gehabt haben müſſe und daß dieſer um ſo 
größere Bewunderung verdiene. Der Fürſt erachtete die Re⸗ 
ligion für die Menſchheit als unentbehrlich, weil ihr ſonſt mit 
dem Glauben, in Gott ihren ewigen Richter zu finden, das 
Gefühl der Verantwortlichkeit fehle. Aber anderſeits ſah er es 
als „Ausfluß prieſterlicher Anmaßung“ an, darüber beſtimmen 
zu wollen, welche von den vorhandenen chriſtlichen Konfeſſionen 
die allein wahre und ſeligmachende ſei. (Man vergleiche dazu den 
Artikel im zweiten Teil dieſes Werkes, betitelt die bulgariſche Taufe.) 
Auf dem Nachttiſch des Fürſten hatte ſtets ein Andachtsbuch 
ſeinen Platz. Es war mit Papier durchſchoſſen, und auf die 
leeren Seiten pflegte ſich der Fürſt Notizen und Aufzeich⸗ 
nungen zu machen. Dies Buch, in dem ſo manche ſeiner 
großen Taten ihre erſte ſchriftliche Fixierung gefunden hatte, 
diente ihm bis zu ſeinem Tode zur Erbauung. 

Mit großer Zähigkeit hielt der Fürſt an allem feſt, was 
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ihm lieb und gewohnt war. War er der „Freund ſeiner 
Freunde und der Feind ſeiner Feinde“, ſo ſtimmte es mit 
dieſer Charaktereigenſchaft überein, daß er ſich nur ſchwer von 
Perſonen oder Sachen trennte, die ihm anhänglich oder lieb 
waren. Einmal ſagte er zu mir: „Wenn ein Haus auf meinen 
Beſitzungen baufällig wird, jo laſſe ich es nicht gleich weg— 
reißen, ſondern reparieren, und wenn das nicht geht, ein neues 
daneben bauen. Auch mit meinen Angeſtellten und meiner 
Dienerſchaft geht es mir ähnlich wie meinem alten Herrn: 
Kaiſer Wilhelm I. Ich trenne mich ſehr ſchwer von meinen 
Leuten und nehme lieber manche Unzuträglichkeiten, zuweilen 
ſogar ſehr üble mit in den Kauf, als daß ich wechſle und mich 
an neue Geſichter gewöhne. Ich habe hier und da einen nicht 
ſehr erbaulichen Eindruck von dieſem oder jenem Angeſtellten 
oder Bedienſteten, mache Wahrnehmungen, oder erhalte Mit⸗ 
teilungen über ihn, die mir nicht gefallen; aber ehe ich ihn 
entlaſſe und einen neuen an ſeine Stelle ſetze, beſinne ich mich 
noch lange. Meines Erinnerns habe ich nie jemandem gekündigt 
und ihn entlaſſen, außer wegen Ungehorſams — dann aller⸗ 
dings mußte er ſofort weg. So habe ich zum Beiſpiel einmal 
einen Reitknecht, der ſich in der Trunkenheit unangemeſſen 
gegen die Fürſtin betragen und ihr den Gehorſam verweigert 
hatte, auf der Stelle weggeſchickt, obgleich er ſonſt brauch⸗ 
bar und mir nicht unſympathiſch war. Das iſt aber wohl 
der einzige derartige Fall geweſen. Die Neigung zum tun⸗ 
lichſten Beibehalten alter Angeſtellter oder alter Diener iſt eine 
Eigentümlichkeit meiner ganzen Familie. Als ich ſeinerzeit in 
Schönhauſen zur Herrſchaft gelangte, habe ich noch Leute vor⸗ 
gefunden, die bereits in der dritten Generation der Familie 
Bismarck dienten. Ein Vorwerksverwalter war ſechzig Jahre 
im Amte. Mein Vater hatte ſich aus der Kampagne von 1792 
einen Jäger aus dem Rheingau mitgebracht, namens Jöde, den 
er ſehr lange behalten und dem er dann den herrſchaftlichen 
Krug im Dorfe Schönhauſen übergeben hat. Dieſer Jöde hat 
mich als Junge zuerſt mit auf die Jagd genommen und ich 
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erinnere mich ſeiner noch ganz genau. Der alte Jöde hatte in 
hohem Maße die Eigentümlichkeit mancher alter Diener an⸗ 
genommen, ſich als mit ihrer Herrſchaft auf ganz vertrautem 
Fuße ſtehend zu betrachten. So hat er mir als Knabe häufig 
vorrenommiert: „Ihr Herr Vater, Herr Junker, und ich, wir 
werden im Sommer draußen naß und auch wieder trocken, 
immer find wir zujammen.‘ Einem Hofmeiſter, der mehr als 
fünfzig Jahre im Dienſte unſerer Familie geſtanden hat, zahle 
ich heute noch die Penſion. Das ſind noch die alten Verhältniſſe. 
Heute wird das alles anders. Eiſenbahn und Freizügigkeit 
räumen damit auf.“ 

Vielfach bin ich darauf angeredet worden, ob der Fürſt 
geizig ſei. Ich muß geſtehen, daß ich über dieſe Frage immer 
ganz verblüfft war. Ich habe in all den Jahren meines Ver⸗ 
kehrs mit ihm keinerlei Wahrnehmung gemacht, die auf Geiz 
ſchließen ließe. Ganz im Gegenteil habe ich mich oft über- 
zeugt, daß der Fürſt eine ſehr offene Hand beſaß und ſeinen 
Angehörigen und Freunden große Opfer brachte, wenn ſie ihm 
deſſen würdig und bedürftig erſchienen. Zahllos waren die Ge- 
ſchenke und Aufmerkſamkeiten, die er ſpendete beziehungsweiſe 
erwies. Es gab Zeiten, wo aus dem Sachſenwald täglich 
Hunderte von jungen Eichenſtämmen gratis und ohne Speditions⸗ 
koſten an Leute verſandt wurden, die darum gebeten hatten, 
oder denen der Fürſt eine Freundlichkeit erweiſen wollte. Vor 
allem aber bezeugte die außerordentlich umfangreiche und ziem⸗ 
lich koſtſpielige Gaſtfreundſchaft, die er übte, daß keine Spur 
von Geiz in ihm wohnte. Ich habe in meinem Leben die Gaſt⸗ 
freundſchaft ſo manches vornehmen und reichen Mannes ge⸗ 
noſſen, muß aber ſagen, daß ſie nicht annähernd an die von 
Friedrichsruh, Varzin oder Schönhauſen heranreichte. Alles 
war dort auf andauernden und zahlreichen Beſuch vorbereitet. 
Die Fremdenzimmer waren mit allen Bequemlichkeiten aus⸗ 
geſtattet, die man ſich nur wünſchen konnte; ſoweit wie möglich 
wurde dabei auf die Eigenart und die perſönlichen Neigungen 
des Beſuchers Rückſicht genommen. Jedem Bedürfnis wurde 
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entſprochen, ehe es nur geäußert worden war. Küche und Keller 
des Hauſes Bismarck waren wegen ihrer Reichlichkeit und 
Güte berühmt. 

Das Gerede über den angeblichen Geiz des Fürſten mochte 
vielleicht daher rühren, daß der Fürſt jeden Verſuch, ihn zu 
übervorteilen, energiſch zurückwies. Das war aber kein Zeichen 
von Geiz, ſondern nur von Selbſtbewußtſein und Klugheit, 
wie das Gegenteil ein Beweis von Schwäche und Torheit ge— 
weſen ſein würde. Als einmal in den Blättern von dem an⸗ 
geblichen Geize des Fürſten die Rede war, ſagte er mir: „Die 
Herren, die das ſchreiben, ſollen doch gefälligſt einmal zu mir 
herkommen und mit mir einen Gang durch meine Beſitzungen 
machen. Dieſe Exkurſion würde ſie zur Gewinnung eines rich 
tigen Urteils über mich und meinen angeblichen Geiz beſſer 
befähigen als ihr Grübeln über die Annahme der Dotation, 
die mit meiner Standeserhöhung verknüpft war, und über 
meine, durch prinzipielle Erwägungen hervorgerufenen Streitig⸗ 
keiten mit den Steuerbehörden. Vielleicht würden ſie dann 
anderen Sinnes über mich werden.“ Ich kann aus eigener 
Erfahrung nur beſtätigen, daß die Fürſorge des Fürſten, die 
er als Gutsherr auch in den geringſten Dingen ſeinen An⸗ 
geſtellten und Untergebenen widmete, alle Erwartungen und 
Begriffe überſtieg und wahrhaft rührend wirkte. Als einmal 
eine Unterredung, die ich mit dem Fürſten hatte, durch die 
Meldung unterbrochen wurde, auf der wenige Minuten ent⸗ 
fernten Sägemühle des Fürſten ſei jemand verunglückt, ließ 
der Fürſt Politik Politik ſein und begab ſich ſofort mit dem 
Arzte zu dem Verunglückten, um ſelbſt nach dem Rechten zu 
ſehen und für ihn zu ſorgen. Ich erwähne noch, daß die leider 
viel verbreitete Meinung, der Fürſt habe ſich ſeinem alten 
Oberförſter Lange gegenüber „nicht nobel benommen“, ſachlich 
nicht aufrecht zu erhalten iſt. Es handelte ſich bei dem be⸗ 
kannten Penſionsprozeſſe nicht ſowohl um den ſtrittigen Betrag, 
der für beide Teile keine Rolle ſpielte, ſondern um eine Rechts⸗ 
frage. Der Oberförſter machte einen Rechts anſpruch geltend, 
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den der Fürſt als ſolchen nicht anerkennen konnte, ohne jein 
eigenes Recht preiszugeben, oder zuzugeſtehen, daß er im Un⸗ 
recht ſei. Da auch Lange auf ſeinem Anſpruch beſtand, mußten 
die Gerichte entſcheiden. Fürſt Bismarck hätte den Prozeß gern 
vermieden, aber er war es ſich ſelbſt ſchuldig, ihn zu führen, 
ähnlich wie in England der reichſte und vornehmſte Lord ſich 
nicht ſcheut, wegen eines einzigen Pences einen langwierigen 
Prozeß anzufangen, nur um ſein Recht vor jeder Verſchleierung 
oder Verdunkelung zu bewahren. Jedenfalls kann im Falle 
Lange nicht von „Geiz“ des Fürſten oder von „unſchönem Ver⸗ 
halten“ die Rede ſein. 

Die große Herzensgüte des Fürſten bezeugt folgender kleiner 
Vorfall, an dem ich teilhatte. Wider die ſonſtige Regel war der 
Fürſt eines Tages nach dem Frühſtück im Speiſeſaal ſitzen ge⸗ 
blieben. Nachdem alle anderen Mitglieder der Familie und 
die anweſenden Gäſte, um den ſchönen Sommernachmittag zu 
genießen, ſich ins Freie begeben hatten, begann der Fürſt die 
politiſche Unterhaltung mit mir. Plötzlich kam ein kleines 
Vögelchen, das noch nicht ganz flügge war, durch die offen⸗ 
ſtehende Balkontür in das Zimmer geflattert. Der Fürſt 
unterbrach ſich ſofort und bat mich, das kleine Tierchen be⸗ 
hutſam zu fangen und in den Garten zurückzubefördern. Es 
war ein kleiner Zeiſig. Es gelang mir unſchwer, ihn in einer 
Ecke zu erhaſchen, und ich trug ihn die Balkontreppe hinunter, 
um ihn auf den Raſen niederzuſetzen. Der Fürſt folgte von 
oben dem Vorgange in allen ſeinen Einzelheiten und wies mich 
dann an, das kleine Tier nicht auf den Raſen, ſondern auf einen 
Zweig zu placieren, den er mir mit dem Finger bezeichnete. 

Das Leben, das Fürſt Bismarck nach ſeiner Entlaſſung 
führte, entſprach kaum ſeinen Neigungen und Wünſchen. 
Er war, ohne es zu zeigen, innerlich ſtets von Mißbehagen 
darüber erfüllt, zur Untätigkeit verurteilt zu ſein, obwohl er 
körperlich wie geiſtig noch auf Jahre hinaus in der Lage ge⸗ 
weſen wäre, dem Vaterlande wichtige Dienſte zu leiſten. Ander⸗ 
ſeits aber befanden ſich diejenigen ſtark im Irrtume, die da 
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glaubten, daß der verabſchiedete große Staatsmann den ganzen 
Tag über nichts anderes tue, als den Gang der in- und aus— 
ländiſchen Politik zu verfolgen, Zeitungen zu leſen und Briefe 
oder Depeſchen politiſchen Inhalts nach allen Richtungen der 
Windroſe hin auszutauſchen. Freilich las der Fürſt viele Zei— 
tungen; nicht nur die von ihm abonnierten fünf oder ſechs, 
ſondern auch die, die ihm in großer Anzahl eingeſchickt wurden. 
Aber ſeine eigentliche politiſche Tätigkeit beſchränkte ſich, ab— 
geſehen von dem Diktat ſeiner „Gedanken und Erinnerungen“ 
in den erſten Jahren und den Geſprächen mit mir, darauf, 
diejenigen politiſchen Perſönlichkeiten zu empfangen und zu 
ſprechen, die zum Beſuch eintrafen. Nicht ſelten erſchienen 
aktive Miniſter, Botſchafter, Geſandte, angeſehene Parlamen⸗ 
tarier und jo weiter bei ihm, darunter auch der ruſſiſche Bot- 
ſchafter in Berlin, Graf Schuwalow. Sonſt beſchränkte ſich der 
Fürſt darauf — wie er früher einmal geſagt hatte — das Stück, 
das auf dem Welttheater geſpielt wurde, als unbeteiligter, 
wenn auch kritiſcher Zuſchauer von der Loge aus zu verfolgen. 
Nur wenn er wichtige Intereſſen des Deutſchen Reiches ge⸗ 
fährdet glaubte oder perſönlich von einer Seite angegriffen 
wurde, die ihm tanti erſchien, erhob er die Hand zur Abwehr 
in den „Hamburger Nachrichten“ und gelegentlich auch in öffent- 
licher Rede. 

Viel Heiterkeit erregte es beim Fürſten, wenn lange Tele⸗ 
gramme, namentlich aus Amerika, von Politikern und Zeitungs⸗ 
redaktionen einliefen, welche „eingeklemmte“ Antwortformulare 
enthielten, die er nach der Abſicht der Abſender dazu be- 
nutzen ſollte, um auf dem Drahtwege ihnen ſeine Meinung 
über wichtige Tagesfragen zu übermitteln. Ich brauche wohl 
kaum hinzuzufügen, daß derartige Telegramme niemals beant⸗ 
wortet wurden. 

Die Lebensweiſe des Fürſten war ſtreng geregelt, und er 
beobachtete „ſtreng“ die ihm von Schweninger erteilten ärztlichen 
Vorſchriften. Wenigſtens nach Möglichkeit. Oft litt er an Schlaf⸗ 
loſigkeit und pflegte ſich daher kaum vor zehn Uhr morgens zu 
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erheben. Das erſte, was er in der Frühe zu ſich nahm, war in 
der Regel etwas Obſt. Nach dem erſten Frühſtücke, das keines⸗ 
wegs ſehr reichlich war, und nach Entgegennahme des täglichen 
Berichtes ſeines Schwiegerſohnes, des Grafen Rantzau, über 
Eingänge und ſonſtige geſchäftlichen Angelegenheiten unter⸗ 
nahm er bei günſtiger Witterung einen längeren Spaziergang 
durch den Park, von dem er kurz vor dem zweiten Früh⸗ 
ſtück, etwa um halb ein Uhr, zurückzukehren pflegte. Er 
aß dann meiſtens mit großem Appetit. Ofters habe ich es 
erlebt, daß er ſich als Zwiſchengang noch einen Teller mit 
Spiegeleiern ſervieren ließ, wenn er beſonders weit gegangen 
und hungrig war. Beim Frühſtücke trank er meiſt bayeriſches 
Bier oder ein Glas alten Rheinwein. An der Frühſtückstafel 
waren Gäſte ebenſo häufig wie willkommen und der Fürſt 
zeigte ſich in der Regel ſehr gut aufgelegt und geſprächig. 
Gegen das Ende der Mahlzeit wurde ihm die Mittagspoſt 
gebracht, die er bei dampfender Pfeife las und wobei er auf 
den eingegangenen Briefen und Zeitungen mit dem bekannten 
langen Bleiſtifte Randbemerkungen für die ſpätere Benutzung 
oder Beantwortung anbrachte. Nach Beendigung des Früh⸗ 
ſtücks begab er ſich, begleitet von ſeinen beiden Doggen, in 
ſein Arbeitszimmer. Dort fanden dann intimere Geſpräche 
politiſcher oder ſonſtiger Natur ſtatt, ſobald Bedürfnis und 
Anweſenheit von hervorragenden Perſönlichkeiten im Schloſſe 
dazu Anlaß gaben. Nach Beendigung der Geſchäfte und nach⸗ 
dem der Fürſt ein wenig geruht hatte, hing es von ſeinem 
Befinden und dem Wetter ab, ob er eine Ausfahrt machte 
oder nicht. 

Das Diner wurde um ſieben Uhr eingenommen. Toiletten⸗ 
zwang fand dabei, abgeſehen von feierlichen Gelegenheiten, 
nicht ſtatt. Der Frack war direkt verpönt. Die Gerichte 
waren durchweg vorzüglich ausgewählt und zubereitet. Von 
der Suppe nahm der Fürſt faſt niemals, dagegen ſprach er 
den übrigen Speiſen wie beim Frühſtück mit gutem Appetit 
zu. Nach Beendigung des Diners begab er ſich mit ſeiner 
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Familie und den Gäſten in die anſtoßenden Gemächer, wo 
Kaffee, Likör und Zigarren gereicht wurden. Er ſelbſt 
nahm davon nichts, ſondern begnügte ſich mit ſeiner langen 
Pfeife. Behaglich ausgeſtreckt auf einem chaiſelongueähnlichen 
Sitze, pflegte er ſich inmitten der ihn umgebenden, leb— 
haft plaudernden Gruppen in die eingegangenen Zeitungen 
und Zeitſchriften zu vertiefen, ohne durch die Geſpräche der 
Anweſenden ſich irgendwie geſtört zu fühlen. Ab und zu be— 
teiligte er ſich an der Unterhaltung durch hingeworfene Be— 
merkungen. Sobald ihm in ſeiner Lektüre irgend etwas auf— 
ſtieß, von dem er meinte, daß es einen der Anweſenden 
beſonders intereſſiere, veranlaßte er dieſen durch ein Wort 
oder einen Blick, an ſeine Seite zu kommen, um ihm ſeine 
Anſicht mitzuteilen oder die ſeinige zu hören. Ab und zu kam 
es bei dieſen abendlichen Unterhaltungen, wenn der Fürſt ſich 
danach aufgelegt fühlte, auch zu lebhafterer Beteiligung jeiner- 
ſeits an den Geſprächen. 

Es ſei noch erwähnt, daß der Fürſt in den letzten Lebens⸗ 
jahren Rotwein kaum noch getrunken hat, höchſtens aus⸗ 
nahmsweiſe; ebenſowenig rauchte er Zigarren, ſondern immer 
nur die lange Pfeife. Seine Lieblingsgetränke waren Bier 
und Champagner, ſowie ein ganz vorzüglicher Pfälzer Wein 
(Forſter Kirchenſtück'). Was den Champagner betrifft, jo be- 
vorzugte er, wie bereits erwähnt, die Marke Most et Chan⸗ 
don, doch war darin in den letzten Jahren ein Wandel ein⸗ 
getreten; er trank ſpäter nur noch ganz herben. Das Bier, 
das der Fürſt mit Vorliebe genoß, war Münchener Sedlmayr, 
das, in großen Flaſchen abgezogen, immer in vorzüglicher 
Qualität in Friedrichsruh vorhanden war. Als ich ihm ein- 
mal von meiner Vorliebe für Pilſener Bier ſprach, erwiderte 
der Fürſt: „Ich mag es nicht; es iſt mir zu dünn und zu bitter. 
Daran kann ich meinen Geſchmack nicht mehr gewöhnen.“ 

Der Weinkeller des Fürſten gehörte ſtets zu den am beſten 
und reichhaltigſt verſehenen, die es überhaupt gab. Das er⸗ 
klärt ſich ſchon aus der großen Menge auserwählter Marken, 
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die dem Fürſten, beſonders auch nach feiner Entlaſſung, 
aus allen Teilen der Welt als Zeichen der Verehrung und 
der Dankbarkeit zugingen. Ein beſonders bekannter Spender 
von Weinen war der italieniſche Miniſter Criſpi, der, mit 
dem Fürſten befreundet, ihn auch in Friedrichsruh beſucht 
hat. Criſpi war ſelbſt großer Weingutsbeſitzer. Eine Sendung 
von ihm, die im Sommer 1890 eintraf, enthielt unter anderen 
mehrere Sorten von Syrakuſer, darunter „Albanello“ von ganz 
hervorragender Blume und Reinheit. Er erinnerte im Geſchmack 
etwas an den Chateau Iquem und an alten herben Ungar. 


Ernſtes und Heiteres aus meinen Geſprächen und 
Erlebniſſen mit dem Fürſten. 


Es war am 3. Juli des Jahres 1891, alſo am Jahres⸗ 
tage der Schlacht von Königgrätz. Eine ſüddeutſche Regi⸗ 
mentsmuſik, die in Hamburg Konzerte gab, hatte von dem 
Landesherrn den Befehl erhalten, an dem geſchichtlichen Er— 
innerungstage ſich nach Friedrichsruh zu begeben und dem 
Fürſten eine muſikaliſche Huldigung darzubringen. Als dieſe 
beendet war und die Muſiker, ausgiebig bewirtet, ſich wieder 
entfernt hatten, begab ſich der Fürſt mit mir, wie gewöhnlich, 
in ſein Arbeitszimmer, um die vorliegenden Sachen zu erledigen. 
Unter dem Einfluß der erinnerungsvollen Stimmung des 
Tages griff er zunächſt in die Vergangenheit zurück, ging aber 
dann bald auf die Gegenwart über und ſprach in ziemlich er- 
regtem Tone, wie ich es ſelten bei ihm wahrgenommen hatte. 
Worüber — das tut nichts zur Sache. Inzwiſchen hatte ein 
heraufziehendes ſchweres Gewitter das Zimmer mehr und mehr 
verdunkelt, ſo daß ich von dem mir gegenüberſitzenden Fürſten 
bald kaum noch etwas anderes ſah als ſeinen leuchtenden 
Schädel. Der Fürſt fuhr in ſeiner dramatiſch belebten Schilde⸗ 
rung der Vorgänge, die ihn beſchäftigten, fort. Plötzlich richtete 
er ſich zu ſeiner vollen Größe auf, — in demſelben Momente 
erhellte ein greller Blitz den Raum und ein heftiger Donner⸗ 
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ſchlag folgte a tempo. Ich weiß nicht, wie es kam, aber ich fühlte 
mich ganz überwältigt. Unmittelbar vor mir, hoch aufgerichtet, 
die hiſtoriſche Geſtalt des Fürſten, das Dunkel des Zimmers, 
die zuckenden Blitze und der dröhnende Donner — mir war 
es, als hörte ich die Geſchütze von Königgrätz und Sedan 
krachen. Ein Hauch der Weltgeſchichte, die der eiſerne Kanzler 
geſchaffen hatte, ging durch das Zimmer. Die ganze Szene 
wird mir unvergeßlich bleiben. 

Als der Fürſt einmal mit mir vom Deutſch-Franzöſiſchen 
Kriege und ſeiner Beteiligung an deſſen Herbeiführung ſprach, 
äußerte er unter anderem: 

„Vielleicht iſt nicht ganz zu überſehen, daß ich meine 
beiden einzigen Söhne dem Feuer der franzöſiſchen Chaſſepots 
habe entgegenſtellen müſſen. Es iſt zwar Pflicht und Ehren⸗ 
ſache jedes preußiſchen Edelmanns, das eigene Leben wie das 
ſeiner Söhne für König und Vaterland auf dem Schlachtfelde 
preiszugeben; aber zu der Entfeſſelung eines Krieges, bezüglich 
deſſen ich nicht die volle Überzeugung feiner Unerläßlichkeit und 
Notwendigkeit im Intereſſe von Vaterland und Dynaſtie ge- 
habt hätte, würde ich mich doch, abgeſehen von allen anderen 
Gründen, auch mit Rückſicht auf meine Söhne nicht haben ent⸗ 
ſchließen können.“ 

Nicht ſelten äußerte ſich der Fürſt mit Sorge über die 
zukünftige Entwicklung Deutſchlands und ſprach namentlich ſein 
Bedauern darüber aus, daß die deutſche Politik das Anſehen, 
das ſie früher im Auslande genoſſen habe, durch die fort- 
geſetzten ſchwächlichen Umwerbungen des Auslandes zu ver⸗ 
lieren beginne. Das ſei ſehr zu beklagen, nachdem wir 
Jahrzehnte hindurch in dieſer Beziehung im Aufſchwung ge⸗ 
weſen ſeien. „Na,“ ſo fuhr er fort, „ich kann es nicht ändern; 
ich habe keine Macht mehr und erlebe ich auch das Ende nicht. 
Die Nachkommen müſſen eben ſpäter ſehen, wie ſie fertig 
werden.“ 

Wenig Zuſtimmung fand es bei dem Fürſten, wenn in den 
Blättern oder von Feſtrednern die „große Beſcheidenheit“ her⸗ 
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vorgehoben wurde, die er ſich trotz aller feiner großen melt- 
geſchichtlichen Taten bewahrt habe. Er meinte, da irre man ſich 
doch. Er wiſſe ſelbſt ſehr genau zu würdigen, was er getan 
und geleiſtet habe und ſei in dieſer Beziehung „doch hoch⸗ 
mütiger als ſie da draußen glauben“. Nur bedürfe er der 
äußeren Anerkennung nicht, er finde ſeinen Lohn im eigenen 
Bewußtſein. 

Zahlreich ſind die Ausſprüche, die der Fürſt über das 
deutſche Volk getan hat. Die meiſten ſind bekannt und ich 
beſchränke mich darauf, die folgenden anzuführen: Der Fürſt 
war der Anſicht, daß wir Deutſche, trotz aller unſerer Erfolge 
und unſeres großen wirtſchaftlichen Aufſchwunges, eigentlich 
noch immer eine Art „Unteroffiziersnation“ geblieben ſeien; 
jeder wäre in dieſem oder jenem Sinne auf die Treſſen erpicht. 
Durchſchnittlich habe jeder im öffentlichen Leben Stehende nur 
das Maß von Selbſtgefühl, das ſeiner ſtaatlichen Abſtempe⸗ 
lung, ſeinen Rang- und Ordensverhältniſſen entſpreche. 

Sobald die Rede auf die Feſte kam, die zu ſeiner, des 
Fürſten, Verherrlichung begangen wurden, pflegte er zu ſagen: 
Auf derartige Kundgebungen, ſo gut ſie auch gemeint ſeien, 
käme es nicht an, ſondern darauf, daß man ſich danach richte, 
was er geſagt und getan habe. Noch ſo ſchöne Reden, noch 
ſo patriotiſch gehobene Feſtſtimmungen und Huldigungstele⸗ 
gramme enthielten keine Bürgſchaft für die Zukunft. Sie 
ſeien Champagnerſchaum, den er übrigens — ſo fügte er 
lächelnd hinzu — damit durchaus nicht in Grund und Boden 
verdammen wolle. 

Anderſeits konnte der Fürſt ſich herzlich über die Kund⸗ 
gebungen der Liebe, Anhänglichkeit, Dankbarkeit und Treue 
freuen, die ihm in den Jahren nach ſeiner Entlaſſung von allen 
Seiten, ſowohl aus dem Inland wie Auslande, in reicher 
Fülle unabläſſig zugingen. „Sehr hübſch“ fand er zum Bei⸗ 
ſpiel nachfolgenden Spruch, mit dem die Getreuen von Jever 
am 1. April 1891 ihre übliche Sendung der hundertundein 
Kiebitzeier begleitet hatten. Er lautete: 
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Den sutciten Blomard. 


Wi blivt de Ollen, ümmer trö, 
Willt to di hollen lat und fröh; 
Legſt du dat Stüer ok ut de Hand, 
Blivſt ewig düer dem Vaderland. 


Jever, 1. April 1891. Die Getreuen.“ 


Ebenſoviel Anklang fand bei dem Fürſten ein Telegramm, 
das in Friedrichsruh am 2. Mai 1897 eintraf: 


„Der Thron und Reich umfriedet, 
Das Kaiſerſchwert geſchmiedet, 
Stolz trug das Reichspanier: 
Bismarck, dir jauchzen wir. 
Die Straßburger Studentenſchaft bei der 
eier des fünfundzwanzigjährigen Beſtehens 
der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Univerſität.“ 


Selbſtverſtändlich haben noch ungezählte Tauſende von der⸗ 
artigen Kundgebungen dem Fürſten Freude bereitet; ich erwähne 
die beiden vorſtehenden nur deshalb, weil ich zufällig zugegen 
war, als ſie einliefen und der Fürſt ſich über ſie ausſprach. 

Einmal langte aus Boſton (Nordamerika) eine originelle 
Tiſchkarte in Friedrichsruh an. Sie enthielt das Menu eines 
Diners, das ein dort angeſeſſener Deutſcher zur Feier des 
Geburtstages des Fürſten Bismarck ſeinen Freunden und Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen gegeben hatte. Auf der Karte traten die An- 
fangsbuchſtaben in der Aufzählung der Speiſen und Getränke 
in reicher Ornamentierung hervor uud ergaben in der Form 
von Akroſtichen den Namen des Fürſten und das Hoch auf 
ihn. Der Gefeierte fand den Einfall originell und es ge— 
reichte ihm zur Genugtuung, daß „der deutſche Landsmann 
in Boſton nicht nur ſein Freund ſei, ſondern auch ſeine Liebe 
für vaterländiſche Weine bewahrt habe und ſie in dieſer Weiſe 
zu befriedigen vermöge“. 

Bei einer ähnlichen Gelegenheit kam das Geſpräch auf 
Amerika und Südamerika, ſodann auf die Auswanderung nach 


Braſilien. Ein merkwürdiger Zufall wollte es, daß, während 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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noch darüber geſprochen wurde, eine Poſtkarte einlief, auf 
welcher deutſche Auswanderer dorthin von Liſſabon aus dem 
Fürſten ihre letzten Abſchiedsgrüße geſandt hatten. Dieſer gab, 
nachdem er die Karte geleſen hatte, ſeinem Bedauern darüber 
Ausdruck, daß der Zug nach fremden unbekannten Ländern 
im deutſchen Volke immer noch ſo ſtark ſei, daß ſo viele aus⸗ 
wanderten, obgleich die meiſten von ihnen in der neuen Heimat 
doch nur unter verhältnismäßig ungünſtigen Umſtänden tätig 
ſein könnten. Er beklagte namentlich, daß dieſer Zug nach 
der Fremde auch Leute ergriffen habe, die an ihrem Vaterlande 
noch mit unverkennbarer Liebe hingen. 

Als das Geſpräch gelegentlich auf das Niederwalddenkmal 
kam, tat der Fürſt der Tatſache Erwähnung, daß ihm Kaiſer 
Wilhelm J. eine Nachbildung dieſes Monumentes in Bronze 
zum Geſchenk gemacht und ſie mit einem gnädigen Handſchreiben 
begleitet habe, worin es unter anderem geheißen habe, „daß 
dies doch eigentlich mehr mein Denkmal ſei“. Der Fürſt fügte 
hinzu, er habe die Zeilen von der Hand ſeines alten Herrn 
der Nachbildung des Denkmals anheften laſſen, aber eines 
Tages ſeien ſie von unberufener Hand, wahrſcheinlich von einem 
Engländer, der bei der Abweſenheit der Schloßherrſchaft die 
Friedrichsruher Räume beſichtigt habe, fortgenommen worden. 
An die Erwähnung des Niederwalddenkmals knüpfte er noch 
die ſcherzhafte Bemerkung, daß die allegoriſchen Germania⸗ 
figuren auf derartigen vaterländiſchen Monumenten faſt aus⸗ 
nahmlos die typiſchen Züge einer deutſchen Profeſſorentochter 
trügen. 

Ein andermal wurde von dem Denkmal geſprochen, das 
dem Fürſten in Berlin aus den für dieſen Zweck geſammelten 
Geldern errichtet werden ſollte. Er meinte, ſo ſchnell werde 
es dazu wohl nicht kommen, dafür laſte das Protektorat zu 
ſchwer auf der Ausführung. Bei ſeinen Lebzeiten würde das 
Denkmal ſicher nicht errichtet werden. Dieſe Außerung gelangte 
auf irgendeine Weiſe in die Offentlichkeit und rief in einigen 
Blättern offiziöſer Richtung Gloſſen hervor, die für den Fürſten 
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verletzend waren. Das berührte ihn aber nicht und er be— 
ſchränkte ſich auf die Bemerkung, derartige Schreibereien be— 
wieſen nur, wie ungeduldig gewiſſe Leute auf ſein Ende war— 
teten, wie froh ſie ſein würden, wenn die „alte Raketenkiſte“ 
erſt begraben und ein ſchicklicher Kranz auf den Sarg hin— 
gelegt worden ſei. 

Gelegentlich ſprach der Fürſt mit mir über Gegenſtände des 
deutſchen Verfaſſungsrechtes. Dabei wurde einmal die Streit- 
frage erörtert, ob es im Reiche Präſidialanträge gebe oder 
nicht. Ich erlaubte mir, den Fürſten darauf aufmerkſam zu 
machen, daß eine Anzahl deutſcher Staatsrechtslehrer eine Auf— 
faſſung vertrete, die von der ſeinen abweiche. Die Erwiderung 
lautete: 

„Ich werde mir doch von einem deutſchen Profeſſor nichts 
einreden laſſen in Dingen, die ich ſelbſt geſchaffen habe.“ 

Als ich ihm ſeinerzeit die erſte Karte der oſtaſiatiſchen Küſte 
vorlegte, worin die deutſche Pachtung in Kiautſchou eingezeichnet 
war, betrachtete er ſie lange und ſagte dann: „Groß genug, 
um allerlei Dummheiten zu machen.“ 

Am 1. Mai 1890 beging die deutſche Sozialdemokratie zum 
erſten Male ihren Weltfeiertag. Kurz vorher tat am Friedrichs⸗ 
ruher Frühſtückstiſch jemand der Möglichkeit Erwähnung, daß 
die „entfeſſelten Genoſſen“ vielleicht das Bedürfnis hätten, von 
Hamburg aus nach dem Friedrichsruher Herrenhauſe zu ziehen 
und dem Fürſten in ihrer Weiſe zu „huldigen“. Der Fürſt 
erwiderte lächelnd: „Mögen ſie nur kommen; ich fürchte mich 
nicht und wenn es ihrer hunderttauſend ſind. Ich werde ihnen 
ſo entgegenzutreten wiſſen, daß ſie mich in Ruhe laſſen.“ 

Der Fürſt liebte es, nach dem Frühſtück und während des 
mehrſtündigen Sprechens mit mir ſich durch Genuß von Cham⸗ 
pagner zu erfriſchen. Deshalb wurde bei der Arbeit meiſt ſolcher 
getrunken. Zuweilen fragte er mich aber auch, ob ich lieber 
etwas anderes trinken möchte. Einmal hatte es bei einem Früh⸗ 
ſtück einen mouſſierenden Wein gegeben, der mir beſonders gut 
ſchmeckte, deſſen Namen ich aber nicht mehr wußte, und ich er⸗ 
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laubte mir das nächſte Mal, auf die betreffende Frage des 
Fürſten um dieſen Wein zu bitten. Worauf er erwiderte: „Ah, 
Sie meinen den mouſſierenden Scharzhofberger. Da haben Sie 
ganz recht; der mundet mir auch. Es iſt nur gut, daß ich nun Ihre 
Liebe kenne.“ Am folgenden Tage traf zu meiner großen Über- 
raſchung und Freude aus Friedrichsruh eine Kiſte mit dieſem 
Weine im Auftrage des Fürſten bei mir ein. Ich führe dies nur 
an, um dem Leſer einen Begriff von der großen Güte und Frei⸗ 
gebigkeit des Fürſten zu verſchaffen. Er war überhaupt ſtets der 
vornehme Landedelmann, der Grandſeigneur, der Schloßherr im 
beſten Sinne des Wortes. Was er auch zu tun im Begriff ſtand, 
wenn man ihn beſuchte, ob er ausfahren, ausreiten oder ſpazieren 
gehen wollte, ſtets war ſeine leutſelige Frage: „Wollen Sie mich 
begleiten?“, oder, wenn es gerade zu Tiſch gehen ſollte, „Wollen 
Sie mit mir eſſen?“. Der ſonſtigen Bekundungen freundlichſter 
Fürſorge für ſeine Gäſte, ſowie für jeden, der das Glück hatte, 
ſich ihm perſönlich nähern zu dürfen, nicht zu gedenken. 

Faſt immer traf ich den Fürſten in guter Stimmung 
und ſein köſtlicher Humor machte ſich meiſt ſchon in den erſten 
Worten Luft. Dagegen gab es Tage, wo ihm weniger gut 
zumute war. Das waren ſolche, an denen er an ſeinem 
alten Übel, einem heftigen neuralgiſchen Geſichtsſchmerz zu 
leiden hatte, was natürlich ſeine Stimmung beeinträchtigte. 
Der Schmerz konnte ſo heftig auftreten, daß der Fürſt ge⸗ 
nötigt war, durch minutenlanges Drücken mit den Fingern 
beider Hände auf die Backenknochen rechts und links, ſich Er⸗ 
leichterung zu verſchaffen. Dabei fiel ihm das Sprechen mit 
dem kaum zu öffnenden Munde ſchwer. Einmal ſagte er mir 
bei ſolcher Gelegenheit: 

„Das iſt ganz natürlich. Der Menſch wird meiſt an dem 
Organe geſtraft, mit dem er am meiſten geſündigt hat. Das 
habe ich zeitlebens immer mit meinem Munde getan: im Eſſen, 
Trinken, wie im Reden.“ 

Wenn der Schmerz zu heftig wurde, gab es nur zwei 
Mittel zur Linderung. Entweder mußte der Fürſt ſeine Zu⸗ 
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flucht zu Gummiblaſen nehmen, die mit ſehr heißem Waſſer 
gefüllt, auf die ſchmerzenden Stellen aufgelegt wurden und 
die Haut faſt zu verbrennen drohten. Oder er mußte durch 
Genuß alkoholiſcher Getränke den Schmerz zu beruhigen ſuchen. 

„Am raſcheſten würde Kognak oder ſtarker Grog wirken; 
aber das erlaubt Schweninger nicht. Nur Wein und Bier 
ſind geſtattet, und da läßt die Wirkung länger auf ſich warten. 
Wenn ſie aber eintritt, ſo hält ſie höchſtens drei bis vier 
Stunden an, dann kommt die Reaktion in Geſtalt heftigerer 
Schmerzen und um dieſe zu vertreiben, muß ich dann wieder 
zu irgendeinem Kalmierungsmittel greifen. Der Reſt iſt Schlaf— 
loſigkeit und Nervenbankrott.“ 

Als der alte Kanzler bei einem meiner erſten Beſuche ge— 
rade unter einem ſolchen Anfall von tic douloureux zu leiden 
hatte, ereignete ſich folgende Szene: Der Fürſt, der ſonſt im 
Champagnertrinken mäßig war, hatte, um die diesmal ganz be- 
ſonders ſtarken Schmerzen zu bekämpfen, ſchon über ſein ge— 
wöhnliches Quantum hinaus von dem Wein genoſſen. Trotz⸗ 
dem beorderte er eine zweite Flaſche, und als dieſe kaum zur 
knappen Hälfte leer war, klingelte er abermals nach Pinnow, 
und beſtellte „noch eine halbe Flaſche“. Da ich glaubte, der 
Fürſt habe nicht bemerkt, daß in der vor uns ſtehenden 
Flaſche noch reichlich Wein ſei, erlaubte ich mir die Bemerkung: 
„Durchlaucht, dieſe Flaſche iſt noch beinahe voll.“ „Ja, ja,“ 
erwiderte er, „aber laſſen Sie nur.“ Als dann Pinnow mit 
der halben Flaſche erſchien, ſagte der Fürſt zu mir: „Nun 
ſehen Sie, bitte, einmal weg.“ Dann ſetzte er die halbe Flaſche 
an den Mund und trank fie ſchlankweg aus. Als dies ge⸗ 
ſchehen war, fügte er tiefatmend hinzu: 

„Sie müſſen nicht denken, daß dies Schlemmerei von mir 
iſt. Mir kommt es nur auf die Kohlenſäure an, die meine 
Schmerzen lindert. Wenn ich den Champagner erſt aus der 
Flaſche ins Glas gieße und dann aus dieſem ſchluckweiſe zu 
mir nehme, geht zu viel Kohlenſäure verloren. Mir iſt aber 
jeder ‚Gran‘ wichtig; deshalb trinke ich bei heftigen Schmerzen 
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den Wein zuweilen jo, wie Sie es eben geſehen haben.“ Einer 
meiner Bekannten, dem ich noch am ſelben Abend in Hamburg 
dieſen Vorgang erzählte, ließ es ſich in ſeiner Eigenſchaft als 
„trinkbarer“ Herr im Scheffelſchen Sinne nicht nehmen, den 
Verſuch zu machen, es dem Fürſten nachzutun. Ich will die 
Grauſamkeit nicht ſo weit treiben, zu beſchreiben, wie ſehr es 
ihm vorbeigelang. 

Auch an heiteren Zwiſchenfällen fehlte es bei meinem Ver⸗ 
kehr mit dem Fürſten nicht. Als ich einmal der Aufforde- 
rung des Fürſten folgend ihm gegenüber an ſeinem großen 
Schreibtiſch Platz genommen hatte, konnte ich meine Beine 
nicht ausſtrecken, weil die größere der beiden Doggen des 
Fürſten es ſich in dem Zwiſchenraum bequem gemacht hatte. 
„Marſch fort, Tyras!“ rief der alte Kanzler. Wem es aber 
gar nicht einfiel zu gehorchen, war Tyras. Stöhnend und 
ſich ſtreckend, blieb er liegen, wo er war. Auch ein ganz 
achtbarer Fußtritt, den ihm der Fürſt verſetzte, war ohne 
nennenswerten Erfolg. Tyras rührte ſich kaum. Erſt als 
auf das Klingeln des Fürſten Pinnow erſchien und dem wider⸗ 
ſpenſtigen Vierfüßler mit der Peitſche Raiſon beibrachte, gab 
er unter allen Zeichen des Mißvergnügens und Unzufriedenheit 
ſeinen paſſiven Widerſtand auf und räumte das Feld. Bei 
dieſer Gelegenheit erzählte mir der Fürſt auch, daß der Hund 
ein Geſchenk des Kaiſers ſei, das er ihm, als der frühere 
Tyras mit dem Tode abgegangen ſei, gemacht habe, da- 
mit „ſein alter Kanzler nicht ohne Reichshund ſei“. Seine 
Majeſtät habe den Staatsſekretär v. Boetticher mit dem 
Ankauf eines Erſatzhundes beauftragt; dieſer habe ſich darauf⸗ 
hin an die bekannte Hundehandlung „Cäſar und Minka“ ge⸗ 
wandt, wäre aber von dieſer übel bedient worden. Der neue 
Tyras ſei dem alten nicht entfernt ebenbürtig und leide an 
allen Fehlern wie Untugenden. 

Ein andermal war es geſchehen, daß mir mein Hamburget 
Barbier, ohne daß ich es bemerkt hatte, den Schnurrbart nach 
der damals herrſchenden Mode à la Haby etwas ſtark in die 
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Höhe gebürſtet hatte; der Fürſt ſah es ſogleich und ſagte 
lächelnd: „Aha, nach berühmten Muſtern!“ 

Bei meinem regen Verkehr in Friedrichsruh konnte es 
natürlich nicht fehlen, daß ich auf der Strecke Hamburg— 
Friedrichsruh bald zu einer bekannten Perſönlichkeit wurde. 
Auf dem alten Berliner Bahnhofe in Hamburg begrüßte mich 
bei meiner Abfahrt und Ankunft meiſt der erſte Stationsvor- 
ſteher — ein alter Kampfgenoſſe aus dem Jahre 1870/71 und 
geſchmückt mit dem Eiſernen Kreuze, ein begeiſterter Verehrer 
des Fürſten Bismarck — militäriſch ſalutierend, und auf der 
Friedrichsruher Station hatte ich mich erſt recht ſehr bald einer 
gewiſſen Popularität zu erfreuen. Es kam auch hin und wieder 
vor, daß der Fürſt, dem aus ſeiner Reichskanzlerzeit her das 
Recht verblieben war, Schnellzüge für ſich oder ſeine Gäſte 
in Friedrichsruh halten zu laſſen, davon zu meinen Gunſten 
Gebrauch machte, wenn irgendwie Eile notwendig war. 
Das unfahrplanmäßige Halten des Zuges erregte natürlich 
ſtets die Aufmerkſamkeit der Reiſenden und ſie fragten dann 
vielfach das Stationsperſonal über meine Perſönlichkeit aus. 
So kam es, daß ich im Bahnverkehr allmählich eine Art be— 
vorzugter Stellung genoß, die ſich unter anderem auch darin 
bekundete, daß mir nach Möglichkeit ſtets ein Coups erſter 
Güte (ſolche gab es damals noch im Vorortsverkehr Ham⸗ 
burg⸗Friedrichsruh) reſerviert wurde, in dem ich dann, kaum 
eingeſtiegen, ſchon zu arbeiten begann. Dann waren die 
Sitze mit Aktenſtücken und Zeitungen bedeckt, die mir ent⸗ 
weder der Fürſt eingehändigt oder die ich ihm vorgelegt hatte; 
ich ordnete ſie, machte Notizen darauf und trug, ſoweit es 
möglich war, in mein Tagebuch das Nötige über den Ver⸗ 
lauf des Tages ein. Wenn zufällig einmal ein Nichteinge⸗ 
weihter die Tür öffnete, um einzuſteigen, prallte er in der 
Regel mit einer Entſchuldigung zurück, oder wurde von 
dem Zugperſonal veranlaßt, ein anderes Abteil aufzuſuchen. 
Selbſtverſtändlich galten alle dieſe Aufmerkſamkeiten nicht meiner 
Perſon, ſondern dem wohlbekannten Vertrauensmann des 
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Fürſten Bismarck. Sie trugen natürlich dazu bei, daß meine 
Perſon und meine Beziehung zum Fürſten Bismarck bald in 
der Offentlichkeit bekannt wurden. 

Noch im Laufe des Sommers 1890 erſchien in den „Luſtigen 
Blättern“ ein Titelbild, auf dem der Fürſt, als behäbiger 
Vierländer Bauer gekleidet, mit der langen Pfeife auf einer 
grünen Wieſe lag, neben ihm ich in der Tracht einer Vier⸗ 
länder „Deern“, die, ſtatt einer Schürze, eine Nummer der 
„Hamburger Nachrichten“ umgebunden trug. Darunter war 
der ſchöne Vers gedruckt: 

„Auf der grünen Wieſe 

Hat er ſie gefragt: 

Liebſt du mich, Luiſe? 

Jawohl, hat ſie geſagt.“ 
Das hübſche harmloſe Bild hat in Friedrichsruh große Heiter⸗ 
keit erregt und ſeitdem wurde ich, wie mir ſpäter zur Kennt⸗ 
nis gelangte, meiſt „Luiſe“ genannt, wenn von mir die Rede 
war. Es ſoll ſogar vorgekommen ſein, daß ich dem Fürſten 
unter dieſem Namen gemeldet wurde, wenn er bei meinem 
Eintreffen zufällig ſolchen Beſuch hatte, der, aus einem be⸗ 
ſtimmten Grunde, nichts von mir wiſſen ſollte. In Fried⸗ 
richsruh konnte man überhaupt leicht zu einem Spitznamen 
gelangen. Mit ſolchen wurden nicht nur Gegner bedacht (wie 
„Paſtetenbäcker“, „Pikkolomini“, Rübezahl“ uſw.) ſondern ge⸗ 
legentlich auch gute Freunde. 

Fürſt Bismarck ſprach bekanntlich ſelbſt ein wunderbares 
Franzöſiſch und war daher empfindlich gegen Fehler und 
falſche Ausſprachen, die ſich andere bei der Unterhaltung mit 
ihm in dieſem Idiom zuſchulden kommen ließen. Einmal war 
von Lothringen die Rede, und da begegnete es mir, daß ich 
das „ze“ am Ende des Namens „Dieuze“ wohl etwas zu 
ſcharf erklingen ließ. Der Fürſt korrigierte mich ſofort, indem 
er meine falſche Ausſprache wiederholte und ſagte: 

„Einen ſolchen Ort kenne ich nicht; Sie meinen wohl Dieuze.“ 
Dabei ſprach er den Namen mit einer ſo zarten und weichen 
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Markierung des „ze“ am Schluſſe aus, daß mir meine Ver— 
fehlung ſofort zum Bewußtſein gelangte. 

Zuweilen forderte mich der Fürſt nach Beendigung der nach— 
mittäglichen Geſpräche in ſeinem Arbeitszimmer auf, noch etwas zu 
bleiben „um den Reſt auszutrinken“, oder ihn auf einem Spazier— 
gange oder einer Spazierfahrt zu begleiten. Bei ſolchen Gelegen— 
heiten ſprach er dann häufig über Vorgänge aus ſeinem Leben, 
beſonders aus ſeinen Jugendjahren. Mit gewiſſer Befriedigung 
erzählte er mir einmal, ein wie vorzüglicher Piſtolenſchütze er in 
ſeinen jungen Jahren geweſen ſei. „Meiner fünf Kugeln auf das 
Fenſterkreuz auf dreißig Meter Entfernung war ich ſtets ſicher.“ 
Auch ſeiner Leiſtungen im Trinken erinnerte ſich der Fürſt 
mit ſchmunzelndem Behagen. So ſchilderte er mir einmal, in 
höchſt ergötzlicher Weiſe, wie er einſt ſich mit einem Guts— 
nachbar zu einem „handfeſten Trunke“ zuſammengefunden 
habe. Erſt hätten ſie eine ſtattliche Reihe Flaſchen ſchweren 
Rheinweines und dann Champagner in ſo großen Quantitäten 
getrunken, daß ſein Kumpan mit einer gewiſſen Schadenfreude 
den Moment habe herankommen ſehen, wo er, Bismarck, ſich 
habe auf ſein Pferd ſetzen und nach Hauſe reiten müſſen. Dabei 
ſei der liebe Freund jedoch nicht auf ſeine Rechnung gekommen. 
Er, Bismarck, habe ſich tadellos auf ſeinen Gaul geſchwungen 
und im Galopp die vorliegende Anhöhe genommen. Dabei 
habe ihm der Wind ſeinen Hut entführt, den er aber in voller 
Fahrt vom Sattel aus wieder aufgenommen und ſeinem zurück⸗ 
gebliebenen verblüfften Trinkgenoſſen triumphierend zugeſchwenkt 
habe. „So etwas kommt heute kaum noch vor,“ ſchloß der Fürſt. 
Er ſprach überhaupt viel und gern von der Kniephofer Zeit. 
Mit Vorliebe erzählte er eine Geſchichte von dem Hofjuden, 
den er damals gehabt habe. Er habe den Kerl gut leiden 
mögen, weil er anſtellig, zuverläſſig und redlich geweſen ſei. 
Wenigſtens ſo weit wie möglich. Er hätte dem orthodoxen 
Hebräer für ſeine regelmäßige geſchäftliche Anweſenheit auf dem 
Gute ein beſonderes Zimmer im Erdgeſchoß eingeräumt gehabt, 
worin er ganz nach ſeinem Ritus habe leben können. Er ſei 
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von einer wahrhaft verblüffenden Selbſtbeherrſchung geweſen. 
Nichts habe ihn aus der Faſſung gebracht. Um ihn einmal 
aus der Rolle fallen zu laſſen, habe er, Bismarck, dem Hof⸗ 
juden, als er mit einem Notizbuch vor ihm ſtehend, die Auf- 
träge des Gutsherrn niedergeſchrieben habe, diktiert: „Dreißig 
junge Katzen!“ Ohne mit der Wimper zu zucken, habe der 
Mann auch dieſe Beſtellung niedergeſchrieben. Später ſei er 
leider, anſcheinend ohne ſein Verſchulden, in Konkurs geraten 
und der Ausgang des gerichtlichen Verfahrens gegen ihn hätte 
davon abgehangen, ob er, Bismarck, eine größere Summe, die 
er ihm geliehen hatte, mit als Forderung anmelde oder nicht. 
Auf die dringenden Bitten des Juden habe er es nicht nur 
unterlaſſen, ſeine Forderung anzugeben, ſondern hätte den 
Bedrängten auch ſonſt noch unterſtützt, ſo daß er wieder hoch 
kommen konnte. Er habe dafür zeitlebens mit einer rührenden 
Dankbarkeit an ihm als ſeinem Wohltäter gehangen und das 
Darlehen auch pünktlich in Jahres raten, wie verabredet, zurück⸗ 
gezahlt; bis auf einen Reſt, den er ihm, als er ſchon Miniſter 
geweſen ſei, geſchenkt habe. 

Auf einem Spaziergange, den ich in Friedrichsruh mit dem 
Fürſten machte, kamen wir einmal an der Oberförſterei vorbei. 
Da unterbrach ſich der Fürſt und ſagte, auf das Gebäude 
weiſend: „Da habe ich in der erſten Zeit, ehe mein jetziges Haus 
fertig war, mit der Fürſtin gewohnt. Da drüben,“ ſo fuhr 
er fort und zeigte auf einige Häuſer in der Nachbar⸗ 
ſchaft, „hauſte damals meine Dienerſchaft. Jetzt wohnen dort, 
wie man mir jagt, die Mätreſſen meines ... (hier nannte er 
den Namen eines ſeiner höheren Angeſtellten). Mein Gott, ich 
bin ſchon zu alt, auch noch die Moral zu verbeſſern.“ 

Eine gewiſſe Rolle in der Umgebung des Fürſten ſpielte 
der bereits erwähnte Kammerdiener Pinnow. Er ſtand ſchon 
eine Reihe von Jahren im Dienſt ſeines Herrn und hatte 
ziemlich viel vom Verkehr hoher und höchſter Herrſchaften 
im Reichskanzlerpalais und ſonſtwo geſehen, was ſeinem Auf⸗ 
treten einen Stich ins Überlegene gab. Aber er war ein 
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vortrefflicher Pfleger des Fürſten, der weder Tag noch Nacht 
Ruhe kannte, ſolange ihm die Sorge um das leibliche 
Wohl ſeines Herrn irgendwie noch zu tun gab. Er hatte 
auch den Weinkeller unter ſich und daher mochte es kommen, 
daß er zuweilen etwas animiert war, und auch an Podagra 
litt. Der Fürſt behandelte ihn, obwohl er zuweilen nicht 
ganz frei von Bedenken über Pinnow ſein mochte, ſtets 
glimpflich und höchſt nachſichtig. Einmal war ich Zeuge eines 
ſolchen Falles. Er trug ſich im Sommer 1892 auf der Fahrt 
von Kiſſingen nach Jena zu. Anſcheinend hatte Pinnow, an⸗ 
geſteckt von der allgemeinen Begeiſterung, wieder einmal etwas 
über den Durſt getrunken, ſo daß, als der Fürſt von dem 
Raume des Salonwagens aus, wo er arbeitete, nach Pinnow 
klingelte, dieſer ziemlich ſchwankenden Schritts erſchien und 
auch ſonſt alle Zeichen eines kleinen Rauſches an ſich trug. 
Der Fürſt ſah ihn einen Augenblick ſtarr an, aber mehr be— 
trübt, als entrüſtet und beſchränkte ſich dann auf die Be⸗ 
merkung: „Aber Pinnow, Sie könnten ſich doch eigentlich ein 
andermal betrinken.“ Als immerhin bemerkenswert will ich 
noch erwähnen, daß der Kaiſer, als er 1898 kurz nach dem 
Tode des Fürſten von Kiel aus mit ſeiner Gemahlin und Ge⸗ 
folge im Extrazug in Friedrichsruh eintraf, um der Einſegnung 
der Leiche des großen Kanzlers beizuwohnen, bei ſeiner An⸗ 
kunft wie bei der Verabſchiedung Pinnow die Hand reichte, 
und ihn ſpäterhin auch zum Kaſtellan eines ſeiner Schlöſſer 
gemacht hat. 

In Varzin habe ich einmal mit dem Fürſten nach einem 
Spaziergange — es war ein beſonders warmer Vormittag 
geweſen — vor dem Frühſtück eine ganz köſtliche Stunde 
inter pocula auf der Gartenveranda des Schloſſes verbracht. 
Der Fürſt war in prächtigſter Laune. Als ich mich ſcherzend 
darüber beklagte, daß ich auf meiner Herreiſe in den erſten 
Hotels Stettins einen Rotwein habe trinken müſſen, der mir, ob⸗ 
wohl ich den beſten verlangt hätte, gräßlich geſchmeckt habe, 
meinte der Fürſt: „Ja die Stettiner behandeln ihre Weine ganz 
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anders wie die in Hamburg oder Lübeck. Überhaupt find die 
Stettiner Weinverhältniſſe merkwürdig. Dort wird mehr Rot⸗ 
wein exportiert als importiert. Das Plus wächſt wahrjchein- 
lich in den Feſtungsgräben oder ſonſtwo.“ 

Da wir gerade Geiſenheimer tranken, erzählte mir der 
Fürſt in ganz köſtlicher Zuſpitzung die bekannte Geſchichte 
von den beiden Kaplänen am Rhein, die ſich eines ſchönen 
Abends in einer Laube zum Kneipen niedergeſetzt hätten. 
Um ſieben Uhr habe der eine geſagt: „Der Weng is jod,“ 
worauf der andere um elf Uhr geantwortet habe: „Und 
og jeſund.“ Inzwiſchen hätten fie keine Zeit zum Reden 
gehabt. 

Bei dieſer Gelegenheit gab der Fürſt auch noch folgende köſt— 
liche Geſchichte aus Alt-Berlin zum beſten. In den fünfziger 
Jahren habe dort zu den bekannteſten Perſönlichkeiten der alte 
Theaterdirektor Cerf gehört. Dieſer ſei ein höchſt merkwürdiger 
Herr geweſen. Geſchriebenes habe er überhaupt nicht leſen 
können. Einmal ſei ihm bei Tiſch ein eiliger Brief übergeben 
worden, der ſofortige Antwort erheiſcht habe. Cerf habe ſich 
die Aufſchrift eine Weile beſehen, daran wohl den Abſender 
erkannt und dann den Brief ſeinem Nachbarn mit dem Be⸗ 
merken übergeben: „Aha, der iſt ja von dem komiſchen Kerl, 
dem X.; ich kann ſeine Handſchrift nicht leſen; ſehen Sie doch 
mal nach, was er eigentlich von mir will.“ Im Anſchluß 
daran erwähnte der Fürſt noch folgende Anekdote von Cerf: 
Ein Tiſchgaſt habe in deſſem Hauſe folgendes Rätſel aufge⸗ 
geben: „Das erſte iſt unſer Wirt, das zweite iſt der Name 
unſerer Wirtin und das Ganze ſteht hier vor mir.“ Da ſei 
Cerf ganz indigniert aufgeſprungen und habe ſich verbeten, 
daß an ſeinem Tiſche derartige Rätſel aufgegeben würden; die 
Löſung ſei doch ganz klar „Aſſiette.“ Seine Frau heiße Jette 
und was für ihn übrig bleibe („Aas“), dafür müſſe er ſich doch 
bedanken. Worauf ihn der Rätſelaufgeber mit der Erklärung 
beruhigt habe, er habe nicht Aſſiette, ſondern Cerviette (Ser⸗ 
viette) gemeint. 
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Beſonders reizvoll gejtaltete ſich das Leben in der Um— 
gebung des Fürſten in Kiſſingen. Er bewohnte dort, wie ſchon 
zur Zeit ſeiner Amtsführung, die obere Saline, die ihm von 
ſeiten des Prinzregenten von Bayern für ſeinen Kiſſinger Auf— 
enthalt ein für allemal überwieſen worden war. Dabei blieb 
es auch nach ſeiner Entlaſſung. Ebenſo wurden Hofequipagen, 
ein eigenes Telegraphenamt und andere Bequemlichkeiten zur 
Verfügung des Fürſten geſtellt. Auf der oberen Saline kam es, 
abgeſehen von den großartigen Kundgebungen des Jahres 1892, 
täglich zu ebenſo eindrucksvollen wie ſpontanen Huldigungen für 
den Fürſten ſeitens der Einheimiſchen und der Badegäſte. Auch 
war ſtets viel Beſuch anweſend und bei Tiſch wurden höchſt 
intereſſante Geſpräche geführt. Einmal waren zum Frühſtück 
einige ruſſiſche junge Damen von hoher Geburt erſchienen. Der 
Fürſt entwickelte ihnen gegenüber eine ſo ritterliche Liebens— 
würdigkeit und unterhielt die Damen ſo köſtlich, daß einer 
der Anweſenden ſagte, der alte Kanzler ſtelle die gewandteſten 
Cauſeure und Kavaliere im Verkehr mit den Damen weit in 
den Schatten. 

Die Huldigungen für den Fürſten vor der oberen Saline 
fanden beſonders zahlreich vormittags, bevor er zum Bade 
fuhr, und abends nach dem Diner ſtatt. Einmal brachte ein 
Engländer ein ſchwungvolles Hoch auf den Fürſten Bismarck 
als „Maker of history“ aus. 

Jeden Morgen, wenn der Fürſt, ſeiner Gewohnheit gemäß, 
gegen elf Uhr im offenen Wagen aus der oberen Saline weg— 
fahren wollte, um in der unteren zu baden, ſammelten ſich an 
der der Torausfahrt gegenüber gelegenen anderen Seite der 
Straße hunderte von Kurgäſten an. Die erſten Reihen wurden 
meiſt von hübſchen Damen eingenommen, die mit köſtlichen 
Blumenſträußen erſchienen waren, um ſie dem greiſen Fürſten 
zu überreichen. Häufig geſchah es dann, daß er halten ließ 
und ausſtieg, um den Damen, die inzwiſchen ſeinen Wagen 
mit Blumen anfüllten, zu danken, wobei er nicht ſelten einen 
ihm von jungen und hübſchen Damen geſpendeten Handkuß 
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mit einem Kuß auf die Wange erwiderte. Die Blumenſpenden 
der Damen nahmen damals einen ſolchen Umfang an, daß 
man jeden Tag in den frühen Morgenſtunden die Diener⸗ 
ſchaft ungeheure Mengen vertrockneter Blumen nach der hinter 
der Saline vorbeifließenden Saale ſchleppen und ſie dort den 
Fluten übergeben ſah. Als das Geſpräch bei Tiſch einmal auf 
die Huldigungen kam, die dem greiſen Fürſten von ſeiten der 
Damen in ſo reichem Maße zuteil wurden, meinte er ſcherzend: 
„Ja, es iſt merkwürdig. Ich habe während meines ganzen 
Lebens nicht ſo viel Glück bei den Weibsleuten gehabt, wie jetzt 
in meinen alten Tagen.“ 

Nach dem Bade, das der Fürſt täglich vormittags gegen 
elf Uhr in der unteren Saline zu nehmen pflegte, machte er 
einen Spaziergang über die Saalebrücke nach dem gegenüber- 
liegenden Walde. Häufig kehrte er dann in dem „Alten⸗ 
burger Hauſe“ ein, einer Wirtſchaft, die vielfach von Kiſſinger 
Kurgäſten beſucht wird. Dort trank er öfters ein kleines 
Glas Bier, das ihm von einer beſonders niedlichen Kellnerin, 
einem „ſchwäbiſchen Mädele“ aus „Eſchlinge“ oder Ulm mit 
ſolcher Anmut kredenzt wurde, daß er ihr nicht nur das Bier 
mit einem Taler bezahlte, ſondern, gutgelaunt, mit ihr ſcherzte, 
ja ihr gelegentlich wohl auch einen Kuß auf die Wange drückte. 
Infolgedeſſen erfreute ſich die Kellnerin einer großen Beliebt⸗ 
heit. Auch kam es vor, daß das Glas, aus dem der Fürſt 
getrunken hatte, von einheimiſchen oder fremden Bismarckver⸗ 
ehrern zu einem erheblichen Preiſe käuflich erworben wurde. 


Schönhauſen. 


Anfang Oktober 1891 begab ich mich im Auftrage des 
Fürſten nach dem Stammſitz der Familie, nach Schönhauſen 
an der Elbe, wo Graf Herbert damals die Aufſtellung des 
Bismarckmuſeums beendet hatte. Ich möchte über dieſen Be⸗ 
ſuch einiges mitteilen; einmal weil Schönhauſen, ähnlich wie 
Varzin in weiteren Kreiſen nicht ſo bekannt iſt wie Friedrichs⸗ 
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ruh und ſodann weil ich einige hiſtoriſch intereſſante Tatſachen, 
die ſich auf den Fürſten und die fürſtliche Familie beziehen, 
hier mitteilen möchte. 

Unter den Räumen des alten Schloſſes nimmt natürlich 
das Zimmer im erſten Stock, in dem Fürſt Bismarck geboren 
wurde, das meiſte Intereſſe in Anſpruch. Es befindet ſich in 
der Hauptſache genau in demſelben Zuſtande, wie zur Zeit 
der Geburt des großen Staatsmannes. Es iſt ein mehr 
langes als breites Zimmer. An der ſchmäleren rückſeitigen Wand 
ſteht ein Bett mit allen Erforderniſſen eines Schlafzimmers. 
Der Alkoven, der auf manchen Abbildungen im Hintergrunde 
dargeſtellt wird, fehlt in der Wirklichkeit. Er war auch niemals 
vorhanden, ſondern nur eine Bettſtange mit Gardine, die jeit- 
dem beſeitigt iſt. Sonſt ſteht alles auf demſelben Fleck wie am 
1. April 1815. Wenn ſich der Fürſt in Schönhauſen aufhielt, 
diente ihm ſein Geburtszimmer als Schlafzimmer; für gewöhn⸗ 
lich benutzte es der damals unverheiratete Graf Herbert. 

Nächſt dem Geburtszimmer des Fürſten erregt in dem 
oberen Stockwerk ein reich dekorierter Geſellſchaftsſaal die be— 
ſondere Aufmerkſamkeit des Beſuchers, und zwar wegen der 
hellen, mit Figuren bedeckten chineſiſchen Seidentapete, mit 
der der Raum ausgeſpannt iſt. Dieſe Tapete befand ſich bis 
zum Jahre 1878 an den Wänden des ſogenannten chineſiſchen 
Saales im Auswärtigen Amte in Berlin. In der ganzen Zeit 
der ruhmreichen Laufbahn des Fürſten hat dieſer Raum den 
örtlichen Mittelpunkt ſeiner Tätigkeit gebildet. Die wichtigſten 
Pläne, deren Ausführung zur Wiederherſtellung von Kaiſer 
und Reich in Deutſchland und zu deſſen Machtſtellung geführt 
haben, wurden hier erwogen. Die folgenſchwerſten Beſprechungen 
fanden in dieſem Raume ſtatt. Immer war es die chineſiſche 
Seidentapete, auf der dabei das mächtige Auge des Mannes 
ruhte, der die Weltgeſchichte machte. Als dann der Fürſt das 
Kanzlerpalais bezog und die frühere Wohnung im Auswärtigen 
Amte eine andere Verwendung erhielt, machte der alte Kaiſer die 
hiſtoriſche Tapete ſeinem großen Kanzler zum Geſchenk. Zwölf 
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Jahre hatte ſie jeitdem aufgerollt gelegen, bis fie Graf Herbert 
im Sommer 1891 im Schönhauſener Geſellſchaftsſaale auf— 
ſpannen ließ. 

Weiteres Intereſſe bietet ein halbleeres Zimmer des erſten 
Stockwerks, worin ein alter Stammbaum der Familie Bismarck 
aufgeſtellt iſt, der bis zum Jahre 1340 zurückreicht. Nach der 
Schlacht von Jena haben franzöſiſche Soldaten, gleichſam in 
Vorahnung davon, welche verhängnisvolle Bedeutung der Name 
Bismarck dereinſt für ihr Vaterland gewinnen werde, in blinder 
Zerſtörungswut mit Bajonetten und Säbeln Schnitte in die 
Leinwand gemacht, wovon die Spuren noch ſichtbar ſind. 

Intereſſant war es mir, aus dem Munde des Grafen Herbert 
die ihm glaubhafte Entſtehung des Namens Bismarck zu ver⸗ 
nehmen. Danach rührt er von dem in der Nähe entſpringen⸗ 
den, dem Stromgebiet der Elbe gehörenden Flüßchen „Bieſe“ 
her. Man meint, daß im dreizehnten Jahrhundert an der 
Bieſe eine „Mark“ geſtanden, und daß der Befehlshaber dieſer 
Poſition nach dem damaligen Gebrauche Herr von „Bieje- 
Mark“ genannt wurde, woraus der Name Bismarck entſtanden 
ſei. Das Städtchen Bismark, das zwiſchen Stendal und Salz⸗ 
wedel an der Bieſe liegt, hat in ſeinem Namen den gleichen 
Urſprung und damals den Wohnort der Herren von Bieſe— 
Mark gebildet. Die dortige Beſitzung iſt aber mit der Familie 
Bismarck nicht lange vereint geblieben. Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts befand ſie ſich bereits im Beſitz der Alvensleben. 

Das in dem neueren Schloſſe untergebrachte Bismard- 
muſeum liegt ein paar hundert Schritt vom Geburtshaus des 
Fürſten entfernt. Die zahlreichen Zeichen der Dankbarkeit 
der Liebe und Verehrung, die dem Fürſten Bismarck in ſeinem 
tatenreichen Leben von allen Seiten, von mächtigen Monarchen 
wie von einfachen Bürgern und Bauern dargebracht worden 
ſind, haben dort Aufſtellung gefunden. Ich kann hier natür⸗ 
lich keine Beſchreibung des Muſeums folgen laſſen; es iſt auch 
ſeinerzeit genügend darüber, namentlich in illuſtrierten Blättern, 
berichtet worden. Nur einige Bemerkungen zu den dort auf⸗ 
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geſtellten Gegenſtänden möchte ich nicht unterlaſſen. Eine 
Kopie des bekannten Wernerſchen Bildes der Kaiſerproklamation 
zu Verſailles, die dem Fürſten Bismarck von dem Kaiſer, der 
Kaiſerin und den geſamten Mitgliedern der kaiſerlichen Familie 
zum ſiebzigſten Geburtstage geſchenkt worden iſt, hat eben⸗ 
falls im Schönhauſener Bismarckmuſeum Aufnahme gefunden, 
weiſt aber inſofern eine Abweichung von dem Originale auf, als 
es auf beſonderen Wunſch des Kaiſers ſo gemalt iſt, daß die 
Perſon des Reichskanzlers mehr in den Vordergrund tritt. 
Dieſer Abſicht dient es auch, daß Fürſt Bismarck auf dem 
Bilde den weißen Küraſſierkoller trägt, obwohl er einen 
ſolchen während des ganzen Feldzuges nicht getragen hat. 

Hervorragendes Intereſſe nimmt im Bismarckmuſeum auch 
der Holzſtuhl mit Strohgeflecht in Anſpruch, auf welchem Na⸗ 
poleon III. nach der Schlacht bei Sedan in dem Weberhäus⸗ 
chen bei Donchery während der denkwürdigen Unterhandlung 
mit dem damaligen Bundeskanzler Grafen Bismarck geſeſſen 
hat. Zur Beglaubigung der Echtheit des Stuhles iſt dieſem 
ein Dokument beigegeben. 

Nach unſerer Rückkehr aus dem Muſeum führte mich Graf 
Herbert in dem Park des Schloſſes umher. Auf dieſer Wande⸗ 
rung zeigte er mir an dem einen Ende der Anlagen einen 
ſteinernen Herkules, der weniger als Kunſtwerk als vielmehr 
deshalb berühmt ſei, weil ihm ſein Vater, als er in ſeinen jungen 
Jahren einmal mißvergnügt von einer erfolgloſen Jagd heim⸗ 
gekehrt ſei, eine tüchtige Ladung Rehpoſten oder Schrot auf die 
Kehrſeite geſchoſſen habe, von welcher Tat noch jetzt, wie ich mich 
überzeugen konnte, unvergängliche Spuren Zeugnis ablegten. 


Zunehmen des Alters, Krankheit und Tod des Fürſten. 


Über das geſundheitliche Befinden des alten Kanzlers in 
ſeinen letzten Lebensjahren laſſe ich hier zunächſt einige genau 
datierte Stellen aus Briefen folgen, die Dr. Chryſander an 
mich gerichtet hat. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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„Friedrichsruh, den 14. Juni 1891. 
Der Fürſt hat den Unbilden der Witterung mit ſeiner Geſundheit 
inſofern Tribut zahlen müſſen, als ſich ein Anfall von dem in früheren 
Jahren häufiger als jetzt auftretenden übel des Hexenſchuſſes (Lum⸗ 
bago) eingeſtellt hat, der den Fürſten in der körperlichen Bewegung 
etwas behindert, ſonſt aber ſeine Geſundheit nicht weiter affiziert.“ 
„Friedrichsruh, den 19. März 1892. 
Se. Durchlaucht iſt heute in Hamburg, obwohl das Befinden nicht 
günſtig iſt, den Einladungen gefolgt. Wenn ſich doch die Gaſtgeber der 
Verantwortlichkeit ein wenig mehr bewußt wären, die ſie dadurch auf 
ſich nehmen, daß ſie ihrer Begeiſterung durch unverdauliche Diners 


Ausdruck geben.“ 
„Friedrichsruh, den 20. März 1892. 


Se. Durchlaucht iſt unpäßlich. Die Hamburger Diners verurſachen 
mehr Schaden als die freundlichen Gaſtgeber vermuten, und es kann 
bei ſolchen Gelegenheiten einmal etwas ſehr Ernſtes paſſieren.“ 

„Friedrichsruh, den 21. März 1892. 

Es geht jetzt beſſer, aber immer noch nicht ſo, daß man den Ham⸗ 
burger Dinergebern Grund hätte, zu danken.“ 

„Friedrichsruh, den 17. März 1893. 

Ich bitte Sie, ſoweit Sie dazu in der Lage ſind, auch Ihrerſeits 
an alle Freunde des Fürſten die Bitte zu richten, keine Nachricht über 
ſein Befinden in die Preſſe gelangen zu laſſen, es ſei denn, daß dazu 
hier ein beſonderer Wunſch beſteht.“ 


Im September 1893 kam es zu der ſchweren Erkrankung 
des Fürſten in Kiſſingen (Ischias, Gürtelroſe, linksſeitige Lungen⸗ 
entzündung). Wie ſchonungsbedürftig der hohe Patient nach 
ſeiner Geneſung noch war, geht daraus hervor, daß die ge— 
wohnte Überſiedlung von Kiſſingen nach Varzin in jenem Jahre 
unterbleiben mußte. Aus den Briefen Dr. Chryſanders an mich 
teile ich darüber das Folgende mit: 


„Kiſſingen, den 28. September 1893. 
Vielleicht wäre es zweckdienlich, darauf aufmerkſam zu machen, daß 
der Fürſt nach ſeiner Erkrankung noch immer nicht die Körperkräfte 
wiedergewonnen hat, die zu einer Reiſe ſogar nur bis Friedrichsruh 
notwendig ſind. Sobald die Überſiedelung irgend tunlich iſt, wird ſie 
erfolgen. Aus ärztlichen Gründen wird dringend gebeten, von Ovationen 
und privaten Begrüßungen auf den Stationen und dem Ankunftsorte 
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abzuſehen. Es iſt mit Beſtimmtheit darauf zu rechnen, daß der Fürſt 
auf der Reiſe dem Publikum kaum ſichtbar werden und daß er ſich in 
Friedrichsruh ſogleich in ſein Zimmer begeben wird.“ 

„Friedrichsruh, den 19. Oktober 1893. 


Das Befinden beſſerte ſich langſam. Infolge der Abmahnung in 
den „Hamburger Nachrichten“ iſt es hier Gott ſei Dank ganz ſtill im 
Hauſe geworden.“ 


Wie ungünſtig die 1893er Krankheit auf die Körperkräfte 
des Fürſten eingewirkt hat, geht daraus hervor, daß er das 
liebgewonnene Reiten aufgeben mußte. Er ſagte mir darüber: 
„Ich bekomme die Unterſchenkel nicht mehr heran. Sie ſind 
ja ſelbſt Reiter und wiſſen, daß ohne Schenkel reiten kein 
Reiten iſt. Ich kann das Pferd nicht mehr zuſammenſtellen, 
und es laufen laſſen, wie es will, widerſtrebt mir. — Auch der 
Radius meiner Spaziergänge“, ſo fuhr der Fürſt fort, „wird 
jetzt immer kleiner.“ 

Gegen das Ende des Jahres 1897 ſah ſich Fürſt Bismarck 
infolge eines Beinleidens gezwungen, einen Rollſtuhl zu be- 
nutzen. Lange genug hatte er ſich dagegen geſträubt, zu dieſem 
Hilfsmittel zu greifen, er mußte ſich aber der Notwendigkeit 
fügen, da, wie es in den bezüglichen Mitteilungen des Geheim⸗ 
rats Schweninger heißt, jede Anſtrengung des geſchwollenen 
Beines für längere Zeit zu verhüten war. Da ſein ſonſtiger 
Zuſtand ihm die Teilnahme an allen Mahlzeiten und die ge⸗ 
wohnten Beſchäftigungen ſowie Unterhaltungen im Familien⸗ 
und Freundeskreiſe faſt ohne Einſchränkung, wie in geſunden 
Tagen, geſtattet haben würde, war es für ihn natürlich ſehr 
läſtig, für Wochen an ein und dasſelbe Zimmer gefeſſelt zu 
ſein. Deshalb wurde als das kleinere Übel von zweien der 
Rollſtuhl zu Hilfe genommen. Der Humor und der Appetit 
des Fürſten ließen trotz aller Schmerzen und Mangel an aus⸗ 
reichender Bewegung nichts zu wünſchen übrig. Nur der 
Schlaf mangelte. 

In trüben Stunden pflegte der Fürſt ſich damals dahin zu 
äußern, es gehe jetzt mit ihm zu Ende. Er wünſche auch gar 


243 


nicht, älter zu werden. Sein Lebenszweck ſei erfüllt. Er habe 
abgeſchloſſen. Was er noch ſolle? Dienſtliche Pflichten lägen 
ihm nicht mehr ob. Was er von ſeinen Nachfolgern ſehe, 
daran habe er kaum Freude. Wenn er noch länger lebe, würde 
es wahrſcheinlich immer weniger der Fall ſein. Auch die Ver⸗ 
waltung ſeines eigenen Beſitzes erfülle ihn nicht mehr mit Ge⸗ 
nugtuung. Er ſei alt und der Ruhe bedürftig. Ja, früher, 
als er noch überall habe zum Rechten ſehen können in Wald 
und Feld, als er noch habe reiten und jagen können, ſei es 
etwas anderes geweſen. Seine Frau lebe auch nicht mehr; 
ſeine Kinder ſeien erwachſen und ſelbſtändig. Jeder ſeiner 
Tage, die er noch lebe, ſei inhalt- und zwecklos. 

Zum Glück hatte dieſe trübe Stimmung keinen Beſtand. 
Als ſein Befinden ſich gebeſſert hatte, nahm der Fürſt wieder 
den lebhafteſten Anteil an allen Ereigniſſen des öffentlichen und 
privaten Lebens und beleuchtete ſie in gewohnter Weiſe durch 
ernſte und humoriſtiſche, immer aber höchſt charakteriſtiſche 
Ausſprüche. Wenn man ihm gegenüber die Hoffnung äußerte, 
daß er noch lange leben werde, lehnte er den eigenen Glauben 
daran lächelnd mit dem Hinweiſe darauf ab, daß das Leben, 
das er geführt habe, doch nicht danach angetan geweſen ſei, 
ihn das Alter Kaiſer Wilhelms I. oder Moltkes erreichen zu 
laſſen. Während des erſten Drittels ſeines Lebens ſei er 
nach keiner Richtung hin ſehr ſparſam mit ſeinen Kräften um⸗ 
gegangen; was dann übrig geblieben ſei, hätten Staat und 
Politik gänzlich abſorbiert, ſo daß er nun „kaput und ein 
Kriegsinvalide“ ſei. 

Man hat in den Jahren 1897 und 1898 der Umgebung 
des Fürſten, namentlich der ärztlichen, vielfach den Vorwurf 
gemacht, daß ſie in der Berichterſtattung über das Befinden 
des Fürſten „Vertuſchungen“ geübt hätten. Soweit davon die 
Rede ſein kann, beruhte es auf ſehr zwingenden Erwägungen. 
Erſtens beſtand ein großes ärztliches Intereſſe daran, daß der 
Fürſt nicht unnötig über ſeinen Zuſtand beunruhigt wurde. 
Dies wäre aber, da der hohe Patient bis zuletzt regelmäßig 
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Zeitungen las, nicht zu vermeiden geweſen, wenn man den 
Blättern ſtets ungeſchminkte und vollkommen wahrheitsgetreue 
Mitteilungen über ſeine Krankheit hätte zukommen laſſen. Man 
kann auch nicht behaupten, daß von Friedrichsruh aus Mel— 
dungen über den Zuſtand des Fürſten verbreitet worden ſeien, 
die nicht zutreffend geweſen wären. Es lagen nur Gründe 
vor, welche verboten, alles zu ſagen. Zu der Rückſicht auf den 
Fürſten ſelbſt, welche die Veröffentlichung erſchöpfender und 
genauer Bulletins hinderte, trat noch die auf die Familie, und 
endlich war zu befürchten, daß, wenn die volle Wahrheit über 
das Befinden bekannt gegeben würde, der bei der Lage von 
Friedrichsruh ohnehin ſo ſchwer abzuwehrende Zudrang von 
Beſuchern ſich derart verſtärke, daß die dem Fürſten ſo nötige 
Ruhe in der nächſten Umgebung des Schloſſes noch mehr als 
ſonſt in Frage geſtellt werde. Nur auf ſolchen und auf keinen 
anderen Gründen beruhte die damals vielfach ſo übel ausgelegte 
„Geheimhaltung“ in Friedrichsruh. 

Der Tod des Fürſten iſt unerwartet ſchnell eingetreten. 
Noch am Abend des 29. Juli, alſo vierundzwanzig Stunden 
vor dem Ableben des großen Kanzlers, ſchrieb mir Dr. Chry⸗ 
ſander: „Der Fürſt hat geſtern abend an der Familientafel 
teilgenommen. Geheimrat Schweninger iſt abends abgereiſt.“ 
Das wäre ſicher nicht geſchehen, wenn mit einer unmittelbaren 
Gefahr für das Leben des Fürſten zu rechnen geweſen wäre. 

In dem Berichte, den ich unmittelbar nach dem Tode des 
Fürſten, am 30. Juli 1898, ſpät abends in Friedrichsruh ge⸗ 
meinſchaftlich mit Herrn Profeſſor Schweninger und Herrn 
Dr. Chryſander redigiert habe, hieß es über das Ableben des 
großen Staatsmannes: „Am Donnerstag abend war nach Ver⸗ 
ſchlimmerungen, wie ſie ſeit Oktober des vorigen Jahres wieder⸗ 
holt ſtattgefunden hatten, eine Beſſerung eingetreten, die dem 
Fürſten erlaubt hatte, bei Tiſch zu erſcheinen und lebhaft an der 
Unterhaltung teilzunehmen, Champagner zu trinken, und, gegen 
die Gewohnheit der letzten Zeit, wieder mehrere Pfeifen zu 
rauchen. Das Befinden war derart befriedigend, daß Geheimrat 
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Schweninger, nachdem der Fürſt ſich zur Ruhe begeben hatte, 
Friedrichsruh verlaſſen konnte, um am Sonnabend wieder dorthin 
zurückzukehren. Der Zuſtand blieb während des Freitags ver⸗ 
hältnismäßig befriedigend. Auch am Sonnabend morgen las der 
Fürſt noch die „Hamburger Nachrichten“ und ſprach über Poli⸗ 
tik, namentlich über ruſſiſche; auch genoß er im Laufe des Vor⸗ 
mittags Speiſe und Trank und beklagte ſich dabei ſcherzhaft 
über den geringen Zuſatz von geiſtigen Getränken zu dem 
Waſſer, das man ihm reichte. Dann trat plötzlich eine Ver⸗ 
ſchlimmerung durch ein akutes Lungenödem ein. Im Laufe des 
Nachmittags verlor der Fürſt häufig das Bewußtſein. Schon in 
der letzten Zeit hatte er neben ungewöhnlich lichten Momenten 
mehr oder minder ſchlafähnliche Zuſtände gehabt, aus denen 
er entweder in längeren tiefen und wohltuenden Schlaf geriet, 
oder zu völlig friſchem Erwachen gelangte. In den Abend⸗ 
ſtunden des Sonnabends nahmen die bedenklichen Erſcheinungen 
zu. Der Tod trat leicht und ſchmerzlos um zehn Uhr ſieben⸗ 
undfünfzig Minuten ein. Das letzte Wort, das der Fürſt ge⸗ 
ſprochen hat, war an ſeine Tochter, die Gräfin Rantzau, ge⸗ 
richtet, die ihm die Stirn trocknete: ‚Danke, mein Kind!“ 

Sofort nach dem Ableben meldete Geheimrat Schweninger 
das Ereignis dem Kaiſer telegraphiſch nach Norwegen. 

Der Fürſt lag, nachdem die Seele den Körper verlaſſen hatte, 
wie er oft zu ſchlafen pflegte, leicht mit dem Kopf nach links 
geneigt. Der Geſichtsausdruck war milde und friedlich verklärt. 
Auffallend war, daß der Kopf verhältnismäßig ſehr lange Zeit 
die Wärme des Lebens behielt. Der Mund war ein wenig 
geöffnet und es ſah aus, als ob der Tote jeden Augenblick 
wieder aufwachen und ſprechen könnte. Die rechte Hand lag 
auf dem Schoße leicht vorgeſtreckt. — 

So war der Fürſt dahingegangen und das deutſche Volk 
von einem Schlage getroffen, wie es ihn härter und ſchwerer 
ſeit dem Tode Kaiſer Wilhelms I. nicht erlitten hatte. Trotz 
des hohen Alters des Heimgegangenen wirkte die Kunde 
von dem Tode des Allverehrten mit der vollen Wucht eines 
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namenlos großen, erſchütternden nationalen Unglücks. Noch 
während der letzten Tage hatte man auf Grund der beſſeren 
Nachrichten aus Friedrichsruh gehofft, daß der Allbezwinger 
Tod diesmal noch an dem greiſen Nationalhelden vorüber⸗ 
gehen, daß die ſtarke Konſtitution des Fürſten nochmals den 
Sieg davontragen werde. Die Hoffnung war trügeriſch. 
Fürſt Bismarck mußte ſterben — ein Menſch wie alle. Tiefe 
Trauer ſenkte ſich auf das Vaterland herab. Jeder hatte 
die Empfindung, daß der Verluſt, den Deutſchland durch 
dieſen Todesfall erlitt, ſich in ſeiner Schwere nicht annähernd 
abſchätzen und beſtimmen laſſe. Das bloße Daſein des Fürſten 
war für Deutſchland ein Machtfaktor erſten Ranges, der 
ganze Armeekorps aufwog. Solange er lebte, ſolange ſein 
mächtiges Augenpaar offen ſtand, durfte ſich jeder Deutſche 
der tröſtlichen Gewißheit überlaſſen, daß uns nichts ge— 
ſchehen könne, daß ſchließlich im letzten Moment der alte 
Recke aus dem Sachſenwalde wieder auf dem Plane erſcheinen 
werde, um das verderbliche Spiel der Feinde Deutſchlands 
rechtzeitig zu zerſtören. Sein Daſein allein reichte hin, die 
Gegner im Bann zu halten. Und nun war er tot! Nie⸗ 
mals mehr öffnete ſich wieder das gewaltige Augenpaar, das 
einſt eine Welt in ſcheue Ehrfurcht gebannt. Alle deutſchen Pa⸗ 
trioten ſtimmten in dem Wunſche überein, Gott möge dem 
Vaterlande und den jetzigen Lenkern ſeiner Geſchicke die Kraft 
ſchenken, den ſchweren Schickſalsſchlag ohne Schaden zu über⸗ 
ſtehen. 

Ich ſchließe mit der Wiedergabe der Kundgebung, die der 
Kaiſer anläßlich des Ablebens des Fürſten Bismarck erlaſſen 
hat und die in einer Extraausgabe des „Reichsanzeigers“ ver⸗ 
öffentlicht wurde. Sie lautete: 

„Mit Meinen hohen Verbündeten und mit dem ganzen 
deutſchen Volke ſtehe Ich trauernd an der Bahre des erſten 
Kanzlers des Deutſchen Reiches, des Fürſten Otto v. Bismarck, 
Herzogs von Lauenburg. Wir, die wir Zeugen ſeines herr⸗ 
lichen Wirkens waren, die wir zu ihm, als dem Meiſter der 
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Staatskunſt, als dem furchtloſen Kämpfer im Kriege wie im 
Frieden, als dem hingebendſten Sohne des Vaterlandes und 
dem treueſten Diener ſeines Kaiſers und Königs, bewundernd 
aufblickten, ſind tief erſchüttert durch den Heimgang des Mannes, 
in dem Gott der Herr das Werkzeug geſchaffen, den unwider⸗ 
ſtehlichen Gedanken an Deutſchlands Einheit und Größe zu 
verwirklichen. Nicht ziemt es in dieſem Augenblicke, alle Taten, 
die der große Entſchlafene vollbracht, alle Sorgen, die er für 
Kaiſer und Reich getragen, alle Erfolge, die er errungen, auf⸗ 
zuzählen. Sie ſind zu gewaltig und mannigfaltig und nur die 
Geſchichte kann und wird ſie alle in ihre ehernen Tafeln ein⸗ 
graben. Mich aber drängt es, vor der Welt der einmütigen 
Trauer und der dankbaren Bewunderung Ausdruck zu geben, 
von welcher die ganze Nation heute erfüllt iſt, und im Namen 
der Nation das Gelübde abzulegen, das, was er, der große 
Kanzler, unter dem Kaiſer Wilhelm dem Großen geſchaffen 
hat, zu erhalten und auszubauen, und, wenn es nottut, mit 
Gut und Blut zu verteidigen. Dazu helfe uns Gott der Herr! 

Ich beauftrage Sie, dieſen meinen Erlaß zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringen. 

Friedrichsruh, den 2. Auguſt 1898. 

Wilhelm I. R. 

An den Reichskanzler.“ 
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Zweiter Teil. 
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“Yon, 
* 


1890. 


Das Recht des Fürſten Bismarck. 
(19. April 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Freiſinnige Zeitung“ äußert ſich unter der Inſinuation, 
daß Fürſt Bismarck die Haltung der „Hamburger Nach— 
richten“ inſpiriere, in hetzeriſcher Weiſe über unſeren neulichen!) 
Artikel, betreffend die Erklärung des Herrn v. Caprivi im 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe. Verſtändigen Leuten brauchen 
wir nicht erſt zu ſagen, daß der Fürſt dieſen Artikel weder 
verfaßt, noch irgendwie veranlaßt hat; aber ſelbſt wenn das 
Gegenteil der Fall wäre, läge kein Anlaß zur Entrüſtung vor, 
da dem Fürſten Bismarck ſo gut wie jedem anderen preußi⸗ 
ſchen Staatsbürger nach der Verfaſſung das Recht zuſteht, 
ſeine Meinung in Wort und Schrift frei zu äußern. Daß der 
Fürſt der Mann dazu wäre, ſich dieſes Recht durch blinden 
Preßlärm verkümmern zu laſſen, glaubt die „Freiſinnige Zei⸗ 
tung“ wohl ſelber nicht. Wir unſererſeits ſind der Anſicht, 
daß Fürſt Bismarck nicht daran denkt, mit ſeiner Meinung 
zurückzuhalten, ſobald es ihm nötig und nützlich erſcheint, die⸗ 
ſelbe zu äußern. Dazu wird ſich die nächſte Gelegenheit im 
Preußiſchen Herrenhauſe bieten und ſpäter im Reichstage, 
für den der Fürſt binnen gegebener Friſt ein Mandat ſicher 
annehmen dürfte. Was aber die Verbindung des Fürſten mit 
der Preſſe betrifft, ſo iſt es lediglich ſelbſtverſtändlich, daß dieſe 
nicht gänzlich abgebrochen ſein kann. Man wird von einem 
Staatsmanne, der dreißig Jahre lang die hervorragendſte 
Stellung im öffentlichen Leben eingenommen und dies wie kein 
anderer maßgebend beherrſcht hat, nicht erwarten dürfen, daß 
er mit ſeinen Amtern zugleich ſeine politiſche Kraft, ſeine Vater⸗ 


) Dieſer war noch nicht vom Fürſten Bismarck inſpiriert. 
251 


landsliebe und das Bedürfnis verloren habe, mit der öffent- 
lichen Meinung in Fühlung zu bleiben und ſie nach ſeiner 
Überzeugung zu beeinfluſſen. Wer vom Fürſten Bismarck 
glaubt, daß er, alt und gebrochen, künftig den gänzlich paſſiven 
Zuſchauer der Ereigniſſe auf der Weltbühne abgeben werde, 
irrt in jeder Hinſicht. Dazu hätte der Fürſt auch nicht ein⸗ 
mal das Recht dem deutſchen Volke gegenüber, das er— 
warten darf, über die Auffaſſung des Fürſten Bismarck in 
allen wichtigen Fragen jederzeit unterrichtet zu bleiben. Wenn 
dazu Herrenhaus und Reichstag nicht ausreichende Gelegenheit 
bieten, bildet die Preſſe das naturgemäße Ergänzungsmittel. 
Außerdem kann eine Verbindung mit der Preſſe dem Fürſten 
Bismarck nur von Leuten zum Vorwurf gemacht werden, die 
der Anſicht ſind, daß Fürſt Bismarck zwar auch ferner durch 
die Preſſe angegriffen werden könne, aber ſich nicht durch die⸗ 
ſelbe verteidigen dürfe. 


Milttärifches Abergewicht Frankreichs. 
(20. April 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Infolge der durch den deutſchen Kanzlerwechſel veranlaßten 
politiſch⸗publiziſtiſchen Erregungen der letzten Zeit ſcheint in 
Deutſchland gegenwärtig eine Frage etwas in den Hintergrund 
des öffentlichen Intereſſes gedrängt zu ſein, bezüglich deren es 
jeder wahre und beſorgte Freund unſeres Volkes nur aufs 
tiefſte beklagen könnte, wenn ſie nicht bald und in völlig aus⸗ 
reichender Weiſe ihre Löſung fände. Sie betrifft das unleug⸗ 
bare militäriſche Übergewicht Frankreichs über Deutſchland. 
Dieſes iſt ein doppeltes. Dadurch, daß die Franzoſen den ur⸗ 
ſprünglich Scharnhorſtſchen Gedanken der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht bei ſich prakliſch ausgeſtaltet und dahin durchgeführt haben, 
daß jeder militärdienſttaugliche Mann in irgendeiner Form für 
den Heeresdienſt tatſächlich eingeübt wird, gewinnt Frankreich 
einen allmählich immer größeren Vorſprung in numeriſcher Hin⸗ 
ſicht, der ſich bei dem ſchließlich doch unausbleiblichen Revanche⸗ 
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kriege, je länger ſich ſein Ausbruch verzögert, als um jo ſchwerer 
einholbar und auszugleichen erweiſen muß. Binnen zehn Jahren 
dürfte es ſich dabei um ein Mehr von nahezu einer Million ein⸗ 
geübter Mannſchaften handeln. Das andere Übergewicht Frank: 
reichs beſteht in ſeinem großen Vorſprung hinſichtlich der Artillerie. 
Dieſes iſt das wichtigſte. Schon der 1870er Krieg iſt, wie Kaiſer 
Napoleon bei ſeiner Unterredung mit dem verſtorbenen Kaiſer 
Wilhelm nach der Kapitulation von Sedan erkannt hatte, weſent⸗ 
lich durch die damalige Überlegenheit der deutſchen Artillerie 
über die franzöſiſche gewonnen worden; das Zündnadelgewehr 
war den Chaſſepots nicht gewachſen. Seitdem aber hat ſich 
infolge der Vervollkommnung des Infanteriegewehres die 
Wichtigkeit der Artillerie noch erheblich geſteigert. Es iſt bei 
dem jetzigen Magazinfeuer, das auf große Entfernungen das 
Terrain mit einem Bleimantel überzieht, faſt zur Unmöglich⸗ 
keit geworden, ein gut gedecktes Bataillon Infanterie durch vier 
bis ſechs Bataillone zu delogieren, wenn dieſe in freiem Terrain 
vorgehen müſſen. Es wird einfach alles niedergeſchoſſen. Die 
Flugbahn der Geſchoſſe iſt außerordentlich raſant und die Per⸗ 
kuſſionskraft eine ſolche, daß ein Projektil unter Umſtänden drei 
bis vier Mann außer Kampf ſetzt. Die erhöhte Aufgabe, die dieſer 
Umgeſtaltung gegenüber der Artillerie erwächſt, liegt auf der 
Hand. Ohne ihr jederzeit mögliches erfolgreiches Eingreifen iſt 
überhaupt eine Poſition kaum noch ohne enorme Verluſte zu 
nehmen. Wenn uns die Franzoſen nicht nur um über hundert 
Batterien überlegen ſind, ſondern außerdem auch noch hinſichtlich 
der Beſetzung der Stellen in den Feldbatterien durch geübte Be⸗ 
rufsoffiziere und durch Verfügung über größere artilleriſtiſche 
Reſerven, ſo liegt unter den geſchilderten Umſtänden darin gewiß 
die dringende Mahnung an Deutſchland, ſo ſchnell und ſo umfaſſend 
wie möglich nachzuholen, was ſeit mehreren Jahren in dieſer Be⸗ 
ziehung verſäumt worden iſt. Es rächt ſich in unſerer kriegs⸗ 
bereiten Zeit nichts ſo ſchwer, als wenn man dem Gegner 
in wichtigen militäriſchen Maßregeln einen zu großen Vor⸗ 
ſprung läßt. 
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Fürſt Bismarck und Graf Caprivi. 
(23. April 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die freiſinnige Preſſe verſucht, unbeirrt durch unſer neu⸗ 
liches klares und unzweideutiges Dementi, den Anſchein zu er⸗ 
wecken, als ob Fürſt Bismarck dem neuen Reichskanzler durch 
die „Hamburger Nachrichten“ Schwierigkeiten bereiten laſſe. 
Demgegenüber konſtatieren wir, daß uns Fürſt Bismarck viel⸗ 
mehr den Wunſch ausgedrückt hat, Herr v. Caprivi, den er 
wegen ſeiner perſönlichen Eigenſchaften hochſchätze, möge ſeinem 
Charakter und der Schwierigkeit ſeiner Aufgabe entſprechend 
mit Rückſicht behandelt werden. Er, der Fürſt, ſei mit Herrn 
v. Caprivi befreundet und wünſche es zu bleiben. 


Sozialiſtengeſetz. 
(25. April 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Das Geſetz iſt dadurch zu Falle gekommen, daß die Konſer⸗ 
vativen mit den antikartelliſtiſchen Elementen des Hauſes da⸗ 
gegen ſtimmten, weil es nicht die volle Summe der Befugniſſe 
enthielt, die in der Regierungsvorlage für die Behörden zur 
Bekämpfung der ſozialdemokratiſchen Umtriebe verlangt waren. 

Man hat ſich darauf berufen, daß die Regierung, wenn ſie 
ein anderes Ergebnis ernſtlich gewünſcht hätte, vor der dritten 


Leſung eine entſprechende Erklärung habe abgeben laſſen müſſen. 


Dazu war die Regierung nicht in der Lage, ſie konnte ſich über 
Annahme oder Ablehnung deſſen, was der Reichstag zu bieten 
hatte, erſt erklären, nachdem der definitive Beſchluß hierüber 
vorlag. Wenn ſie früher die Bereitwilligkeit gezeigt hätte, das 
Geſetz auch mit den durch den Reichstag verminderten Befug⸗ 
niſſen anzunehmen, ſo würde ſie damit eingeſtanden haben, daß 
ſie bei Einbringung ihrer Vorlage mehr gefordert habe, als 
durch das Bedürfnis, die ſozialdemokratiſchen Ausſchreitungen 
erfolgreich niederhalten zu können, unerläßlich und dringend ge⸗ 
boten geweſen ſei. Ein ſolches Zugeſtändnis kann eine Re⸗ 
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gierung unmöglich machen und ſich ebenſowenig durch vorzeitige 
Erklärungen vinkulieren. Wäre das Geſetz unter der von den 
Nationalliberalen und der Reichspartei beantragten Streichung 
der Ausweiſungsbefugnis vom Reichstage angenommen worden 
und die Regierung hätte es alsdann als unbrauchbar abgelehnt, 
ſo würde ſie die Verantwortung getroffen haben, und die des 
Reichstags nur inſoweit in Frage gekommen ſein, als es ſich 
um den Schutz gegen diejenigen Gefahren gehandelt hätte, denen 
mit der geſtrichenen Ausweiſungsbefugnis entgegengewirkt werden 
ſollte. Sehr wahrſcheinlich aber hätte die Regierung angenommen, 
was ihr geboten worden wäre; denn es würde ihre Pflicht ge⸗ 
weſen ſein, wenn ſie nicht das volle verlangte Quantum Voll⸗ 
machten gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie zu erhalten vermochte, wenigſtens das zu nehmen, was 
ſie bekommen konnte. 

Wie dem auch ſei, jedenfalls würde es der geſunden Ent⸗ 
wicklung nicht förderlich ſein, wenn nach einfachem Erlöſchen des 
Sozialiſtengeſetzes die Regierung von den Ereigniſſen genötigt 
wäre, durch Gewalt, durch die Erklärung des vollen Belage⸗ 
rungszuſtandes über einzelne Diſtrikte den öffentlichen Frieden 
zu ſchützen. Damit gelangte man leicht zu diktatoriſchen Zu⸗ 
ſtänden, die doch ihr ſchweres Bedenken hätten. Es wird alſo 
darauf ankommen, hier beizeiten vorzubauen. Sache des Reichs⸗ 
tages iſt es, durch entſprechende Reſolutionen und Vorſchläge 
darauf hinzuwirken, daß die ruhige Entwicklung auf keinerlei 
Weiſe geſtört werden kann, ſobald das Sozialiſtengeſetz er⸗ 
loſchen iſt. 


Teilnahme des Fürſten an den Verhandlungen des 
Preußiſchen Herrenhauſes. | 


(25. April 1890, Ab.⸗ Ausg.) 


ee nimmt das Preußiſche Herrenhaus ſeine Sitzungen 
wären auf. Wenn in einzelnen Blättern, anſcheinend auf Grund 
unſerer neulichen Außerung, gemeint wird, Fürſt Bismarck 
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werde ſchon in nächſter Zeit an den Verhandlungen des Hauſes 
teilnehmen, ſo halten wir dies für unzutreffend. Wir glauben 
annehmen zu ſollen, daß Fürſt Bismarck erſt eine weitere 
Klärung der Verhältniſſe abwarten wird, bevor er im Herren⸗ 
hauſe erſcheint. 


Dreibund und Weſtmächte. 
(26. April 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Der Dreibund deckt nur das damnum emergens, nicht das 
lucrum cessans der beteiligten Mächte. Am wenigſten iſt es 
Deutſchlands Sache, ehrgeizige Pläne Oſterreichs auf dem Balkan 
zu fördern. Wenn ſolche in der Tat vorhanden ſind und inter⸗ 
national gefördert werden ſollen, ſo wird ſich Oſterreich nicht 
an Deutſchland wenden, ſondern an ſeine Mitintereſſenten an 
der Geſtaltung der Dinge auf der Balkanhalbinſel. Zu ihnen 
gehören alle Großmächte mit alleiniger Ausnahme Deutſch⸗ 
lands; abgeſehen von Rußland alſo England, Frankreich und 
Italien. Zwiſchen Oſterreich und dieſen Mächten kann ſtets 
eine Verſtändigung über etwaige Pläne Oſterreichs ohne Deutſch⸗ 
lands Befaſſung ſtattfinden. Unter dieſem Geſichtspunkte der 
völligen Unintereſſiertheit Deutſchlands an den Balkanfragen 
entbehrt es ſogar nicht einer gewiſſen Berechtigung, wenn die 
ruſſiſche Preſſe hofft, daß Deutſchland der ruſſiſchen Politik freie 
Hand laſſe. Das iſt aber in der gegebenen Beſchränkung immer 
der Fall geweſen. Ein ſpezifiſch deutſches Intereſſe gebietet 
nicht das Gegenteil. Die Anſicht endlich, daß Italien um Frank⸗ 
reichs willen vom Dreibunde abfallen werde, erweiſt ſich trotz 
aller in neuerer Zeit beobachteten Vorgänge, die auf ein gutes 
Einvernehmen zwiſchen den beiden Mächten ſchließen zu laſſen 
ſcheinen, bei näherer Betrachtung ebenfalls nicht ſtichhaltig. Wie 
wir glauben, kann Italien nicht mit Frankreich gehen, ohne 
deſſen Vaſall, von ihm abſorbiert zu werden. Wohl aber dürfte 
Italien ohne Zweifel, wie bisher, großes Gewicht auf ſein Ver⸗ 
hältnis zu England legen. Frankreich hat bei der Herſtellung 
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Italiens keinen anderen Zweck gehabt, als den, einen von Frank— 
reich abhängigen Nachbarſtaat zu ſchaffen. England hingegen 
bedarf eines ſtarken unabhängigen Italiens als Bundesgenoſſen. 
Noch ſtärker freilich iſt das Bedürfnis nach einem guten Ein⸗ 
vernehmen mit England auf italieniſcher Seite. Die Gefahr, 
die Italien von Frankreich zu befürchten hat, liegt nicht in 
erſter Linie in der franzöſiſchen Landarmee. Gegen dieſe dürfte 
Italien ſelbſt imſtande ſein, ſich zu wehren und außerdem würde 
es anderen Beiſtand finden. Die Gefahr liegt in der Über⸗ 
legenheit der franzöſiſchen Flotte über die italieniſche, eine Über⸗ 
legenheit, die auszugleichen Italien für jetzt nicht die finan⸗ 
ziellen Mittel hat. Die geringe Entfernung der langgeſtreckten 
italieniſchen Küſte von den franzöſiſchen Häfen und Arſenalen 
am Mittelmeer, der Mangel an Küſtenbefeſtigungen Italiens 
bringen es mit ſich, daß dieſes, im Bunde mit England, durch 
deſſen Flotte Frankreich gegenüber in einer vollſtändig gedeckten, 
ohne England aber in einer ſehr exponierten Stellung ſich be⸗ 
findet. Wenn Italien überhaupt einen Bund mit einer der 
beiden größten Seemächte dauernd eingehen kann, ſo wird dieſe 
Macht immer nur England ſein. England kann nie die Ab⸗ 
ſicht und ein Intereſſe haben, die Unabhängigkeit Italiens zu 
bedrohen, während Frankreich gegenüber dieſe Sicherheit nicht 
vorhanden iſt, ſowohl wegen der territorialen Nachbarſchaft, als 
nach allen geſchichtlichen Reminiſzenzen. England iſt ſtets der 
weniger gefährlichere Protektor. Mit dieſer Erwägung wird 
zugleich klar, daß Italiens Rücktritt vom Dreibunde keine Sache 
iſt, die in Frankreichs Händen ruht, ſondern in denen Eng⸗ 
lands. Daraus ergeben ſich für die diplomatiſche Behandlung 
Englands Geſichtspunkte von nicht zu unterſchätzendem Belang. 


Verdächtigung des Fürſten Bismarck. 
(28. April 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Wir haben ſchon neulich in einer kurzen Notiz die Inſinuation 
zurückgewieſen, daß Fürſt Bismarck gegen die kaiſerliche Politik 
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und ihren Vertreter, Herrn v. Caprivi, eine gegneriſche Stellung 
einnehmen wolle. Wir haben geglaubt, die Gerüchte von Oppo- 
ſition oder Fronde würden daraufhin verſtummen. Wie wir 
ſehen, haben wir dabei ohne eine gewiſſe Preſſe gerechnet, deren 
Anſchauungsweiſe es entſpricht, dasjenige als ſelbſtverſtändlich 
hinzuſtellen, was andere Beurteiler zum mindeſten als wenig 
anſtändig, ſtrenge Richter aber als Vaterlandsverrat bezeichnen 
würden. So wenig iſt alſo Fürſt Bismarck dieſer Preſſe be⸗ 
kannt geworden, daß ſie keinen Anſtand nimmt, ihm anzudichten, 
er wolle Verſtimmung über perſönliche Zurückſetzung zur Trieb⸗ 
feder ſeines Handelns machen! Auf den Gedanken kommt dieſe 
Preſſe nicht, daß ein Mann, der an ſeinem Werke vierzig Jahre 
lang gearbeitet hat, es für unehrenhaft anſehen wird, ſich von 
ihm da abzuwenden, wo er glaubt, auch von ſeiner jetzigen 
Stellung aus demſelben noch nützen zu können. Wenn dieſe 
Preſſe ſo ſtark mit der Verſtimmung des Fürſten Bismarck 
über ſeine Entlaſſung rechnet, ſo wird dabei außerdem über⸗ 
ſehen, erſtens, daß eine ſo lange Dienſtzeit, wie die ſeinige, ein 
hohes Maß von Objektivität verleiht und zweitens, daß über⸗ 
dies die frühere Politik ganz in denſelben Bahnen und von 
denſelben Leuten fortgeführt wird, die auch zu Bismarcks Zeiten 
Miniſter waren. Ein Wechſel iſt hauptſächlich nur in der Stelle 
des Reichskanzlers eingetreten. Die Legende aber, daß Fürſt 
Bismarck gegen Herrn v. Caprivi Feindſeligkeiten zu eröffnen 
gedenke, iſt bereits durch unſere Angabe vom 19 d. Mts. zer⸗ 
ſtört worden. Was die ſpezifiſch antibismarckſche Preſſe betrifft, 
ſo ſind wir freilich trotz alledem darauf gefaßt, nächſtens in 
ihren Organen zu leſen, Hochmut ſei das Hauptmotiv, das den 
„alten Kanzler“ beſeele und ihm ſein „aufgezwungenes Still⸗ 
leben“ unerträglich mache. Von anderer Seite aber wird man 
es als einen neuen Beweis ſeltenen Pflichtgefühls bezeichnen, daß 
ein, wie die „Voſſiſche Zeitung“ ganz richtig ſagt, „in manchen 
Empfindungen verletzter“ Staatsmann „noch einmal in die 
parlamentariſche Arena herabſteigt“; aber nicht ſowohl „um ſich 
mit ſeinem Nachfolger zu meſſen“, als um zum Wohle des 
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Vaterlandes da mitzuhelfen, wo feine Stimme und jein Rat 
nicht leicht erſetzbar iſt. Allen deutſchen Patrioten wird es eine 
Freude ſein, dies zu hören; ſie werden vom Fürſten Bismarck 
aber auch nichts anderes erwartet haben. 


Der Niederlaſſungsvertrag mit der Schweiz. 
(29. April 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die Preßorgane, die bisher über den Niederlaſſungsvertrag 
Deutſchlands mit der Schweiz geſchrieben haben, ſind über den 
Zweck, den das diplomatiſche Vorgehen bei Gelegenheit des 
Falles Wohlgemuth gehabt hat, unvollſtändig unterrichtet. Um 
einem ſo ungewöhnlich ungeſchickten Polizeiagenten wie Wohl⸗ 
gemuth Satisfaktion zu ſchaffen, würde die Regierung keinen 
ſo großen Apparat in Bewegung geſetzt haben. Der Zweck 
des Vorgehens war vielmehr, auf die Schweizer Regierung, be⸗ 
hufs Anderung ihrer Stellung gegenüber der deutſchen Sozial⸗ 
demokratie, einzuwirken, von ihr eine Modifikation der privile⸗ 
gierten Stellung der Sozialdemokratie in der Schweiz zu erlangen. 
Gegner war hierbei nicht die Berner Regierung, ſondern die 
Sozialdemokratie, die das Schweizer Aſyl mißbrauchte. Gegen 
dieſen Mißbrauch den Beiſtand der, Schweizer Regierung in 
höherem Maße als bisher zu gewinnen, war das der deutſchen 
Politik gegebene Objekt und es iſt in höherem Maße erreicht 
worden, als vorher angenommen werden konnte. Was ſeitdem 
die Berner Regierung getan hat, um die Schweizer Fremden⸗ 
polizei mit den gerechten Anforderungen der Nachbarſtaaten in 
beſſeren Einklang als früher zu verſetzen, iſt Folge des diplo⸗ 
matiſchen Vorgehens von deutſcher Seite. 

Ein anderes, mit der Perſon Wohlgemuths näher in Ver⸗ 
bindung ſtehendes Ziel jenes diplomatiſchen Streifzuges gegen 
die Schweiz werden ſich auch die freiſinnigen Blätter kaum aus⸗ 
denken können, ohne die deutſche Politik für unverſtändiger zu 
erklären, als ſie ſich in der Regel gezeigt hat. Die veränderte 
Stellung der Schweizer Regierung aber gegenüber der deutſchen 
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Sozialdemokratie iſt mit den bisher imaginären Nachteilen, die 
die wandernde Bevölkerung der badiſchen Südkreiſe vielleicht 
erleiden könnte, für die Geſamtintereſſen des Deutſchen Reiches 
nicht zu teuer erkauft. Die Lage der Deutſchen in der Schweiz 
war vor Abſchluß des im vorigen Jahre gekündigten Vertrages 
(vor 1877) tatſächlich nicht ſchlechter als heute und wird es auch 
in Zukunft nicht ſein; die Spezialintereſſen der badiſchen Grenz⸗ 
diſtrikte aber werden ſicherlich durch einen Vertrag oder auch 
bei Nichtvorhandenſein eines ſolchen gewahrt werden können, 
ohne daß die Reichsintereſſen gegenüber der Sozialdemokratie 
und der Stellung derſelben im Nachbarlande vernachläſſigt zu 
werden brauchten. Ob ohne diplomatiſche Friktionen eine Modi⸗ 
fikation der Behandlung der deutſchen Sozialdemokratie von der 
Schweiz erreicht worden wäre, laſſen wir gegenüber der Tat⸗ 
ſache, daß ſie erreicht worden iſt, dahingeſtellt. Daß die Aus⸗ 
legung des § 2 des deutſch⸗ſchweizeriſchen Niederlaſſungsvertrages 
im Sinne einer Ausweiſungspflicht anfechtbar iſt, kann man zu⸗ 
geben, ohne daß die Unhaltbarkeit des Arguments deshalb nach⸗ 
weisbar wäre. Wenn die Bedrohung unſerer Grenze durch 
ſozialdemokratiſche geſetzwidrige Beeinfluſſung aus der Welt ge⸗ 
ſchafft oder doch vermindert wird, ſo werden wir mit der Schweiz 
über die Ausweiſungsfrage nicht Händel ſuchen. 

Daß die Münchener „Allgemeine Zeitung“ das Verlangen 
Deutſchlands nach einem neuen Niederlaſſungsvertrag mit der 
Schweiz ſo ſtark akzentuiert und öffentlich erklärt, daß „ganz 
Süddeutſchland Wert darauf lege“, bedauern wir im Intereſſe 
derer, die eine Erneuerung des Vertrages wirklich für unent⸗ 
behrlich halten. Erleichtert wird der Abſchluß des Vertrages 
durch ein ſo ſtarkes Akzentuieren des Verlangens danach auf 
deutſcher Seite nicht gerade werden und die lokalen Intereſſen, 
die damit ausgedrückt werden ſollen, werden durch ſolche Artikel 
eher geſchädigt. 

Wenn unſere Kritiker die Anwendung des gekündigten 
Schweizer Vertrages auf die Franzoſen im Elſaß und deren In⸗ 
anſpruchnahme desſelben für Frankreich deshalb für unſchädlich 
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halten, weil die Ausweiſung von Ausländern geſtattet bleibe, 
ſo möchten wir ſie bitten, ſich den Fall zu vergegenwärtigen, 
daß auf die Schweizer in Deutſchland und auf die Deutſchen 
in der Schweiz genau alle dieſelben Maßregeln angewendet 
werden ſollten, deren Anwendung zurzeit in Elſaß-Lothringen 
gegen dort anweſende Franzoſen noch Bedürfnis iſt. Dieſes 
Bedürfnis im Elſaß könnte ſich noch erheblich ſteigern, wenn 
man ſich in Frankreich anſtatt der jetzigen friedlich geſinnten 
Regierung eine händelſuchende denkt, oder wenn die jetzigen 
friedlichen Aſpekten der Befürchtung eines nahe bevorſtehenden 
Krieges Platz machten. Dann würde die freie Bewegung der 
deutſchen Polizei im Elſaß den Franzoſen gegenüber vielleicht 
doch in höherem Maße Bedürfnis werden, als ſie nach dem 
Schweizer Vertrage zuläſſig wäre. 


Angebliche Morphiumſucht des Fürſten Bismarck. 
(3. Mai 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Augsburger Abend⸗Zeitung“ charakteriſierte vor einigen 
Tagen das Beſtreben der freiſinnigen und geſinnungsverwandten 
Preſſe, dem Fürſten Bismarck durch unwahre und gehäſſige 
Erfindungen zu ſchaden. Das Blatt ſchrieb dabei unter anderem: 


„. .. Es iſt indeſſen geradezu perfid, wie ein Teil der antikanz⸗ 
leriſchen“ Preſſe dabei zu Werke geht. Verſteigt ſich doch die „Freiſinnige 
Zeitung in ihren bekannten Mitteilungen über Vorgänge beim Emp⸗ 
fange der Deputation des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller in 
Friedrichsruh jo weit, von „hochgradiger Erregung‘, von der ,Wahnvor⸗ 
ſtellung einer beſonderen Verfolgung durch den Miniſter v. Boetticher‘ 
zu ſprechen, in welchem Zuſammenhang dann noch in dunkler Abſicht 
angedeutet wird: ‚Bei Tiſche aß und trank Fürſt Bismarck ſehr ſtark.“ 


Augenſcheinlich entſtammen die hier erwähnten „Mitteilungen“ 
der „Freiſinnigen Zeitung“ der nämlichen Quelle, wie ver⸗ 
ſchiedene Gerüchte, die unter Bezugnahme auf kurz zuvor in 
Friedrichsruh geweſene Berichterſtatter in höherer Stellung! 


9) Herr v. Boetticher. 
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während des letzten Winters in Berliner Hofkreiſen derart in 
Zirkulation geſetzt wurden, daß ſie das Ohr des Monarchen un⸗ 
mittelbar erreichen mußten. Dazu gehörte zum Beiſpiel das Ge⸗ 
rücht, Fürſt Bismarck ſei der Morphiumſucht verfallen und zwar 
in ſo hohem Grade, daß er den Zuſammenhang ſeiner Gedanken 
bereits verloren habe. Daß dieſe Bezichtigung des abweſenden 
Staatsmannes vor dem Kaiſer mit dem vollen Anſcheine ihrer 
Erhärtung durch Augenzeugen erhoben ſein muß, geht daraus 
hervor, daß Seine Majeſtät es für notwendig hielt, ſich durch 
Anhörung des Arztes des Fürſten, des Profeſſors Schweninger, 
von der gänzlichen Grundloſigkeit der Sache zu überzeugen. 
Dem Zwecke, um deſſen Erreichung es ſich hierbei gehandelt 
haben dürfte, diente es auch wohl, daß von Leuten, die mit 
dem Fürſten geſchäftlich zu verkehren hatten, an maßgebender 
Stelle der Eindruck hervorgerufen wurde, er ſei feſt entſchloſſen, 
unter allen Umſtänden zu demiſſionieren, während umgekehrt 
dem Fürſten verſichert wurde, der Kaiſer wolle ſich um jeden 
Preis von ihm trennen und ſtehe bereits mit ſeinem Nachfolger in 
Unterhandlung. Welche Wirkung dieſe Intrigen gehabt haben, 
und von wem ſie ausgingen, darüber wird über kurz oder lang 
die Geſchichte ebenſo authentiſche Aufklärung ſchaffen, wie über 
den ganzen Verlauf der Kanzlerkriſis. 


Kriegeriſche Anterſtrömungen. 
(3. Mai 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ veröffentlichte kürzlich unter vollkom⸗ 
mener Billigung und lobender Anerkennung des Inhalts ſpalten⸗ 
lange Auszüge aus einer bei Kay in Kaſſel anonym erſchienenen 
Broſchüre, betitelt: „Videant consules, ne quid res publica de- 
trimenti capiat!“ Die Broſchüre, die gegen die auswärtige 
und militäriſche Politik Deutſchlands unter dem Fürſten Bismarck 
gerichtet iſt, kommt zu dem Ergebnis, daß Deutſchland zu 
der Zeit, als es noch militäriſch überlegen war, ſich mit 
Frankreich hätte aufs neue auseinanderſetzen müſſen, um als⸗ 
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dann ſeine ganze Kraft gegen Rußland, den wahren National- 
feind, zu richten, daß aber Fürſt Bismarck dies verhindert habe, 
jo daß alle dem deutſchen Volke auferlegten Opfer umſonſt ge- 
weſen ſeien. Die „Kreuz⸗Zeitung“ beſtätigt durch ihr Verhalten 
einer Schrift gegenüber, die es dem Fürſten Bismarck zum 
Vorwurf macht, zwei blutige Kriege verhindert zu haben, das 
Vorhandenſein von kriegeriſchen Unterſtrömungen, das ſie ſonſt 
eifrigſt beſtritten hat. Das Blatt, das ſich den Anſchein gibt, 
als beſitze es Einfluß auf die Regierung, ſtellt nunmehr ſeiner⸗ 
ſeits die nackte Behauptung auf, daß ſolche Unterſtrömungen 
nicht nur vorhanden, ſondern berechtigt ſeien, daß es eine jtraf- 
bare Vernachläſſigung geweſen ſei, ſich ihnen nicht zu fügen. 
Wie ſich die „Kreuz⸗Zeitung“ mit der Situation, in die ſie ſich 
dadurch ſelbſt gebracht, abfinden wird, überlaſſen wir ihr; aber 
wir ſind von der Offenheit frappiert, mit der ſich das Blatt zu 
dem in der Broſchüre entwickelten ruchloſen Programm bekennt. 


Abwehr. 


(7. Mai 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ druckt unſere neulichen Mitteilungen 
über die Intrigen, die zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck 
geführt haben, wörtlich ab, um uns dann fernere Publikationen 
in einem autoritativen Tone zu verbieten, wie er unter gleich⸗ 
berechtigten und gleichgeſtellten Organen nicht üblich iſt. Uns läßt 
dieſer terroriſtiſche Verſuch gänzlich kalt. Wir werden uns dem Ge⸗ 
bot der „Kölniſche Zeitung“ trotz der damit verknüpften Drohung 
nicht fügen: es müſſe uns ſonſt „begreiflich gemacht werden, daß 
wir uns an einem idealen Beſitztum der deutſchen Nation ver⸗ 
griffen, wenn wir das geſchichtliche Andenken des Fürſten Bis⸗ 
marck entweihten“. Die Beſchuldigung, letzteres zu tun, geben wir 
der „Kölniſche Zeitung“ mit Bedauern aber unumwunden zurück, 
wenn das Blatt es nach ſeinem eigenen Urteil wirklich für mög⸗ 
lich halten ſollte, daß „infolge ſolcher Publikationen die welt⸗ 
geſchichtliche Geſtalt des Fürſten Bismarck zu der kleinen typiſch⸗ 
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deutſchen Figur des Profeſſors Geffcken, des kaltgeſtellten und 
mißvergnügten Staatsmannes, zuſammenſchrumpfe“. Wir über⸗ 
laſſen es jedem unbefangenen Beurteiler der Dinge, zu ent⸗ 
ſcheiden, ob es für den Fürſten Bismarck und ſeine Stellung 
in der Geſchichte würdiger iſt, wenn die von intriganter Seite 
verbreitete Legende, daß der erſte Kanzler des Deutſchen Reiches 
dem Morphinismus erlegen und auf dem Wege zur Geiſtes⸗ 
krankheit ſei, unwiderſprochen bleibt und ſich zur Geſchichte ver⸗ 
dichtet, wie ſo manche andere Legende, oder wenn ſich Blätter 
finden, die keinem vorübergehenden Winde gegenüber biegſam 
genug ſind, um dergleichen Verleumdungen lieber totzuſchweigen, 
als — Fraktionsintereſſen zu kompromittieren. „Die weltgeſchicht⸗ 
liche Geſtalt des Fürſten Bismarck zu einer kleinen typiſch⸗deutſchen 
Figur & la Geffcken herabzudrücken,“ wird auch den Inſinuationen 
der Freunde des „Schweigens um jeden Preis“ nicht gelingen; dazu 
ſind Stellung und Vergangenheit des Fürſten Bismarck von Stel⸗ 
lung und Vergangenheit des Herrn Prof. Geffcken doch durch einen 
zu großen Abſtand getrennt. Einſtweilen müſſen wir aus dem An⸗ 
griff der „Köln. Ztg.“ auf uns ſchließen, daß ſie das Ausſcheiden 
des Fürſten Bismarck aus ſeinen Amtern als ein Pudendum der 
deutſchen Nation betrachtet, über das niemand ſprechen dürfe. 


Fürſt Bismarck und England)). 
(14. Mai 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Weder im Sommer 1880 noch zu irgendeiner anderen Zeit 
iſt das deutſche Auswärtige Amt ungeſchickt und unwiſſend genug 
geweſen, England — und jogar „faſt peremtoriſch“ — um 
Abſchluß eines Schutz⸗ und Trutzbündniſſes, reſpektive wegen 
Eintritts in die Tripelallianz anzugehen. 

Die logiſche Folge eines förmlichen Anſchluſſes Englands 
an die Tripelallianz würde ſein, daß, wie England zu fechten 


) Dieſer Artikel richtete ſich gegen eine angeblich aus London, tatſäch⸗ 
lich wohl aber aus Berlin ſtammende Korreſpondenz der „Kreuz⸗Zeitung“, 
die den Fürſten Bismarck wegen ſeiner engliſchen Politik angriff. 
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gezwungen wäre, jobald zum Beijpiel ein neuer deutjch-franzd- 
ſiſcher Krieg zum Ausbruch käme, umgekehrt das Deutſche Reich 
verpflichtet ſein würde, mit ſeinen Streitkräften dem quadrupel⸗ 
alliierten England für den Fall zu Hilfe zu kommen, daß letzteres 
mit Rußland wegen Oſtaſien, China oder aus ſonſt einem Grunde 
in Händel geriete. Selbſt die Erfinder der Legende von den 
leidenſchaftlichen Bemühungen des Fürſten Bismarck, England 
zum Beitritte in die Tripelallianz zu bewegen, werden im Ernſt 
nicht glauben, daß Deutſchland je eine ſolche Verpflichtung über⸗ 
nehmen könne und daß ihre Übernahme dem deutſchen Aus⸗ 
wärtigen Amte jemals ein erſtrebenswertes Ziel geweſen ſei. 

Nicht minder unbegründet ſind andererſeits die Angaben über 
Verſtimmungen zwiſchen Deutſchland und England im Jahre 
1888. Es hat weder eine ſtarke, noch überhaupt eine Ver⸗ 
ſtimmung zwiſchen Deutſchland und England zur Zeit des dies⸗ 
ſeitigen Thronwechſels beſtanden. Die Beziehungen zwiſchen 
Berlin und London waren damals, genau ſo wie heute, ſolche 
der intimen Freundſchaft und des vollen gegenſeitigen Ver⸗ 
trauens. Lord Salisbury konnte den „ernſtlichen Wunſch, mit 
Deutſchland ein engeres Verhältnis der Freundſchaft anzu⸗ 
knüpfen“, ſchon deshalb nicht hegen, weil dieſes Verhältnis voll 
beſtand und von beiden Seiten jederzeit ſorgfältig gepflegt worden 
war. Erfreulicherweiſe ſind dieſer Beſtand und dieſe Pflege 
auch nach dem Regierungswechſel in Deutſchland dieſelben ge⸗ 
blieben. Weit entfernt, daß das Verhalten des Berliner Aus⸗ 
wärtigen Amtes „jede Verſtändigung verhindert hätte“, bildete 
die gleichmäßige Fortſetzung des ſeit dem Amtsantritte Lord 
Salisburys ſtets von beiden Seiten diskret und erfolgreich ge⸗ 
pflegten Einvernehmens zwiſchen dem Berliner und dem Lon⸗ 
doner Kabinett einen Hauptgegenſtand der diplomatiſchen Sorge. 
Es iſt deshalb eine weitere Unwahrheit, wenn geſagt wird, das 
Verhältnis beider Nationen ſei ſeit zwei Jahren ein anderes 
geworden. Der Beſuch des jetzigen Kaiſers in England und 
ſein gewinnendes Auftreten haben ohne Zweifel neue Bürg⸗ 
ſchaften für die Dauer dieſer ſeit Jahren beſtehenden Freund⸗ 
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ſchaft entſtehen laſſen, aber daß eine „Wandlung“ der deutſch⸗ 
engliſchen Beziehungen erforderlich geweſen wäre, iſt eine dreiſte 
Unwahrheit, deren Verbreitung auch dem Lord Salisbury ſchwer⸗ 
lich erwünſcht ſein dürfte. 


Die Kolonialpolitik Deutſchlands. 
(14. Mai 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die Kolonialdebatten im Reichstage haben die erfreuliche 
Wahrnehmung ergeben, daß nur noch Freiſinnige und Sozial⸗ 
demokraten der Anſicht ſind, es ſei mit den Intereſſen des 
Reiches vereinbar, ſich des Kolonialbeſitzes auf gute Manier 
wieder zu entäußern. Der übrige Teil der Nation pflichtet der 
Anſicht bei, daß der Wunſch nach kolonialer Ausbreitung ein 
wichtiges Symptom für die Lebensfähigkeit der Völker darſtellt. 
Deutſchland darf nicht Gewehr bei Fuß zuſehen, wenn Franzoſen, 
Italiener, Engländer, Belgier, Portugieſen ſich an die Beſitz⸗ 
nahme Afrikas machen, oder es geſteht ein, daß es ſich nicht 
für gleichberechtigt mit jenen Völkern anſieht. Andererſeits kann 
nach Abſchluß der Kolonialdebatte mit Recht behauptet werden, 
daß kein einziger Grund gegen die Fortführung der Kolonial⸗ 
politik in bisherigem Sinne ſich ſtichhaltig erwieſen hat. Es 
iſt durchaus glaubhaft nachgewieſen, daß ſich das Lukrum des 
oſtafrikaniſchen Beſitzes einſtellen wird, ſobald die Pazifizie rung 
nur einigermaßen vollendet iſt, während daneben der Konkurrenz⸗ 
eifer anderer Nationen den Wert des Objektes beweiſt, um das 
es ſich handelt. Die Behauptung der Kolonialgegner aber, daß 
der Kolonialbeſitz im Fall europäiſcher Kriege gefährdet ſein 
würde, weil wir keine engliſche Flotte hätten, kann in der Tat 
mit der Erinnerung des Herrn v. Caprivi an die alte militäriſche 
Wahrheit als erledigt betrachtet werden, daß die Entſcheidungen 
des Hauptkriegsſchauplatzes ſtets maßgebend ſind für die Ent⸗ 
ſcheidungen der Nebenkriegsſchauplätze. Faßt man das Er⸗ 
gebnis der Kolonialdebatte in der Feſtſtellung zuſammen, daß 
in der Kolonialpolitik nicht mehr geſchehen ſoll, als nötig iſt, 
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daß aber das Nötige ſich nicht im voraus begrenzen laſſe, jo 
kann dieſes Ergebnis nur befriedigen. Jedenfalls wird die von 
deutſch⸗freiſinniger Seite empfohlene Einſchränkung der Kolonial⸗ 
politik in Deutſchland und insbeſondere auch in den Hanſeſtädten 
einfach für eine Unmöglichkeit erachtet. Die einmal eroberte 
Poſition ohne Not preiszugeben, wäre nicht nur feige, ſondern 
auch nur zu ſehr geeignet, das für Deutſchland und insbeſondere 
für den deutſchen Kaufmann errungene Anſehen im Auslande 
zu ſchädigen und damit auch die Intereſſen des deutſchen Handels 
weſentlich zu beeinträchtigen. 


Deutſch⸗engliſche Beziehungen. 


(20. Mai 1890, Morg.⸗Ausg., und 21. Mai 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ erwidert auf unſere Berichtigung ihrer 
angeblichen Londoner Korreſpondenz über die deutſch⸗engliſchen 
Beziehungen während der letzten Jahre der Amtsführung des 
Fürſten Bismarck mit einigen, teils ausweichenden, teils ab⸗ 
leugnenden Worten. Inzwiſchen iſt ihr das Dementi bekannt 
geworden, durch das Lord Salisbury ſelbſt ihre, nicht Lon⸗ 
doner, ſondern Berliner Erfindung berichtigt hat. Zur wei⸗ 
teren Vervollſtändigung des Beweiſes, daß die Angaben der 
„Kreuz⸗Zeitung“ unrichtig waren und ſchwerlich aus London 
ſtammten, können wir noch anführen, daß Graf Herbert Bismarck 
— auf deſſen Mitwirkung in der „Kreuz⸗Zeitung“ ein Gewicht 
gelegt wurde, das für den Urſprung der Erfindung ein Indizium 
gewährte — im Sommer 1888 gar nicht in England geweſen 
iſt. Er befand ſich Anfang März, vor dem Tode Kaiſer Wil⸗ 
helms I., einige Tage in London und dann erſt wieder Ende 
März 1889; er kann alſo unmöglich „zu der Zeit, als Kaiſer 
Wilhelm II. den Thron beſtieg“, oder „im Sommer 1888“ 
irgendwelche mündliche Verhandlungen mit Lord Salisbury ge⸗ 
führt oder irgendwelche Einflüſſe an Ort und Stelle geübt haben. 


** 
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Die „Voſſiſche Zeitung“ iſt der Anſicht, „daß zur Zeit der 
Thronbeſteigung Kaiſer Wilhelms II. eine Entfremdung in den 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und England nicht in jo ab— 
ſoluter Weiſe beſtritten werden konnte, wie Lord Salisbury 
dies am Freitag getan“. 

Daß auf deutſcher Seite von irgendeiner ſolchen Entfrem⸗ 
dung nicht das mindeſte bekannt iſt, konnten wir neulich bereits 
mit Beſtimmtheit verſichern; Lord Salisbury hat inzwiſchen in 
bezug auf England genau dasſelbe getan. Wenn die „Voſ⸗ 
ſiſche Zeitung“ trotzdem an den Beſtand von Verſtimmungen 
glauben zu ſollen meint, ſo kann es ſich dabei jedenfalls nicht 
um Verſtimmungen handeln, die zwiſchen dem Fürſten Bis⸗ 
marck und dem Lord Salisbury, reſpektive den durch ſie ver⸗ 
tretenen beiderſeitigen Kabinetten beſtanden haben). 


i Zeitliche Berichtigung 
einer Außerung des Königs von Württemberg. 
(1. Juni 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In deutſchen Überſetzungen der Unterredung, die ein Ver⸗ 
treter des „Petit Journal“ mit dem Fürſten Bismarck in 
Friedrichsruh gehabt hat, kommt folgender Satz vor: 

„Hinſichtlich der Annektierung der Reichslande wiederholte Fürſt 
Bismarck das zu Henri des Houx Geſagte und fügte hinzu, der König 
von Württemberg habe ihm 1867 geſchrieben, daß es im Falle eines 
Krieges ſchwer ſein würde, den Bundesvertrag zu beobachten und ſich 
gegen Straßburg zu verteidigen.“ 

Der franzöſiſche Text im „Petit Journal“ liegt uns zurzeit 
nicht vor. Wenn die Stelle gleichlautend ſein ſollte, ſo hat 
der Vertreter des „Petit Journal“ den Fürſten an dieſer Stelle 
offenbar nicht richtig verſtanden. Die angezogene Bemerkung des 
Königs von Württemberg iſt, wie aus parlamentariſchen Auße⸗ 
rungen des Fürſten Bismarck hervorgeht, nicht 1867, ſondern 
im Jahre 1854 zur Zeit des Krimkrieges vom jetzigen Könige 


) Sondern von Hof zu Hof. 
268 


von Württemberg dem Fürſten Bismarck mündlich gemacht 
worden, als dieſer als preußiſcher Bundestagsgeſandter im Auf- 
trage des Königs in Stuttgart anweſend war. Es handelte 
ſich damals um die Lage der ſüddeutſchen Staaten für den Fall 
einer drohenden öſterreichiſchen Verſtändigung mit Frankreich 
gegen Rußland. 


Ergebnis und Scheitern des Kulturkampfes. 
(3. Juni 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In einem „Fürſt Bismarck“ überſchriebenen Artikel, den 
Konſtantin Rößler in Nr. 19 der New Yorker Wochenſchrift 
„Belletriſtiſches Journal“ vom 7. Mai d. Is. veröffentlicht, kommt 
der Verfaſſer auch auf den Kulturkampf zu ſprechen und führt 
als dauernde Reſultate desſelben die Anzeigepflicht und das 
Einſpruchsrecht des Staates bei Beſetzung geiſtlicher Stellen an. 
Ein Hauptergebnis wird dabei überſehen. Dieſes beſteht in der 
Beſeitigung, reſpektive Abänderung der Artikel 15 und 18 der 
Preußiſchen Verfaſſung, die dem Erlaß der Maigeſetze als prä⸗ 
paratoriſche Maßregel voraufgehen mußte. Durch dieſe Ande⸗ 
rung ſind die römiſche wie die evangeliſche Kirche und alle 
anderen Religionsgemeinſchaften in der Ordnung und Verwal⸗ 
tung ihrer inneren Angelegenheiten den Staatsgeſetzen und der 
Aufſicht des Staates unterworfen, die Vorbildung, Anſtellung 
und Entlaſſung der Geiſtlichen, ſowie die Abgrenzung der kirch⸗ 
lichen Diſziplinargewalt den Staatsgeſetzen unterſtellt worden. 
Mit dieſen beſeitigten, reſpektive abgeänderten Artikeln iſt das bis 
dahin vorhanden geweſene feſte Bollwerk der Kirche gegen alle 
legislativen Eingriffe des Staates in die Angelegenheiten der 
Kirche dauernd beſeitigt worden. 

Auch was der Verfaſſer des obengenannten Aufſatzes über 
die Urſachen des Scheiterns des Kulturkampfes anführt, bedarf 
der Ergänzung. Der mangelhafte Erfolg iſt hauptſächlich darauf 
zurückzuführen, daß diejenige parlamentariſche Partei, die als 
entſchiedenſte Gegnerin der „römiſchen Übergriffe“ an der Spitze 
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der Majorität ſtand, die den Kulturkampf wollte, die Fort⸗ 
ſchrittspartei, abſchwenkte. Die Konſervativen waren ſtets nur 
laue Befürworter der Beſchränkung kirchlicher Rechte, mit den 
Nationalliberalen allein aber konnte die Regierung den Kampf 
nicht durchfechten. Das parlamentariſche Gleichgewicht wurde 
noch mehr geſtört, als die Fortſchrittspartei allmählich bei den 
Wahlen, wie bei den Diskuſſionen und Abſtimmungen ganz auf 
die Seite des Zentrums trat. Nachdem ihr die parlamentariſche 
Stellung wichtiger geworden war, als die Prinzipien, die ſie 
früher zum „Kampf gegen Rom“ begeiſtert hatten, wurden die 
Fortſchrittspartei und ihr Anhang aus Feinden Windthorſts zu 
deſſen Vaſallen. Durch dies Überlaufen geriet die feſte parla⸗ 
mentariſche Stütze zuerſt ins Wanken, deren die Regierung zur 
energiſchen Durchführung des Kulturkampfes bedurfte. Um jeder 
Verdunkelung des geſchichtlich Wahren vorzubeugen, glauben 
wir dies feſtſtellen zu ſollen. Wer mit dem Ausgang des Kultur⸗ 
kampfes unzufrieden iſt, muß ſich an die Protegés des Herrn 
Windthorſt, die jetzigen Freiſinnigen halten. 


Der Haß der Sozialdemokratie. 
(4. Juni 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die amtliche Tätigkeit des Fürſten Bismarck war in den 
letzten Jahren weſentlich der Erhaltung des Friedens und der 
Bekämpfung der Sozialdemokratie gewidmet. Daß auch letz⸗ 
teres Bemühen nicht ohne Erfolg geblieben iſt, beweiſt die 
Feindſchaft, die dem Fürſten Bismarck von ſozialdemokratiſcher 
Seite ſelbſt jetzt noch, nachdem er nicht mehr im Amte iſt, 
bei jeder Gelegenheit bewieſen wird. Der Haß der Scszial⸗ 
demokratie gegen den Fürſten Bismarck äußert ſich vor⸗ 
wiegend als Ausbruch wilder Freude über jeden noch ſo 
törichten und gehäſſigen Angriff der in⸗ oder ausländiſchen 
Preſſe auf den Fürſten, über jede noch ſo unwürdige Ver⸗ 
dächtigung desſelben. Den Erfolg der Bismarckſchen Politik 
gegen die Sozialdemokratie könnten die begeiſtertſten Verehrer 
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des erſten Kanzlers des Deutſchen Reiches nicht beſſer und über- 
zeugender vor Augen führen, als es dieſes ſozialdemokratiſche 
Verhalten tut. 


Der „Privatmann“ Bismarck und ſeine Anterredungen 
mit fremden Publiziſten. 
(11. Juni 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Aus einem Artikel der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ über 
die Friedrichsruher Interviews iſt eine Mitteilung in die deutſche 
Preſſe übergegangen, wonach die Regierung in einem vertraulichen 
Rundſchreiben ihren Vertretern im Auslande die Weiſung erteilt 
habe, keine Unklarheiten darüber entſtehen zu laſſen, daß Fürſt 
Bismarck der aktuellen Reichspolitik vollſtändig entrückt ſei und 
daß daher ſeine Außerungen im Verkehre mit fremden Journaliſten 
lediglich als Außerungen eines Privatmannes zu betrachten wären. 

Wir halten dieſe Mitteilung für irrtümlich. Die maßgebenden 
Kreiſe ſind zu ſehr beſchäftigt, um die deutſchen Botſchafter und 
Geſandten bei den fremden Regierungen zu beauftragen, Er⸗ 
öffnungen zu machen, die wegen der Allbekanntheit und Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit ihres Inhaltes als vollſtändig überflüſſig, ja be⸗ 
fremdlich befunden werden müßten. Außerdem iſt nicht wahrſchein⸗ 
lich, daß die diplomatiſchen Vertreter im Auslande in die Lage 
kommen, Zweifel darüber zu zerſtreuen, daß der ehemalige Reichs⸗ 
kanzler nach ſeiner Entlaſſung aus den Amtern etwas anderes 
als Privatmann ſei. Was ſollte er ſonſt ſein? Da er aber 
zweifellos nur Privatmarn iſt, konnte er auch den fremden 
Journaliſten gegenüber ſich ſelbſtverſtändlich nur als ſolcher 
äußern. Daß die Regierung eines großen Reiches es für nötig 
halten ſollte, ihre Vertreter im Auslande über ſolche Fragen 
zu inſtruieren, iſt nicht anzunehmen. Deshalb ſehen wir die 
Meldung der „Neuen Freien Preſſe“ als eigenes Produkt des 
erfindungsreichen Wiener Blattes an, dem im Intereſſe des 
Anſehens des diplomatiſchen Judiziums der amtlichen Stellen 
und der auswärtigen Vertreter entgegenzutreten iſt. 
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Die Anſichten, die Fürſt Bismarck bei den Interviews aus⸗ 
geſprochen hat, bilden ſeit einer langen Reihe von Jahren die 
Baſis der deutſchen Politik; ſie ſind von dem größten Teile der 
jetzigen Miniſter unter dem Fürſten Bismarck in vollſter Über⸗ 
zeugung von ihrer Heilſamkeit und Nützlichkeit vertreten worden, 
und die jetzige Regierung hat ſelbſt wiederholt erklärt, daß der 
Kurs dieſer Politik beibehalten werden ſolle. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt nicht einzuſehen, welchen Anſtoß die Regierung an 
den Darlegungen des Fürſten Bismarck genommen haben könnte. 
Wenn der Kurs der alte bleibt, alſo wenn die Politik des 
Fürſten Bismarck fortgeſetzt wird, ſo kann ebendieſer Politik 
kein größerer Dienſt erwieſen werden, als dadurch, daß gerade 
das „uns weniger befreundete“ Ausland und deſſen einflußreiche 
Preſſe über das Weſen, die Urſachen und die Zwecke jener 
Politik genauer unterrichtet wird. Wir glauben ferner, daß das 
Ausland dasſelbe Bedürfnis hat wie das Inland: die Meinung 
des Fürſten Bismarck darüber zu hören, wie er ſich den alten 
Kurs denkt, der fortgeſetzt werden ſoll und jedenfalls die Baſis 
des neuen bildet. Außerdem liegt es in den Verhältniſſen be⸗ 
gründet, daß man im Inlande wie im Auslande andauernd den 
Anſichtsäußerungen des Fürſten Bismarck das größte Intereſſe 
zuwendet; denn der letztere iſt unter lebenden Politikern, auch 
nach ſeiner Entlaſſung, der erfahrenſte. Was vor drei Monaten 
wie Jahrzehnte hindurch in der Politik verſtändig war und ſich 
als richtig bewährt hat, kann unmöglich dadurch, daß ein Miniſter 
aus dem Dienſte geſchieden iſt, in ſein Gegenteil verkehrt worden 
ſein, ſchädlich wirken und nicht ohne Verletzung des politiſchen 
Anſtandes ausgeſprochen werden. 

Daß Fürſt Bismarck die ihm auferlegte Muße nicht beſſer 
verwerten kann, als durch ſeine dem Frieden und der Verſöh⸗ 
nung dienenden Einflußnahmen auf die öffentliche Meinung des 
Auslandes, hat ſich bereits gezeigt; ebenſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß der Fürſt durch die Unterredungen mit den fremden 
Publiziſten lediglich die Zwecke der jetzigen Regierungspolitik 
fördert, und zwar mit dem vollen Schwergewicht derjenigen 
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Autorität, die nicht an den von ihm bekleideten Amtern, jondern 
an ſeiner Perſon haftet. 

Gibt es Leute, deren Beſtreben dem früheren Kanzler gegen— 
über dahin gerichtet iſt, dieſem, nachdem er nichts als Privat- 
mann iſt, jede Ausſprache über Politik zu verbieten und ihm — 
wie ein bayeriſches Blatt ſich ausdrückt — ſeine Außerungen den 
fremden Journaliſten gegenüber als Landesverrat und Feind— 
ſeligkeit gegen die Politik Seiner Majeſtät des Kaiſers auszulegen, 
ſo entſpringen dieſe krankhaften Bemühungen teilweiſe ſchlechtem 
Gewiſſen, teilweiſe der Angſt, daß der Mann, den ſie haſſen, 
irgendwelchen Einfluß in der Politik wiedergewinnen und aus⸗ 
üben könnte. In ihren Augen iſt es ein Unrecht, daß der 
Begründer des Deutſchen Reiches überhaupt noch lebt, und 
wenn er lebt, daß er nicht den Toten ſpielt. Eine geſetzliche 
oder Anſtandspflicht für ihn, letzteres zu tun, vermögen wir 
nicht zu erkennen, zumal er auf Vertretung durch ſeine ehe⸗ 
maligen politiſchen Freunde den Angriffen ſeiner Feinde gegen⸗ 
über erfahrungsmäßig nicht zu rechnen hat. Im übrigen 
haben wir ein Menſchenalter hindurch die Erfahrung gemacht, 
daß ſein Rat in unſerer Politik richtiger war als der ſeiner 
Gegner; wir halten an der Überzeugung feſt, daß es auch 
noch heute der Fall iſt. 


Zweifel an dem angeblichen vertraulichen Rund- 
ſchreiben, betreffend die Friedrichsruher Interviews. 
(11. Juni 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Nach einer Berliner Korreſpondenz der Münchener „Allgemei⸗ 
nen Zeitung“ wäre an der von uns als apokryph behandelten 
Mitteilung über das vertrauliche Rundſchreiben, das anläß⸗ 
lich der Friedrichsruher Interviews an die deutſchen Vertreter 
im Auslande ergangen ſei, doch etwas Wahres. Wenn der 
Berliner Gewährsmann des Münchener Blattes recht hätte, das 
heißt, wenn in der Tat ein derartiges Rundſchreiben vorläge, ſo 


würde daraus hervorgehen, daß das deutſche Auswärtige Amt 
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jeine auswärtigen Vertreter für beſchränkter hält, als fie es 
glücklicherweiſe find. Wir ſind aber, wie gejagt, überzeugt, daß 
ein ſolches Rundſchreiben nicht exiſtiert; das deutſche Auswärtige 
Amt wird zu feinen Vertretern im Auslande ſicherlich das Ver⸗ 
trauen haben, daß ſie einer Aufklärung darüber nicht erſt be⸗ 
dürfen, daß Fürſt Bismarck Privatmann iſt. 


Fürſt Bismarck und Kaiſerin Friedrich. 
(16. Juni 1890, Ab.⸗Ausg.) 


In dem engliſchen Text des Berichtes, den der „Daily Tele⸗ 
graph“ über die Unterredung ſeines Vertreters, Mr. Kingſton, 
mit dem Fürſten Bismarck publiziert hat, kommt folgender auf 
die Kaiſerin Friedrich bezügliche Satz vor: 

„Since her awful bereavement, by the way, the Empress Victoria's 


attitude towards Germany has been, and now is, absolutely irreproachable 
— the complete rralisation of a high ideal.“ 


Uns ſcheint, daß es zum Verſtändnis dieſes Satzes nicht 
nötig iſt, eine Verwechſlung zwiſchen der Kaiſerin Friedrich und 
der Königin Viktoria von England anzunehmen, wie dies zum Bei⸗ 
ſpiel der „Hamburgiſche Correſpondent“ tut. Man macht ſich nicht 
genügend klar, wie ſolch ein Bericht eines Interviewers zuſtande 
kommt. Der obige Satz wird verſtändlich, wenn man daran 
denkt, daß der Berichterſtatter gefragt haben wird: Wie iſt das 
Verhältnis zur Kaiſerin Friedrich since her awful bereavement, 
und daß darauf geantwortet ſein mag, daß es das denkbar beſte 
geweſen ſei, womit alſo in keiner Weiſe, wie fortſchrittliche 
Blätter zu beweiſen verſuchen, behauptet wird, daß jenes Ver⸗ 
hältnis früher weniger gut geweſen ſei. Die Begrenzung der 
Angabe wird aljo durch die Art der Frageſtellung und nicht 
den Intentionen des Antworters gemäß gegeben worden ſein. 
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Einwirkung auf die Schweiz. 
(16. Juni 1890, Ab.⸗Ausg.) 


In der Rede, die der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Singer 
in der Freitagsſitzung des Reichstages gelegentlich der Be- 
ratung des deutſch-ſchweizeriſchen Niederlaſſungsvertrages ge- 
halten hat, hieß es: 

„Die Kündigung des Niederlaſſungs vertrages war die Strafe für 
die Weigerung der Schweiz, dieſes Spitzelſyſtem als höhere Weisheit 
anzuerkennen; aber leider verderben böſe Beiſpiele gute Sitten, man fängt 
auch in der Schweiz ſchon an, von der guten alten Praxis abzuweichen.“ 

Was der Abgeordnete Singer in ſeinem Jargon hier über 
die veränderte Haltung der Schweiz den Sozialdemokraten gegen⸗ 
über geſagt hat, beweiſt beſſer als manches andere, daß ſeiner⸗ 
zeit durch die Kündigung des Vertrages und die mit der Wohl- 
gemuth⸗Sache zuſammenhängenden diplomatiſchen Verhandlungen 
etwas erreicht worden iſt. 


Fürſt Bismarck im Reichstage. 
(21. Juni 1890, Morg.⸗Ausg., und 4. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Am Schluſſe eines Artikels der Berliner demokratiſchen 
„Voſſiſchen Zeitung“ wird in bezug auf die Stellung, die Fürſt 
Bismarck im Reichstage einnehmen würde, geſagt: 

„Zur Unterſtützung des neuen Kanzlers würde der entlaſſene Kanzler, 

auch wenn er es beabſichtigte, nicht in den Reichstag gehen.“ 
Wir glauben nicht zu irren, wenn wir meinen, daß, falls Fürſt 
Bismarck vorausſetzen müßte, er werde auf Grund ſeiner Prin⸗ 
zipien und Anſchauungen genötigt ſein, gegen die neue Regie⸗ 
rung Stellung zu nehmen, er ein Reichstagsmandat überhaupt 
nicht akzeptieren würde. Andererſeits dürfte ihn ſeine Zuſtimmung 
zu der jetzigen Regierungspolitik im großen und ganzen aller⸗ 
dings nicht abhalten, in einzelnen Fragen eine abweichende An⸗ 
ſicht zu äußern, wenn ihm dies notwendig und nützlich er⸗ 
ſcheinen ſollte. 


** 
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In der Preſſe werden vielfach Erörterungen über eine Kan⸗ 
didatur des Fürſten Bismarck im Wahlkreiſe Kaiſerslautern 
angeſtellt. Dieſelben ſind gegenſtandslos. Fürſt Bismarck be⸗ 
abſichtigt nicht, das ihm angetragene Mandat anzunehmen. Er 
dürfte ſich überhaupt erſt dann entſchließen, in den Reichs⸗ 
tag zu gehen, wenn mit Sicherheit abzuſehen iſt, daß er nicht 
in eine prinzipielle Oppoſitionsſtellung zur jetzigen Regierung 
geraten würde. Sollte dieſe Sicherheit bis zur Vornahme 
etwaiger Erſatz⸗ oder Neuwahlen eingetreten ſein, ſo würde der 
Fürſt allerdings dem Antrag, ein Mandat aus einem national⸗ 
liberalen Wahlkreiſe anzunehmen, um ſo weniger ausweichen, 
als er den Nationalliberalen in letzter Zeit näher getreten iſt 
als den Konſervativen, welche, die Freikonſervativen mit ein⸗ 
begriffen, in ihrem derzeitigen Verhalten dem Fürſten gegenüber 
ſtark an die Zeiten der „Reichsglocke“ erinnern. 


Walfiſchbai. 


(21. Juni 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Der mit der Abtretung Helgolands bekundete gute Wille 
Deutſchland gegenüber berechtigt vielleicht zu der Hoffnung, daß 
England ſich gelegentlich bereit finden läßt, die Walfiſchbai, 
woran noch weniger als an Helgoland engliſche Intereſſen be⸗ 
ſtehen, Deutſchland zu überweiſen. Für England iſt die Wal⸗ 
fiſchbai gänzlich wertlos, für Deutſchland hingegen wegen des 
Mangels an brauchbaren Häfen an der Südweſtküſte Afrikas 
von Wichtigkeit. | 


Angebliche Reife nach England. 


(4. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Was das vielfach behandelte Thema der Reiſe nach Eng⸗ 
land betrifft, ſo ſind zwar vielfache und höchſt ehrenvolle Ein⸗ 
ladungen von dort an den Fürſten ergangen, einſtweilen hat 
derſelbe indes noch zuviel auf ſeinen Beſitzungen zu tun, als 
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daß er an eine längere Reife ins Ausland denken könnte. Auch 
iſt der Fürſt kein Freund von längeren Seefahrten und zwar 
nicht etwa, weil er zur Seekrankheit disponierte, ſondern weil 
er, wie er oft genug geſprächsweiſe geäußert hat, jedes Schiff, 
auf dem er ſich länger als einige Stunden aufhalten muß, wie 
ein Gefängnis betrachtet. Wenn der Fürſt Friedrichsruh ver⸗ 
läßt, ſo dürfte er ſich zunächſt nach Schönhauſen und von da 
nach Varzin begeben. Alsdann käme ein Aufenthalt in Kiſſingen 
oder Gaſtein in Betracht. Damit würde weniger einem Be⸗ 
dürfniſſe des Fürſten als prophylaktiſchen Geſichtspunkten ent⸗ 
ſprochen, die ärztlicherſeits vertreten werden. Obſchon ſich Fürſt 
Bismarck zurzeit wohler befindet als ſeit Jahren, beſtehen die 
Arzte doch auf einem alljährlichen Aufenthalt in einem der ge⸗ 
nannten beiden Bäder. Es iſt eher wahrſcheinlich, daß ſich an 
eine ſolche Badereiſe weitere Exkurſionen in Deutſchland an⸗ 
ſchließen als Beſuche im Ausland. Übrigens ſteht diesbezüglich 
noch nichts feſt; es entſpricht überhaupt nicht den Gewohn⸗ 
heiten des Fürſten, ſeine Reiſepläne auf Wochen hinaus feſt⸗ 
zulegen. Jedenfalls entſcheiden Neigung und ärztliche Vor⸗ 
ſchriften in letzter Stunde. 


„Alkoholiſiertes Subjekt.“ 
(4. Juli 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die Berliner ſozialiſtiſch⸗demokratiſche „Volks⸗Zeitung“ re⸗ 
produziert die Bemerkungen, die wir neulich an die beifällige 
Verbreitung der gegen den Fürſten Bismarck gerichteten Un⸗ 
wahrheiten des Pariſer Blattes „Eſtafette“ durch das „Frank⸗ 
furter Journal“ geknüpft hatten und bemerkt dazu: 

„Es genügt uns, dies Geſchimpfe eines alkoholiſierten Subjektes 
in unſeren Spalten höher zu hängen.“ 

Mit dem „alkoholiſierten Subjekt“ iſt — Fürſt Bismarck 
gemeint. Dieſer wüſte Ausbruch des Haſſes beweiſt abermals 
nur den Erfolg, den der Fürſt mit ſeiner Politik den Sozial⸗ 
demokraten und Genoſſen gegenüber gehabt hat. Im übrigen 
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kann die Beſchimpfung von dieſer Seite nur dazu dienen, bei 
allen denen, welche bezüglich der Sozialdemokratie die Auffaſſung 
des Fürſten Bismarck teilen, das Andenken des entlaſſenen 
Staatsmannes zu befeſtigen. 


Friedrichsruh und Berlin. 
(4. Juli 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Schleſiſche Zeitung“ hatte neulich behauptet, Fürſt 
Bismarck ſei in einer politiſchen Angelegenheit von Berlin um 
Rat gebeten und habe denſelben auch bereitwillig erteilt. Das 
Blatt hat inzwiſchen ſeine Nachricht ſelbſt als unbegründet zu⸗ 
rückgezogen. Es erübrigt uns noch hinzuzufügen, daß ſeit der 
Entlaſſung des Fürſten eine politiſche Korreſpondenz irgend⸗ 
welcher Art der amtlichen Stellen in Berlin mit dem Fürſten 
überhaupt nicht ſtattgefunden hat. Was dagegen von „Ver⸗ 
ſtimmungen“ in der Preſſe geſagt wird, entbehrt der Be⸗ 
gründung. Ebenſo iſt das, was die freiſinnige Preſſe über 
die „Unternehmungsluſt“ des Fürſten äußert, haltlos. Der 
Fürſt iſt überhaupt nie „unternehmungsluſtig“ geweſen, ſon⸗ 
dern hat ſich ſtets auf die Wahrnehmung deſſen beſchränkt, 
was er für ſeine Pflicht hielt. 


Außerungen des Fürſten Bismarck zu Engländern. 
(4. Juli 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Den „Times“ wird aus Hamburg vom 2. Juli über einen 
Beſuch engliſcher Herren in Friedrichsruh gemeldet: 

„Die Geſellſchaft der „Humber steamship owners‘ mit den Herren 
Kingroſe, Lofthouſe, Lutcliffe und Knott an der Spitze begab ſich von 
Hamburg aus, wo ſie zwei Tage verweilt hatte, am Dienstag, den 
2. Juli nach Friedrichsruh und wurde dort vom Fürſten Bismarck ſehr 
freundlich aufgenommen. Der Fürſt richtete an die Geſellſchaft in eng⸗ 
liſcher Sprache folgende Worte: 

‚Meine Herren, es freut mich, einen jo wichtigen Zweig des Handels 
hier zu ſehen und zumal einen ſolchen wie die Handelsmarine, die ſo 
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viel dazu beigetragen hat, die Beziehungen ins Leben zu rufen, die 
beiden Nationen ſo ſehr zum Vorteil gereichen. Der Handel iſt der 
große Beförderer der Ziviliſation und hat viel getan, um die jetzt 
zwiſchen England und Deutſchland beſtehende Freundſchaft zu ſchaffen. 
Er iſt die Quelle internationalen Fortſchritts und führt zu einer Herz- 
lichkeit, die in der Tat Gefallen erweckt; denn Höflichkeit iſt das Ol für 
die Maſchinen des menſchlichen Lebens. Das Deutſche iſt nicht ſo ſehr 
geachtet in England wie das Engliſche in Deutſchland. (Nein, nein!) 
Deutſchland kann man mit einem Selfmademan vergleichen, England 
mit einem alten ariſtokratiſchen Lord. Wir haben oft zuſammengeſtanden 
in Zeiten des Friedens ſowohl wie in Tagen der Bedrängnis, und noch 
jetzt beſtehen die beſten Beziehungen zwiſchen den beiden Nationen; einen 
Beweis dafür liefert die ſchnelle Erledigung der afrikaniſchen Frage.“ 

Bezugnehmend auf ſeinen Beſuch in Hull im Jahre 1842 ſagte 
der Fürſt: 

‚Bei jener Gelegenheit lernte ich zuerſt geröſteten Käſe (toasted cheese) 
kennen, und da es Sonntag war, erinnerte mich mein Begleiter daran 
daß Pfeifen nicht paſſend ſei.“ 

Der Fürſt hat ſeine Beſucher, wie wir ergänzend bemerken 
wollen, ſpeziell auch an die alten Beziehungen zwiſchen Eng⸗ 
land und Preußen, an den Siebenjährigen Krieg und Waterloo 
erinnert. Was den Satz betrifft, daß England in Deutſchland 
geachteter oder beliebter ſei, als umgekehrt Deutſchland in Eng⸗ 
land, ſo hat der Fürſt hinzugefügt, daß dies begreiflich ſei; die 
Engländer kennten wohl Preußen, aber Deutſchland ſei ihnen 
noch neu; wenn ein Menſchenalter vergangen ſei, würde ſich 
auch hierin vieles geändert haben. Bezüglich der Abtretung 
Helgolands, und des deutſch-engliſchen Abkommens überhaupt, 
äußerte der Fürſt, dieſer Austauſch müſſe der Befeſtigung der 
Beziehungen zwiſchen England und Deutſchland zugute kommen; 
der Wunſch Deutſchlands, mit England befreundet zu bleiben, 
werde dadurch aufs neue bekundet. Die Anſprache des Fürſten 
kann jedenfalls dem Einvernehmen zwiſchen den beiden Nationen 
nur förderlich geweſen ſein, wie ſich auch die engliſchen Beſucher 
mit lebhaften Cheers vom Fürſten verabſchiedeten. 
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Berichtigungen. 
(11. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Seit einigen Tagen geht durch die Preſſe die Meldung, 
daß Fürſt Bismarck beabſichtige, den Kaiſer zu bitten, bei ſeinen 
Lebzeiten von der Errichtung eines Denkmals für ihn abſtehen 
zu wollen und bei den einzelnen Komitees für das Bismarck⸗ 
denkmal anzufragen, ob ſie damit einverſtanden ſeien, daß die 
geſammelten Gelder zum Bau einer Gedächtniskirche in Berlin 
Verwendung finden. Dieſe Mitteilung iſt vollſtändig aus der 
Luft gegriffen. 

Dasſelbe gilt von der Zeitungsnotiz, daß eine ganze Reihe 
in⸗ und ausländiſcher Publiziſten, welche ſich nach Friedrichsruh 
mit der Bitte um eine Audienz gewandt, von dort ein auto⸗ 
graphiertes, ſehr lakoniſch gefaßtes abſchlägiges Schreiben er⸗ 
halten hätten. 

Was die fernere Preßmitteilung betrifft, in gut informierten 
Kreiſen verlaute mit Beſtimmtheit, daß der Geſundheitszuſtand 
des Fürſten „trotz aller intereſſierter Ableugnungen“ viel zu 
wünſchen übrig laſſe und daß den Fürſten beſonders ein hoch⸗ 
gradiger Schlafmangel quäle, jo entſtammt ſie erſichtlich der näm⸗ 
lichen Quelle wie die vorſtehend dementierten falſchen Nachrichten 
und dient derſelben Tendenz. Der Geſundheitszuſtand des Fürſten 
iſt zurzeit erheblich beſſer als ſeit Jahren und zwar derart, daß 
die Friſche und Rüſtigkeit Seiner Durchlaucht jeden Beſucher über⸗ 
raſcht. Selbſt die Schlafloſigkeit, unter welcher der Fürſt wäh⸗ 
rend der Zeit ſeiner Amtsführung häufiger litt, macht ſich weniger 
bemerkbar, ſeitdem die Laſt von Sorge und Verantwortung, die 
früher auf ſeinen Schultern ruhte, von ihm genommen iſt. 


Helgoland. 
(13. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In mehreren Blättern finden wir die Anſicht vertreten, daß 
möglicherweiſe der Preußiſche Landtag noch berufen werden 
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müßte, um die Einverleibung Helgolands in den preußiſchen 
Staatsverband vorzunehmen, und der Reichstag, um dieſe Er⸗ 
weiterung der Reichsgrenze zu ſanktionieren. 

Objektiv, nach Maßgabe der ſtaatsrechtlichen Lage, liegt ein 
zwingendes Bedürfnis hierzu nicht vor. Die Inſel Helgoland 
bildete bisher eine engliſche Kolonie unter kolonialer Verwaltung 
eines Gouverneurs und wird als ſolche von der engliſchen 
Regierung dem Deutſchen Kaiſer abgetreten. Sie fällt alſo 
zunächſt in dieſelbe ſtaatsrechtliche Kategorie wie alle andern 
deutſchen Kolonien. Man könnte ſagen, ſie bilde einen Erſatz 
für Witu und ebenſo wie jedes andere koloniale Gebiet unter⸗ 
liegt ſie der kaiſerlichen Verwaltung ohne Notwendigkeit, ſie 
dem Reichsgebiet oder dem preußiſchen Staat einzuverleiben. 
Der Kaiſer kann die engliſche Kolonie Helgoland unter denſelben 
internationalen Formen erwerben, wie er die deutſche Kolonie 
Witu an England abtreten konnte. Die verfaſſungsmäßigen 
Notwendigkeiten würden alſo definitiv erfüllt ſein, wenn an 
Stelle des bisherigen engliſchen Gouverneurs demnächſt mit 
gleichen Rechten ein deutſcher träte und Helgoland zunächſt der 
Verwaltung der kolonialen Abteilung des Auswärtigen Amtes 
überwieſen würde. Wird der Aufnahme der Inſel in den 
Reichsverband demnächſt der Vorzug gegeben, ſo kann dem in 
jeder der zukünftigen Seſſionen näher getreten werden, ohne 
daß die Beſchlußnahme Gegenſtand beſonderer Eile zu ſein 
brauchte. Rechtlich geht eben nur eine engliſche Kolonie in den 
Beſitz des Deutſchen Kaiſers über. 


Der Kaiſer, Fürſt Bismarck und die Arbeiterfragen. 
(16. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Dem Fürſten Bismarck wird vorgeworfen, er habe an die 
kaiſerlichen Erlaſſe vom 4. Februar den Vorſchlag der Berufung 
einer internationalen Konferenz geknüpft, obwohl er der Anficht 
geweſen ſei, daß es auf Illuſion beruhe, den Arbeiterſchutz 
international machen zu wollen; es könne nicht gerechtfertigt 
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werden, daß ein Miniſter, wenn er feinen Monarchen von einem 
Plane nicht abzubringen vermöge, einen Rat erteile, deſſen 
Durchführung vorgeblich jenen Plan begünſtige, nach der wirk⸗ 
lichen Überzeugung des Miniſters aber vielmehr vereitele. Das 
ſei nicht ein treuer Diener ſeines Herrn, der ſo handle. 

Dieſe Darſtellung iſt eine Verzerrung des Sachverhaltes. 
Wenn ein leitender Miniſter glaubt, daß die allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließungen den Landesintereſſen nicht entſprechen, ſo iſt er 
ſeinerſeits verpflichtet, den ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden 
Einfluß auf die Krone dahin geltend zu machen, daß die Aus⸗ 
führung der Entſchließungen unterbleibe. Der Miniſter handelt 
pflichtwidrig, wenn er anders verfährt; er leiſtet dem Monarchen 
und dem Lande den treueſten Dienſt dadurch, daß er ſeine 
Meinung mit Nachdruck und Entſchiedenheit vertritt. Wenn 
der Miniſter meint, daß die Wege, die ſein Herr zu gehen 
entſchloſſen iſt, gefährliche Wege ſeien, ſo iſt er amtlich und vor 
ſeinem Gewiſſen gehalten, dies offen auszuſprechen. Man dient 
ſeinem Herrn am beſten, indem man ihn warnt, ſich in Gefahr 
zu begeben. Gelingt es dem Miniſter nicht, den Monarchen 
von der Bedenklichkeit der geplanten Maßregeln zu überzeugen, 
weil der Miniſter infolge ſeiner Antezedenzien oder aus vor⸗ 
gefaßter Meinung als parteiiſch angeſehen wird, ſo iſt er noch 
nicht ohne weiteres berechtigt, die Dinge ihren Lauf nehmen zu 
laſſen und eventuell um ſeinen Abſchied zu bitten. Er hat dann 
den Verſuch zu machen, ſeine abweichende Überzeugung durch 
andere Perſonen und Inſtanzen, die das Vertrauen des Monarchen 
in der fraglichen Angelegenheit vielleicht mehr beſitzen als der 
leitende, verantwortliche Miniſter, der Krone gegenüber vertreten 
zu laſſen. Die Nächſtberufenen hierzu ſind die übrigen Miniſter. 
Hat er auch hiermit keinen Erfolg und rechtfertigt es die Sache, 
ſo handelt der Miniſter im Landesintereſſe, wenn er dem 
Monarchen anrät, vor der Ausführung ſeiner Entſchließungen 
eine gutachtliche Beurteilung derſelben durch ſachverſtändige 
Autoritäten, die nicht ſeine Miniſter ſind, herbeizuführen. 

In dieſer Lage dürfte ſich Fürſt Bismarck dem Kaiſer 
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gegenüber in Sachen der auf die Arbeiterfragen bezüglichen 
Erlaſſe und weiteren Maßnahmen befunden haben. Die Mei⸗ 
nung des Monarchen war eine andere wie die ſeines Kanzlers; 
die übrigen Miniſter aber, die noch wenige Jahre zuvor mit 
dem leitenden Staatsmanne eines Sinnes waren, mochten ihre 
Anſicht geändert oder ſie aus Gründen, deren Erörterung uns 
hier nicht obliegt, zurückgedrängt haben. So blieb als letzter 
Rat zur Wahrung deſſen, was der Kanzler in dieſem Falle als 
die salus publica erkannte, nur der Vorſchlag zur Berufung des 
Staatsrats, reſpektive der internationalen Konferenz übrig. Wenn 
dieſe Beratungskörperſchaften den auf ſie geſetzten Hoffnungen 
nicht entſprochen haben, ſo beweiſt das höchſtens, daß der frühere 
Reichskanzler in ſeinen bezüglichen Vorausſetzungen eine Ent⸗ 
täuſchung erfuhr, die ihn als Menſchenkenner irremachen konnte, 
keinesfalls war das Ergebnis der Staatsrats- und Konferenz⸗ 
beratungen vorauszuſehen. Die Berufung dieſer Beratungs⸗ 
inſtanzen war vollſtändig berechtigt, auch wenn ſie ſchließlich 
nicht dem Zwecke entſprach. 

Nachdem die Anſicht des leitenden Staatsmannes nicht durch⸗ 
gedrungen war, ſondern die des Monarchen, mußte erſterer 
entlaſſen werden, da von ihm die Übernahme der Verantwor⸗ 
tung für die Ausführung der zu faſſenden Beſchlüſſe nicht zu 
gewärtigen war. So fand die Trennung ſtatt; von einer Un⸗ 
treue dabei zu reden, iſt ſinnlos. Tatſächlich iſt Fürſt Bismarck 
wegen Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Kaiſer und ihm 
entlaſſen worden; aber das iſt weder ein Geheimnis, noch iſt 
daraus irgendein Vorwurf gegen ihn zu konſtruieren. Wer 
die Reden, die Fürſt Bismarck im Jahre 1885 im Reichstage 
zur Frage des Arbeiterſchutzes gehalten hat, mit Aufmerkſam⸗ 
keit lieſt und ſie mit den entſprechenden Vorlagen der jetzigen 
Regierung vergleicht, dem kann die Unvereinbarkeit beider An⸗ 
ſchauungen nicht entgehen. Der ehemalige Kanzler iſt arbeiter⸗ 
freundlich im Sinne der durch ihn ins Leben gerufenen kaiſer⸗ 
lichen Botſchaft vom 17. November 1881, der Baſis der deutſchen 
Sozialreform; er will die Arbeiter gegen die Gefahren der 
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Krankheit, des Unfalls, des Alters und der Invalidität ſichern, 
aber er glaubt nicht, durch Eingreifen in die Autonomie des 
Arbeiters dieſem oder dem Staate wahrhaften Nutzen bringen 
zu können. Das ſchöne Ziel der Beſchränkung der Sonntags-, 
der Frauen⸗ und Kinderarbeit ſchwebt auch ihm als erſtrebens⸗ 
wert vor; aber ſolange nicht nachgewieſen iſt, wie die vielen 
Millionen, die dem Arbeiterſtande durch dieſe Beſchränkung an 
Arbeitslohn entzogen werden, anderweitig beſchafft werden 
können, ohne daß die Konkurrenzfähigkeit der Induſtrie und 
der Staat darunter leiden, glaubt er auf dieſem Wege nur ſo 
weit vorgehen zu dürfen, als durch die allerdringendſte Not⸗ 
wendigkeit erheiſcht wird. Der ehemalige Kanzler meint auch 
wahrſcheinlich nicht, daß durch Paktieren mit der Begehrlich⸗ 
keit der Arbeiter zur Sicherung des ſozialen Friedens zu ge⸗ 
langen iſt. 

Wenn Fürſt Bismarck, als der älteſte und erfahrenſte Politiker, 
in dieſen Dingen ſolche Anſichten gewonnen hatte, ſie aber nicht 
durchſetzen konnte und infolgedeſſen aus dem Dienſte ſcheiden 
mußte, ſo iſt es unbillig, von ihm zu erwarten, daß er „nun⸗ 
mehr“ zu der Überzeugung von der Unrichtigkeit ſeiner Anſicht 
gelangt ſein und ſchweigen müſſe. Man kann ein ſehr guter 
Royaliſt ſein und dennoch die jeweilige Politik der Krone nicht 
für richtig und heilſam halten. Dann erheiſchen es Recht und 
Pflicht, es offen auszuſprechen. Fürſt Bismarck hat, ſolange 
er in ſeiner miniſteriellen Stellung war, ſeine Anſicht ſtets mit 
aller Offenheit vertreten; kein ſelbſtändig denkender Mann kann 
ihm zumuten, ſie jetzt zu verſchweigen, nur weil er aus dem 
Amte geſchieden iſt. Der Privatmann iſt freier als der Miniſter 
und wenn der letztere zufällig Fürſt Bismarck iſt, hat er dem 
Lande gegenüber vielleicht nicht einmal das Recht, zu ſchweigen, 
ſelbſt wenn er wollte. Außerdem ſind wir der Anſicht, daß 
ein Politiker, der einen Ruf zu verlieren hat, Überzeugungs⸗ 
treue für die von ihm vertretenen Gedanken zu bewahren und 
einen Wert darauf zu legen hat, daß er mit Maßregeln, von 
denen er Gefahren befürchtet, wenigſtens nicht von der Nach⸗ 
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welt konfundiert wird. Er muß darauf bedacht jein, jeinen 
Ruf als Staatsmann von Dingen rein zu halten, die ſeiner 
Überzeugung widerſprechen. 


Sir Robert Morier. 


(17. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In der Preſſe wurde neulich die Möglichkeit angedeutet, 
daß Sir Robert Morier mit gewiſſen Angriffen deutſcher und 
engliſcher Blätter auf den Fürſten Bismarck in Zuſammen⸗ 
hang zu bringen ſei. Ob dies mit Recht geſchah, müſſen 
wir der „Kreuz⸗Zeitung“, der „Voſſiſchen Zeitung“ e tutti 
quanti zur Entſcheidung überlaſſen. Wir wiſſen es nicht. Tat⸗ 
ſache iſt jedenfalls, daß der genannte engliſche Diplomat ſeit 
Beginn der Miniſterlaufbahn des Fürſten Bismarck zu deſſen 
intriganteſten Gegnern gehörte. So fungierte Sir Robert 
Morier ſchon zu Anfang der ſechziger Jahre, als er Le⸗ 
gationsſekretär in Berlin, aber wegen ſeiner Hofverbindungen 
nicht ohne Einfluß war, als diplomatiſcher Berater der da⸗ 
maligen Parlamentsoppoſition gegen die königliche Regie⸗ 
rung. Die weitere Entwicklung des Morierſchen Haſſes in 
neuerer Zeit iſt bekannt. 


Die Depeſche des Grafen Walderſee. 


(23. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Zu unſeren neulichen Äußerungen über die deutſche Preſſe 
ſchreibt das „Deutſche Wochenblatt“: 


„Was den Mangel an Mut in der Preſſe betrifft, ſo wollen wir doch 
nicht unterlaſſen, darauf aufmerkſam zu machen, daß dasjenige Blatt, 
welches gegenwärtig dem Fürſten Bismarck nahe ſteht, nicht einmal den 
Mut hatte, den Wortlaut der Depeſche mitzuteilen, welche der der Kriegs⸗ 
treiberei bezichtigte Chef des Generalſtabes, Graf Walderſee, jetzt vor 
Jahresfriſt vom Bord der ‚Hohenzollern‘, wo er ſich in Begleitung des 
Kaiſers befand, an die „Hamburger Nachrichten“ ſandte. Dieſe Depeſche 
hätte, daran zweifeln wir nicht, den Gerüchten von Kriegstreibereien 
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gründlich ein Ende gemacht, würde aber für die Hintermänner jener 
Verleumdung recht empfindlich geweſen ſein, und eben deshalb hatten 
die „Hamburger Nachrichten“ wohl nicht den Mut, ſie abzudrucken.“ 

Wir wüßten nicht, welcher Mut dazu gehört hätte, den 
Wortlaut des betreffenden Telegramms des Grafen Walderſee 
zu publizieren; im Gegenteil war es viel „mutiger“ und jeden⸗ 
falls anſtändiger, die Publikation des vollen Wortlautes zu 
unterlaſſen und nur das darin enthaltene Dementi!) mitzuteilen. 
Die Depeſche des Grafen Walderſee enthielt nämlich Angaben, 
die auf falſchen Berichten an ihn beruhten und die wir not⸗ 
wendig hätten berichtigen müſſen, wenn das Telegramm im 
Wortlaut abgedruckt worden wäre. Wir glaubten dem Chef 
des Generalſtabes einen Dienſt zu erweiſen, indem wir anders 
handelten, und haben auch keinen Grund erhalten, zu bezweifeln, 
daß unſere Abſicht erreicht worden iſt. 


Nochmals: Helgoland. 


(23. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Gegen den neulich in den „Hamburger Nachrichten“ ge⸗ 
machten Vorſchlag, Helgoland einſtweilen als Kolonie zu be⸗ 
handeln, die aus engliſchem in deutſchen Beſitz übergeht, ſind 
in der Preſſe mannigfache Einwände erhoben worden. Trotz⸗ 
dem iſt der Vorſchlag nicht nur juriſtiſch korrekt, ſondern es 
entbehrt auch das gegen ihn vorgebrachte geſchichtlich⸗nationale 
Argument, daß es Deutſchlands nicht würdig ſei, eine injuria 
temporum verloren gegangene deutſche Inſel auf dem Kolonial- 
wege wieder zu erwerben, der Begründung. Abgeſehen davon, 
daß es ſich bei dem Vorſchlage, wie wir ſchon neulich bemerkten, 
nur darum handelte, die beſte Form des Abwartens der ſchließ⸗ 
lichen ſtaatsrechtlichen Einbeziehung Helgolands in das Reichs⸗ 
gebiet zu empfehlen, hat die Inſel niemals zum völkerrechtlichen 
) Betraf die Nachricht, der Chef des Generalſtabes der Armee habe 
dem Kaiſer eine Denkſchrift überreicht, in der zum baldigen Kriege gegen 
Rußland geraten worden ſei. 
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Deutſchland gerechnet werden können. Das Herzogtum Schles— 
wig, zu dem Helgoland früher gehörte, iſt bekanntlich erſt im 
Jahre 1866 deutſch geworden. | 


Zweck des Soziäaliſtengeſetzes. 
(23. Juli 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In freiſinnigen Blättern wird auf Grund der an anderer 
Stelle dieſes Blattes mitgeteilten Außerung des Fürſten Bis⸗ 
marck über ſeine Stellung zur Sozialdemokratie der Vorwurf 
erhoben, der Fürſt verſtehe nur mit Gewaltmitteln zu regieren. 
Dabei wird überſehen, daß es gerade der Zweck des Sozialiſten⸗ 
geſetzes war, die Anwendung wirklicher Gewaltmittel ſo lange 
als möglich zu vermeiden. Wenn durch Maßregeln auf ad⸗ 
miniſtrativem Wege verſucht wird, dem Hereinbrechen von 
Kataſtrophen tunlichſt vorzubeugen, ſo iſt das jedenfalls im 
Staatsintereſſe nützlich und deshalb gutzuheißen 


Aufklärungen. 
(4. Aug. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In der „Poſt“ finden wir den an die Adreſſe des Fürſten 
Bismarck gerichteten Vorwurf, daß es ein Mißgriff von ihm 
geweſen ſei, den ganzen Winter hindurch der Hauptſtadt fern 
geblieben zu ſein. 

Wenn der damalige Reichskanzler nach Berlin gekommen 
wäre, ſo hätte er ſich notwendig über die ſozialen Fragen aus⸗ 
ſprechen müſſen. Er würde das Soziäaliſtengeſetz energiſch ver⸗ 
treten und das in Geltung befindliche als unzulänglich hingeſtellt 
haben. Er wäre dadurch amtlich mit den damals reifenden 
ſozialpolitiſchen Anſichten des Kaiſers in Widerſpruch getreten, 
und darf deshalb angenommen werden, daß es dem Wunſche 
des Kaiſers entſprochen habe, wenn Fürſt Bismarck an der 
Reichstagsdiskuſſion ſich nicht beteiligte. 

Auch die Andeutung konſervativer Blätter, der Fürſt hätte 
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in letzter Zeit jeine abweichenden Meinungen im Herrenhaufe 
ausſprechen können, iſt eine ſolche, die auf Mangel an Kenntnis 
der Tatſachen oder auf Mangel an Urteil beruht. Wie denken 
ſich dieſe Blätter das Auftreten des Fürſten Bismarck im 
Herrenhauſe? Prinzipielle Oppoſition gegen ſeine Nachfolger 
lag ihm fern; zu einer ſachlichen Kritik einzelner Vorlagen 
fehlte im Herrenhauſe das Material; die Meinungsverſchieden⸗ 
heit liegt im Gebiete des Reichstages. Was ſollte der Fürſt 
alſo im Herrenhauſe? Daß er ſeine ſeit Jahren öffentlich ver⸗ 
tretene Überzeugung verleugnen und ſich zum sacrificium in- 
tellectus herbeilaſſen werde, iſt wohl ſelbſt von den Konſervativen 
nicht erwartet worden. 


Welfenfonds. 
(18. Aug. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Der Berichtigung wert erſcheint uns ein Artikel des „Kleinen 
Journals“ vom 2. Auguſt. Das genannte Blatt führt darin 
aus, bei der Entſtehung des ſogenannten Welfenfonds ſei der 
damalige Graf Bismarck zuerſt in der Rolle des großmütigen 
Gebers aufgetreten, um dann binnen vier Wochen, nachdem in⸗ 
zwiſchen die Millionen vom Preußiſchen Landtage bewilligt 
worden, ſeine Meinung plötzlich zu ändern und den Fonds mit 
Beſchlag zu belegen. Das ganze Spiel ſei eine Mauſefalle für 
den Landtag geweſen, in welche dieſer richtig hineingegangen ſei. 

Zu dieſer Darſtellung bemerken wir, daß die Zuwendung 
der Entſchädigung hauptſächlich durch Rückſicht auf engliſche 
Auffaſſungen und Wünſche geboten ſchien zu einer Zeit, wo 
man die Rückwirkung der erkämpften Neugeſtaltung der Dinge 
auf die europäiſche Gruppierung noch nicht ermeſſen konnte, 
und daß man daher den von London ausgehenden Wünſchen 
Rechnung tragen und es dem früheren König von Hannover 
ermöglichen wollte, als königlicher Herzog von Cumberland in 
England leben zu können. 

Nach dem Prager Frieden war es ein Bedürfnis der preußi⸗ 
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ſchen Politik, den befreundeten Mächten England und Rußland 
die Ergebniſſe der Neugeſtaltung annehmbar zu machen, und 
aus dieſem Beſtreben, welches erfolgreich war, werden ſich 
manche Erſcheinungen jener Zeit erklären laſſen. 


Das „letzte“ Abſchiedsgeſuch des Fürſten an 
Kaiſer Wilhelm J. 
(1. Sept. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


In der „Breslauer Zeitung“ und in der „Täglichen Rund⸗ 
ſchau“ ſind in den letzten Tagen Mitteilungen publiziert worden 
über das Verhältnis zwiſchen Kaiſer Wilhelm J. und dem 
Fürſten Bismarck, „Enthüllungen“, über deren Wert kein unter⸗ 
richteter Leſer im unklaren ſein wird. Nur eine der aufgeſtellten 
Behauptungen wollen wir näher prüfen. 

Das „letzte“ 1) Abſchiedsgeſuch des Kanzlers war vom Kaiſer 
Wilhelm I. allerdings ſehr kühl und einfach erledigt worden 
und zwar aus dem Grunde, weil ſowohl die Einreichung des 
Geſuches wie ſeine Erledigung vorher zwiſchen beiden verabredet 
worden war. Das Geſuch bildete in dieſem Falle die Form, 
in welcher der Kaiſer einem Bundesratsbeſchluß?) widerſprach, 
mit welchem Seine Majeſtät nicht einverſtanden war. 

Der Kaiſer hat bekanntlich in der Reichsverfaſſung kein aus⸗ 
geſprochenes Veto; er kann aber ein ſolches bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade faktiſch üben, wenn er erklärt, keinen Kanzler zu 
finden, der zur Kontraſignation der Publikation bereit ſei. Dieſer 
Fall lag vor und der betreffende Bundesratsbeſchluß blieb ohne 
amtliche Folgen. 

Nach dieſer Aufklärung erſcheint der den obigen Blättern 
aufgebundene Bär in ſeiner ganzen Lächerlichkeit. Es fällt 
damit die Bezugnahme auf die zwiſchen Fürſt Bismarck einer⸗ 
ſeits, v. Schleinitz und v. Stoſch andererſeits angedeuteten Feind⸗ 
ſchaften, welche bei dieſer Angelegenheit mitgeſpielt haben ſollen, 

) Vom 6. April 1880. 

) Betraf die Quittungsſteuer. 

Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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in fi) zuſammen. Das Ganze war ein politiſcher Schachzug von 
Kaiſer und Kanzler, die dabei in völliger Übereinftimmung einem 
beiden unwillkommenen Bundesratsbeſchluß erfolgreich entgegen⸗ 
traten. Jeder ſachkundige Zeitungsleſer wußte das ſeit Jahren, 
nur den Fabeldichtern der „Breslauer Zeitung“ wird es neu ſein. 


Phantaſie des „New Vork Herald“. 
(21. Aug. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die Pariſer Ausgabe des „New Pork Herald“ vom 14. Auguſt 
veröffentlicht einen Artikel über Kaiſer Wilhelm und Signor 
Criſpi. In demſelben wird ausgeführt, dem Kaiſer ſei der 
Dreibund als eine, ſeine Politik einengende Hinterlaſſenſchaft 
des Regimes Bismarck ebenſo unbequem wie die Miniſter⸗ 
präſidentſchaft Criſpis in Italien, der ein Protegé Bismarcks 
und Träger von deſſen Politik ſei. Im weiteren Verlaufe 
des Artikels wird die Möglichkeit einer deutſch⸗franzöſiſchen 
Annäherung erwogen und die Frage aufgeworfen, ob die 
projektierte Reiſe Kaiſer Wilhelms nach Paris reſpektive der 
Sturz Criſpis zugunſten der Franzoſen nicht die Beſtimmung 
hätten, das Fundament zu einer, die Lage Europas verändern⸗ 
den Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Frankreich zu bilden. 
Wir geben dieſe Gedanken des „New Pork Herald“ wieder, um 
zu zeigen, auf welche abenteuerlichen Abwege die politiſche Phan⸗ 
taſie des Blattes geraten iſt. Es gehört die volle Unkenntnis 
der deutſch⸗franzöſiſchen Geſchichte während der letzten dreihundert 
Jahre dazu, um für glaubhaft zu halten, daß auf dem vom 
„New Pork Herald“ angedeuteten Wege zu einer nützlichen und 
dauerhaften Verſtändigung mit Frankreich zu gelangen wäre. 


„Bismärcker“. 
(11. Sept. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


In der „Frankfurter Zeitung“ wird als neuer Beleg dafür, 
wie das Verhältnis zwiſchen Kaiſer Wilhelm I. und dem Fürſten 
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Bismarck geweſen ſei, erzählt, daß einmal auf der Reife der 
Kaiſer das Geſpräch einiger auf dem Bahnhofe ſtehender Leute 
gehört habe, die von den Soldaten als von den „Bismärckern“ 
geſprochen hätten. Der Kaiſer habe das übel vermerkt. 

Das verborgene Belauſchen ſolcher Geſpräche iſt eine übliche 
Erfindung für Romane. Wahr iſt folgendes: 

Dem König Wilhelm I. wurden im Anfange der ſechziger 
Jahre, wahrſcheinlich bis 1864, Zeitungsausſchnitte polizeilich 
vorgelegt. Die mit der Auswahl betrauten Männer hatten 
ihre eigene Politik und ſuchten im Sinne derſelben auf den 
König zu wirken. Danach wurde die Ausleſe berechnet und 
gelegentlich durch Artikel verſtärkt, die man ad hoc drucken ließ. 

In einem auf dieſe Weiſe vorgelegten Ausſchnitte war ſchein⸗ 
bar abſichtslos die Erzählung eingeflochten, daß bei einem Auf⸗ 
laufe die Truppen des Königs als „Bismärcker“ angerufen 
wären. Dieſer Artikel war natürlich, da man die Empfind⸗ 
lichkeit des Königs in dieſem Punkte kannte, auf dieſelbe be⸗ 
rechnet worden. Der Zweck ward vorübergehend erreicht, aber 
an der vornehmen Natur des Königs haftete dergleichen nicht. 

Dieſe Richtigſtellung mag zugleich dazu dienen, zu zeigen, 
mit welchen Mitteln die Gegner des Fürſten Bismarck damals 
wie heute zu kämpfen pflegten. 


Der St. Petersburger Beſuch und die 
„Preußiſchen Jahrbücher“. 


(15 Sept. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Preußiſchen Jahrbücher“ tadeln den Beſuch des Kaiſers 
in Rußland mit einer auffälligen Schärfe. Sie kritiſieren ihn 
nicht ohne Bitterkeit und ſprechen von „Zweckloſigkeit einer mili- 
täriſchen Komödie“, „unhöflicher Gezwungenheit“, finden „einen 
ſo ſchnell folgenden Beſuch am ruſſiſchen Hofe mindeſtens über⸗ 
flüſſig ... 

Um dies zu können, ohne Anſtoß zu erregen, wird die Ver⸗ 
antwortlichkeit für dieſen Beſuch nachträglich dem Fürſten Bis⸗ 
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marck zugeſchoben, mit der geſchraubten Wendung, „daß auf 
einer bisher nicht widerlegten Mitteilung das Gerücht beruhe, 
Fürſt Bismarck habe bei der Anweſenheit des Zaren zu Berlin 
im Oktober vorigen Jahres ſeinen Kaiſer veranlaßt, dieſen 
Beſuch dem Zaren anzubieten“. Nach einer anderen Verſion 
habe Fürſt Bismarck „den Zaren zur Einladung des Deutſchen 
Kaiſers veranlaßt“. 

Bis zu dieſem näheren Nachweiſe wird weder die eine noch 
die andere Verſion in der leſenden Welt viel Glauben finden, 
und ihre unehrlichen Anwürfe werden den Fürſten Bismarck 
weder hinter dem Kaiſer noch hinter dem Zaren treffen. Die 
Selbſtändigkeit eines jeden der beiden hohen Herren iſt all⸗ 
gemein bekannt, und es iſt nicht wahrſcheinlich, daß einer von 
ihnen ihre gegenſeitigen perſönlichen Beziehungen den Inten⸗ 
tionen eines Miniſters unterordnen werde, am allerwenigſten 
denen eines fremden. Wir glauben, daß Herr Profeſſor Dr. Del⸗ 
brück es ſeinem publiziſtiſchen Rufe ſchuldig iſt, einen näheren 
Beweis für ſeine Behauptungen bezüglich des Fürſten Bismarck 
anzutreten und daß er ſonſt der Annahme Raum gibt, er habe 
die Erfindungen über den Fürſten ſeinem Blatte nur einver⸗ 
leibt, um die heutige auswärtige Politik des Reiches mit einer 
Schärfe anzugreifen, die ſich dadurch zu decken ſucht, daß ſie 
ihre Spitze ſcheinbar gegen den früheren Kanzler richtet. 


Der Prinz von Wales und Fürſt Bismarck. 
(16. Sept. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Zu der Liga, welche den Fürſten Bismarck nach ſeinem 
Rücktritt ex post angreift, gehören außer ſozialdemokratiſchen und 
fortſchrittlichen Blättern natürlich auch die politiſchen accident 
maker der franzöſiſchen Revanchepreſſe. Der „Gaulois“ ent⸗ 
hält einen Artikel über Beziehungen zwiſchen dem Prinzen 
von Wales!) und dem Fürſten v. Bismarck, der von Anfang 


) Dem nachmaligen König Eduard VII. von England. 
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bis zu Ende ungeſchickt erfunden iſt. Nach deſſen Inhalt müßte 
Fürſt Bismarck mindeſtens acht Tage in Homburg geweſen ſein, 
welches der unwiſſende Erfinder mit Hamburg verwechſelt. Zu 
der Zeit, wo Fürſt Bismarck dem Prinzen von „Hamburg“ 
geſchrieben haben ſoll, badete er noch in Kiſſingen, nach dem 
„Gaulois“ müßte er allein fünf Tage lang die Rückkehr des 
Prinzen von Wales von Holland (?) in Homburg erwartet 
haben und etwa eine Woche dort geblieben ſein, während er 
am 3. September abends eintraf und am 6. September wieder 
abreiſte. Der Prinz von Wales verließ Homburg am 4. Sep⸗ 
tember, nachdem er vor der Abreiſe den Fürſten mit ſeinem 
Beſuche im Hotel Riechelmann beehrt hatte; was bei dieſer 
Gelegenheit zwiſchen beiden geſprochen worden ſein kann, wird 
am allerwenigſten der „Gaulois“ wiſſen, deſſen Erfindungen an 
die Fälſchungen erinnern, die vor zwei Jahren dem Kaiſer 
von Rußland in die Hände geſpielt worden waren. Man muß 
zu den Vollblut⸗Pariſern gehören, welche mit den Verhält⸗ 
niſſen außerhalb Paris unbekannt ſind, um auf dergleichen Ein⸗ 
fälle zu kommen. In Deutſchland würde der Artikel des „Gau⸗ 
lois“ von Hauſe aus als Erfindung eines „Unwiſſenden“ erkannt 
werden; dem Pariſer badaud kann man dergleichen bieten. 


Sklavereifrage. 
(30. Sept. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Es wird bei der Diskuſſion der Sklavereifrage überſehen, 
daß die Sklaverei bei den mohammedaniſchen Völkern etwas ganz 
anderes iſt, als ſie es in Amerika war. In Amerika waren 
die Sklaven ſchlimmer daran als Laſttiere und wurden nur zu 
oft mit barbariſcher Grauſamkeit behandelt; bei den mohamme⸗ 
daniſchen Völkerſchaften ſteht der Sklave mehr im Verhältniſſe 
eines dienenden Hausgenoſſen, der gut behandelt wird und mit 
ſeinem Schickſale ganz zufrieden iſt. Mancher mohammedaniſche 
Sklave iſt Weſir, manche Sklavin Sultanin geworden. Unſere 
Philanthropen vergeſſen, wie in vielen Dingen, ſo auch hier, mit 
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den gegebenen Verhältniſſen zu rechnen. Sie ignorieren die 
tauſendjährige Gewöhnung an den Zuſtand, in dem ſich die 
afrikaniſchen Sklaven befinden, und die Frage, was aus ihnen 
werden ſollte, wenn ſie plötzlich freigelaſſen würden. Für Afrika 
und die dortigen Verhältniſſe hat das Verlangen nach ſofortiger 
Beſeitigung der Sklaverei etwa denſelben Sinn, als wenn bei 
uns gefordert würde, daß künftig niemand mehr Dienſtboten 
halten dürfe. Glaubt man eine Inſtitution, die ſo alt iſt wie 
die Geſchichte, in Afrika etwa durch Einführung der preußiſchen 
Geſindeordnung erſetzen zu können? Ahnliche Auffaſſungen wie 
die unſerigen liegen übrigens nicht nur der neulichen Erklärung 
des „Reichsanzeigers“ zugrunde, ſondern werden auch von allen 
Kennern der einſchlägigen Verhältniſſe geteilt; ſelbſt Kardinal 
Lavigerie hat bekanntlich ernſtlich davor gewarnt, die afrikaniſche 
Sklaverei mit plötzlicher Gewaltſamkeit abzuſchaffen, da dies zu 
Verwicklungen ſehr gefährlicher Art führen müſſe. Auch wird bei 
Diskuſſion der Sklavereifrage meiſt überſehen, daß der Sklaven⸗ 
handel, la traite des Noirs, gegen welchen die Mächte ſich auf 
dem Wiener Kongreß erklärten, nur das Einfangen und Ver⸗ 
ſchiffen der Neger nach Amerika bedeutete. Was in Afrika ab⸗ 
zuſchaffen iſt, das ſind zunächſt die barbariſchen Menſchenjagden. 
Im übrigen ſcheint es, daß man ſich durch das Geſchrei der 
engliſchen Blätter, über deſſen wahre Urſache kein Zweifel ob⸗ 
waltet, hat zu Übertreibungen hinreißen laſſen, die dem Erfolg 
der gegen die Sklaverei gerichteten ehrlichen Bemühungen eher 
ſchaden wie nützen können. 


Sozialiſtengeſetz. 
(7. Okt. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Kölniſchen Zeitung“ iſt von unterrichteter Seite, 
wie ſie ſagt, eine Auskunft darüber zugegangen, wie es zu 
dem Fallenlaſſen des Sozialiſtengeſetzes gekommen ſei. Der 
Kaiſer, ſämtliche Monarchen, ſämtliche Miniſter hätten die Fort⸗ 
dauer des Geſetzes gewünſcht und wären deshalb bereit geweſen, 
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dasſelbe in der von den Nationalliberalen dargebotenen Form, 
alſo ohne Ausweiſungsbefugnis, anzunehmen. Fürſt Bismarck 
ſei allerdings anderer Anſicht geweſen. 

Zu dieſer, in betreff des Fürſten Bismarck etwas knapp ge⸗ 
haltenen und deshalb der Mißdeutung ausgeſetzten Darſtellung 
erhalten wir, auch von unterrichteter Seite, folgende Ergänzung 
über die Haltung des Fürſten Bismarck und die Erwägungen, 
auf denen ſie beruhte. Er hielt es für nicht zweckmäßig, daß 
die verbündeten Regierungen auf die Nachricht hin, die Stim⸗ 
mung der Fraktionen laſſe die unveränderte Annahme des Ge⸗ 
ſetzes nicht erwarten, ihre Vorlage durch Streichung des Aus⸗ 
weiſungsparagraphen verſtümmelten. Wäre das geſchehen, ſo 
würde der Vorwurf laut geworden ſein, die Regierungen hätten 
in ihrer Vorlage mehr gefordert, als ſie brauchten. Der Reichs⸗ 
kanzler riet deshalb dazu, es auf den Beſchluß des Reichstags 
ankommen zu laſſen und, wenn derſelbe gegen die Ausweiſung 
ausfiele, dem Geſetz auch ohne dieſelbe die Zuſtimmung zu 
geben. Wäre der Verlauf ſo geweſen, ſo würden die Re⸗ 
gierungen, wenn doch wieder eine Geſetzgebung auf dieſem Ge⸗ 
biete notwendig werden ſollte, nicht dem Einwande zu begegnen 
haben, daß ſie ja 1890 ſich beſonnen hätten, mit der von den 
Nationalliberalen vorgeſchlagenen abgeſchwächten Faſſung aus⸗ 
kommen zu können. 


Fürſt Bismarck und das Sozialiſtengeſetz. 
(9. Okt. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ kommt auf die Angabe zurück, daß 
Fürſt Bismarck das Sozialiſtengeſetz ohne die Ausweiſungs⸗ 
befugnis nicht habe annehmen wollen, im Gegenſatz zu den 
Wünſchen ſämtlicher anderer Vertreter der Regierungen, und 
daß hierdurch das Geſetz gefallen ſei. 

Wir betonen dieſer Darſtellung gegenüber nochmals, daß 
ebenſo wie ſämtliche Monarchen und Miniſter, auch der da⸗ 
malige Reichskanzler das Geſetz auch ohne den Ausweiſungs⸗ 
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paragraphen anzunehmen empfohlen hat, ſobald durch Reichs- 
tagsplenarbeſchluß feſtgeſtellt ſein würde, daß die Regierungen 
ihre volle Vorlage nicht zur Annahme bringen konnten. Der 
Fürſt glaubte, daß auch ein geringeres Ergebnis als die Vor⸗ 
lage, ſolange es in der Richtung der letzteren läge, nicht ab⸗ 
zulehnen ſei, ſobald rechtlich feſtſtände, daß ein mazus nicht zu 
erreichen ſei. Sein Widerſpruch betraf den modus procedendi, 
nicht die Sache ſelbſt. Nicht bloß für dieſen Fall, ſondern auch 
für jede andere Geſetzvorlage hielt er daran feſt, daß die ver⸗ 
bündeten Regierungen nicht wohltäten, ihre eigene, wenig Wochen 
alte Vorlage ſelbſt und aus eigenem Antriebe zu amendieren, 
ohne daß ein Plenarbeſchluß die Undurchführbarkeit derſelben 
konſtatiert habe. 

Fürſt Bismarck hat Jahrzehnte hindurch gegen die Neigung 
von Kommiſſarien und Miniſtern gekämpft, auf Grund von 
Kommiſſionsverhandlungen, in denen das Plenum des Reichs⸗ 
tags nicht zum Ausdruck kommt, oder auf Grund von Kuliſſen⸗ 
einflüſſen der Fraktionsführer die eigne Vorlage zu ändern oder 
abzuſchwächen, und hielt daran feſt, daß der Bundesrat den 
Anlaß zu Anderungen ſeiner Vorlagen nur amtlichen Plenar⸗ 
beſchlüſſen des Reichstags, nach Bedürfnis, zu entnehmen habe. 
Deshalb iſt Fürſt Bismarck auch in dem Falle des Sozialiſten⸗ 
geſetzes dagegen geweſen, in der letzten Stunde vor dem Reichs⸗ 
tagsſchluß die Flagge, welche die Regierung mit ihrer Vor⸗ 
lage aufgezogen hatte, vor Kommiſſionsverhandlungen ohne 
Plenarbeſchluß zu ſtreichen. Wohl aber war er dafür, falls der 
Reichstag das Sozialiſtengeſetz ohne Ausweiſungsparagraph an⸗ 
genommen hätte, regierungsſeitig dasſelbe zu tun. 

Die konſervative Partei hat damals die Geneigtheit gezeigt, 
auch ohne Ausweiſung für das Geſetz zu ſtimmen, wenn die 
Regierung vorher erklärte, daß ſie damit einverſtanden wäre. 
Sie wollte der Regierung allein die Verantwortung für die 
Abminderung des bisherigen Geſetzes zuweiſen. Unſerer An⸗ 
ſicht nach hätte auch die konſervative Partei aus der Unmög⸗ 
lichkeit, die volle Vorlage zu erreichen, keinen Anlaß nehmen 
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jollen, das, was im Sinne des Geſetzes überhaupt zu erlangen 
war, nicht zu adoptieren, wenn auch das wünſchenswerte Mehr 
einſtweilen nicht zu haben war. Letzteres hätte auf Grund ein- 
tretenden Bedürfniſſes auch ſpäter angeſtrebt werden können, 
ſolange die Regierung nicht ſelbſt die unwahre Erklärung ab- 
gegeben hatte, daß ſie mit dem verkürzten Geſetze auszukommen 
glaube. 

Für die Wichtigkeit und Nützlichkeit des Sozialiſtengeſetzes 
im Intereſſe der ſtaatlichen Ordnung Beweiſe beizubringen, 
deſſen glauben wir enthoben zu ſein. Den beſten haben die 
Sozialiſten ſelbſt in den letzten Tagen geliefert in Form des 
Jubels, mit dem ſie die Aufhebung des Geſetzes feiern, un⸗ 
geachtet aller Mahnungen der berechnenden Führer, nicht zu 
lebhafte Freude zu äußern und damit zu zeigen, was das Ge⸗ 
ſetz und der 1. Oktober für ſie bedeutet. 


Fürſt Bismarck und die Moltke⸗Feier. 
(26. Okt. 1890, Morg.⸗Ausg., und 3. Nov. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Verſchiedene Blätter haben dieſer Tage die Meldung des 
Berliner Korreſpondenten des Pariſer „Temps“ weiterver⸗ 
breitet, der Kaiſer habe den Fürſten Bismarck eingeladen, 
an der Moltke⸗Feier!) teilzunehmen. Die Nachricht iſt irrtüm⸗ 
lich. Andererſeits darf man ſicher ſein, daß es lediglich Rück⸗ 
ſicht auf ſeinen, ihm die Teilnahme an großen Feſtlichkeiten 
nicht erlaubenden Geſundheitszuſtand geweſen iſt, welche den 
Fürſten abgehalten hat, aus eigenem Antriebe nach Berlin zu 
kommen und ſeinen langjährigen Genoſſen perſönlich zu beglück⸗ 
wünſchen. In den fünfundzwanzig Jahren ihrer gemeinſamen 
Tätigkeit für des Vaterlandes Wohl haben ſich zwiſchen dem 
Fürſten Bismarck und dem Grafen Moltke naturgemäß per⸗ 
ſönliche Beziehungen entwickelt, die ihnen gegenſeitig höchſte Ach⸗ 
tung und herzliches Wohlwollen ſichern. Wie eng ſich Fürſt 
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Bismarck mit dem Grafen Moltke verbunden gefühlt hat, das 
hat er im Jahre 1888 nach Kaiſer Wilhelms Tod gezeigt, als 
er im Reichstage in tiefer Bewegung zu Moltke die Worte 
ſprach: „Des Dienſtes ewig gleichgeſtellte Uhr hält uns im Ge⸗ 
leiſe.“ Und wie der Fürſt den greiſen Feldmarſchall noch jetzt 
verehrt, wird jedem, der die Räumlichkeiten des Friedrichsruher 
Schloſſes geſehen hat, zur Vorſtellung gelangt ſein. Nicht weniger 
als drei Bildniſſe Moltkes ſchmücken die Zimmer in verſchiedener 
Geſtaltung, als Büſte und als Gemälde. 
* 

In einem Wiener Blatte findet ſich eine auch in die deutſche 
Preſſe übergegangene Korreſpondenz aus Berlin, worin ge⸗ 
jagt wird, Fürſt Bismarck ſei allerdings zur Moltke- eier 
nicht eingeladen, aber als Generaloberſt der Kavallerie direkt 
durch ein Schreiben des kaiſerlichen Militärkabinetts nach Berlin 
befohlen worden, was er jedoch einfach ignoriert zu haben ſcheine. 
Die ſe Meldung beruht erſichtlich auf ſehr „ziviliſtiſchen“ An⸗ 
ſichten. Wenn der Generaloberſt der Kavallerie durch ein 
Schreiben des Militärkabinetts nach Berlin berufen wird, ſo iſt 
nach preußiſch⸗militäriſchen Begriffen ein einfaches Ignorieren 
eines ſolchen Befehles ganz unmöglich. Ebenſowenig wie ein 
Ausbleiben trotz erhaltenen Befehles iſt aber für einen höheren 
Offizier eine ſpontane Beteiligung an einer amtlichen, vom Kaiſer 
befohlenen Feier möglich. Wenn Fürſt Bismarck ſich ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſeine militäriſche Charge zum Geburtstage des Grafen 
Moltke nach Berlin begeben hätte, ſo würde er dem Feld⸗ 
marſchall immerhin nur privatim und unabhängig von den amt⸗ 
lichen Vorgängen ſeine Glückwünſche haben überbringen können. 
Ganz abgeſehen von allen militäriſchen Auffaſſungen, einfach 
vom Standpunkte des politiſchen Taktgefühles enthalten wir 
uns, der Frage näher zu treten, welche Beurteilung eine der⸗ 
artige private Demonſtration bei den Kritikern des Fürſten 
Bismarck in Wien und in Berlin gefunden haben würde. 
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Das Preußiſche Herrenhaus. 


(21. Nov. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


In der Sitzung des Preußiſchen Herrenhauſes vom 14. No⸗ 
vember führte Herr v. Kleiſt⸗Retzow Klage darüber, daß keine 
von den preußiſchen Reformvorlagen dem Herrenhauſe zuerſt 
zugegangen wäre, obwohl Schulvorlage und Landgemeinde- 
ordnung nicht Finanzgeſetze ſeien, die nach der Verfaſſung dem 
Abgeordnetenhauſe zunächſt vorzulegen wären. 

Wir ſehen in dieſer Klage des Herrn v. Kleiſt⸗Retzow das 
erfreuliche Zeichen eines Arbeitsbedürfniſſes im Herrenhauſe. 
Die Verſtimmung, welche ſich in der Kleiſtſchen Rede ausſpricht, 
beleuchtet durch den Zuruf: „Hundeſteuer“, wird berechtigt ſein, 
ſoweit das Herrenhaus durch ſein eigenes Verhalten den Ein⸗ 
druck macht, daß es Neigung hat zu arbeiten. Wenn aber ein 
ſolches Beſtreben vorhanden iſt, jo wird es auch ohne Regie- 
rungsvorlagen Befriedigung ſuchen. Das Herrenhaus hat die 
Initiative in Geſetzgebung und in Stellung von Anträgen, mit 
oder ohne Petition, geradeſogut wie das Abgeordnetenhaus; 
wir erinnern uns aber kaum, daß ein Initiativantrag zur Ge⸗ 
ſetzgebung ſeinen Urſprung im Herrenhauſe genommen hätte. 
Die Verfaſſungsbeſtimmung, nach welcher Finanzgeſetzentwürfe 
zuerſt im Abgeordnetenhauſe beraten werden müſſen, beein⸗ 
trächtigt das Herrenhaus in ſeiner Wirkſamkeit doch nur in⸗ 
ſoweit, als es dieſelbe von Regierungsvorlagen abhängig macht. 
Vollſtändig frei aber ſteht nach der Verfaſſung dem Herren⸗ 
hauſe die Einbringung von Finanzgeſetzen aus eigener Initiative 
ohne Regierungsvorlage, und wenn ſolche Anträge aus dem 
Schoße des Herrenhauſes hervorgingen und im Hauſe ver⸗ 
handelt würden, ſo ſtände letzterem kein verfaſſungsmäßiges 
Hindernis im Wege, ſich über die Finanzgeſetzgebung des Staates 
auf der Grundlage eigener Anträge und eigener Initiative aus⸗ 
zuſprechen. Die Klagen des Herrn v. Kleiſt, der „Schmerz, 
den er nicht unterdrücken kann“, würden zu billigen ſein, wenn 
das Herrenhaus überhaupt mundtot wäre, ſolange ihm die 
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Zunge nicht durch eine Regie rungsvorlage gelöſt würde. So aber 
glauben wir, daß die Empfindlichkeit, der Herr v. Kleiſt Worte 
gegeben hat, ſich mehr gegen die Arbeitsſcheu und Apathie des 
Hauſes als gegen die Regierung und deren Vorlage richten 
könnte. 

Wir halten es für eine bedenkliche Erſcheinung in dem 
preußiſchen Staatsleben, daß das heutige Herrenhaus im Ver⸗ 
gleiche mit der Erſten Kammer, welche Preußen bis 1855 be- 
ſaß, nicht dieſelbe Bedeutung mehr für das öffentliche Leben 
hat. Früher ſtand die Erſte Kammer mitten im öffentlichen 
Leben und wußte das allgemeine Intereſſe an ihren Verhand⸗ 
lungen mit Erfolg lebendig zu halten. Die Erſte Kammer war 
arbeitſam und reich an Kapazitäten; an dieſen fehlt es auch 
jetzt dem Herrenhauſe nicht, aber die Neigung zum Arbeiten 
hat, wie wir fürchten, nicht die Majorität. Daß dadurch die 
Vota des Herrenhauſes in der öffentlichen Meinung an Ge⸗ 
wicht verlieren, iſt zu befürchten und wenn dies einträte, ſo 
würde darin eine Schädigung des geſamten preußiſchen Ver⸗ 
faſſungslebens liegen und namentlich eine Schwächung der er⸗ 
haltenden Prinzipe in demſelben. Der Mangel an Regierungs⸗ 
vorlagen iſt keine ausreichende Rechtfertigung für die Untätigkeit 
des Herrenhauſes; ſoweit die Neigung, ſich an den Staats⸗ 
geſchäften zu beteiligen, bei den Mitgliedern überhaupt vorhanden, 
iſt auch das Recht und die Fähigkeit des Herrenhauſes, die ſtaat⸗ 
lichen Fragen und Zuſtände Preußens öffentlich mit Autorität 
zu verhandeln, zweifellos. Die von Herrn v. Kleiſt vertretene 
Autorität des Herrenhauſes wird ſich durch dauernde Schweig⸗ 
ſamkeit und Zurückhaltung nicht aufrechthalten oder gar fördern 
laſſen. Wenn Regierungsvorlagen notwendig ſind, um dem 
Herrenhauſe die Zunge zu löſen, ſo wird dasſelbe mehr und 
mehr zu einer im Vergleiche mit dem Abgeordnetenhauſe ſekun⸗ 
dären Körperſchaft werden. Qui tacet, consentire videtur, und 
wenn das consentire nachher nicht erfolgt, ſo erregt das nur 
ungläubige Verwunderung und Mißbilligung. 
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Zur preußifchen Steuerreform. 
(28. Nov. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die neue preußiſche Steuervorlage will mit dem bisher in 
der Geſetzgebung der Monarchie befolgten Grundſatz brechen, 
daß ein übermäßiges Eindringen in die Vermögensverhältniſſe 
der zu Beſteuernden zu vermeiden ſei. Wir würden die Ver⸗ 
wirklichung dieſer Abſicht für nicht unbedenklich halten. An⸗ 
genommen ſelbſt, daß eine volle Garantie für die unbedingte 
Wahrung der Amtsverſchwiegenheit der mit der Ermittlung 
des Einkommens betrauten behördlichen Organe herzuſtellen 
wäre, ſo blieben doch noch ſowohl alle Nachteile beſtehen, die 
ſich aus dem Ermittlungsverfahren ſelbſt ergeben, als auch die 
prinzipiellen Gründe, welche gegen die Befugnis des Staates zu 
einem allzu ſcharfen Eindringen in die Privatverhältniſſe des 
einzelnen überhaupt ſprechen. 

Zu den wenigen, unbeſtrittenen Tatſachen des öffentlichen 
Lebens gehört in erſter Reihe die, daß niemand gern Steuern 
zahlt. Wenn für den Beſtand und die Ausbildung der direkten 
Steuern ſtets angeführt wird, daß das Steuerzahlen das Intereſſe 
des Zahlenden am Staate belebe, ſo halten wir das für ein 
mehr dialektiſches Argument; derjenige Staat würde am meiſten 
ſich der Anhänglichkeit ſeiner Bürger erfreuen, der ihnen zugleich 
mit vollkommenſtem Schutze des Erwerbslebens die wenigſten 
Steuern abverlangte. Das liegt in der menſchlichen Natur, iſt 
nicht zu ändern und wer es leugnet, tut den Tatſachen Gewalt 
an. Leider iſt es nicht möglich, die Geſetzgebung hiernach ein⸗ 
zurichten. Die direkten Steuern ſind bei der gegenwärtigen 
preußiſch⸗deutſchen Finanzwirtſchaft nicht zu entbehren; aber 
andererſeits iſt es im Staatsintereſſe für nützlich zu halten, bei 
ihrer Anlage ſo ſchonend wie möglich zu verfahren. Der Steuer⸗ 
zahler iſt nicht aprioriſch als Verbrecher zu betrachten, gegen 
den man mit einem an den Apparat der Strafjuſtiz zur Er⸗ 
mittlung der objektiven Wahrheit gemahnenden Verfahren vor⸗ 
zugehen das Recht hat. Die Privatangelegenheiten des einzelnen 
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haben legitimen Anſpruch darauf, ſeitens des Staates reſpektiert 
zu werden. Eine Geſetzgebung, die dieſen Anſpruch allzuſchroff 
verletzt, welche die Fiskalität zu weit treibt und ihr höchſtes Ziel 
darin erblickt, auf eine den Steuerzahlern möglichſt unangenehme 
und peinliche Weiſe möglichſt viel Geld aus ihren Säckeln für 
den Staat herauszuſchlagen, läuft Gefahr, namentlich die be- 
ſitzenden Klaſſen gegen den Staat einzunehmen, ſie zu der Er⸗ 
wägung zu bringen, ob es nicht richtiger ſei, außerhalb des ſo 
ſchonungslos verfahrenden Staates ihren Wohnſitz zu nehmen. 
Wenn auch dieſe Erwägung in den meiſten Fällen ſich nicht in 
die Tat umſetzen wird, ſo wirkt ſie an ſich ſchädlich, wie nicht 
erſt weiter ausgeführt zu werden braucht. 

Nichts liegt uns ferner, als mit ſolchem Räſonnement den 
Bedürfniſſen entgegentreten zu wollen, die dem preußiſchen 
Steuerreformentwurfe zugrunde liegen; wir erkennen ſie viel⸗ 
mehr als vollberechtigt an. Unſere Bedenken richten ſich ledig⸗ 
lich gegen die Form, in der ſie befriedigt werden ſollen. Um 
Erhöhung der Einnahmen ſoll es dem Staate bei der Steuer⸗ 
reform ausgeſprochenermaßen nicht zu tun ſein, ſondern nur um 
eine gerechtere Verteilung der Laſten. Wir laſſen es dahin⸗ 
geſtellt ſein, ob den ſozialpolitiſchen Motiven, die hierbei wirkſam 
ſind, nicht auf ähnlichem Wege wie dem früher eingeſchlagenen 
der Steuerbefreiung der unterſten Steuerſtufen zu entſprechen 
geweſen wäre. Was aber die übrigen Gründe für die jetzt vor⸗ 
geſchlagene Reform der Einkommenſteuer betrifft, ſo ſcheinen 
uns dieſe minder wichtig zu ſein, als die ſtaatspolitiſchen Motive, 
die zur Vornahme der Reform auf einer anderen Baſis, etwa 
auf der führen würden, die Einkommenſteuer als eine Art An⸗ 
ſtandsbedürfnis für die wohlhabendere Klaſſe in irgend einer 
möglichſt zweckmäßigen Form beizubehalten und dabei nur einen 
Unterſchied zu machen zwiſchen demjenigen Einkommen, welches 
durch Arbeit täglich erworben werden muß und dem mühelos 
aus Renten, Pachtzins, Wertpapieren und ſo weiter von ſelbſt 
fließenden. Alle darüber hinausgehenden Tendenzen ſozial⸗ 
politiſcher Natur bleiben einer Steuergeſetzgebung beſſer fern, 
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ſchon deshalb, weil ſie trotz allen Individualiſierungsbeſtrebens 
an die Stelle alter Ungerechtigkeiten nur zu leicht neue ſetzen. 
Außerdem, wer kann wiſſen, ob nach Jahren noch die näm— 
lichen ſozialpolitiſchen Anſchauungen herrſchen, welche jetzt bei 
der preußiſchen Reformgeſetzgebung mindeſtens „berückſichtigt“ 
werden ſollen? Wer kann ferner wiſſen, welche Folgen etwaige 
Zugeſtändniſſe nach ſich ziehen, die jetzt in der preußiſchen Ge— 
ſetzgebung dem ſozialpolitiſchen Zuge unſerer Tage gemacht 
würden? Auch auf dieſem Gebiete kann eine Begehrlichkeit 
gereizt werden, deren Nichterfüllung ſich um ſo empfindlicher zu 
rächen vermag, je höher die Erwartungen geſpannt waren. 
In bezug auf das Einſchätzungsverfahren halten wir daran 
feſt, daß das Syſtem der einfachen Selbſteinſchätzung unter Be⸗ 
ſtrafung zu niedriger Deklaration genügende Garantie gewährt 
und zwar ſowohl hinſichtlich des finanziellen Erfolges der Steuer 
als hinſichtlich ſeiner Unſchädlichkeit im ſtaatlichen Intereſſe. So 
häufig, wie man neuerdings anzunehmen ſcheint, ſind unſeres 
Erachtens die beſitzenden Steuerzahler nicht, die den Staat durch 
falſche Angaben betrügen wollen; nur wenige werden ſich der 
Gefahr einer Hinterziehung und dem moraliſchen und finanziellen 
Nachteil einer ſolchen ausſetzen wollen. Es bedarf bei der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe keiner beſonderen hochnotpeinlichen Maßregeln, 
um ihr zum Bewußtſein zu bringen, daß es Betrug ſei, wenn 
man ſein Einkommen zu niedrig angibt und den Staat dadurch 
ſchädigt. Wir ſind überzeugt, daß die von dieſen Steuerzahlern 
zu entrichtenden Beträge nach Einführung der neu vorgeſchlagenen 
Beſtimmungen kein Mehrergebnis aufzuweiſen haben würden, 
das zu den Nachteilen des neuen Verfahrens einigermaßen im 
Verhältnis ſtände. Endlich halten wir dafür, daß der Finanz⸗ 
miniſter Miquel während ſeiner Rede zu dem Steuerentwurf 
kein wahreres Wort geſprochen hat, als das, Preußen ſei nicht 
reich genug, um auf die Anwendung des Satzes: die Maſſe muß 
es bringen, in ſeiner Steuergeſetzgebung verzichten zu können. 
Ob der Entwurf in dem an ſich billigenswerten Beſtreben, die 
ſchwachen Schultern zu entlaſten, jenem Satze gebührend Rech⸗ 
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nung trägt, laſſen wir dahingeſtellt fein. Die Sache liegt hier 
ähnlich wie bei den Zöllen. Man hat früher oft geſagt, nur die 
Zahl der Zölle und daß ſie auf die notwendigſten Lebensbedürf⸗ 
niſſe gelegt ſeien, ſpräche gegen ſie; wenn man die Sache anfaſſe 
wie in England, das heißt nur einige wenige Artikel, deren Kon⸗ 
ſumenten es ertragen können, mit einem hohen Zoll belege, ſei 
nichts dagegen einzuwenden. Auch hierbei wurde überſehen, daß 
das, was in England möglich iſt, deshalb unter den völlig anders 
gearteten Verhältniſſen Deutſchlands oder Preußens noch nicht 
durchführbar zu ſein braucht und ſeinen Zweck erreichen würde. 


Eine Anſtandspflicht der Regierung. 
(22. Dez. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Es handelt ſich bei den preußiſchen Reformentwürfen ) um 
Maßregeln, welche wichtige Grundlagen des bisherigen ſtaat⸗ 
lichen Lebens der Monarchie verändern ſollen und von denen 
vitale Intereſſen der Wähler direkt berührt werden. Die be⸗ 
treffenden Vorlagen waren aber, als das Abgeordnetenhaus 
gewählt wurde, weder in ihren Grundzügen noch in ihren 
Einzelheiten bekannt, ſo daß aus den Wahlen nicht zu erkennen 
war, wie das Land über die geplanten Reformen dachte, und 
daß bei Auswahl der Abgeordneten auf die beſondere Aufgabe, 
die ihnen geſtellt werden würde, in genügender Weiſe Rückſicht 
nicht genommen werden konnte. Unter dieſen Umſtänden würde 
es — hier, wie in jedem anderen ähnlichen Falle — als 
eine Anſtandspflicht der Regierung anzuſehen ſein, nach der 
erſten Leſung der Vorlagen, alſo nachdem das Land ausreichend 
über dieſe ſelbſt und über die allgemeine Stellung der Ab⸗ 
geordneten und der Parteien dazu unterrichtet iſt, zur Auf⸗ 
löſung zu ſchreiten, um auf dieſe Weiſe ein möglichſt unmittel⸗ 
bares und zuverläſſiges Votum des Landes über die geplanten 
Neuerungen zu extrahieren. Wenn es der Regierung darum 


) Steuerreform und Landgemeindeordnung. 
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zu tun iſt, mit voller Sicherheit das Urteil des Landes über 
die Reformen zu erfahren, bevor darüber definitiv entſchieden 
wird, ſo läßt ſich kaum einſehen, wie ſie dies ohne Auflöſung 
und Neuwahl erreichen will. Es iſt durchaus etwas anderes, 
ob ein größerer oder kleinerer Prozentſatz der Mitglieder eines 
bereits gewählten Hauſes nach Bekanntwerden neuer wichtiger 
Vorlagen, über die man bei der Wahl noch nichts wußte, ſich 
in Wählerverſammlungen über dieſe Vorlagen und ſeine Stellung 
dazu äußert, oder ob die Wahl des Hauſes mit beſonderer 
Rückſicht auf die betreffenden Vorlagen erfolgt. Erſcheint unter 
dieſem Geſichtspunkte eine Auflöſung des Abgeordnetenhauſes 
ſachlich geboten, ſo glauben wir nach der politiſchen Seite hin, 
daß die Konſervativen nicht einem mit Androhung der Auf- 
löſung auf ſie ausgeübten Druck nachgeben dürfen, ohne ſich 
dem Vorwurf auszuſetzen, die ihnen zur Wahrung anvertrauten 
wichtigen Intereſſen des Landes aus Furcht, Mandate einzu⸗ 
büßen, preisgegeben zu haben. Die Möglichkeit, eine Wahl⸗ 
niederlage zu erleiden, kann nur eine kurzſichtige Parteipolitik 
davon abhalten, zu tun, was ſie für recht und nützlich hält. 


Präludium zur Stellungnahme des Fürſten gegen den 
Handelsvertrag mit Oſterreich-Angarn. 
(28. Dez. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Einer Verquickung der Politik mit wirtſchaftlichen Fragen 
iſt Fürſt Bismarck ſtets abgeneigt geweſen; wir brauchen in 
dieſer Beziehung nur an die Reden des früheren Kanzlers zu 
erinnern, in denen das politiſche und wirtſchaftliche Verhältnis 
zu Rußland zur Sprache kam und gezeigt wurde, wie ein Zu⸗ 
ſammengehen in der äußeren Politik ſich mit einem Gegenſatze, 
ja ſelbſt einem Kriege in wirtſchaftlichen Dingen ſehr wohl 
vertrage. Was ſpeziell das Verhältnis zwiſchen Deutſchland 
und Sſterreich betrifft, jo ſteht feſt, daß das jetzige Bündnis 
von den Sympathien aller Schichten der beiderſeitigen Bevölke⸗ 


rungen getragen iſt. Dies würde nicht in demſelben Maße der 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Fall jein, wenn zu der Allianz eine Zollunion oder eine ſonſtige 
Einrichtung träte, welche die Verſchiedenheit der wirtſchaftlichen 
Intereſſen beider Völker ignorierte. Hüben wie drüben würde 
es eine Menge Leute geben, die ſich dadurch geſchädigt fühlten. 
So zum Beiſpiel würde ſich die geſamte deutſche Landwirtſchaft 
durch ſolche zollpolitiſche Abmachungen mit Oſterreich, von denen 
in den Blättern die Rede iſt, beeinträchtigt fühlen, das Bündnis 
mit Oſterreich würde für ſie an Popularität verlieren. Durch 
Feſſelung ihrer wirtſchaftlichen Freiheit gegeneinander werden 
politiſch befreundete Nationen auseinandergebracht. 


Die politiſche Betätigung des Fürſten Bismarck. 
(28. Dez. 1890, Morg.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ ſagt, eine etwaige Teilnahme des 
Fürſten Bismarck an den laufenden politiſchen Angelegenheiten 
würde von unausbleiblicher — betrüblicher — Rückwirkung auf 
ſeine Stellung in der Geſchichte ſein. Wir müſſen dieſe Gloſſe 
als einfältig und als eine würdige Fortſetzung der aus dem 
letzten Sommer bekannten Methode, dem Fürſten den Mund 
zu verbieten, bezeichnen. Wenn überhaupt von einer Gefährdung 
der Stellung die Rede wäre, die Fürſt Bismarck in der Geſchichte 
einnimmt und die ſo gar wacklig nicht ſein wird, ſo würde ſie 
wohl eher in Gefahr kommen, wenn der frühere Kanzler die 
Anſichten, die er Jahrzehnte hindurch öffentlich vertreten hat, 
nunmehr ſtillſchweigend aufgeben und wenn er — wie Eugen 
Richter, immer geſchmackvoll, ſich ausdrückt — „den Sprung über 
den Stock“ mitmachen würde, wie viele ſeiner früheren Freunde. 


Erfundene Reaktivierungsabſichten. 
(31. Dez. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ wird von der Befürchtung heimge⸗ 
ſucht, daß Fürſt Bismarck Ausſicht habe oder beabſichtige, wieder 
ans Ruder zu kommen. Wir möchten ſie darauf aufmerkſam 
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machen, daß der Fürſt in dieſem Falle wahrſcheinlich den üb— 
lichen Weg gehen würde, ſich den leitenden Perſonen freundlich 
zu nähern, um vor allen Dingen wieder Fühlung mit ihnen 
zu gewinnen. Es würde dies, wenn der Fürſt überhaupt be- 
abſichtigte, in den Staatsdienſt zurückzutreten, für einen ſo ge⸗ 
wiegten Diplomaten, wie er iſt, ein ziemlich ſicherer Weg ſein. 
Wir haben aber bisher nicht gehört und auch die „National⸗Zei⸗ 
tung“ ſcheint nicht zu glauben, daß der frühere Reichskanzler auf 
dieſe Weiſe ſeine Rückkehr ins Amt anſtrebe. Wir möchten die 
„National⸗Zeitung“ auch bitten, wenn ſie glaubt, daß der 
Fürſt überhaupt ins Amt zurück wolle, die Frage zu beant⸗ 
worten, welche Gründe ſie hat, um beim Fürſten Bismarck die 
Neigung zur Rückkehr auf ſeinen Poſten vorauszuſetzen? Dieſe 
Neigung könnte doch nur mit dem Hamletſchen Wort: „I lack 
advancement,“ mit dem Bedürfnis nach Rang, Stand und 
Einfluß begründet werden. Wir vermögen aber kaum zu 
glauben, daß unſere Kollegin ſich von dem Manne, den ſie 
mit ganz Europa vierzig Jahre lang an der Arbeit geſehen 
hat, eine ſo unwürdige Vorſtellung macht. Man hat freilich 
dem ehemaligen Reichskanzler das Wort in den Mund gelegt: 
„Le roi me reverra,“ aber mit ebenſo großem Unrecht wie etwa 
die Redensart von dem An⸗die⸗Wand⸗drücken der National⸗ 
liberalen oder ähnliche vom Fürſten Bismarck nie getane Aus⸗ 
ſprüche. Fürſt Bismarck hat — deſſen darf man ſicher ſein — 
am allerwenigſten in dem Moment, als er Berlin verließ, den 
Gedanken gehabt, mit Seiner Majeſtät dem Kaiſer wieder in 
amtliche Beziehungen zu treten; er hat dieſen Gedanken auch im 
ſpäteren Verlaufe der Dinge nie gehabt. Die gegenteiligen 
Behauptungen beruhen auf ganz willkürlicher Erfindung. 


Nochmals die Interviews. 
(31. Dez. 1890, Ab.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ ſagt mit der Miene des befriedigten 
Lehrers, ihr früherer Tadel betreffend die Interviews in Fried⸗ 
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richsruh hätte beim Fürſten Bismarck gefruchtet. Wir glauben 
nicht zu irren, wenn wir annehmen, daß das Aufhören der 
Interviews weniger ein Effekt der belehrenden Einwirkung der 
„National⸗Zeitung“ war als ein geographiſches Ergebnis der 
Überfiedlung des Fürſten von Friedrichsruh nach Varzin. Die 
„National⸗Zeitung“ ſcheint anzunehmen, daß ſich Fürſt Bismarck 
im Frühſommer dieſes Jahres die Interviewer nach Friedrichs⸗ 
ruh beſtellt und nachher gefunden hat, daß dies ſeine Unbequem⸗ 
lichkeiten habe. Wir können dem Blatte verſichern, daß der 
Fürſt zu keinem Interview die Initiative ergriffen hat, ſondern 
nur bezüglich derer, die ein Interview nachſuchten, erwogen 
hat, ob er den Beſuch annehmen ſollte oder nicht und daß er 
in der Regel keinen Grund geſehen hat, ihn abzulehnen, da 
er das Bedürfnis und das Recht hat, ſeine politiſchen An⸗ 
ſichten öffentlich auszuſprechen. Eine Anderung hierin iſt nur 
dadurch eingetreten, daß Varzin weit entlegener iſt als Fried⸗ 
richsruh und kein Berichterſtatter den Wunſch geäußert hat, in 
Varzin empfangen zu werden. Ohne einen ſolchen Wunſch 
würde aber auch früher in Friedrichsruh kein Interviewer 
empfangen worden ſein. Ob nach der Rückkehr des Fürſten 
dahin die „National⸗Zeitung“ nicht erlebt, daß der Fürſt in ſeine 
alten Sünden zurückfällt, wollen wir nicht präjudizieren. 
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1891. 


Le roi me reverra. 
(9. Jan. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Freiſinnige Zeitung“ bringt trotz unſerer neulichen 
Richtigſtellung über das angebliche „Le roi me reverra“ fol⸗ 
gende weitere Bemerkung: 

„Dieſe Außerung fiel an der Frühſtückstafel im Palais Radziwill 
am 21. März in Gegenwart mehrerer Perſonen, welche ſich beeilten, die⸗ 
ſelbe ſtadtbekannt zu machen. Im Falle eines Strafprozeſſes würde es 
nicht ſchwierig ſein, durch eidliche Vernehmung dieſer Perſonen die Wahr⸗ 
heit dieſer Außerung feſtzuſtellen.“ 

Wir ſind demgegenüber in der Lage, die in der „Freiſin⸗ 
nigen Zeitung“ reproduzierte Nachricht wiederholt für Erfindung 
zu erklären. Sollten „Perſonen ſich beeilt haben, ſie weiter 
bekannt zu machen,“ ſo ſind dieſe Perſonen eben zur Ver⸗ 
breitung einer Unwahrheit behilflich geweſen. Die beregte 
Außerung iſt weder im Palais Radziwill am 21. März, noch 
ſonſt irgendwo gefallen. 


Angebliches Angebot eines Miniſterpoſtens in 
Mecklenburg⸗Schwerin. 


(17. Jan. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In den Blättern findet ſich die wahrheitswidrige Meldung, 
daß der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin dem Fürſten 
Bismarck die Stelle eines Miniſterpräſidenten angeboten habe. 
Die Nachricht mag an folgende Tatſachen ankriſtalliſiert ſein: 
Der Großherzog, zu welchem Fürſt Bismarck im Jahre 1870 
(als erſterer noch Erbgroßherzog war) und auch früher in viel⸗ 
fachen Beziehungen ſtand und deſſen Gnade er ſtets genoß, 
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hatte im vorigen Jahre dem Fürſten als Weihnachtsgeſchenk 
ſein Porträt in Ol überſandt, wofür Fürſt Bismarck in einem 
Schreiben gedankt hat. Der Überbringer war ein mecklen⸗ 
burgiſcher Kabinettskurier in Uniform, der von inkompetenten 
Berichterſtattern für einen höheren Militär oder höheren poli⸗ 
tiſchen Beamten angeſehen worden ſein mag. Es beweiſt dieſer 
Vorgang, daß die Gewährsmänner gewiſſer Blätter zu den Leuten 
gehören, die, wenn ſie den reichbetreßten und federhutgeſchmückten 
Portier oder Jäger eines Miniſters oder Generals aus deſſen 
Palais treten ſehen, ſofort glauben, daß es letzterer ſelbſt ſei. 


Fürſt Bismarck und die Franzoſen. 
(18. Jan. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In einem „Les projets de Bismarck“ überſchriebenen Artikel 
der Pariſer „Patrie“ vom 15. Januar leſen wir: 


„Eine Berliner Depeſche meldet uns, daß General v. Leszeynski, 
obwohl er zu den intimeren Kreiſen Kaiſer Wilhelms II. zählt, neulich 
ein großes Diner zu Ehren des Fürſten Bismarck gegeben hat. Wäh⸗ 
rend der Nachtiſchgeſpräche hat Fürſt Bismarck über ſeine Reiſepläne 
geſprochen und dabei geäußert, er wolle eine Art Rekapitulationsreiſe 
über einige wichtige Kapitel ſeines Lebens unternehmen; er werde nach 
Frankreich gehen, Verſailles, Paris wiederſehen, und er glaube den 
franzöſiſchen Nationalcharakter genügend zu kennen, um ſicher zu ſein, 
daß er als geſtürzter Miniſter nicht ſcheel angeſehen, ſondern in Ruhe 
gelaſſen werden würde. Herr v. Bismarck muß einen ſchlechten Begriff 
von dem franzöſiſchen Nationalcharakter haben, um eine ſolche Sprache 
zu führen; er hat ſich ohne Zweifel auf den beweglichen Geiſt unſerer 
Raſſe verlaſſen, die im Grunde gutherzig iſt und gern Beleidigungen 
vergißt. Aber Fürſt Bismarck überſieht, daß der Patriotismus die⸗ 
jenige Empfindung iſt, die in Frankreich am ſtärkſten vorherrſcht, und 
dieſer Patriotismus wird ihm niemals, niemals ſeine nutzloſen Grau⸗ 
ſamkeiten und die zahlloſen Demütigungen verzeihen, welche er unſerem 
armen, teuren Vaterlande auferlegt hat, das noch an der tiefen Wunde 
leidet, die ihm Preußen geſchlagen hat, der Erbfeind, gegen den aller 
Haß unſerer Herzen ſich vereinigt. 

In ſeinem Intereſſe und unſeretwegen, die wir allen Schwierig⸗ 
keiten mit Deutſchland aus dem Wege gehen möchten, treten wir aufs 
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lebhafteſte dafür ein, daß Herr v. Bismarcks Rekapitulationsreiſe auf 
unſerem Gebiete unterbleibt; er würde von der öſtlichen Grenze bis nach 
Tours immer auf die traurigen Spuren ſeiner blutigen Taten ſtoßen. 
Glaubt Herr v. Bismarck, wir hätten vergeſſen, daß der Krieg von 1870 
ſeinem böſen Geiſte, ſeiner Doppelzüngigkeit und ſeiner Niederträchtigkeit 
zu verdanken iſt? Glaubt er, daß unſere Bevölkerung ſich damit be⸗ 
gnügen würde, den unverſöhnlichen Mann, der ſie aufs unmenſchlichſte 
gepeinigt und mit Füßen getreten hat, mit kaltem Blick zu meſſen? 
Glaubt er, daß die Demütigung, welche er den armen, unerfahrenen 
Diplomaten Jules Favre hat erleiden laſſen, daß das Übermaß von 
Sarkasmus, mit dem er ihn förmlich erdrückt hat, nicht in unſer aller 
Gedächtnis und Herz lebendig iſt? Er, der finſtere Teutone, hat der 
Tränen gelacht, welche dieſer unglückliche Gefoppte in einer Situation 
vergoß, in der er den Kopf nicht oben zu behalten vermochte. Ah, das 
war nicht zum Lachen, denn die Tränen Jules Favres waren die 
Tränen eines aufrichtigen Patrioten, welcher über das Unglück ſeines 
beſiegten Vaterlandes und über die Gewalttat eines grauſamen Feindes 
weinte. Wie hat Herr v. Bismarck glauben können, daß wir ohne Er⸗ 
bitterung, ohne gerechten Zorn an ſeine entſetzliche Grauſamkeit zurück⸗ 
zudenken vermöchten, mit welcher er von dem Plateau von Chatillon 
herab Bomben auf Paris ſchleudern ließ bis in die Krankenhäuſer 
hinein, wo unſere ruhmbedeckten Verwundeten lagen, die mit ſtoiſchem 
Mute den Tod erwarteten. Und dann die Kriegsentſchädigung von 
fünf Milliarden und das Gemetzel, das man uns begehen ließ vor der 
Unterzeichnung des Friedensvertrags, ſowie die zahlloſen Schwierig⸗ 
keiten in den Unterhandlungen mit den Herren Pouyer Quertier und 
Thiers. Endlich, als wir noch unter der Laſt unſeres Unglücks zu ſeufzen 
hatten, als unſere Trümmer noch rauchten, unſere Felder noch mit dem 
Blute unſerer Kinder getränkt, als die Leichen unſerer Soldaten noch 
nicht verweſt waren, wollte Herr v. Bismarck den Krieg wieder an⸗ 
fangen, den er mit derſelben Unverſöhnlichkeit ohne das Dazwiſchen⸗ 
treten Rußlands geführt haben würde. Er fand aber ein mächtiges 
Hindernis, das er nicht überwinden konnte. Jedoch ein paar Jahre 
darauf ſetzte er die Schnäbele⸗Affäre in Szene, um zu zeigen, daß wir 
unverbeſſerliche Angreifer wären. Nein, Herr v. Bismarck, kommen Sie 
nicht nach Frankreich. Kommen Sie nicht nach dieſem Paris, das immer 
ſo leicht in Feuer gerät, wenn man ſeinen Patriotismus verletzt. Gehen 
Sie nicht nach Verſailles, wo Sie zuletzt die Ehre hatten, uns die tiefſte 
Demütigung zuzufügen durch die Krönung Ihres alten Kaiſers in dem 
Palaſt unſerer Könige. Nein, halten Sie ſich fern von unſerem Lande, 
deſſen Boden unter Ihren Tritten vor Zorn erbeben würde und wo 
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Sie nur feindjelige Geſichter, geballte Fäuſte und wunde Herzen ans 
treffen würden. Das ritterliche und edle Frankreich weiß ſeinen Feinden 
zu verzeihen, aber nicht unedlen und grauſamen Feinden, die gegen uns 
wie die alten barbariſchen Germanen Krieg geführt haben.“ 


Wir teilen dieſe Auslaſſungen der „Patrie“ zunächſt zu Nutz 
und Frommen derer mit, die an die ſchon vollzogene oder in 
Vorbereitung begriffene B Frankreichs glauben und 
dieſe Annahme ihrer politiſchen Spekulation zugrunde legen. 
Was die „Patrie“, ein Blatt, das keineswegs zu den radikalſten 
Organen der Patriotenliga und des Revanchegedankens gehört, 
ſagt, entſpringt genau denſelben Gefühlen, die der neuliche Brief 
Jules Vernes an den Danziger Verſöhnungsnaiven zum Aus⸗ 
druck brachte und welche diejenigen von ganz Frankreich ſind. 

In zweiter Linie haben wir die Abjicht|, die „Patrie“ zu 
beruhigen und ihr die patriotiſchen Beklemmungen zu nehmen, 
die ihr der Gedanke bereitet, daß Fürſt Bismarck den geheiligten 
franzöſiſchen Boden betreten könne. Soviel wir wiſſen, hat der 
Fürſt keineswegs Neigung, nach Frankreich zu reiſen und hat 
dies auch nicht geäußert. Er hat lediglich ſein Bedauern darüber 
ausgeſprochen, daß er, obwohl Privatmann, noch nicht die volle 
Freiheit der perſönlichen Bewegung wiedergewonnen habe, daß 
es ihm durch ſeine Vergangenheit unmöglich gemacht ſei, nach 
Belieben zu reiſen und ſich ohne Aufſehen zu bewegen. Dies 
wäre nicht einmal in Deutſchland möglich, ja nicht in dem be⸗ 
nachbarten Hamburg, wo ſein Eintreffen immer Auflauf errege. 
Sein Ideal wäre, wie jeder andere in dieſer großen und 
ſchönen Stadt verkehren zu können, ohne daß ſich jemand nach 
ihm umſehe. Dies gelte auch von Berlin. Aber bis nach 
Frankreich zu reiſen, ſolche Wünſche liegen nicht in dem Ehrgeiz 
des Fürſten. Bei aller guten Meinung, die er von der Höf⸗ 
lichkeit der Franzoſen hat, hält es der Fürſt doch für angemeſſen, 
die ihm zugeſchriebenen Wechſel auf ihr Konto nicht zu ziehen. 
Er würde es als aufdringlich erachten, die Franzoſen zu zwingen, 
zwiſchen ihren natürlichen Gefühlen gegen ihn und der natio⸗ 
nalen Höflichkeit eine Wahl zu treffen. 
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Wirtſchaftliche Belaſtung des Bündniſſes mit 
Oſterreich-Angarn. 
(27. Jan. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Es iſt nicht leicht geweſen, den Dreibund zuſtande zu bringen, 
aber ſelbſt bei der Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und 
Oſterreich waren erhebliche Schwierigkeiten zu bewältigen. Es 
iſt erfreulich, wie ſich trotzdem im Laufe der Jahre die Be⸗ 
ziehungen beider Staaten konſolidiert haben. Ein weſentlicher 
Anteil an dieſer Konſolidation fällt der Enthaltſamkeit zu, mit 
der man ſich gehütet hat, das politiſche Bündnis mit wirtſchaft⸗ 
lichen Fragen zu belaſten. Verſuche dazu ſind allerdings in 
den erſten Jahren unter dem Druck der ungariſchen und 
galiziſchen Agrarier verſchiedentlich gemacht worden, in der letzten 
Zeit aber unterblieben und infolgedeſſen gelang es, die beider⸗ 
ſeitige Stimmung, auf welcher das politiſche Einvernehmen be⸗ 
ruht, von wirtſchaftlicher Trübung fernzuhalten. Wenn man 
von öſterreichiſcher Seite der Verſuchung nicht widerſtehen konnte, 
bei den jüngſten Begegnungen der maßgebenden Perſönlichkeiten 
dem Verlangen nach wirtſchaftlichen Vorteilen aus dem Bündnis 
erneuten Ausdruck zu geben, ſo hat man ſich dabei vielleicht 
nicht klargemacht, daß die dadurch mit Schädigung bedrohten 
Erwerbsklaſſen in Deutſchland in dieſem Vorgehen den Verſuch 
zu einer auswärtigen Einmiſchung in unſere innere wirtſchaft⸗ 
liche Geſetzgebung erblicken könnten. Unſeres Erachtens iſt das 
Bündnis mit Oſterreich zu wertvoll, als daß es mit Geldfragen 
verquickt werden dürfte. Das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis iſt 
auch ohne wirtſchaftliche Zutaten für beide Teile nicht nur ge⸗ 
nügend, ſondern von ſo hoher Wichtigkeit, daß wir die Gefahr 
einer Beeinträchtigung desſelben, wie ſie bei jeder direkten oder 
indirekten Einmiſchung des einen Kontrahenten in die wirtſchaft⸗ 
liche Geſetzgebung des andern droht, vermieden zu ſehen dringend 
wünſchen müſſen. 
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Direkte Verſtändigung Oſterreich⸗Angarns mit 
Rußland. 


(28. Jan. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Der öſterreichiſche Erzherzog Franz Ferdinand ſoll nach 
Wiener Berichten ſechs Tage im Winterpalais zu St. Peters⸗ 
burg Gaſt des Kaiſers von Rußland ſein und ein eigenhän⸗ 
diges Schreiben des Kaiſers Franz Joſeph an den Zaren mit⸗ 
nehmen. Der Beſuch beweiſt jedenfalls das eine, daß ſich 
Oſterreich die Möglichkeit ſichern will, mit Rußland in Freund⸗ 
ſchaft zu leben und daß es ſich der leitenden Stellung im Drei⸗ 
bunde um ſo ſicherer fühlt, je befreundeter es mit Rußland iſt. 
In dieſem Sinne dürfte auch die Unterſtützung der ruſſiſchen 
Beſchwerde in Sofia wegen der dortigen Nihiliſten durch den 
diplomatiſchen Vertreter Oſterreichs zu deuten ſein. Der Wert 
der ruſſiſchen Freundſchaft für Deutſchland iſt unter anderem 
unter dem Geſichtspunkte zu würdigen, daß Deutſchland ſeiner 
bisherigen Stellung im Dreibunde nur ſo lange ſicher iſt, als 
man in Oſterreich auf Grund der dortigen Kenntnis der Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Berlin und St. Petersburg weiß, daß Deutſch⸗ 
land jederzeit in der Lage iſt, ſich mit Rußland zu verſtändigen. 
Von dem Augenblicke an, wo man in Wien die Überzeugung er⸗ 
langt, daß die Brücke zwiſchen Deutſchland und Rußland ab⸗ 
gebrochen ſei, wird Oſterreich dem Deutſchen Reiche gegenüber eine 
andere Haltung einnehmen und Deutſchland Gefahr laufen, in 
gewiſſem Sinne abhängig von Oſterreich zu werden. Es liegt 
uns fern, zu behaupten, daß letzteres jetzt geſchehen ſei; aber wer die 
Erſcheinungen der Zeit in ihrem Zuſammenhang richtig zu erfaſſen 
in der Lage iſt, kann ſich gewiſſer Beſorgniſſe nicht entſchlagen. 
Zur Rechtfertigung derſelben genügt, daß Oſterreich wirtſchaftliche 
Opfer von Deutſchland verlangt und außerdem erſichtlich eine 
Verbeſſerung ſeines Verhältniſſes zu Rußland anſtrebt. Unſere 
frühere Mahnung, betreffend die Wahrung guter Beziehungen zu 
Rußland, erhält durch das jetzige ruſſenfreundliche Beſtreben Oſter⸗ 
reichs eine Bekräftung, zu der es nicht hätte zu kommen brauchen. 
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Fürſt Bismarck und der deutſch-engliſche Vertrag. 
(8. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In der „National⸗Zeitung“ vom 6. d. Mts. leſen wir fol⸗ 
gende bemerkenswerte Beurteilung eines Teiles der Caprivi⸗ 
ſchen Rede: 


„Herr v. Caprivi teilte geſtern — wohl durch Angriffe dazu veran⸗ 
laßt, welche unter Berufung auf die Bismarckſche Kolonialpolitik gegen 
die der jetzigen Regierung gerichtet worden — eine Randbemerkung des 
Fürſten Bismarck aus der Zeit ſeiner Amtsführung mit, welche lautete: 
‚England iſt für uns wichtiger wie Sanſibar und ganz Oſtafrika.“ Links 
rief man dazu: ‚Sehr richtig!‘ Im vertraulichen Verkehr zwiſchen dem 
Leiter der Politik und ſeinen Beamten hat eine Außerung, wie die 
zitierte, offenbar eine weſentlich andere Bedeutung, als wenn ſie öffent⸗ 
lich vorgetragen wird. Vertraulich gemacht, kann ihre ganze Tragweite 
auf die Anweiſung herauskommen, bei den Verhandlungen mit Eng- 
land, wie es in der Ordnung war, großen Wert auf die Sicherung guter 
Beziehungen zu dieſem Lande zu legen. Öffentlich als Richtſchnur der 
deutſchen Kolonialpolitik proklamiert, kann der Satz dagegen als — ſelbſt⸗ 
verſtändlich unbeabſichtigte — Ermunterung zu jedem engliſchen Über⸗ 
griff in Afrika wirken. Herrn v. Caprivi hat Derartiges natürlich fern⸗ 
gelegen; anders verhält es ſich bei dem ‚Sehr richtig‘ von Politikern, in 
deren Namen tags zuvor als kolonialpolitiſches Programm verkündet 
worden: ‚So wenig Afrika wie möglich.‘ Es iſt nicht erſprießlich, ſolchen 
Kolonialpolitikern Gelegenheit zur Zuſtimmung zu geben.“ 


Es kann ſehr wohl kritiſche Situationen geben, in welchen 
der Satz, England ſei für uns wichtiger als ganz Oſtafrika, 
eine größere Tragweite in Anſpruch nehmen kann, als die einer 
Randbemerkung, welche den Zweck hat, übertriebenen oder vor⸗ 
eiligen Beſtrebungen Schranken zu ziehen. Es kann auch um⸗ 
gekehrt Lagen geben, in welchen England ein ähnliches Be⸗ 
dürfnis empfinden könnte, die Freundſchaft Deutſchlands durch 
koloniale Zugeſtändniſſe zu befeſtigen. Aber es iſt notoriſch, 
daß ſolche kritiſche Momente, ſolche Situationen, in welchen 
Deutſchland etwa zwiſchen dem Bruche mit England oder dem 
Verzicht auf Kolonien hätte wählen müſſen, 1890 nicht vor⸗ 
lagen. Unſere Beziehungen zu England waren auch ohne Ver⸗ 
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zicht auf Sanſibar und Witu jo, wie ſie längere Zeit hindurch 
hätten bleiben können. Nichts drängte derart zum Abſchluſſe, 
und wir wiſſen von unſeren Hamburger Mitbürgern, welche 
mit Sanſibar in regem Verkehr ſtehen, daß die dort wohnenden 
Engländer von der erſten Nachricht von dem deutſchen Verzicht 
überraſcht waren und ſie für erfunden hielten. 

Wenn verſchiedene Blätter aus den zitierten Randbemer⸗ 
kungen des Fürſten Bismarck und aus dem Gewicht, welches 
er vor weiterem Vorſchreiten auf Sicherung des Einvernehmens 
mit England legte, den Schluß glauben ziehen zu können, daß 
der frühere Kanzler ſich bereits mit der Abſicht getragen habe, 
die Sphäre unſerer Wirkung in Afrika ſo weit einzuſchränken, 
wie es heute der Fall iſt, jo iſt dieſer Schluß doch ſehr ge= 
wagt und auch nicht gerechtfertigt durch den Umſtand, daß die 
Rede des heutigen Kanzlers dieſe Meinung zuläſſig erſcheinen 
läßt, ohne fie auszuſprechen. Wir halten daher die Äußerung 
des „Hamburgiſchen Correſpondenten“, „der Reichskanzler habe 
die Behauptung, Fürſt Bismarck hätte den Vertrag nicht ge- 
ſchloſſen, in ſchlagender Weiſe widerlegt,“ nach dem bisher der 
Offentlichkeit vorliegenden Material für unerwieſen. 

Herr v. Caprivi erklärt nicht, daß er bei ſeinem Amtsantritt 
die Verhandlungen in einer Lage gefunden habe, welche einen 
Abſchluß des deutſch⸗-engliſchen Vertrages vom 1. Juli 1890 
geſchäftlich geboten, oder doch den Verzicht darauf ſchwierig ge⸗ 
macht hätte. Er macht hierbei die Mitteilung, er habe ſich bei 
ſeinem Amtsantritt davon überzeugt, was für Vorgänge da 
ſeien und was für einen Standpunkt die Regierung eingenommen 
habe. Er ſagt aber nicht, daß er ſich durch Rückſprache mit 
ſeinem Vorgänger darüber vergewiſſert habe, und wir nehmen 
nach dem Wortlaute ſeiner Rede an, daß er ſeine Kenntnis 
über den damaligen Standpunkt der Regierung lediglich durch 
Einſicht der Akten gewonnen hat. Er würde ſonſt gewiß nicht 
nur fragmentariſche Marginalbemerkungen ſeines Vorgängers 
angeführt, ſondern ſich auch auf den Inhalt der mündlichen 
oder ſchriftlichen Außerungen über den status quo bei Über⸗ 
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nahme des Amtes bezogen haben. Herr v. Caprivi rechtfertigt 
den Vertrag auch in der Hauptſache nicht als ein Zwangs— 
ergebnis der übernommenen Geſchäftslage, ſondern als ein 
Abkommen, welches ſich vermöge der Vorteile, die es Deutſch— 
land gewährt, ſachlich empfohlen habe. Der Inhalt ſeiner 
Rede vertritt den Abſchluß objektiv als einen für das Reich 
nützlichen und verdienſtlichen. Dieſe Auffaſſung wird allerdings 
abgeſchwächt durch den Verſuch, einen Teil der Verantwortlich— 
keit für den Abſchluß auf ſeinen Vorgänger im Amte zu über⸗ 
tragen und demſelben einen Anteil an dem Verdienſte des 
Vertragsabſchluſſes zuzuweiſen, einen Anteil, welchen Fürſt 
Bismarck niemals für ſich in Anſpruch genommen hat. Wir 
dürfen vielmehr nach Veröffentlichungen von Interviewern aus 
dem vorigen Jahre annehmen, daß der frühere Kanzler aus⸗ 
drücklich geſagt hat, er würde, wenn er noch im Amte geweſen 
wäre, zu dem Abſchluſſe über Sanſibar nicht geraten haben. 
Er legt, wie auch aus dem Inhalt ſeiner von ſeinem Nach⸗ 
folger veröffentlichten vertraulichen Marginalien hervorgeht, 
hohen Wert auf die Übereinſtimmung mit England, generell 
ſowohl als auch in Oſtafrika; wir vermuten aber, daß er an 
volle Gegenſeitigkeit dieſer Wertſchätzung bei Lord Salisbury ſtets 
geglaubt hat, aber nicht an das Bedürfnis und noch weniger 
an die Notwendigkeit, die Fortdauer der engliſchen Freundſchaft 
durch das fragliche Abkommen zu ſichern; er hatte an der 
Feſtigkeit dieſer Freundſchaft, ſolange Salisbury im Amte iſt, 
aus allgemein politiſchen Gründen überhaupt keinen Zweifel. 


Nochmals: Fürft Bismarck und der Vertrag mit 
England. 


(11. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir bleiben bei der Anſicht, daß der frühere Kanzler zur 
Unterzeichnung des deutſch⸗engliſchen Vertrages niemals ge⸗ 
raten haben würde, und daß die Verantwortung für das Ab⸗ 
kommen ausſchließlich bei der jetzigen Regierung liegt. Dieſe 
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hatte vollſtändig freie Hand, den Vertrag abzuſchließen oder 
nicht. Wir glauben an ihre eigene Überzeugung von der 
Richtigkeit und Nützlichkeit des Abkommens, wenn dieſe Über⸗ 
zeugung auch einigermaßen abgeſchwächt erſcheint durch die 
Neigung, die Verantwortlichkeit auf die frühere Regierung, 
wenn nicht vollſtändig abzuſchieben, ſo doch mit deren Tendenzen 
zu decken. Allerdings muß man ſich fragen, woher es kommt, 
daß, wenn der Vertrag nach der jetzt vertretenen Auffaſſung 
eine ſo zwingende Rechtfertigung in ſich trug, das Bedürfnis 
der Berufung auf die frühere Regierung obwaltet. Die Er⸗ 
gründung dieſes pſychologiſchen Moments iſt indes nicht unſere 
Aufgabe. 

Was die Sache an ſich betrifft, ſo würde die Anſicht, daß 
das Verbleiben Lord Salisburys im Amte von größerer Wich⸗ 
tigkeit für uns ſei als ganz Witu, einmal den Engländern nie⸗ 
mals „mitgeteilt“ worden ſein, zweitens konnte jene Anſicht 
Bedeutung nur für den extremen Fall haben, daß Deutſchland 
gezwungen geweſen wäre, zwiſchen dem Beſitz von Witu und 
einer antideutſchen Umgeſtaltung der engliſchen Politik unmittel⸗ 
bar zu wählen. Ein ſolcher Fall lag 1890 nicht vor und die 
kurze Faſſung eines Marginals auf den vertraulichen Akten 
der inneren Korreſpondenz des Auswärtigen Amtes konnte im 
damaligen Augenblick nur den Zweck haben, die arbeitenden 
Kräfte in Berlin zu orientieren, aber nicht den, ein politiſches 
Programm für alle Zukunft aufzuſtellen. Im übrigen ſind 
Akten des Auswärtigen Amtes zwar keine Privatakten, aber 
auch nicht publici juris. Wenn ſich bei uns die Gewohnheit 
einfände, aus ihren vertraulichen Teilen Material zu veröffent⸗ 
lichen, um frühere Regierungen für zweifelhafte politiſche 
Schritte mit verantwortlich zu machen, ſo mögen dafür Vor⸗ 
gänge in anderen Ländern anzuführen ſein; in Deutſchland wie 
in England war bisher Ahnliches nicht der Fall. Die frühere 
Regierung hat ſich ſtets enthalten, den vertraulichen Verkehr, 
den ihre Organe untereinander in den Akten geführt haben, 
in ſolcher Weiſe der Offentlichkeit preiszugeben, daß im Aus⸗ 
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lande daraus unzutreffende Schlüſſe auf die Gejamtpolitif 
Deutſchlands gezogen werden konnten. Die Münchener „All- 
gemeine Zeitung“ äußert nicht ohne Grund Bedenken über das 
gegenteilige Verfahren, wodurch in ähnlicher Weiſe wie bei den 
Vorbereitungen zum deutſch⸗öſterreichiſchen Handelsvertrage Irr⸗ 
tümer über politiſche Notwendigkeiten des Deutſchen Reiches 
erzeugt werden. Wie es hier nachteilig wirkt, wenn diesſeits 
der Eindruck hervorgerufen wird, daß Deutſchland ſeine land⸗ 
wirtſchaftlichen Zölle aus Gründen der inneren Politik preisgeben 
müſſe, ſo muß es für fernere kolonialpolitiſche Verhandlungen mit 
England, die doch möglich ſind, den deutſchen Intereſſen ſchädlich 
ſein, wenn in London die Anſicht Platz greift, daß die gegenſeitige 
Freundſchaft für Deutſchland notwendiger ſei als für England. 
Die Vermeidung ſolcher Eindrücke war ſtets ein leitendes Grund⸗ 
prinzip der deutſchen Politik, das niemals verlaſſen werden ſollte. 


Der Neera-Prozeß und die Expedition Peters. 
(11. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Scharfe Kritik wird ſeitens eines Teiles der Preſſe an dem 
Verhalten der Reichsregierung gegenüber dem Neera⸗Prozeſſe ! 
geübt, bezüglich deſſen Herr v. Caprivi in der Freitagsſitzung 
des Reichstags unter Berufung auf eine unterm 29. März 1889 
von der damaligen deutſchen Regierung nach London gerichtete 
Depeſche äußerte, daß die jetzige Regierung kaum in der Lage 
geweſen ſei, die Anſprüche betreffs der Neera anders als es 
geſchehen ſei, zu vertreten. Jene Depeſche lautete: 


„Eure Exzellenz ſind ermächtigt, Lord Salisbury gegenüber ge⸗ 
legentlich zu wiederholen, daß die Expedition Peters das Reich nichts 
angeht und er und ſeine Begleiter für uns Privatreiſende ſind, bei 


) Der Prozeß bezog ſich auf das Schiff „Neera“, das Dr. Peters 
für ſeine Emin⸗Paſcha⸗Expedition gechartert hatte. Die „Neera“ wurde 
von engliſchen Blockadefahrzeugen an der Landung verhindert; ſchließ⸗ 
lich gelang ſie aber. Nachdem Dr. Peters längſt ſeinen Marſch ins 
Innere angetreten hatte, wurde die „Neera“ engliſcherſeits widerrecht⸗ 
lich beſchlagnahmt. Daraus entſtand der Prozeß. 
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deren Unternehmen wir uns von jeder Förderung fernhalten. Der 
Reichskanzler würde es natürlich finden, daß England bewaffneten Zügen 
den Durchmarſch durch ſeine Intereſſenſphäre in Oſtafrika verſagt.“ 


Es iſt nicht einzuſehen, wie England daraus das Recht ab- 
leiten könnte, außerhalb der Blockadezone und außerhalb der 
Küſte der damaligen britiſchen Intereſſenſphäre ein Schiff mit 
Privateigentum zu beſchlagnahmen. Die Plünderung der Neera 
ſteht ganz außerhalb jeder Beziehung zum Durchmarſch der 
Petersſchen Expedition durch das engliſche Territorium, von 
dem in der Depeſche die Rede iſt. Die Neera war keine „eng⸗ 
liſche Sphäre in Oſtafrika“ und es wurde ein „Durchmarſch“ 
durch die Neera auch von keiner Seite verſucht, außer von den 
konfiſzierenden engliſchen Mannſchaften. Es iſt ſchwer ver- 
ſtändlich, wieſo der Abgeordnete Cuny anerkennen ſollte, daß 
die Reichsregierung Anſprüche aus der geſchehenen Vergewalti⸗ 
gung deutſchen Eigentums auf offener See wegen jener Depeſche 
nicht hätte vertreten können; was freilich nicht verhinderte, daß 
die betreffende Bemerkung mit „Bravo“ links begrüßt wurde. 


Olmütz und Sanſibar. 
(11. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Der freikonſervative Abgeordnete v. Keudell hat in ſeiner 
neulichen Reichstagsrede zugunſten des deutſch-engliſchen Ver⸗ 
trags angeführt, das Abkommen mit England vom 1. November 
1886 enthalte bereits vollſtändig die Grundzüge des Vertrages 
vom 1. Juli 1890, nur habe man damals Witu und Sanſibar 
im ungewiſſen gelaſſen. Was Sanſibar betrifft, ſo war es 
zweifellos, daß es zur deutſchen Intereſſenſphäre gerechnet wurde 
und daß England das Protektorat darüber niemals ohne deutſche 
Einwilligung hätte erwerben können. Überraſchen dürfte ferner, 
daß Herr v. Keudell bei Beſprechung des deutſch⸗engliſchen Ab⸗ 
kommens den Olmützer Vertrag heranzog und beide auf gleiche 
Linie ſtellte. So ſchlimm in ſeinen Wirkungen wie der Olmützer 
Vertrag wird dieſer deutſch⸗engliſche nicht ſein. Der Unter⸗ 
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ſchied zwiſchen beiden iſt unter anderem der, daß der Olmützer 
Vertrag ſeinerzeit unter dem Druck einer Zwangslage geſchaffen 
wurde. Für dieſe Zwangslage war allerdings Herr v. Man⸗ 
teuffel nicht verantwortlich: fie war das Ergebnis der voran⸗ 
gegangenen ſchwankenden Politik vom März 1848 bis zum 
November 1850. Es kam Herrn v. Keudell wohl nicht bloß 
auf die Verteidigung der Manteuffelſchen Politik zur Olmützer 
Zeit an; denn dieſe Politik iſt als ſachentſprechend anzuerkennen. 
Aber wir fragen uns, was hat Herr v. Manteuffel mit Sanſibar 
und dem deutſch⸗engliſchen Vertrage zu tun, was Olmütz mit 
Helgoland? Eine Zwangslage war 1890 nicht vorhanden. Das 
heutige Miniſte rium war abſolut frei in ſeinen Entſchließungen und 
die Lage des Deutſchen Reiches bietet gar keine Vergleichspunkte 
mit derjenigen dar, in welcher Preußen ſich damals infolge der 
gemeinſchaftlichen Bedrohung ſeitens Oſterreichs und Rußlands 
befand, ganz abgeſehen von den ſonſtigen Schwierigkeiten, den 
deutſchen Verwicklungen und der Verzettelung der preußiſchen 
Truppenkadres im Jahr 1850. Es gehört die ungeheuerlichſte 
Übertreibung dazu, um eine Analogie zwiſchen Olmütz und 
Afrika zu finden und wir glauben nicht, daß Herr v. Keudell 
mit ſeiner Andeutung einer ſolchen der heutigen Regierung einen 
Dienſt erwieſen hat. Ob das ſeine Abſicht geweſen iſt, wollen 
wir dahingeſtellt ſein laſſen. Wir haben die Anſpielung auf 
Olmütz aus den erſten Zornesausbrüchen unſerer Kolonial- 
freunde über den deutſch⸗engliſchen Vertrag wohl in Erinne⸗ 
rung, aber wir ſuchen uns vergeblich einen Vers darauf zu 
machen, in welcher Abſicht Herr v. Keudell die Anſpielung wieder 
aufgenommen hat. Zwiſchen dem heutigen Reichskanzler und 
Herrn v. Manteuffel werden Ahnlichkeiten überhaupt ſchwer zu 
finden ſein und wir wiſſen nicht, ob der General v. Caprivi in 
Olmütz einen Schritt zurückgewichen ſein würde; daß Freiherr 
v. Manteuffel in ſeiner Stellung als Auswärtiger Miniſter von 
der damals mit Recht vorhandenen militäriſchen Empfindlichkeit 
unbeeinflußt blieb, wird ihm jeder zum Verdienſt anrechnen, 
der mit der Sachlage zur Olmützer Zeit genau bekannt iſt. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Die aufgezogenen Brücken nach Rußland. 
(11. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt: 


„Die Münchener ‚Allgemeine Zeitung‘ ſtellt bei Beſprechung der 
jüngſten Kolonialdebatte in Übereinſtimmung mit der bekannten Aus⸗ 
laſſung der „Hamburger Nachrichten die Behauptung auf, daß ſeit dem 
Rücktritt des Fürſten Bismarck eine weſentliche Veränderung in dem 
Verhältniſſe von Deutſchland und Rußland eingetreten ſei; das Blatt 
ſchreibt wörtlich: 

‚Sodann — und hier berühren wir den Kardinalpunkt unſerer 
ganzen auswärtigen Politik — werden wir uns hoffentlich zu 
Rußland nicht immer im Stadium der aufgezogenen Brücken be⸗ 
finden, ſondern hoffentlich allmählich jene eigentliche Baſis unſerer 
Politik wiedergewinnen, welche in einem freundſchaftlichen und 
freundnachbarlichen Einvernehmen mit Sſterreich⸗-Ungarn und 
Rußland beſteht.“ 

Die damit gegen unſere derzeitige auswärtige Politik erhobene Be⸗ 
ſchuldigung, daß ſie eine weſentliche Baſis der Friedenspolitik Deutſch⸗ 
lands, nämlich das freundſchaftliche und freundnachbarliche Einvernehmen 
mit Rußland preisgegeben habe, iſt eine ſo ſchwere und ſteht zudem mit 
allen bisher bekannten Tatſachen in ſo diametralem Widerſpruch, daß die 
Münchener ‚Allgemeine Zeitung“ und die „Hamburger Nachrichten“ not⸗ 
wendig irgendeinen Beweis für ihre Unterſtellungen antreten müſſen, 
wenn nicht der gegründete Verdacht erweckt werden ſoll, daß die beiden 
Blätter zum Zwecke der Diskreditierung der auswärtigen Politik Deutſch⸗ 
lands auch vor willkürlichen Erfindungen nicht zurückſchrecken.“ 


Dieſe Verdächtigung entbehrt jeder tatſächlichen Unterlage. 
Wir haben uns auf eine Warnung vor dem Abbrechen der 
Brücken zwiſchen Deutſchland und Rußland beſchränkt und aus⸗ 
drücklich geſagt, es liege uns fern, zu behaupten, daß dieſer 
Abbruch bereits erfolgt ſei. Unſere Warnung und den ihr zu⸗ 
grunde liegenden Wunſch der Pflege unſerer ruſſiſchen Be⸗ 
ziehungen können wir auch heute nur wiederholen. Die Motive 
dafür ſind in der Geſamtlage der europäiſchen Politik zu finden 
und bedürfen für den Kenner keiner Beweisführung. Die An⸗ 
ſichten über auswärtige Politik laſſen ſich überhaupt nicht auf 
Grund mathematiſch⸗konkludenter Beweiſe bilden, deren Führung 


322 


ſogar in hiſtoriſchen Rückblicken auf die Vergangenheit ſchwierig 
bleibt, wenn ſie überhaupt möglich iſt; in bezug auf die Zu⸗ 
kunft und ſelbſt die Gegenwart aber hat das politiſche Urteil 
in der Hauptſache eine gewiſſe Feinfühligkeit für das politiſche 
Wetter zur Bedingung. Wir haben keine Unterſtellung von 
Tatſachen gemacht, ſondern nur unſeren Wünſchen und unſeren 
Sorgen Ausdruck gegeben. Dafür laſſen wir uns keine Be⸗ 
weislaſt aufbürden. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
würde übrigens, wie wir glauben, wohltun, ihrerſeits die 
gleiche politiſche Richtung einzuhalten, welche ſie früher durch 
Jahrzehnte hindurch als offiziöſes Blatt vertreten hat. 


„Nachgiebigkeit“ des Fürſten Bismarck. 
(11. Febr. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ glaubt die Behauptung, daß Fürſt 
Bismarck niemals zur Unterzeichnung des deutſch⸗engliſchen 
Abkommens geraten haben würde, mit dem Hinweiſe auf die 
„Nachgiebigkeit“ beſtreiten zu können, die der frühere Reichs⸗ 
kanzler Amerika und Spanien gegenüber in der Samoa⸗ 
und in der Karolinenfrage an den Tag gelegt habe. Wenn 
Fürſt Bismarck wegen Samoa und der Karolinen Deutſchland 
nicht in Krieg verwickelt hat, ſo ſollte doch auch die „Voſſiſche 
Zeitung“ ihm dies danken. Jeder Staatsmann mit weniger 
Autorität hätte ſich wahrſcheinlich genötigt geglaubt, jene An⸗ 
gelegenheiten durch raſche Entſchließungen zum Bruch zu treiben, 
ohne zu erwägen, daß der Krieg mit Amerika und mit 
Spanien eine chroniſche Krankheit von jahrelanger Dauer ge⸗ 
weſen ſein würde, welche dem Wohlſtande aller Beteiligten ſchwere 
Wunden geſchlagen hätte, ohne daß jemand nach Beendigung des 
Kampfes noch eine deutliche Vorſtellung von der Urſache des⸗ 
ſelben gehabt haben würde. Wir glauben nicht, daß die „Voſ⸗ 
ſiſche Zeitung“ mit ihren Anſichten im deutſchen Volke und bei 
den am amerikaniſch⸗ſpaniſchen Verkehre beteiligten Kreiſen An⸗ 
klang finden wird. Man ſieht aber aus den Auslaſſungen 
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des Blattes, wohin es geführt hätte, wenn damals Leute von 
der Richtung der „Voſſiſchen Zeitung“ am Ruder geweſen wären. 
Wahrſcheinlich lägen wir noch jetzt im Kriege, weil keine der 
beteiligten Mächte die andere in zum Frieden zwingender Weiſe 
zu bewältigen vermocht hätte. Die „Voſſiſche Zeitung“ ſpielt 
in dieſem Falle, wie immer, wenn ſie ſich auf das Gebiet der 
auswärtigen Politik begibt, die Rolle des Peter in der Fremde, 
der weder Land noch Wege kennt. Bei näherer Überlegung 
wird fie ſich jagen, daß die Samoa⸗ und Karolinenangelegen⸗ 
heiten jedenfalls nicht zu „denjenigen“ Dingen gehören, die 
Fürſt Bismarck „unterdrückt“, weil ſie zu ſeinen Ungunſten ge⸗ 
deutet werden könnten. 


Kolonialpolitik des Fürſten Bismarck. 
(11. Febr. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ knüpft an die Wiedergabe unſeres 
neulichen Artikels über die Stellung des Fürſten Bismarck 
zum deutſch⸗engliſchen Abkommen die Bemerkung, daß die Be⸗ 
handlung der Kolonialangelegenheiten in der letzten Zeit der 
Bismarckſchen Amtsführung für die Freunde der Kolonial⸗ 
politik keineswegs zufriedenſtellender geweſen ſei, als unter 
dem jetzigen Reichskanzler; die „National⸗Zeitung“ habe zu 
jener Zeit einmal die Frage ſtellen müſſen, ob im Auswär⸗ 
tigen Amte Kolonial- oder Antikolonialpolitik getrieben werde. 
Wir möchten die „National⸗Zeitung“ daran erinnern, daß die 
damalige Stellungnahme der Regierung weſentlich der Not⸗ 
wendigkeit entſprang, kolonialpolitiſchen Übertreibungen entgegen⸗ 
zutreten. Es handelte ſich zu der Zeit, auf welche die „National⸗ 
Zeitung“ Bezug nimmt, namentlich darum, den Eindruck zu 
paralyſieren, als ob die Petersſche Expedition, die Befreiung 
Emin Paſchas und ſo weiter, von deutſcher Seite irgendwie 
amtlich unterſtützt würden. Für die Ziele dieſer Kolonialpolitik 
konnte die Mitwirkung der Regierung nicht erwartet werden. 
Das obere Nilgebiet lag für ſie außerhalb der Grenzen der 
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kolonialpolitiſchen Abſichten; ſie wollte nicht die Richtigkeit des 
Wortes qui trop embrasse, mal &treint an ihrer afrikaniſchen 
Politik erfahren und nicht die Beherrſchung und Beſiedelung 
des Gebietes erſchweren, welches mit der engliſchen Region der 
Binnenſeen abſchnitt. Die weitere Ausdehnung der deutſchen 
Intereſſenſphäre lag außerhalb aller Berechnung und nament⸗ 
lich hatte die frühere Regierung das Bedürfnis, das Gebiet, 
das ſie für Deutſchland in Ausſicht nahm, zunächſt von jeder 
Einmiſchungsgefahr, namentlich von engliſcher Seite, frei zu 
halten. Ebenſo war auch jede Kolliſion mit den Unternehmungen 
Italiens an der oſtafrikaniſchen Küſte ſorgfältig vermieden 
worden; beides in der Erwägung, daß unſer Einverſtändnis im 
Dreibund mit Italien von der Haltung Englands in entſchei⸗ 
denden Wechſelfällen beeinflußt ſein würde. Auf die Sicher- 
ſtellung und Befeſtigung der Freundſchaft Italiens und ſeiner 
Stellung im Dreibunde iſt das größere oder geringere Maß 
guter Beziehungen Englands zu Deutſchland nicht ohne Rück⸗ 
wirkung und es iſt immerhin fraglich, wie unſere italieniſchen 
Beziehungen ſich geſtalten würden, wenn Italien in die Lage 
gebracht würde, nicht mehr mit England und Deutſchland in 
gleichem Maße befreundet bleiben zu können. 


Weiteres zum Sanſibar⸗Vertrage. 
(15. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Einige Blätter haben zu unſeren neulichen Außerungen über 
die Kolonialpolitik der früheren Regierung Bemerkungen ge⸗ 
macht, welche mißverſtändlich ſind. Wir heben nochmals her⸗ 
vor, daß die Petersſche Expedition von der damaligen Re⸗ 
gierung entſchieden mißbilligt, widerraten und zu verhindern 
verſucht worden war, und zwar aus den neulich ſchon ent⸗ 
wickelten Gründen, daß es darauf ankam, alles zu vermeiden, 
was direkt oder indirekt dem Bemühen hätte ſchaden können, 
die unbeſtrittene deutſche Intereſſenſphäre in Oſtafrika vor jeder 
Einmiſchung, namentlich von engliſcher Seite, zu ſichern, die 
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dort unbequem und gefährlich hätte werden können. Es iſt 
unzuläſſig, aus der Haltung Deutſchlands in den ſpeziell afrika⸗ 
niſchen Fragen Schlüſſe auf die geſamte damalige auswärtige 
Politik des Reiches England gegenüber zu ziehen. Wenn Herr 
v. Keudell in ſeiner Rede — deren Schwergewicht übrigens 
auch für unſere Erwiderung nicht in ſeiner Bezugnahme auf 
Olmütz lag — äußerte, zur Zeit des 1886er Abkommens wäre 
ſowohl Witu wie Sanſibar als außerhalb der deutſchen Inter⸗ 
eſſenſphäre betrachtet worden, ſo iſt dem entgegenzuhalten: 
erſtens, daß Sanſibar im Jahre 1886, wenn auch nicht auf 
Grund von ausdrücklichen Abmachungen mit England, ſo doch 
tatſächlich als zur deutſchen Intereſſenſphäre gehörig betrachtet 
wurde, zweitens, daß ſich die Verhältniſſe ſeit jener Zeit in 
einer jede Bezugnahme ausſchließenden Weiſe geändert haben 
und daß der Hauptfortſchritt, den unſer Verkehr mit Sanſibar 
gemacht hat, gerade in die Zeit von 1886 bis 1890 fällt. Dieſe 
Entwickelung war ſo groß, daß die darüber mißvergnügten Eng⸗ 
länder ihrem Arger in dem bekannten Worte Luft machten: ſogar 
in den Gefängniſſen auf Sanſibar überwögen die Deutſchen. 
Herr v. Keudell hat bei ſeiner Verteidigung des Sanſibar preis⸗ 
gebenden Vertrages mit England nicht diejenige Bekanntſchaft 
mit der Sachlage beſeſſen, die von ihm als redneriſchem Bei⸗ 
ſtand der Regierung zu erwarten geweſen wäre. 


Fürſt Bismarck und Sanſibar. 
(19. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Unſere neulichen Bemerkungen, betreffend Sanſibar als 
Objekt des deutſch⸗engliſchen Vertrages, haben in der Preſſe 
Entgegnungen hervorgerufen, welche wichtige Momente bei den 
früheren Verhandlungen mit England außer Betracht laſſen. 
Es iſt allerdings Tatſache, daß durch das zwiſchen Deutſchland 
und Großbritannien getroffene Übereinkommen von 1886 die 
Souveränität des Sultans von Sanſibar anerkannt worden iſt, 
ebenſo trifft es zu, daß die deutſche Regierung in Paris erfolg⸗ 
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reiche Schritte getan hat, um Frankreichs Zuſtimmung zu dem 
obenerwähnten Übereinkommen zu erhalten. Wenn aber hieraus 
die Schlußfolgerung gezogen wird, daß ſchon der damalige 
Reichskanzler die Preisgabe von Sanſibar geplant habe, ſo 
ermangeln die betreffenden Blätter entweder einer genügenden 
Aktenkenntnis oder des Verſtändniſſes für die Politik und ihre 
Möglichkeiten. 

Zur Zeit der Kongokonferenz war der politiſche Einfluß 
Englands in Sanſibar noch gering; es galt dagegen für eng⸗ 
liſche Abſicht, Afrika ſo weit als möglich mit einem Küſtenvorhange 
in engliſchem Beſitz zu umgeben, der die ſchließliche Herrſchaft 
über das Innere des Landes von ſelbſt ſicherſtellen mußte. 
Wenn man in dieſem Vorhange eine Lücke gewinnen wollte, ſo 
beſtand der erſte Schritt hierzu in der Herſtellung desjenigen 
Grades von Unabhängigkeit des Sultans von Sanſibar, die 
ihm durch die deutſche und franzöſiſche Anerkennung ſeiner 
Souveränität zuteil geworden iſt. Erſt dadurch wurde die 
Möglichkeit geſchaffen, in Sanſibar dem Sultan gegenüber eine 
der engliſchen ebenbürtige Haltung einzunehmen. Wenn in der 
Anerkennung des Sultans ein Verzicht auf zukünftige Prä⸗ 
ponderanz gelegen hätte, ſo würde England dieſen Verzicht viel 
früher als wir ausgeſprochen haben und doch beherrſcht es 
heute Sanſibar. 

Nachdem die deutſche Vertretung auf Grund ihrer Aner⸗ 
kennung des Sultans in Sanſibar der engliſchen ebenbürtig ge⸗ 
worden war, begann der deutſche Einfluß auf der Inſel die⸗ 
jenigen Fortſchritte zu machen, deren Ergebnis im Jahre 1890 
bei den Engländern den Eindruck des deutſchen Übergewichtes 
in Sanſibar hervorgebracht hat. Bei weiteren Fortſchritten in 
dieſer Richtung würde ſich das deutſche Vorgewicht in Sanſibar 
ohne Bruch mit England tatſächlich ergeben haben und zu ſeiner 
völkerrechtlichen Anerkennung, auch durch England, würde ſich 
im Verlaufe der weiteren Entwickelung der allgemeinen Politik 
wohl auch eine Gelegenheit gefunden haben. Deutſchland be⸗ 
durfte dazu nur der 1886 durch die Anerkennung des Sultans 
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gewonnenen Gleichſtellung mit England unter Fortdauer der 
freien Konkurrenz der beiden befreundeten Mächte im Handel 
mit Sanſibar. 

Die Zeitungspolitiker, welche in dem Vertrage von 1886 

einen Verzicht Deutſchlands auf den künftigen Erwerb Sanſibars 
erblicken, gehören eben zu denen, welchen ein Haupterfordernis 
erfolgreicher politiſcher Konzeption fehlt, nämlich die Fähigkeit 
zu warten, bis der richtige Augenblick zum Ernten gekommen 
iſt und bis dahin die Wege ſo zu wählen und zu ebnen, daß 
die Ernte ohne Schädigung anderer Beziehungen gewonnen 
werden kann. Die Fähigkeit zu warten iſt eine Eigenſchaft, 
welche man in der Geſchichte bei allen erfolgreichen Syſtemen 
der Politik wahrnehmen kann, neuerdings bei dem ruſſiſchen 
mehr wie bei allen anderen. 
Die Herbeiziehung Frankreichs für die Anerkennung der 
Unabhängigkeit des Sultans von Sanſibar hatte nur den Zweck 
einer Vermehrung der Sicherung Sanſibars gegen engliſche 
Unternehmungen wider die Unabhängigkeit des Sultans. Unſer 
Bedürfnis in Sanſibar beſchränkt ſich auf freie Konkurrenz in 
einem von England unabhängigen Koloniallande, welches die 
eigentlich potente Handelsſtadt der Küſtenfläche in ſich ſchließt. 
Die territoriale Verlegung einer großen Handelsſtadt mit ihrer 
Blüte iſt ein Unternehmen, welches bisher wohl dem Strome 
der Verkehrsänderungen, aber niemals gouvernementalen Be⸗ 
ſchlüſſen gelungen iſt. 


Die Preßtätigkeit des Fürſten Bismarck. 
(19. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


„Weſtfäliſcher Merkur“ und „Frankfurter Zeitung“ ſprechen 
beinahe mit denſelben Worten von „letzten Warnungen“, die 
dem Fürſten Bismarck zuteil geworden ſeien, von „Über⸗ 
raſchungen“, die da kommen würden und die ein neuer Beweis 
für den Satz ſein würden, daß niemand vor ſeinem Tode glück⸗ 
lich geprieſen werden dürfe. In unmittelbarem Zuſammen⸗ 
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hang damit wird dann wieder von Strafanträgen gegen „den 
Mann“ geredet, der ſeinerzeit mit feinen gedruckten Straf— 
antragsformularen ſo viel Unheil angerichtet habe. Wir möchten 
bei dieſer Gelegenheit erwähnen, daß die früheren Strafanträge 
des Fürſten Bismarck nur dann geſtellt wurden, wenn die ſtraf— 
bare Preßäußerung mit Fraktionspolitik in Zuſammenhang ſtand, 
oder wenn die Staatsanwaltſchaft den Wunſch ausſprach, eine 
gleichzeitig vorliegende Majeſtätsbeleidigung durch Stellung eines 
Strafantrages ſeitens des mitbeleidigten Reichskanzlers in der 
gerichtlichen Ahndung zu unterſtützen, welchem Erſuchen in der 
Regel ſtattgegeben werden mußte, wenn nicht der Anſchein er- 
weckt werden ſollte, daß der Reichskanzler das Anſehen der 
Krone nicht genügend wahre. 

Wir ſtehen unter dem Eindruck, als würde es von den oben⸗ 
erwähnten Blättern mit Freuden begrüßt werden, wenn das 
Syſtem der Verwarnung, der Unterdrückung und der Ber- 
ſchickung auf adminiſtrativem Wege, wie es in dem ſonſt ſo ſehr 
gehaßten Rußland beſteht, im heutigen Deutſchen Reiche wegen 
mißliebiger Preßäußerungen zur Anwendung gelangte, natür⸗ 
lich nur gegen ſolche Organe, welche die früher von ihnen ver⸗ 
tretene Bismarckſche Politik fortſetzen und dem Verhalten der⸗ 
jenigen verdiente Kritik angedeihen laſſen, die am liebſten die 
Ironie der Weltgeſchichte herbeiführen helfen möchten, daß der 
Begründer des Deutſchen Reiches wegen Hoch- und Landes⸗ 
verrates vor das Leipziger Reichsgericht geladen würde! 

In einigen Organen begegnen wir der Forderung, daß 
Fürſt Bismarck in der Preſſe entweder ſchweigen oder etwaige 
Meinungsäußerungen mit ſeinem Namen unterzeichnen ſolle. 
Es liegt hierin ein neuer Beweis dafür, daß die Gegner für 
ſich nur Rechte, für andere nur Pflichten kennen; wenigſtens 
haben wir noch unter keinem Artikel, welcher die Forderung 
erhob, daß Fürſt Bismarck aus ſeiner Preßanonymität heraus⸗ 
trete, die Unterſchrift des Einſenders geleſen. Sie alle halten 
an der Anonymität feſt; wer dahinter ſteht, weiß man nicht. 
Es iſt nicht einzuſehen, weshalb Fürſt Bismarck, wenn er über⸗ 
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haupt Zeitungsartikel ſchriebe, was wir formell beſtreiten, ge⸗ 
rade ſeinerſeits dieſelben zu unterzeichnen die Pflicht hätte. 

Wenn von ſeiten der ehemaligen Freunde des Fürſten Bis⸗ 
marck perſönliche Beweggründe, Gereiztheit, Groll und ſo weiter 
dem früheren Reichskanzler für ſein Verhalten vindiziert werden 
und die törichte Redensart vom „großen Mann und kleinen 
Menſchen“ der Feder entſchlüpft, jo heißt dies den von zahl⸗ 
reichen Beſuchern von Friedrichsruh bekundeten Tatſachen 
Gewalt antun. Fürſt Bismarck befindet ſich nach ihren über⸗ 
einſtimmenden Wahrnehmungen in durchaus ruhiger Gemüts⸗ 
verfaſſung, wenn ihn auch hie und da in ſchlafloſen Nächten die 
Sorge um die Zukunft des Gebäudes, das er hat aufrichten 
helfen, erfaſſen mag. Der Fürſt verlangt auch keine Dank⸗ 
barkeit, noch erwartet er ſolche; wohl aber hält er an den 
politiſchen Überzeugungen feſt, die er früher nicht zum Schaden 
des Reiches vertreten hat. Die Angriffe und Verdächtigungen 
wegen ſeiner Haltung laſſen ihn, ſoviel wir wiſſen, völlig kalt, 
und wir vermuten, daß die retroſpektive Beurteilung ſeines 
Verhaltens in einigen Jahren auch auf ſeiten ſeiner jetzigen 
Gegner eine andre ſein wird, als ſie es heute iſt. 

Die Frage, warum es die Pflicht des Fürſten Bismarck 
ſei, nach ſeinem Dienſtaustritt „vornehme Zurückhaltung“ zu 
beobachten und zwar bei der Strafe, Geringſchätzung anſtatt der 
früheren Hochſchätzung einzuernten, vermögen wir nicht zu be⸗ 
antworten. Wenn ein Miniſter zurücktritt, weil er ſich den 
Schwierigkeiten, die ihm die Behauptung ſeines Amtes auferlegt, 
nicht gewachſen fühlt, ſo kann es unter Umſtänden den Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Erwägungen bilden, ob er berechtigt ſei, dem Nach⸗ 
folger, der an ſeiner Stelle die Geſchäfte fortführt, bei Löſungen 
jener Schwierigkeiten entgegenzutreten, wenn er ihn auf falſchen 
Wegen glaubt. Wir glauben aber kaum, daß dieſe Frage im 
vorliegenden Falle gegeben iſt; es handelt ſich unſeres Erachtens 
nur darum, ob der zurückgetretene Miniſter die Anſichten, die 
zu ſeiner Demiſſion geführt haben, noch weiter aufrechterhält 
und ob er es im Intereſſe ſeines Vaterlandes für würdiger 
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hält, fie auch ferner zu vertreten, oder das Wohlwollen feines 
davon abweichenden Nachfolgers zu gewinnen. 

Ebenſowenig Eindruck wie die vorſtehend behandelten Ein- 
würfe gegen ſein Verhalten wird unſerer Meinung nach die 
Behauptung auf den Fürſten machen, daß ſeine jetzige Stellung- 
nahme nicht den Beifall der großen Mehrheit des deutſchen 
Volkes habe. Fürſt Bismarck iſt in ſeinem früheren Leben 
hinreichend an Minoritäten gewöhnt worden. Auf dem ver⸗ 
einigten Landtage vom April 1848, bei der maßgebenden Ab- 
ſtimmung über die Adreſſe und die darin ausgeſprochene An⸗ 
erkennung der „Revolution“ beſtand dieſe Minorität außer dem 
jetzigen Fürſten v. Bismarck ſelbſt nur aus Herrn v. Thadden⸗ 
Triglaff und in der Konfliktszeit waren die Konſervativen, die 
Herrn v. Bismarck als leitendem Miniſter ihre Unterſtützung 
gewährt hatten, auf elf reduziert. Solche Zeiten können ja 
wiederkommen, aber wir glauben, daß die Schuld dann nicht 
an dem Fürſten liegt. Wohl haben ſich die Anſichten des „Ex⸗ 
kanzlers“, wie ihn ſeine Gegner mit Vorliebe bezeichnen, in 
wirtſchaftlichen Fragen, je nachdem er ſich belehrte, oder je 
nachdem die Bedürfniſſe wechſelten, mit der Zeit geändert, aber 
von ſeiner Anhänglichkeit an das monarchiſche Prinzip glauben 
wir nicht, daß es ſeit 1847 irgendwelchem Wandel unterlegen 
iſt. Die Gegner können hier mit Mephiſto ſagen: „Er dient 
ihm auf beſondere Weiſe,“ aber ob nicht mit klügerer Voraus⸗ 
ſicht als ſie ſelbſt, das kann nur die Zukunft lehren. 


Prophylaktiſche Beſonnenheit. 
(19. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 
Die „Kölniſche Zeitung“ enthält einen Artikel „Fürſt Bis⸗ 
marck als politiſcher Zenſor“. Wir erkennen die wohlwollende 


und verſöhnende Tendenz des Artikels an und kritiſieren hier 
nur einen Satz, welcher lautet: 


„Gewiß hat der allverehrte Staatsmann unter Umſtänden ſogar die 
Pflicht, ſeine gewaltige Stimme zu erheben; dieſe Pflicht entſteht unſeres 
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Erachtens dann, wenn die Nation einer ſchweren Kriſis zutreibt, vor 
welcher ſie nur durch ein rückſichtsloſes Eingreifen eines bewährten Arztes 
gerettet werden kann.“ 


Ein ſolches Eingreifen würde in der Regel zu ſpät kommen, 
wenigſtens nur durch unerwünſchte Kriſen und Gewalttaten 
ermöglicht werden, oder durch Vorgänge, die ſich in der Ge- 
ſchichte nicht wiederholen, wie die Löſung des Konflikts im 
Jahre 1863 und die darauffolgende Erfüllung der nationalen 
Aſpirationen bis zum Jahre 1870/71. Dieſe Aſpirationen ſind 
heutzutage befriedigt und können dieſelbe Wirkung nicht zwei⸗ 
mal tun. Die Aufgabe eines Politikers, der ein Herz für ſein 
Vaterland und ſeine Landsleute hat, beſteht nicht darin, Kriſen 
entſtehen zu laſſen und gewalttätig zu unterdrücken, ſondern 
ihr Entſtehen durch prophylaktiſche Beſonnenheit zu verhüten. 
Wer auf der Eiſenbahn in einen falſchen Strang einfährt, hat 
in der Regel die Gabelung, bei der er hätte wählen müſſen, 
gar nicht bemerkt und kann nachher ohne Schaden oder Zu⸗ 
ſammenſtoß ſo leicht nicht umkehren. Ein gutes und geübtes 
Auge unterſcheidet auch in der Politik rechtzeitig den Moment, 
wo unrichtige Inſtradierungen ihren Anfang nehmen. 


Fürſt Bismarck und die Franzoſen. 
(20. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Unter der Überſchrift „Herr v. Bismarck in Frankreich“ ver⸗ 
öffentlicht Paul Foucher in der Nummer des Pariſer „Soir“ 
vom 27. Januar d. Is. einen Artikel, der denſelben Ideen⸗ 
gang und dieſelben irrigen Vorausſetzungen enthält, wie der 
neulich von uns reproduzierte Artikel „Les projets de Bismarck“ 
in der „Patrie“. 

Wir können nur wiederholen, was wir ſeinerzeit zu den 
analogen Auslaſſungen der „Patrie“ bemerkten: Es wird da⸗ 
durch bewieſen, wie ſehr die Franzoſen den Fürſten Bismarck 
noch immer als Urheber des nationalen Unglückes haſſen, das 
ſie 1870/71 betroffen hat. Daraus geht hervor, wie unvor⸗ 
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ſichtig diejenigen urteilen, die an die ſchon vollzogene oder in 
Vorbereitung begriffene Verſöhnung Frankreichs glauben und 
dieſe Annahme ihrer politiſchen Spekulation zugrunde legen. 
Im übrigen wollen wir Herrn Paul Foucher im „Soir“ be— 
ruhigen und wiederholt erklären, daß unſeres Willens Fürſt 
Bismarck weder die Neigung noch die Abſicht hat, „den heiligen 
Boden Frankreichs zu betreten“. 


Der Herzog von Sachſen-Koburg-⸗-Gotha. 
(21. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die Angabe des „Berliner Tageblattes“, daß der Herzog 
von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha letzthin den Fürſten Bismarck be⸗ 
ſucht habe, beruht auf Erfindung. Seine Hoheit iſt weder jetzt 
noch früher in Friedrichsruh geweſen. 


Mandatangebot. 
(21. Febr. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Nach einer uns aus Harburg zugehenden Mitteilung iſt 
dem Fürſten Bismarck ein parlamentariſches Mandat mittels 
telegraphiſcher Anfrage eines Wahlkomitees angeboten worden. 
Der Fürſt hat abgelehnt, weil perſönliche und häusliche Ver⸗ 
hältniſſe ihm den längeren Aufenthalt in Berlin, zu dem ſich 
der Fürſt bei gewiſſenhafter Ausübung eines Mandates ver⸗ 
pflichtet halten würde, zurzeit nicht geſtatteten. 


Fürſt Bismarck und die Konſervativen. 
(1. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Das konſervative Fraktionsorgan, das Berliner „Deutſche 
Tageblatt“, übt ſeine Kritik der in den „Hamburger Nachrichten“ 
zum Ausdruck gelangten politiſchen Anſchauungen in eigentüm⸗ 
licher Manier. 

Die genannte Zeitung nimmt für ſich ausſchließlich mon⸗ 
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archiſche Treue in Anſpruch, die ſie implicite denen abſpricht, 
welche ſie zu bekämpfen ſucht. Das Blatt verwechſelt dabei 
den Begriff der Treue mit dem andern des unbedingten Ge⸗ 
horſams. Wir können es mit der Treue nicht vereinbar finden, 
wenn ein Diener, der ſeinen Herrn auf einem Wege findet, 
den er nicht für gangbar oder nicht für richtig hält, ſich in ein 
Schweigen hüllt, für das man mannigfache pfychologiſche Er⸗ 
klärungen finden kann, die wir hier nicht weiter analyſieren wollen. 

Der Begriff monarchiſcher Treue, wie ſie der frühere Reichs⸗ 
kanzler nicht bloß heute, ſondern ſeit einem halben Jahrhundert 
bewährt hat, iſt von ihm ſelbſt in der bekannten Unterredung 
formuliert worden, die er in der Stunde ſeiner Ernennung 
zum Miniſter mit König Wilhelm I. hatte. Er lehnte damals 
die Diskuſſion eines alle Einzelheiten reſümierenden Programmes 
mit den Worten ab, daß es in der Kriſe, die zu jener Zeit 
vorlag, ſich nicht um Spezialitäten zukünftiger Geſetze handle, 
ſondern um die Autorität und die Zukunft der preußiſchen 
Monarchie. Für den Kampf um dieſe Zwecke laſſe ſich ein ins 
Detail gehender Plan nicht herſtellen; er werde, wenn er über 
das, was zu tun ſei, mit dem Könige verſchiedener Meinung 
wäre, ſeine Anſicht unumwunden und auf die Gefahr der könig⸗ 
lichen Ungnade hin jederzeit äußern. Könne er den König nicht 
überzeugen, daß ſeine abweichende Meinung die politiſch richtige 
ſei, ſo wolle er ſchließlich lieber mit dem Könige zugrunde gehen, 
als mit deſſen Gegnern paktieren. Wir glauben, daß dieſe 
Anſichten die richtige Auffaſſung der monarchiſchen Treue ent⸗ 
halten. Die Gefahr des „Zugrundegehens“ liegt heute glücklicher⸗ 
weiſe ſehr viel ferner, als im September 1862, und die Be⸗ 
rechtigung, abweichende Anſichten eines treuen Dieners der 
Monarchie als Felonie zu behandeln, iſt gleichfalls nicht ge⸗ 
geben. In der Gegenwart handelt es ſich unſerer Anſicht nach 
ſehr viel weniger um die Zukunft der Monarchie, die wir für 
nicht gefährdet erachten, ſondern um die Taktik der konſervativen 
Partei, deren Exiſtenz uns bedroht erſcheint, nicht infolge der Lage 
im Lande, ſondern durch die Mißgriffe der Leitung der Partei. 
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Das „Deutſche Tageblatt“ tritt auch für das Recht des 
Monarchen ein, ſeine Gehilfen an der Führung der Regierung 
frei zu wählen. Dabei ſucht das Blatt den Anſchein zu er— 
wecken, als ob dies Recht von uns beſtritten worden ſei. Das 
iſt nicht geſchehen. Wir haben niemals eine Kritik an der Wahl 
der Ratgeber des Königs geübt, ſondern immer nur einzelne 
ſachliche Maßregeln erörtert, für welche die Verantwortlichkeit 
allein bei den gewählten Ratgebern der Krone ruhte. Es iſt 
auch eine ungerechte Verdächtigung, zu behaupten — wie es 
nicht bloß das „Deutſche Tageblatt“, ſondern auch ſo manche 
uns näher ſtehende Zeitung tut —, daß wir alle Schritte der 
Regierung abfällig beurteilten. Wir könnten eine ganze Reihe 
von Vorlagen anführen, über die wir kein abſprechendes Wort 
geſagt haben, obſchon wir uns nicht ſämtliche Einzelheiten der⸗ 
ſelben aneignen würden, wenn wir die betreffenden Entwürfe 
auszuarbeiten gehabt hätten. Wir erwähnen hier nur die Vor⸗ 
lagen betreffend die preußiſche Steuerreform, die Schulgeſetz⸗ 
gebung, die Branntwein⸗, die Zuckerſteuer und jo weiter. Und 
ſelbſt da, wo wir uns nach Pflicht und Gewiſſen zu einer Kritik 
genötigt glaubten, wie in Sachen des Handelsvertrages mit 
Oſterreich, der preußiſchen Landgemeindeordnung und ſo weiter, 
haben wir uns darauf beſchränkt, Bedenken pro futuro zu erheben. 
Man hat kein Recht, aus dieſen Meinungsverſchiedenheiten die Ver⸗ 
dächtigung einer generellen und mißvergnügten Oppoſition gegen 
uns herzuleiten, „welche nörgelnd und polternd hinter dem Reichs⸗ 
wagen herläuft“. Wir haben unſere eigenen Anſichten ſo gut 
wie jeder andere und das gleiche Recht, ſie öffentlich zu vertreten. 

Der konſervativen Parteileitung haben wir keinen Vorwurf 
gemacht, ſolange ſie uns nicht direkt und in unhöflicher Weiſe 
angriff. Nachdem dies geſchehen iſt, glauben wir uns zu einer 
leichteren Beurteilung deſſen, was ihr gegenüber höflich und 
ſtaatsmänniſch iſt, auch inſoweit berechtigt, daß wir Zweifel an 
ihrer politiſchen Befähigung erheben. Die konſervative Partei 
wird ſich überzeugen, daß durch Fraktionsfinaſſerie keine Reſultate 
von dauerhaftem Werte erreicht werden können. 


335 


Anbequemlichkeit der Ausübung eines 
Reichstagsmandats. 


(1. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In einem Artikel der Münchener „Allgemeinen Zeitung“ 
wird die Frage erörtert, ob die obwaltenden Umſtände es dem 
Fürſten Bismarck ermöglichten, ein auf ihn fallendes Reichs⸗ 
tagsmandat anzunehmen. Die Gründe, welche das Münchener 
Blatt gegen dieſe Möglichkeit anführte, halten wir für zutreffend 
und möchten nur noch die Schwierigkeiten ſtärker betonen, die, 
mehr äußerlicher Natur, ſich der Ausübung eines Mandats 
durch den Fürſten entgegenſtellen. Die Verhältniſſe, welche der 
Fürſt im Sitzungsſaal und in den Fraktionen antreffen würde, 
haben nichts Abſchreckendes für ihn, aber Rückſichten perſön⸗ 
licher, häuslicher und geſellſchaftlicher Natur erfüllen ihn gegen 
einen längeren Aufenthalt in Berlin mit Bedenken. Dies iſt 
auch in dem Antwortstelegramme an das Wahlkomitee des 
hannoverſchen Wahlkreiſes, welches die Anfrage, ob der Fürſt 
das Mandat übernehmen wolle, an dieſen gerichtet hatte, aus⸗ 
geſprochen. Am Schluß desſelben hieß es: „Häusliche und 
geſundheitliche Verhältniſſe machen es mir für jetzt nicht möglich, 
einen längeren Aufenthalt in Berlin, wie die Mitgliedſchaft des 
Reichstags ihn bedingen würde, in Ausſicht zu nehmen.“ Schon 
die Notwendigkeit, in einem mehr oder weniger unruhigen Hotel 
für längere Zeit Wohnung zu nehmen, würde ausreichen, um 
die Bedenken des Fürſten begreiflich erſcheinen zu laſſen. 


Ein Brief des Fürſten Bismarck aus dem Jahre 1848. 
(1. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir ſind in der Lage, einen Privatbrief des Fürſten Bis⸗ 
marck aus der Zeit, bevor er im Amte war, zu publizieren. 
Wir teilen ihn ohne weiteren Kommentar deshalb mit, weil 
wir die darin ausgeſprochene Geſinnung von ihm auch in ſeiner 
ſpäteren Laufbahn und bis auf den heutigen Tag beſtätigt 
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finden. Der Brief iſt gleich nach den Berliner Märztagen des 
Jahres 1848 geſchrieben und an eine magdeburgiſche Zeitungs- 
redaktion gerichtet geweſen. Er lautet: 


„Euer Wohlgeboren 


haben in die heutige Nummer Ihrer Zeitung einen ‚Aus der Altmark— 
datierten Artikel aufgenommen, der einzelne Perſönlichkeiten verdächtigt, 
indirekt auch mich, und ich ſtelle daher Ihrem Gerechtigkeitsgefühl an- 
heim, ob Sie nachſtehende Erwiderung aufnehmen wollen. Ich bin 
zwar nicht der in jenem Artikel bezeichnete Herr, welcher von Potsdam 
nach Stendal gekommen ſein ſoll, aber ich habe ebenfalls in der vorigen 
Woche den mir benachbarten Gemeinden erklärt, daß ich den König in 
Berlin nicht für frei hielte, und dieſelben zur Abſendung einer Depu- 
tation an die geeignete Stelle aufgefordert, ohne daß ich mir deshalb 
die ſelbſtſüchtigen Motive, welche Ihr Korreſpondent anführt, unter⸗ 
ſchieben laſſen möchte. Es iſt 1. Sehr erklärlich, daß jemand, dem alle 
mit der Perſon des Königs nach dem Abzug der Truppen vorgegangenen 
Ereigniſſe bekannt waren, die Meinung faſſen konnte, der König ſei 
nicht Herr geweſen, zu tun und zu laſſen, was er wollte. 2. Halte ich 
jeden Bürger eines freien Staates für berechtigt, ſeine Meinung 
gegen ſeine Mitbürger ſelbſt dann zu äußern, wenn ſie der augenblick— 
lichen öffentlichen Meinung widerſpricht; ja nach den meiſten Vorgängen 
möchte es ſchwer ſein, jemand das Recht zu beſtreiten, ſeine politiſchen 
Anſichten durch Volksaufregung zu unterſtützen. 3. Wenn alle Hand⸗ 
lungen Seiner Majeſtät in den letzten vierzehn Tagen durchaus frei⸗ 
willig geweſen find, was weder Ihr Korreſpondent noch ich mit Sicher- 
heit wiſſen können, was hätten dann die Berliner erkämpft? Dann 
wäre der Kampf am 18. und 19. mindeſtens ein überflüſſiger und zweck⸗ 
loſer geweſen und alles Blutvergießen ohne Veranlaſſung und ohne 
Erfolg. 4. Glaube ich die Geſinnungen der großen Mehrzahl der Ritter⸗ 
ſchaft dahin ausſprechen zu können, daß in jener Zeit, wo es ſich um 
das ſoziale und politiſche Fortbeſtehen Preußens handelt, wo Deutjch- 
land von Spaltungen in mehr als einer Richtung bedroht iſt, wir 
weder Zeit noch Neigung haben, unſere Kräfte an reaktionäre Verſuche, 
oder an Verteidigung der unbedeutenden uns bisher verbliebenen guts⸗ 
herrlichen Rechte zu vergeuden, ſondern gern bereit ſind, dieſe auf 
Würdigere zu übertragen, indem wir dieſes als untergeordnete Frage, 
die Herſtellung rechtlicher Ordnung in Deutſchland, die Erhaltung der 
Ehre und Unverletzlichkeit unſeres Vaterlandes aber als die für jetzt 
alleinige Aufgabe eines jeden betrachten, deſſen Blick auf unſere politiſche 
Lage nicht durch Parteianſichten getrübt iſt. 

Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898 
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Gegen die Veröffentlichung meines Namens habe ich, falls Sie Vor⸗ 
ſtehendes aufnehmen wollen, nichts einzuwenden. Genehmigen Sie die 
Verſicherung der größten Hochachtung, mit der ich bin 

Euer Wohlgeboren 
ergebenſter 
Schönhauſen bei Jerichow, Bismarck. 
30. März 1848.“ 


Stellungnahme der demokratiſchen deutſchen Blätter 
zu den Vorgängen beim Beſuch der Kaiſerin Friedrich 
in Paris. 

(1. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben uns bisher den Pariſer Ereigniſſen gegenüber 
rein referierend verhalten und gedenken hierbei zu bleiben. 
Nur ſei als charakteriſtiſch hervorgehoben, daß es die demo⸗ 
kratiſch-freiſinnige Preſſe (Frankfurter Zeitung, Voſſiſche Zei⸗ 
tung und ſo weiter) war, die es ſich hat angelegen ſein 
laſſen, die Schuld an den unliebſamen Vorgängen von den 
Franzoſen abzuwälzen und ſie den deutſchen Landsleuten durch 
die Bemerkung zuzuſchieben, erſt Graf Münſter und andere 
deutſche Perſönlichkeiten hätten durch ihr Ungeſchick die Franzoſen 
in die Lage verſetzt, ihre Inſulten zu begehen. Die Worte des 
Fürſten Bismarck, die er vor langen Jahren unter anderen 
Beziehungen im Parlament geſprochen hat, paſſen auch hier: 

| „Solche Leute würden dort (in England und Frankreich) überall er⸗ 
ſticken unter der zermalmenden Verachtung ihrer Landsleute! Bei uns 


allein iſt das nicht ſo; bei uns erliegen ſie nicht der Verachtung, ſie tragen 
die Stirn hoch, ſie finden öffentliche Verteidiger bis in dieſe Räume hinein.“ 


Der Ruf nach dem Staatsanwalt. 
(2. März 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Ein Teil der Preſſe fährt fort, es als einen Akt beſon⸗ 
derer Milde hinzuſtellen, daß nicht „ſtrafrechtlich“ gegen die 
„Hamburger Nachrichten“ wegen deren Veröffentlichungen ein⸗ 
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geſchritten werde. Demgegenüber richten wir die Aufforde- 
rung an die betreffenden Blätter, doch einmal näher nachzu⸗ 
weiſen, worauf die Anklage, die milder- und nachſichtigerweiſe 
gegen unſer Blatt nicht erhoben werde, ſich eigentlich ſtützen 
ſollte. Es würde ſich dann die ganze Hohlheit des betreffenden 
Zeitungsgeredes und der unſinnigen Nachricht herausſtellen, 
daß jene Milde gegen uns auf Grund einer Berliner Miniſter⸗ 
beratung geübt werde. — Wir ſtellen übrigens bei dieſer Ge⸗ 
legenheit feſt, daß zu den Haupthetzern gegen unſer Blatt der 
Londoner „Standard“ gehört. Dies könnte bei einem engli⸗ 
ſchen, mit unſeren deutſchen Verhältniſſen nur wenig vertrauten 
Blatte wundernehmen, ließe ſich die Auffälligkeit nicht darauf 
zurückführen, daß der Berliner Korreſpondent des genannten 
Blattes in intimen Beziehungen zu einem langjährigen und 
einflußreichen Mitgliede des Auswärtigen Amtes ſteht, deſſen 
Animoſität gegen jede Kundgebung zugunſten des früheren 
Reichskanzlers für niemand ein Geheimnis iſt. 


Fürſt Bismarck und die regierenden Kreiſe. 
(15. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ hat vor einiger Zeit geäußert: 
„Wir beſorgen, daß wir um ſo weiter von der erprobten 
Bismarckſchen Politik abtreiben, je ſchärfer Fürſt Bismarck 
den gegenwärtigen Machthabern zuſetzt.“ Wir wiſſen nicht, 
auf welche Tatſachen die „Kölniſche Zeitung“ den letzten Teil 
ihrer Behauptung gründet. Fürſt Bismarck hat der gegen⸗ 
wärtigen Regierung niemals prinzipielle Oppoſition gemacht, 
noch weniger die leitenden Miniſter als ſolche bekämpft. Er 
hat ihnen auch nicht „zugeſetzt“, wie ſich die „Kölniſche Zeitung“ 
ausdrückt, ſondern nur aus ſachlichen Gründen einzelnes, was 
ihm ſchädlich erſchien, gemißbilligt, in erſter Linie die Neigung, 
den Schutz der nationalen Produktion abzuſchwächen, in zweiter 
die Depoſſedierung der Bauernſchaft, wie ſie durch die preußiſche 
Landgemeindeordnung beabſichtigt wird. 
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Ebenſo wahrheitswidrig iſt die in Wiener und deutſch⸗ 
freiſinnigen Blättern verbreitete Mitteilung über eine Annähe⸗ 
rung zwiſchen den regierenden Kreiſen und dem früheren Reichs⸗ 
kanzler, ſchon weil auf keiner der beiden Seiten ein Bedürfnis 
dafür vorliegt und ebenſowenig eine prinzipielle Differenz vor⸗ 
handen iſt, welche ein ſolches Bedürfnis erzeugen konnte oder 
auch nur den Stoff zu einer Verſtändigung böte. Die Be⸗ 
hauptung, daß Fürſt Bismarck Annäherungsverſuche an die 
jetzige Regierung gemacht habe, die aber erfolglos geblieben 
ſeien, iſt mithin völlig aus der Luft gegriffen; ſolche Bemühungen 
ſind weder gelungen noch mißlungen, weil ſie überhaupt nie⸗ 
mals ſtattgefunden haben. 


Fürſt Bismarck und Graf Walderſee. 


(15. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ bemerkt zu dem Beſuch des Grafen 
Walderſee beim Fürſten Bismarck, für die Konjekturalpolitiker 
ſei wohl ſelten ein ſo ausgiebiger Stoff aufgetaucht wie dieſer 
Vorgang. Unſerer Anſicht nach beſtätigt der Beſuch nur, was 
in unterrichteten Kreiſen ſtets bekannt war: daß zwiſchen dem 
Fürſten Bismarck und dem Grafen Walderſee niemals die Ver⸗ 
ſtimmungen beſtanden haben, von denen in der Preſſe die Rede 
war. Es mögen Meinungsverſchiedenheiten, wie ſie zwiſchen 
Perſönlichkeiten in hoher Stellung vorzukommen pflegen, auch 
zwiſchen dem früheren Reichskanzler und dem vormaligen Chef 
des Großen Generalſtabes zuweilen obgewaltet haben, eine 
politiſche Gegnerſchaft hat zwiſchen ihnen niemals beſtanden 
und iſt auch nicht erzeugt worden trotz aller Inſinuationen in 
dieſer Richtung, am allerwenigſten in dem Maße, daß der 
Beſuch, den Graf Walderſee als kommandierender General des 
IX. Armeekorps dem in ſeiner Nähe wohnenden Fürſten Bismarck 
als aktivem General gemacht hat, und der demnächſt ſeine Er⸗ 
widerung finden dürfte, etwas Auffälliges haben könnte. 
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Zum Rücktritt Dr. Falks. 
(16. März 1891, Ab.⸗Ausg.) 


In Rückblicken, die einzelne Blätter anläßlich des Wechſels 
im preußiſchen Kultusminiſterium und des Todes Windthorſts 
auf den Kulturkampf werfen, finden wir die Anſicht ver- 
treten, daß Fürſt Bismarck ſeinerzeit Dr. Falks Rücktritt ver⸗ 
anlaßt habe. Das iſt nicht richtig. Fürſt Bismarck hat 
vielmehr Falk gehalten, ſolange es möglich war und es dem 
Willen des Miniſters entſprach; ſollte Dr. Falk einmal die 
Geſchichte ſeines Miniſteriums ſchreiben, ſo wird er dieſe Tat⸗ 
ſache nur bezeugen können. Dr. Falks Rücktritt iſt durch 
die Empfindlichkeit veranlaßt worden, die ſeine Behandlung am 
Hofe, namentlich ſoweit der Einfluß der Kaiſerin reichte, in ihm 
hervorgerufen hatte. Fürſt Bismarck war bei der Maigeſetz⸗ 
gebung aus Kameradſchaft für Falk und im Vertrauen auf ihn 
mitgegangen, obſchon er mitunter anderer Meinung geweſen 
ſein und nicht von allen Einzelheiten Kenntnis gehabt haben 
mag. Nachdem ſich Dr. Falk vom Fürſten Bismarck gegen 
deſſen Wunſch getrennt hatte, wurden ſeitens des leitenden 
Miniſters allerdings abweichende Meinungen zur Geltung ge- 
bracht, aber dieſe waren von Anfang an die ſeinigen geweſen; 
er hatte nur auf ihre Vertretung verzichtet, um einer ſo her⸗ 
vorragenden Kraft wie Falk ſo lange als möglich die Führung 
des Amtes zu überlaſſen. Als dies nicht mehr möglich er⸗ 
ſchien, fiel der Zweck jener Zurückhaltung fort und der Fürſt 
vertrat alsdann ſeine eigenen Anſichten. Es wiederholte ſich 
hier aus denſelben Gründen derſelbe Vorgang wie beim Ab⸗ 
gang Delbrücks: nachdem Fürſt Bismarck ſich zum Verzicht auf 
Kollegen genötigt ſah, die er ihrer ausgezeichneten Fähigkeiten 
als Reſſortminiſter wegen ſo lange als möglich und unter Zu⸗ 
rückſetzung eigener Wünſche und Auffaſſungen unterſtützt hatte, 
ergab es ſich von ſelbſt, daß er nunmehr ſeine eigenen Wege ging. 
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Windthorſt, Zentrum und Kulturkampf. 


(21. und 22. März 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben einige Zeitungsſtimmen mitgeteilt, welche ſich 
gegen den Kultus wandten, der in einem Teile der national 
geſinnten Preſſe mit der Perſon des verſtorbenen Dr. Windthorſt 
getrieben worden iſt. Wir können der ſtattgehabten Einſchätzung 
jener Verherrlichungen nur zuſtimmen. Letztere mußten das 
nationale Selbſtbewußtſein verletzen und entweder die Ehr⸗ 
lichkeit oder die Einſicht ihrer Urheber kompromittieren. Es 
iſt zu Leichenreden für den toten Windthorſt gekommen, welche 
an patriotiſchem Schwung, Wärme der Empfindung und Um⸗ 
fang ihrer Außerung die Kundgebungen beim Tode des Kaiſers 
Wilhelm I. in den Schatten zu ſtellen drohten. Man ſchien 
völlig vergeſſen zu haben, wer Windthorſt eigentlich war. Ge⸗ 
dankenlos hat man die Anerkennung, die Windthorſts Begabung, 
ſeine originelle Perſönlichkeit vielfach finden konnte, auf die 
Richtung übertragen, in der erſtere von dem vielverſchlagenen 
Manne verwertet wurde; nur wenige Zeitungen hatten ſich 
Beſonnenheit und Einſicht genug bewahrt, um trotz der Ver⸗ 
ſöhnungsakte, deren Mittelpunkt Windthorſt war, die Tatſache 
nicht aus den Augen zu verlieren, daß er als genau der näm⸗ 
liche geſtorben iſt, als der er gelebt und gewirkt hat, als einer 
der gefährlichſten, weil geſchickteſten und verſtellungskundigſten 
Gegner unſerer nationalen Entwicklung, dem man mit der An⸗ 
nahme, er habe ſich vor ſeinem Tode in ſeinem innerſten Weſen 
geändert, ſicherlich unrecht tut. Wir verdenken es niemand, 
wenn er am offenen Grabe eines Gegners beſtrebt iſt, dem rein 
menſchlichen Empfinden ſein Recht zu gewähren und die Be⸗ 
deutung des Verſtorbenen anzuerkennen; aber daß Windthorſts 
Leichenfeier zu patriotiſchen Kundgebungen in großem Stile be⸗ 
geiſtern konnte, als ob ein Vater des Vaterlandes dahin⸗ 
geſchieden ſei, erfüllt uns mit Beſchämung. 

Wir fragen uns, was Windthorſt getan hat, um die von 
Bewunderung und Lobpreiſung erfüllten Epitaphien zu verdienen, 
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die ihm in der Preſſe und im Parlament gehalten worden find. 
Wir wollen die Antwort hierauf an der Hand der Geſchichte 
des Zentrums und des ſogenannten Kulturkampfes ſuchen. 
Die konfeſſionelle katholiſche Partei des Zentrums entſtand 
in unſerem politiſchen Parlament ſeltſamerweiſe auf die In⸗ 
itiative von Söhnen evangeliſcher Väter. Savigny und Mal⸗ 
linckrkodt handelten beide unter dem Eindruck von Verſtim⸗ 
mungen; Savigny, weil ſeine Ernennung zum Bundeskanzler 
durch die Verſchiebung, welche der Verfaſſungsentwurf im 
Reichstage erlitt, unmöglich geworden war. Nach dem urſprüng⸗ 
lichen Entwurfe ſollte der Bundeskanzler, für welchen Herr 
v. Savigny beſtimmt war, etwa die Stellung eines preußiſchen 
Präſidialgeſandten nach der Analogie des früheren öſterreichi⸗ 
ſchen zum Bundestage erhalten in Verbindung mit einer diri⸗ 
gierenden Stelle im preußiſchen Staatsminiſterium, welche im 
preußiſchen Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten die 
Abteilungen für deutſche Geſchäfte vertreten haben würde. Die 
leitende Stelle in Reichsangelegenheiten, der Vortrag beim 
Präſidium, alſo beim König von Preußen, die Verantwort⸗ 
lichkeit für „Anordnungen“ des letzteren in Bundesangelegen⸗ 
heiten, kurz die ganze Stellung des ſpäteren Bundes⸗ und 
Reichskanzlers war alſo dem preußiſchen Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, der zugleich preußiſcher Miniſter⸗ 
präſident war, vorbehalten und die Bundeskanzlerſchaft, wie ſie 
Herr v. Savigny übernehmen ſollte, war gedacht etwa wie die 
Stellung eines vortragenden Miniſterialdirektors, innegehabt 
von einem durch den preußiſchen Auswärtigen Miniſter zu in⸗ 
ſtruierenden Diplomaten innerhalb des neuen Bundestages, 
deſſen Bezeichnung ſpäter in Bundesrat umgeändert wurde. 
Durch die Abänderung, welche der damalige Reichstag in dem 
erſten Verfaſſungsentwurf herbeiführte, wurde beſtimmt, daß 
der künftige Bundeskanzler ſelbſt die Anordnungen des Prä⸗ 
ſidiums verantwortlich gegenzuzeichnen habe, alſo nicht mehr der 
preußiſche Auswärtige Miniſter. Dadurch wurde der Vortrag 
beim König von Preußen in allen deutſchen Fragen und die 
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Verantwortlichkeit für die Entſchließungen des Präſidiums dem 
preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten entzogen 
und auf den Inhaber der dem Miniſter nach dem urſprüng⸗ 
lichen Entwurfe untergebenen und von ihm zu inſtruierenden 
Stelle des Bundeskanzlers, alſo nach der damaligen Abſicht auf 
Herrn v. Savigny, übertragen. Nachdem dieſe Anderungen des 
Verfaſſungsentwurfes von den verbündeten Regierungen an⸗ 
genommen waren, konnte die Stellung des Präſidialgeſandten 
mit ſeinem Titel „Bundeskanzler“ von der des Auswärtigen 
Miniſters in Preußen nicht mehr getrennt bleiben. Es war 
nicht möglich, daß zwei Auswärtige Miniſter in Preußen, einer 
für die außerdeutſchen, der andere unter dem Namen eines 
Bundeskanzlers für die deutſchen Angelegenheiten, nebenein⸗ 
ander fungierten. Entweder mußte Herr v. Savigny überhaupt 
Auswürtiger Miniſter werden oder er konnte nicht Bundeskanzler 
ſein. Eine Trennung des Auswärtigen Miniſteriums von dem 
Präſidium des preußiſchen Staatsminiſteriums und die Über⸗ 
tragung des erſteren an Herrn v. Savigny wurde von dem 
Könige nicht für zweckmäßig gehalten. Als Ergebnis dieſer 
veränderten Situation wurde Herrn v. Savigny die Stellung 
eines Bundesvizekanzlers mit den Attributionen angeboten, 
wie ſie etwa der Miniſter Delbrück als Präſident des Bundes⸗ 
kanzleramtes mehrere Jahre hindurch beſaß. Dieſes Changement 
in den Ausſichten des Herrn v. Savigny, das nicht perſönlicher 
Willkür, ſondern der Geſtaltung der Verfaſſungsreviſion ent⸗ 
ſprang, verſtimmte Herrn v. Savigny in dem Maße, daß er die 
von ihm bereits bezogene Dienſtwohnung in der Wilhelmſtraße 
wieder verließ und nunmehr mit ſeiner ganzen politiſchen Be⸗ 
gabung, die unterſchätzt würde, wenn man ſie nach ſeinem 
parlamentariſchen Auftreten hätte beurteilen wollen, zugunſten 
der Herſtellung einer oppoſitionellen Verbindung eintrat, welche 
dem nationalen Werke, dem er bisher gedient hatte, Schwierig⸗ 
keiten zu bereiten beſtimmt war. 

Seiner Tätigkeit in Verbindung mit Mallinckrodt, Kettler 
und Windthorſt war neben den Ergebniſſen der Situation die 
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Bildung der Zentrumsfraktion vorzugsweiſe zu danken. Herr 
v. Kettler hatte, bevor er dazu mitwirkte, den Verſuch gemacht, 
die Leitung der Reichspolitik in demſelben Sinne wie Ledochowski 
im Jahre 1870 in Frankreich für eine einſeitige Vertretung 
katholiſcher Intereſſen zu gewinnen und insbeſondere die Forde⸗ 
rung geſtellt, daß die der katholiſchen Kirche günſtigen Beſtim⸗ 
mungen der preußiſchen Verfaſſung in die des Reichs über- 
tragen würden. Nach Ablehnung dieſes Verſuches verſagte er 
ſeine einflußreiche Mitwirkung nicht mehr der Herſtellung der 
neuen, gegen die ihm ſonſt ſympathiſchen nationalen Einrich⸗ 
tungen zu verwendenden Zentrumsfraktion. 

Das Bedürfnis, ſich der Einführung des konfeſſionellen 
Streites in den politiſchen Parlamentarismus zu erwehren, 
war vor der Bildung der Zentrumsfraktion ein allgemeines mit 
alleiniger Ausnahme der alten katholiſchen Gruppe unter Füh⸗ 
rung von Reichensperger, welcher ſchon vor 1871 zu der regel⸗ 
mäßigen Oppoſition gegen die preußiſch⸗deutſche Regierung ge⸗ 
hörte. Unter dem Eindruck dieſer Übereinſtimmung der öffent⸗ 
lichen Meinung vom Fortſchritt bis zur äußerſten Rechten 
nahm die Regierung den Handſchuh auf, der ihr durch die 
Bildung des Zentrums hingeworfen wurde, zumal zwiſchen 
dem neuen Reiche und der römiſchen Kurie, ungeachtet der 
mißlungenen Verſuche von Ledochowski — welche mißlangen, 
weil die päpſtliche Einwirkung auf die franzöſiſche Kriegspartei 
ſich als unwirkſam erwies — in der Hauptſache freundſchaft⸗ 
liche Beziehungen beſtanden, wie ſie beiſpielsweiſe in einem 
Vorſtoß Antonellis gegen die neue Zentrumsfraktion zugunſten 
der Reichsregierung ſich kenntlich machten. Schon damals fand 
die neue Fraktion eine wirkſame Unterſtützung bei einer neben 
dem Papſttum in der katholiſchen Kirche ſtarken Macht von 
erheblicher Wirkſamkeit, bei den Jeſuiten. Angeſehene und 
vornehme Deutſche reiſten damals nach Rom, um die Kurie 
über ihre wahren Intereſſen aufzuklären. In den ganzen 
weiteren Kämpfen des Zentrums mit der Regierung hat ſich 
dieſe Anlehnung des Zentrums an den in Rom mächtigen 
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Einfluß der Jeſuiten wiederholt wirkſam erwieſen und die 
Verſtändigungsverſuche, welche die Regierung dem Papſt gegen⸗ 
über machte, zu entkräften gewußt. Die Wahlvorgänge und 
andere, bei welchen ſelbſt eine unzweideutige päpſtliche Ein⸗ 
wirkung zugunſten der deutſchen Regierungsintereſſen der 
Zentrumspolitik gegenüber kraftlos blieb, ſind öffentlich bekannt. 

Der verſtorbene Windthorſt hat dieſen Dualismus in der 
katholiſchen Kirche mit der ihm eigenen ungewöhnlichen Be⸗ 
gabung geſchickt zu verwerten gewußt; aber ein unbefangener 
Beobachter der Vorgänge wird immer den Eindruck behalten, 
daß die Stärke der Windthorſtſchen Poſition ſich an der päpſt⸗ 
lichen Stütze allein nicht hätte halten können, wenn ihm nicht die 
jeſuitiſche zu Gebote geſtanden hätte. Wir vermuten, daß letztere 
ſich mit der Entwicklung des neuen Deutſchen Reiches und der 
evangeliſchen Dynaſtie an deſſen Spitze noch weniger zu be⸗ 
freunden vermag, als die Kurie ſelbſt, wenn die Jeſuiten auch 
für dieſe Dynaſtie, wie das Beiſpiel Friedrichs des Großen 
zeigt, gelegentlich leichter zu gewinnen ſind als die Kurie. Für 
eine regelmäßige, dem Parlament verantwortliche Regierung 
wird die Erhaltung der Übereinſtimmung mit dieſen beiden 
katholiſchen Kräften immer eine ſehr ſchwierige, wenn nicht gar 
eine nach Analogie der Zirkelquadratur unlösbare Aufgabe bleiben. 

Die Befeſtigung der Stellung des Zentrums war demnächſt 
ein Ergebnis ebenſowohl der Fehler der preußiſchen Regierung, 
wie der von ihr unabhängigen Umſtände. Zu den letzteren 
iſt namentlich der Abfall der Fortſchrittspartei und die Schwä⸗ 
chung der Nationalliberalen durch die Sezeſſion zu rechnen, 
weil infolge dieſer Vorgänge eine gegen das Zentrum kämpfende 
Politik der Regierung nicht mehr von der parlamentariſchen 
Mehrheit getragen wurde. Anfangs waren die Koryphäen der 
alten Fortſchrittspartei die ſchärfſten Kulturkämpfer geweſen: 
Virchow gilt ſogar als Urheber der Bezeichnung „Kulturkampf“. 
An die Sturmkolonnen, die zur Zeit Falks den Kampf gegen 
die Übergriffe der katholiſchen Kirche führten, ſchloß ſich weiter 
die damalige nationalliberale Partei an. Die eine Hälfte der⸗ 
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jelben aber ſchwenkte bei der Sezeſſion zum Fortſchritt über, 
welcher nunmehr Schulter an Schulter mit ihr bei Wahlen und 
Abſtimmungen als Bundesgenoſſe des Zentrums fungierte, 
weil auf ihn die Abneigung gegen die beſtehende Reichsregie— 
rung ſtärkeren Einfluß hatte, als die frühere gegen das Zentrum. 
Angeſichts dieſer Veränderungen in der Stärke der parlamenta⸗ 
riſchen Streitkräfte mußte der Regierung ſich die Überzeugung 
aufdrängen, daß die Fortſetzung des Kulturkampfes den inneren 
Zuſammenhang des Reiches zu ſchädigen fortfahren, eine be— 
friedigende parlamentariſche Löſung aber in abſehbarer Zeit 
nicht finden werde. Die Ausſicht, die Konſolidation unſerer 
neuen Einheit durch Verſtändigung mit der Fortſchrittspartei 
und deren Genoſſen zu fördern, lag nach deren Kampfesweiſe 
und Tendenz ferner als die Möglichkeit, dem Kulturkampf die 
Spitze abzubrechen, die in der vielleicht zu ſubtilen juriſtiſchen 
Ausarbeitung der Kampfesmittel noch mehr als in den meri- 
toriſchen Streit objekten zu ſuchen war. Es lag daher für eine 
Regierung, welcher der innere Frieden und damit die Befeſtigung 
der deutſchen Einheit als erſtes Ziel galt, nahe, die Möglichkeit 
eines Friedensſchluſſes mit dem Zentrum in Erwägung zu ziehen. 
Die Leichtigkeit, dieſen Weg zu beſchreiten, wurde erhöht durch 
das Ausſcheiden des Miniſters Falk, welches mit dem Kultur- 
kampf in keiner Verbindung ſtand, ſondern lediglich veranlaßt 
war durch Schwierigkeiten, die der Miniſter innerhalb des Ge⸗ 
bietes des evangeliſchen Glaubens und hochſtehender Kreiſe 
desſelben fand, und die in der Hauptſache noch mehr äußer⸗ 
licher als prinzipieller Natur waren, wie wir dies neulich an⸗ 
gedeutet haben. Bei der Annäherung des Zentrums an die 
Regierung war beſonders die Frage zu erwägen, wie ſich die 
nationalliberale Partei dazu ſtellen könne, ohne mit ihren Ante⸗ 
zedenzien oder mit der Regierung in Widerſpruch zu geraten, 
und bei dieſer Gelegenheit gebührte das Verdienſt, die Ver⸗ 
mittelung herbeigeführt zu haben, ganz beſonders dem jetzigen 
Miniſter Dr. Miquel. 

Man kann nach dem Abſchluß des Kulturkampfes, wenn wir 
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einen ſolchen als erfolgt annehmen dürfen, ſich die Frage vor⸗ 
legen, ob der ganze Kampf überhaupt pro nihilo geweſen ſei. 
Daß dies nicht die Anſicht des Abgeordneten Windthorſt war, 
geht daraus hervor, daß er nach dieſem ſcheinbaren Abſchluß 
einen „noch heftigeren Kulturkampf“ als den früheren und ins⸗ 
beſondere auf der Baſis der Schule vorhergeſagt hat, und aus 
der Tatſache, daß Windthorſt noch bei den mit ihm vor Jahr 
und Tag gepflogenen Verhandlungen für die Zukunft immer 
die Forderung der vollſtändigen Rückkehr zu dem status quo 
ante 1870 ſtellte. Er mußte alſo doch noch ein Reſiduum 
ſtaatlichen Gewinnes aus der Geſamtheit des Kulturkampfes 
als vorhanden erkannt haben, deſſen Beſeitigung einen neuen 
Kulturkampf lohnen würde. Der Hauptbeſtandteil dieſes Re⸗ 
ſiduums wird ohne Zweifel in der preußiſchen Verfaſſungsände⸗ 
rung liegen, welche auf die Schulfrage in erſter Linie zurückwirkte. 

Von noch unmittelbarerer Wirkſamkeit gegen das Zentrum 
aber dürfte die Beſeitigung der katholiſchen Abteilung im 
Kultusminiſterium ſich erwieſen haben. Dieſe Abteilung war 
urſprünglich geſchaffen, um eine katholiſche Behörde zu haben, 
durch welche die Rechte ihres preußiſchen Königs der Kirche 
gegenüber vertreten würden. Aber unter der Leitung vor⸗ 
nehmer katholiſcher Familien, welche dem Hofe nahe ſtanden, 
gelangte dieſe katholiſche Abteilung im Kultusminiſterium bald 
dahin, ſich umgekehrt die Aufgabe zu ſtellen, die Rechte der 
Kirche dem Könige und deſſen Regierung gegenüber wahrzu⸗ 
nehmen. Es war dies eine Stellung, der gegenüber die eines 
päpſtlichen Nuntius in Berlin eine für die Rechte des preußi⸗ 
ſchen Staates ſehr viel weniger bedenkliche geweſen wäre, denn 
es war die katholiſche Abteilung ſchließlich eine Abteilung, 
welche in allen Beſchlüſſen nicht nur des Kultus, ſondern auch 
des Staatsminiſteriums, ſobald Fragen der katholiſchen Kirche 
berührt wurden, ein gewichtiges Veto ausübte. Das Aquivalent 
für die Aufhebung dieſer Abteilung wäre allenfalls die Ein⸗ 
ſetzung eines päpſtlichen Nuntius in Berlin geweſen, aber eines 
ſolchen, der Sitz und Stimme im preußiſchen Staatsminiſterium 
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gehabt hätte! Wir glauben, daß namentlich bei den Mitarbeitern 
in unſeren konfeſſionellen Fragen, welche bei den Kämpfen 
gegen die katholiſche Abteilung beteiligt geweſen ſind, die Er- 
rungenſchaft des Kulturkampfes, welche in der Beſeitigung dieſer 
Miniſterialabteilung liegt, nicht gering angeſchlagen werden 
wird, weil ſie ſich, abgeſehen von den amtlichen Attributen 
dieſer Behörden, auch der perſönlichen Einwirkung erinnern 
werden, welche durch dieſe Abteilung auf einflußreiche Stellen 
außerhalb des Staatsminiſteriums mit Erfolg geübt wurde, 
eine Einwirkung, die ſich nicht bloß auf konfeſſionelle, ſondern 
auch auf nationale Gebiete erſtreckte. 

Mit dieſer Rekapitulation glauben wir die Erfolge Windthorſts 
in das richtige Licht geſetzt zu haben. Es geht daraus hervor, 
daß er ſie zwei Elementen verdankt, die im ganzen als reichs⸗ 
freundlich nicht haben gelten können; einmal der aus Unzufrieden⸗ 
heit hervorgegangenen Mitwirkung hervorragender Perſönlich⸗ 
keiten bei Bildung des Zentrums und alsdann dem Abfall des 
Fortſchritts und ſeines Anhangs von derjenigen Politik, auf 
deren Baſis der Kulturkampf urſprünglich entſtand. Es erhellt 
aus dem Angeführten ferner, daß der Kulturkampf nicht umſonſt 
geführt worden iſt, und endlich läßt unſere Darſtellung die 
Punkte erkennen, auf die dem immer weiteren Vordrängen des 
Zentrums gegenüber die Aufmerkſamkeit aller derjenigen ſich 
richten muß, welche den Wunſch haben, Preußen und Deutſchland 
vor weiterer Auslieferung an den klerikalen Einfluß zu ſchützen. 


Rußland und Frankreich. 
(10. April 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Von Rußland darf angenommen werden, daß es jetzt über⸗ 
haupt keinen Krieg ſucht, weil es militäriſch noch nicht „fertig“ 
iſt. Aber auch wenn dies einſt der Fall ſein wird, glauben 
wir nicht an einen Vorſtoß nach Weſten. Eher könnte man es 
dann erleben, daß Rußland, wenn die europäiſchen Verhältniſſe 
es ihm geſtatten, eines ſchönen Tages dreißig⸗ oder fünfzig⸗ 
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taujend Mann am Bosporus landet, Konſtantinopel bejett und 
dann in aller Ruhe abwartet, ob ſich eine europäiſche Großmacht 
findet, die den Kampf aufnimmt, oder die ſich lieber auf Ar- 
rangements einläßt, zu denen Rußland um ſo leichter die Hand 
bieten könnte, als es ſich dann um Gebietsentſchädigung handeln 
würde, die es nicht aus eigenem Beſitz zu gewähren brauchte; 
dem Sultan aber könnte ein angemeſſener Garantievertrag an⸗ 
geboten werden, der ihm geſtatten würde, ohne die bisherigen 
Sorgen als Grandſeigneur weiterzuleben. Wir ſind überzeugt, 
daß Rußland, wenn es ihm in irgendeiner Zukunft gelingen 
ſollte, ſeine Haustür am Schwarzen Meer in dieſer oder ähn⸗ 
licher Weiſe zu ſchließen und den Schlüſſel in Verwahrung zu 
nehmen, ſich mit aller Macht auf Aſien werfen und Europa 
nicht beunruhigen würde. Welche Zwecke ſollte es auch in 
Europa verfolgen? Alte Rechnungen ſind hier nicht ins reine 
zu bringen, Grenzen nicht zu berichtigen; Rußland hat, wie 
Fürſt Bismarck in ſeiner bekannten großen Reichstagsrede ſagte, 
ſo viel polniſche Untertanen, daß es eine Vermehrung derſelben 
auf Koſten Preußens oder Oſterreichs unmöglich wünſchen kann. 
Weshalb ſollte es alſo nach Weſten hin Krieg führen wollen? 
Um der Revancheſucht der Franzoſen zu dienen? Dies ernſtlich 
für möglich zu halten, dazu gehört die volle Urteilsloſigkeit, 
die ſich in einem Teil der Preſſe ſofort äußert, wenn Fragen 
der auswärtigen Politik in Betracht kommen. 

Der Panſlawismus iſt zwar eine Macht, mit der in Ruß⸗ 
land gerechnet werden muß, und ſeine Abſichten ſind gegen 
Deutſchland gerichtet; aber auch er denkt ſchwerlich an Aus⸗ 
dehnung des ruſſiſchen Reiches nach Weſten hin; ſeine Be⸗ 
ſtrebungen werden ſofort aufhören, ihre Spitze gegen Deutſch⸗ 
land zu richten, ſobald ſich für Rußland die Gelegenheit zur 
Verrichtung einer großen Aktion darbietet, die mehr verſpricht 
als die unreale Befriedigung bloßer Verſtimmungen. Bis die 
Zeit hierfür herangekommen iſt, wird man zwar noch viel in 
den Blättern über franzöſiſch⸗ruſſiſche Kriegsgelüſte, über die 
geplante Zerſchmetterung von Mitteleuropa zu leſen bekommen, 
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aber ohne daß hierdurch Schaden angerichtet wird. Man muß 
bedenken, daß es ſich bei dieſer Preßtreiberei meiſt um Börſen— 
manöver, um Ausbruch von Zeitungshaß gegen das „anti— 
ſemitiſche“ Rußland oder um Bemühungen des Preßringes 
handelt, welcher von gewiſſen Stellen in Wien und London 
aus ſeine Direktiven empfängt und ſpeziell bezweckt, den 
jetzigen illegitimen Zuſtand in Bulgarien gegen Rußland auf— 
rechtzuerhalten. Dazu kommen noch die baltiſchen Schmerzen, 
die ſich in der „Kreuz⸗Zeitung“ und ähnlichen Blättern gegen 
Rußland äußern, und die Vorurteile derjenigen, die es ihrem 
Liberalismus und ihrer Humanität ſchuldig zu ſein glauben, 
antiruſſiſch zu ſein. Als ob jemand die Erhaltung der Freund⸗ 
ſchaft mit Rußland aus Sympathie mit deſſen inneren Zuſtän⸗ 
den empföhle, anſtatt lediglich unter dem Geſichtspunkte, daß 
Deutſchland, ſolange es gute Beziehungen zu Rußland unter⸗ 
hält, unangreifbar iſt, ſofort aber in eine ſchwierige Lage gerät, 
wenn die übrigen Staaten ſehen, daß wir alle Brücken, die 
zum Zarenreich führen, abgebrochen haben und uns mithin ent⸗ 
weder ganz auf uns ſelbſt oder auf den guten Willen unſerer 
Bundesgenoſſen verlaſſen müſſen! 

Was Frankreich betrifft, ſo zweifeln wir zwar keinen Augen⸗ 
blick daran, daß es nach wie vor entſchloſſen iſt, jede erfolg⸗ 
verheißende Gelegenheit, über uns herzufallen, zu benutzen; 
aber vorläufig ſehen wir dieſe Gelegenheit noch nicht und ſie 
dürfte ſich auch ſo lange nicht einſtellen, wie wir bemüht bleiben, 
der Republik keinen militäriſchen Vorſprung zu laſſen und ſo⸗ 
lange es den Bemühungen der Diplomatie gelingt, Italiens 
Losſprengung von der Tripelallianz reſpektive deſſen Alliierung 
mit Frankreich zu verhindern. Dieſe Aufgabe iſt, namentlich 
unter Mithilfe Englands, nicht ſchwer zu löſen, weil Italien 
kaum darüber im Zweifel iſt, daß es ein Bündnis mit Frank⸗ 
reich, das ihm die Erlöſung aus ſeinen wirtſchaftlichen Schwie⸗ 
rigkeiten vielleicht auch nicht brächte, mit der Preisgabe ſeiner 
jetzigen unabhängigen Großmachtſtellung zu bezahlen haben und 
zum Vaſallen Frankreichs herabſinken würde. 
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Fürſt Bismarck und die Weltausſtellung in Chicago. 
(13. April 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Gelegentlich einer Unterredung, welche der Fürſt Bismarck 

vor kurzem über dieſes Thema hatte, äußerte er ſich dahin, 
daß er es ſehr beklagen würde, wenn die deutſchen Induſtriellen 
ſich etwa in ihrer Verſtimmung über die Me Kinley-Bill ab⸗ 
halten ließen, an der Chicagoer Ausſtellung teilzunehmen. Das 
würde ein großer Fehler ſein; Deutſchland und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika ſeien ſtets gute Freunde gemejen; 
beide haben weder widerſtreitende territoriale Intereſſen, noch 
ſind ſie beide politiſche Rivalen. Er, der Fürſt, ſei während 
des amerikaniſchen Bürgerkrieges im Amte geweſen, und ob⸗ 
ſchon er für viele der hochgebildeten Männer des Südens die 
größten perſönlichen Sympathien gehabt hätte, hielt er doch als 
preußiſcher Miniſter zu dem Norden. Preußen ſei in jenem 
Kriege der feſteſte Freund der Union geweſen. Das deutſche 
und amerikaniſche Volk ſei durch die Bande der Freundſchaft 
wie Verwandtſchaft und nicht minder der gegenſeitigen Inter⸗ 
eſſen verbunden, und darum wäre es beklagenswert, wenn die 
deutſche Induſtrie ſich weigern würde, an einer Ausſtellung 
teilzunehmen, welche berufen iſt, die Kenntnis deutſcher Erzeug⸗ 
niſſe bei dem amerikaniſchen Volke zu erweitern und die deutſchen 
Produzenten in direkte Berührung mit den Amerikanern zu 
bringen. 
Wir brauchen unſererſeits dieſer Kundgebung des Fürſten 
Bismarck um ſo weniger ein Wort hinzuzufügen, als die deutſche 
Induſtrie weiß, daß ſie im Fürſten Bismarck ſtets den treueſten 
Freund und eifrigſten Förderer ihrer Intereſſen, welche ja 
mit den Intereſſen des arbeitenden Volkes zuſammenfallen, 
gehabt hat und noch hat. 
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Fürſt Bismarck als Abgeordneter. 
(21. April 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Das Spüren nach Gründen, weshalb der frühere Reichs— 
kanzler geneigt fein ſollte, ſich zum Abgeordneten zu „ernied— 
rigen“, hat in einem Teil der Preſſe auf merkwürdige Abwege 
geführt. Von der Vermutung, der Fürſt ſtrebe danach, wieder 
Kanzler zu werden, ſind die Herren zwar zurückgekommen; 
doch geht aus dieſen neuerlichen Unterſtellungen hervor, daß 
das Regiſter ihrer Töne im Vergleiche mit unſerer Klaviatur 
noch immer unvollſtändig iſt. Wenn ſie das Strebertum nicht 
als Motiv eines Politikers anführen können, ſo bleibt ihnen 
nichts anderes übrig, als perſönliche Feindſchaft, Groll, Haß, 
Rachſucht und dergleichen Regungen. Davon, daß jemand, der 
ſein Land liebt, ein Pflichtgefühl haben könne, durch deſſen 
kategoriſchen Imperativ er veranlaßt wird, dem Reiche nach 
Möglichkeit zu dienen und Schädigungen von ihm abzuwehren, 
auch ohne einen Beweggrund von perſönlichen oder Partei⸗ 
beſtrebungen, davon ferner, daß man ſich für noch anderes als 
für die eigene Perſon oder Partei intereſſieren könne, ſcheint 
den Strebern und Kämpfern im Wettbewerbe der Fraktionen 
das Verſtändnis zu fehlen. Und doch ſollten die Gründe, wes⸗ 
halb Fürſt Bismarck nicht grollend oder gleichgültig ſchweigt, 
für jeden, der ſeine Vergangenheit ins Auge faßt, einigermaßen 
nahe liegen. Von ihm Gleichgültigkeit gegen die fernere Ent⸗ 
wicklung oder Gefährdung des Ergebniſſes ſeiner Arbeiten zu 
verlangen, iſt unnatürlich und unvernünftig. 

Unverſtändlich iſt uns dabei die mit der Gleichheit der 
Staatsbürger vor dem Geſetze und vor dem Wähler unverein⸗ 
bare Anſicht, als ob der frühere Kanzler zu vornehm wäre, 
um gleich allen Abgeordneten im Reichstage zu ſitzen und mit⸗ 
zuarbeiten, und durch ſeine Erwählung degradiert würde. In 
fortſchrittlichen Blättern finden wir dieſe Vorſtellung mit Luſt 
und Liebe ausgemalt, und doch beweiſt das Auftauchen dieſes 


Gedankens einen Mangel an demjenigen Gleichheitsgefühle, 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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von welchem gerade die Freiſinnigen behaupten, durchdrungen 
zu ſein. 

Bekannt iſt, daß der Prinz von Preußen als Thronfolger 
und ſpäterer Kaiſer Wilhelm I. im Jahre 1848 in die preußiſche 
Nationalverſammlung gewählt wurde, in dieſelbe eintrat, ſich 
zum Worte meldete und redete. Dieſer Herr war in einer 
ſehr viel höheren Stellung als der Reichskanzler, und niemand 
hat gefunden, daß dieſelbe durch ſeine Beteiligung an den 
Debatten der Landesvertretung irgendwie geſchädigt worden 
wäre. Die fortſchrittlichen Organe des heutigen Tages müſſen 
alſo annehmen, daß der Reichstag nicht mehr auf der gleichen 
Höhe ſtehe wie die Nationalverſammlung von 1848, ſo daß die 
Zugehörigkeit zu demſelben die Wirkung, eine ſo hohe Stellung 
herabzudrücken, in erhöhtem Maße bedinge. Da wir daran 
nicht glauben können, ſo iſt wohl unzweifelhaft, daß ihre Für⸗ 
ſorge für das Anſehen des Fürſten Bismarck und die Wünſche, 
dasſelbe vor einer Schädigung durch parlamentariſche Kämpfe 
zu bewahren, andere Gründe hat als ein Intereſſe für die 
Stellung und den Ruf des ehemaligen Kanzlers. 


Krone und Parlament. 
(6. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ ſagt: Die Teilnahme des Fürſten 
Bismarck an den Reichstagsverhandlungen würde „die Bedeu⸗ 
tung des Reichstages heben“; das Blatt bringt dieſe Wirkung 
in Widerſpruch mit den „früheren Bemühungen des Fürſten 
Bismarck, die Bedeutung der Parlamente herabzudrücken“. 
Wir müſſen dazu bemerken, daß Herr v. Bismarck⸗Schönhauſen 
bei ſeinem Eintritt ins Miniſterium, 1862, das Gewicht der 
Krone durch das des Parlaments gefährdet glaubte und des⸗ 
halb aus der Situation für ſich die Aufgabe entnahm, das 
Maß von Unabhängigkeit herzuſtellen und zu erhalten, welches 
die beſtehende Verfaſſung in Preußen der Krone gewährt. 
Wir glauben, daß ihm dies gelungen iſt, finden aber auch nicht, 
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daß er das Gleichgewicht der Staatsgewalten, ſo wie es von 
der preußiſchen Verfaſſung abgewogen iſt, jemals bekämpft oder 
als ſchädlich betrachtet hätte. Er hat diktatoriſche Zuſtände als 
Ausnahmen angeſehen und als ſolche für zuläſſig gehalten, 
aber wir haben in ihm niemals einen Vertreter des Abſolutis⸗ 
mus ohne das Gegengewicht der Parlamente und der Preſſe 
gefunden; wer feine öffentlichen Außerungen der Kritik unter- 
zieht, wird mehr wie eine darunter finden, welche für das 
Gleichgewicht der geſetzgebenden Gewalten dahin eintritt, daß 
der status quo der Geſetzgebung, um geändert zu werden, der 
allſeitigen Zuſtimmung bedürfe. Daß eine Hebung der Be- 
deutung des Reichstages heutzutage ebenſowohl die Aufgabe 
einer vorausſehenden Politik ſein könne, wie es die Verſtärkung 
des Gewichtes der Krone 1862 war, möchten wir unſererſeits 
nicht a priori beſtreiten, weil wir Anhänger des Gleichgewichtes 
der verfaſſungsmäßigen Staatsgewalten ſind und eine Ab⸗ 
ſchwächung der Bedeutung des Reichstages über die Grenzen 
dieſes Gleichgewichtes hinaus nicht im Intereſſe der Na⸗ 
tion erachten. 


Angeblicher Brief Bismarcks an Moltke. 


(6. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir ſind ermächtigt, den angeblichen Brief des Fürſten 
Bismarck an den Grafen Moltke ) vom Auguſt 1888, den der 
Pariſer „Temps“ zuerſt gebracht und den die Berliner „Volks⸗ 
zeitung“ mit Bereitwilligkeit überſetzt hat, für eine Erfindung 
zu erklären, deren Ungeſchick übrigens für jeden erkennbar war, 
der mit Perſonen und Verhältniſſen in Deutſchland vertraut 
iſt. Freilich, je unſinniger ſolche ausländiſche Erfindungen ſind, 
deſto ſicherer kann man darauf rechnen, ſie in der deutſchen 
freiſinnig⸗demokratiſchen Preſſe überſetzt und verbreitet zu finden. 


) Der gefälſchte Brief enthielt unwürdige Schmeicheleien an die 
Adreſſe des Reichsoberhauptes. 
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Gründe für die ſchließliche Annahme des 
Reichstagsmandats. 
(17. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Ein Artikel des „Hamburgiſchen Correſpondenten“ ſchließt 
mit der Frage nach den Gründen, die den Fürſten Bismarck 
bewogen haben, die Reichstagskandidatur überhaupt anzunehmen. 
Der Fürſt ſelbſt hat darüber in ſeiner Rede an die Deputation 
aus dem neunzehnten hannoverſchen Wahlkreiſe vollſtändig Aus⸗ 
kunft gegeben, indem er ſagte, daß, wenn von kompetenter 
Seite — und das waren hier die Wähler — der Ruf an ihn 
erginge, dem Dienſte des Landes die Kräfte zu widmen, die 
ihm verblieben ſeien, er ſich in ſeinem Gewiſſen nicht berechtigt 
fühle, ſich dieſer Aufforderung zu verſagen. Wir zweifeln 
nicht, daß er ſeine Überzeugung öffentlich frei bekennen wird, 
unbeirrt wie immer, ob er damit den erſtrebten Erfolg er⸗ 
reicht oder nicht. 


Verwendung des Welfenfonds. 
(17. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Kürzlich iſt in den demokratiſchen Blättern vielfach die Ver⸗ 
brennung der Belege über die aus dem Welfenfonds gemachten 
Ausgaben moniert worden. Wer ſich über dieſe Vernichtung 
wundert, beſitzt entweder keine Erinnerung mehr von der Wir⸗ 
kung der Veröffentlichung geheimer napoleoniſcher Papiere aus 
den Tuilerien, oder hat das Bedürfnis, ähnliche Verſtimmungen 
und Beſorgniſſe, die ſich daran knüpften, auch in Deutſchland 
herbeizuführen. Sehr viele Verwendungen aus dem Welfen⸗ 
fonds im Auslande haben jedenfalls die nützliche Wirkung gehabt, 
zur Erhaltung guter auswärtiger Beziehungen des deutſchen 
Landes erheblich beizutragen. Nachdem das Bedürfnis hierzu 
ſich weſentlich gemindert hatte, wurden die Beträge namentlich 
im früheren Königreich Hannover verwendet. 
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Klerikale Feindſchaft. 


(20. Mai 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Es iſt Tatſache, daß der frühere Reichskanzler im ſo— 
genannten Kulturkampf perſönlich eine keineswegs extreme 
Stellung eingenommen, ſondern ſich, durch die auswärtigen 
Angelegenheiten des Reiches zu Anfang der ſiebziger Jahre 
faſt ganz in Anſpruch genommen, darauf beſchränkt hat, die 
Aktion des damaligen Kultusminiſters aus ſtaatspolitiſchen 
Gründen und im vollſten Vertrauen auf die hohen Fähigkeiten 
Dr. Falks mit ſeinem Namen zu decken. Späterhin hat ſich 
Fürſt Bismarck erſt recht nicht als „Feind“ der römiſchen 
Kirche erwieſen, im Gegenteil iſt er es geweſen, der die letztere 
in die Lage gebracht hat, zu einem ſehr annehmbaren Frieden 
mit dem Staate zu gelangen. Spezifiſch „kirchenpolitiſche“ 
Motive im engeren Sinne werden es mithin ſchwerlich ſein, 
welche die klerikalen Blätter zu ihrer fortgeſetzt feindſeligen 
Haltung gegen den Fürſten Bismarck beſtimmen, noch weniger 
wird es die Furcht ſein, daß Fürſt Bismarck eines Tages 
wiederkommen könne; denn erſtens ſind die ultramontanen 
Redakteure viel zu kluge Leute, als daß ſie an eine ſolche Rückkehr 
ernſtlich glauben ſollten, und zweitens wäre nach dem oben 
Angeführten nicht erſichtlich, weshalb ſie davon Nachteile für 
die katholiſche Kirche befürchteten. Unter dieſen Umſtänden 
bleibt nichts übrig, als die Erklärung der auffälligen Haltung 
der katholiſchen Preſſe dem Fürſten Bismarck gegenüber außer⸗ 
halb desjenigen kirchenpolitiſchen Gebietes zu ſuchen, das der 
Schauplatz des Kulturkampfes war. Will man nicht annehmen, 
daß es ſpezifiſch jeſuitiſche Einflüſſe ſind, die auf die klerikalen 
Blätter zur fortdauernden Bekämpfung des früheren Kanzlers 
ausgeübt werden, ſo gelangt man notgedrungen zu der Anſicht, 
daß ihr Beweggrund ſich mit der Empfindung deckt, welcher 
das bloße Vorhandenſein des Fürſten Bismarck, als einer Ver⸗ 
körperung des nationalen Einheitsgedanken, des deutſchen Kaiſer⸗ 
tums mit proteſtantiſchem Herrſcherhaus, unbequem iſt und die 


357 


in jeder Stärkung des Anſehens des Fürſten Bismarck eine 
Gefährdung von Intereſſen erblickt, die in Rom an der zukünf⸗ 
tigen Geſtaltung der Dinge im Deutſchen Reiche gehegt werden. 


Vorerörterung wirtſchaftlicher Vorlagen. 
(26. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt: 

„Unter dem früheren Regime war unſer Volk gewohnt, die geſamte 
öffentliche Meinung, im beſonderen aber die Preſſe gewiſſen Impulſen 
folgen oder gegen dieſelben Stellung nehmen zu ſehen, die ihr von 
leitender Stelle gegeben wurden und durch welche der öffentlichen Dis⸗ 
kuſſion ſozuſagen beſtimmte Themata aufgenötigt wurden. Dieſes iſt 
ſeither in Fortfall gekommen, gewiß ſehr zum Nutzen vielfacher Dinge 
und Verhältniſſe.“ 

Dies bezweifeln wir ſehr und ſind der Anſicht, daß es beſſer 
geweſen ſein würde, wenn man bei der Praxis des früheren 
Regimes geblieben wäre. Iſt eine Art von Stagnation und 
Mangel an Vertrauen in die Zukunft bei uns eingetreten, ſo 
glauben wir, daß gerade das Syſtem daran die Schuld trägt, 
das die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ auf Koſten des 
früheren lobt. So zum Beiſpiel hat der Mangel einer auf 
verbürgter Unterlage beruhenden Diskuſſion der Wiener Ver⸗ 
handlungen einen weſentlichen Anteil daran, wenn jetzt in 
weiten Erwerbskreiſen Unſicherheit herrſcht, die den Unter⸗ 
nehmungsgeiſt lähmt. In der hohen Politik, wo es ſich um 
Krieg und Frieden handelt, können die Verhandlungen nicht 
geheim genug gehalten werden; in der Wirtſchaftspolitik liegt 
die Sache umgekehrt. Hier beſteht die größte Gefahr im 
Wechſel der Bedingungen des Handels. Jede Veränderung 
der wirtſchaftlichen Politik zerreißt unzählige Fäden des Verkehrs, 
erfordert Opfer und die Anknüpfung neuer Beziehungen. Wenn 
eine ſolche Anderung generell angekündigt wird, ohne Sicherheit 
darüber, wann und unter welchen Umſtänden ſie erfolgt, ſo 
wirkt dieſe Ungewißheit ſchlimmer als der wirkliche Eintritt der 
befürchteten Übelſtände. Niemand getraut ſich, die bevorſtehende 
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Umwälzung, deren Einzelheiten unbekannt ſind, irgendwie jeinen 
Berechnungen und Unternehmungen zugrunde zu legen. Wir 
halten es für durchaus notwendig, daß, wenn die wirtſchaftliche 
Lage durch einſchneidende Maßregeln modifiziert werden ſoll, 
die Intentionen der Regierung vorher in der breiteſten Offent⸗ 
lichkeit beſprochen werden, ſowohl durch die Preſſe wie durch 
die beteiligten Korporationen und den Staatsrat, bevor die 
Regierung definitiv Stellung nimmt. Wenn dies nicht ge⸗ 
ſchieht, ſo erfolgt die Entſcheidung nur nach dem Votum ein⸗ 
zelner Räte, die eine am grünen Tiſch erworbene Privat⸗ 
meinung ihren mit ſolchen Geſchäften meiſt nicht perſönlich 
vertrauten Vorgeſetzten plauſibel machen. 


Miniſterkandidatur Bennigſens. 
(26. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Anläßlich der Zeitungsnachrichten über die Miniſterkandi⸗ 
datur des Herrn v. Bennigſen iſt mehrfach von der 1877 ge⸗ 
ſcheiterten Berufung dieſes nationalliberalen Parteiführers in 
das Miniſterium die Rede geweſen. Hierzu wäre zu bemerken, 
daß in jenem Jahre das Miniſterium des Innern Herrn 
v. Bennigſen nicht angeboten worden iſt. Herr v. Bennigſen 
ſtellte die Bedingung, daß die Herren Forckenbeck und Stauffen⸗ 
berg mit in das Kabinett einträten. Dieſe Bedingung zu er⸗ 
füllen, war nicht möglich, da der König ſich nicht dazu ent⸗ 
ſchließen konnte, zwei Miniſter zu entlaſſen, um ſie durch ſo 
avancierte Politiker zu erſetzen. Der König war entſchieden 
gegen die Idee, der nationalliberalen Fraktion in dieſer Weiſe 
das Miniſterium einzuräumen und verbot weitere Verhandlungen. 


Fürſt Bismarck und der Kulturkampf. 


(28. Mai 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Im Widerſpruch zur hiſtoriſchen Wahrheit fährt die ultra⸗ 
montane Preſſe fort, den Fürſten Bismarck als den „Vater des 
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Kulturkampfes“ zu bezeichnen. Eher gebührt dieſe Vaterſchaft 
dem Zentrum; da dieſes aber ein Neutrum und mithin zeugungs⸗ 
unfähig iſt, muß man generatio aequivoca annehmen, daß an 
deren Vorbereitung nächſt der neulich geſchilderten Gründung 
des Zentrums durch Savigny, Ketteler, Mallinckrodt, Reichens⸗ 
perger und ſo weiter, die Bureaukratie des preußiſchen Kultus⸗ 
miniſteriums beteiligt iſt, die in dem bekannten Ermländer Falle, 
wo ein Schullehrer, der wegen Nichtanerkennung der Infalli⸗ 
bilität päpſtlich interdiziert, weltlich aber gehalten ward, die 
erſte Flamme des Kulturkampfes entzündete. Wenn dieſelbe 
nicht ohne Schädigung der ſtaatlichen Autorität gelöſcht werden 
konnte, jo lag die Schuld hauptſächlich an der katholiſchen Ab- 
teilung des preußiſchen Kultusminiſteriums mit den poloni⸗ 
ſierenden Tendenzen des Fürſten Boguslaw Radziwill, durch 
die ſich der Kultusminiſter ebenſo behindert fühlte, wie durch 
die ſpäter aufgehobenen Artikel der preußiſchen Verfaſſung zu⸗ 
gunſten der Stellung der katholiſchen Kirche. Jedenfalls war 
die Ermländer Angelegenheit eine Reſſortfrage des preußiſchen 
Kultusminiſters. Jedes Miniſterreſſort in Preußen iſt, ſoweit 
es nicht vom Könige direkt daran gehindert wird, an und für 
ſich ſelbſtändig; der Miniſterpräſident iſt nicht Vorgeſetzter der 
übrigen Miniſter, ſondern nur Leiter ihrer Verhandlungen; ver⸗ 
fügend in das eine oder andere Reſſort einzugreifen ſteht ihm 
nicht zu. Er kann nur durch Appell an die Entſcheidung des 
Königs oder durch Stellung der Kabinettsfrage auf die anderen 
Reſſorts einwirken; namentlich aber kann er nicht hindern, daß 
innerhalb eines Reſſorts Fragen von prinzipieller Tragweite 
bis zu einem Stadium gefördert werden, in welchem das Ge⸗ 
ſchehene ohne äußerlich erkennbare und nachwirkende Kriſen nicht 
mehr ungeſchehen zu machen iſt. Wir wollen damit in keiner 
Weiſe andeuten, daß der damalige Miniſterpräſident die Ab⸗ 
ſicht oder die Neigung gehabt hätte, das, was vom Kultus⸗ 
miniſterium im Ermländer Falle geſchehen war, zu mißbilligen, 
denn wir ſind nicht ſicher, ob er darüber vollſtändig informiert 
war; wir wiſſen nur, daß er ſchon damals von der Notwen⸗ 
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digkeit, die katholiſche Abteilung und ihr Veto innerhalb des 
Miniſteriums aus dem Staatsorganismus zu beſeitigen, durch— 
drungen war. Wie die weiteren parlamentariſchen Vorgänge 
und die Haltung des neugebildeten Zentrums den Wind zur 
Verſtärkung des Feuers lieferten, das durch den Ermländer Fall 
entzündet worden war, iſt publici juris. 

Der Miniſterpräſident ſtand vor der Frage, ob er für die 
Maßregeln des Kultusminiſteriums ſolidariſch eintreten, oder 
ihnen im Intereſſe des konfeſſionellen Friedens Widerſtand 
leiſten ſolle. Der Miniſterpräſident war zugleich Reichskanzler 
und es iſt wohl anzunehmen, daß die Reichspolitik bei ſeinen 
Entſchließungen das entſcheidende Gewicht hatte. Es handelte 
ſich darum, das neu entſtandene, im Auslande freundloſe und 
im Innern vielfach auf Unterlagen von zweifelhafter Sicher⸗ 
heit beruhende Reich erſtarken und ſich auswachſen zu laſſen. 
Es lag alſo die Frage vor, ob es, um dieſem Ziele näher zu 
kommen, angezeigt war, für die vom preußiſchen Kultus⸗ 
miniſterium genommene Stellung, oder für die Beſtrebungen 
des neugebildeten Zentrums die Autorität der Reichsſpitze ein⸗ 
zuſetzen. Die damaligen Abſichten des Zentrums gaben ſich in 
der Richtung kund, daß durch hohe biſchöfliche Einflüſſe, zum 
Teil aber auch durch parlamentariſche Manifeſtationen beantragt 
wurde, gegen das Königreich Italien für die Erhaltung des päpſt⸗ 
lichen Gebiets einzuſchreiten, in die Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches aber diejenigen Beſtimmungen zugunſten der Stellung 
der katholiſchen Kirche aufzunehmen, welche die preußiſche Ver⸗ 
faſſung in ihren ſeither aufgehobenen und einigen anderen Artikeln 
in dieſer Richtung enthielt. Wir laſſen es dahingeſtellt ſein, wie 
die Entwickelung des Deutſchen Reiches geweſen ſein würde, 
wenn der Kaiſer und ſeine Politik in Widerſpruch mit dem 
preußiſchen Staatsminiſterium und unter Wechſel desſelben für 
die Anſprüche des Zentrums gegen Italien und für die vom 
Zentrum gewünſchte Anderung der Reichsverfaſſung eingetreten 
wäre. Es liegt da ein Gebiet für Konjekturalpolitik vor, deſſen 
Ausfüllung wir jedem Sachverſtändigen nach ſeiner Auffaſſung 
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überlaſſen können. Tatſache iſt, daß ſich der Kaiſer und jein 
Kanzler im Intereſſe der Zukunft des Reiches, ſeiner äußeren 
Beziehungen und ſeiner inneren Entwickelung dafür entſchieden, 
das preußiſche Staatsminiſterium unverändert beizubehalten und 
die Forderungen der Zentrumspolitiker unerfüllt zu laſſen. Der 
Kulturkampf war damals nicht die Frage, von welcher die 
Situation beherrſcht wurde, die oberſte Frage war vielmehr 
die, ob und wie ſich die Verſtimmungen, welche die Geneſis des 
Deutſchen Reiches im Auslande hinterlaſſen und die Schwierig⸗ 
keiten, die ſeine Vorgeſchichte im Inneren der Neubildung auf 
den Trümmern der Vergangenheit entgegenſtellten, überwinden 
oder doch mindern ließen. Zur Mithilfe bei Löſung dieſer 
Hauptaufgabe waren nur diejenigen parlamentariſchen Frak⸗ 
tionen bedingungslos bereit, welche die Reichsregierung ſich 
damals entfremdet haben würde, wenn ſie für das Vatikanum 
gegen Italien und für den Anſpruch des Zentrums bezüglich 
der Reichsverfaſſung eingetreten wäre. Die Reichsregierung 
hätte nach Lage der damaligen Majoritätsverhältniſſe im Reichs⸗ 
tage gegen dieſen mit Auflöſung vorgehen und ſich bei der 
weiteren Entwickelung des Reiches auf das Zentrum und deſſen 
Freunde im In⸗ und Auslande ſtützen müſſen. Damals aber 
war es noch in friſcher Erinnerung, daß ultramontane bayeriſche 
Blätter im Jahre 1870 mit ihren Sympathien im franzöſiſchen 
Lager ſtanden und dabei von ſolchen nichtultramontanen, ein⸗ 
flußreichen Blättern an der Mainlinie unterſtützt wurden, deren 
intime Beziehungen zu Frankreich ſchon vor 1870 für alle Sach⸗ 
verſtändigen erkennbar waren. Unter dieſen Umſtänden konnte 
die Entſcheidung der Reichsregierung nicht zweifelhaft ſein. 
Sollte ſie heute für unzutreffend erachtet und gemeint werden, 
daß das Wohl Deutſchlands in der Richtung des damals nicht 
eingeſchlagenen Weges liege, ſo läßt ſich ja das Experiment 
noch nachholen und zwar mit geringerer Gefahr, als dies zu 
Anfang der ſiebziger Jahre möglich geweſen wäre. 
Nachdem die Hauptaufgaben der Reichspolitik ihrer Löſung 
heutzutage näher gebracht worden ſind, als man damals voraus⸗ 
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ſehen konnte, haben die Nachwehen des Kulturkampfes nur noch 
die Bedeutung, daß die Lebensfähigkeit des Reiches den Be⸗ 
teiligten hinreichend ſichergeſtellt erſcheint, um ſich mit den 
Reminiſzenzen an die Kämpfe, welche dahin führten, in der 
vollen Ruhe des Geſchichtsforſchers beſchäftigen zu können. In 
dem ungeſtillten Haß der klerikalen Blätter gegen den leitenden 
Staatsmann jener Zeit, den Fürſten Bismarck, aber erblicken 
wir die beſte Anerkennung deſſen, was in jener kritiſchen Zeit nach 
dem franzöſiſchen Kriege von der deutſchen Staatskunſt geleiſtet 
worden iſt; wir würden es im Intereſſe des Reiches bedauern, 
wenn dieſer Zorn, der den Deutſchen jeden Augenblick die Ver⸗ 
gangenheit und ihre Gefahren vor Augen führt, je nachließe. In 
Preußen aber mag man nicht vergeſſen, daß der Kulturkampf in 
der verfaſſungsmäßigen Freiheit der Schule und der Beſeitigung 
der katholiſch⸗polniſchen Abteilung des Kultusminiſteriums einen 
dauernden Gewinn für Staat und Monarchie hinterlaſſen hat. 


Miniſterkandidatur Bennigſens. 
(3. Juni 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Es iſt zutreffend, daß bei der Ernennung des Herrn v. Bennigſen 
zum Oberpräſidenten der Provinz Hannover die damalige Regie⸗ 
rung nicht die Abſicht gehabt hat, damit die Welfen zu gewinnen. 
Wenn dies der Fall geweſen wäre, ſo hätte man ſicher nicht 
Herrn v. Bennigſen, ſondern einen den Welfen genehmen Mann 
der äußerſten Rechten, der weniger Anlaß zu Zwieſpalt mit den 
Welfen ſchon durch ſeine Vergangenheit geboten hätte, gewählt. 
Herrn v. Bennigſens Ernennung erfolgte, um das Verhältnis der 
hannoverſchen Regierung zu den Nationalliberalen zu befeſtigen. 


Zu den Verhandlungen mit Wien. 
(3. Juni 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Der Eindruck, daß auf öſterreichiſcher Seite das doppelte 
Schach, in das wir durch den Bruch mit dem Syſtem der gleich⸗ 
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zeitigen Anlehnung an Rußland geraten find, dazu benutzt wird, 
um wirtſchaftliche Konzeſſionen zu erzwingen, beſteht fort. Oſter⸗ 
reich glaubt, was nach allem Geſchehenen als ſeine Auffaſſung 
nicht überraſchen kann, daß die leitende Stellung im Bunde, die 
früher Deutſchland innegehabt hat, jetzt in ſeine Hände über⸗ 
gegangen ſei und ſucht ſich dies zunutze zu machen. Früher 
hielt man uns in Wien nicht nur für mächtiger, ſondern auch 
für klüger als ſich ſelbſt, man ſuchte der tatſächlichen Lage ihre 
beſte Seite abzugewinnen und begnügte ſich mit dem, was man 
erlangen konnte. Jetzt fordert man, beordert die Unterhändler 
für Realiſierung dieſer Anſprüche nach Wien und führt die An⸗ 
gelegenheiten ſo, daß ſich diesſeitige Miniſter auf die Angaben 
in öſterreichiſch offiziöſen Blättern berufen müſſen, um Auskunft 
über die wichtigſten materiellen Intereſſen des deutſchen Volkes 
zu erteilen. In Sſterreich wiſſen die Organe der öffentlichen 
Meinung eben trotz aller Betonung der Notwendigkeit der Ge⸗ 
heimhaltung der Abmachungen, um die es ſich handelt, genau 
Beſcheid über deren Tragweite; dort werden die Intereſſenten 
befragt, während die deutſche öffentliche Meinung „mit Rück⸗ 
ſicht auf Oſterreich und die noch ſchwebenden Verhandlungen 
mit anderen Staaten“ in Dunkel und Vormundſchaft erhalten 
wird. — Nichts iſt übrigens weniger geeignet, das jetzige Ver⸗ 
fahren zu rechtfertigen, als die Behauptung, daß die gegen⸗ 
wärtig mit Oſterreich gepflogenen Verhandlungen auch unter 
der vorigen Regierung angeſtrebt worden ſeien. Tatſache iſt, 
daß Oſterreich ſchon früher und zwar zehn Jahre lang unaus⸗ 
geſetzt Verſuche in gleicher Richtung wie jetzt zugunſten der 
ungariſchen Kornhändler gemacht hat. Es lag in der Natur 
der gegenſeitigen politiſchen Beziehungen, daß dieſelben ſtets mit 
großer Höflichkeit und im Tone des Einverſtändniſſes behandelt, 
aber — doch eben abgelehnt worden ſind. Darauf die Be⸗ 
hauptung zu gründen, daß die frühere Regierung das nämliche 
getan oder gewollt habe, wie das, um was es ſich jetzt handle, 
kann nur Leuten in den Sinn kommen, die nicht wiſſen, wie 
diplomatiſche Geſchäfte gemacht werden. 
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Berichtigung falſcher Behauptungen. 


(3. Juni 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Die Wiener „Neue Freie Preſſe“ hat dieſer Tage eine Reihe 
falſcher Behauptungen aufgeſtellt, von denen wir nachträglich 
einige berichtigen wollen. Erſtens iſt es nicht zutreffend, daß 
der frühere preußiſche Miniſter des Innern, Herr v. Putt⸗ 
kamer, entlaſſen worden ſei, weil er die Aufforderung, ſich 
wegen ſeiner gewalttätigen Wahlpolitik zu rechtfertigen, mit 
einem trotzigen Schreiben beantwortet habe. Herr v. Putt⸗ 
kamer hat nicht mit einem trotzigen, ſondern, ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, in einem ehrerbietigen Schreiben geantwortet, worauf ein 
zweites eintraf, das ihn veranlaßte, ſeine Demiſſion zu nehmen. 
Zweitens iſt es nicht richtig, daß der vormalige Juſtizminiſter 
Herr v. Friedberg aus dem Amte geſchieden ſei, weil er durch 
ſein unparteiiſches Verhalten in der Geffckenaffäre das Miß⸗ 
vergnügen des Fürſten Bismarck erregt habe. Herr v. Fried⸗ 
berg hatte mit der Geffckenaffäre, die vor dem Leipziger Reichs⸗ 
gericht anhängig war, gar nichts zu tun und konnte mithin in 
dieſer Frage das Mißvergnügen des Fürſten Bismarck gar 
nicht erregen; die Demiſſion Friedbergs hatte überhaupt einen 
Charakter, der demjenigen völlig entgegengeſetzt iſt, den ihr die 
„Neue Freie Preſſe“ zuſchreibt. Drittens widerſpricht es der 
Wahrheit, wenn das Wiener Blatt behauptet, Herr v. Lucius, 
der Landwirtſchaftsminiſter, ſei durch die „famoſe Stempel⸗ 
geſchichte“ unmöglich geworden. Abgeſehen von dem Anachronis⸗ 
mus, der hier mit unterläuft, kann ſich ein preußiſcher Miniſter 
nicht durch Anerkennung einer königlichen Prärogative unmög⸗ 
lich machen. 

Im übrigen iſt es für die „Neue Freie Preſſe“ und die 
Kreiſe, die das Blatt vertritt, charakteriſtiſch, daß es bei ſeiner 
Kritik des Fürſten Bismarck keinen anderen Maßſtab als den 
des gewöhnlichſten Strebertums auf den Gründer des Deutſchen 
Reiches anzuwenden weiß. Die Leute in Wien haben offenbar 
nicht das leiſeſte Verſtändnis dafür, daß jemand lediglich dem 
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kategoriſchen Imperativ Kants folgen kann. Fürſt Bismarck 
handelt, deſſen darf man in Wien und anderswo ſicher ſein, 
niemals um eines äußeren Erfolges willen, ſondern ſtets und 
ausſchließlich nach Maßgabe ſeiner Erkenntnis, ſeines inneren 
Bedürfniſſes und nach deſſen Motiven; der Gedanke, dabei 
ganz allein zu ſtehen, kann ihn in keiner Weiſe abhalten, ſeiner 
Überzeugung und ſeinem Pflichtgefühl zu folgen. 


Nationalitätenhader in Ofterreich-Lngarn. 
(3. Juni 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Kürzlich laſen wir in der „Neuen Freien Preſſe“ eine aus 
Prag, 25. Mai, datierte Mitteilung über die tſchechiſch⸗franzö⸗ 
ſiſche Verbrüderung. Dieſe und ähnliche Vorgänge der Ver⸗ 
gangenheit lenken, auch wenn man ſie nicht überſchätzt, die Auf⸗ 
merkſamkeit auf die Gefahren, die aus der Unſicherheit der 
öſterreichiſchen nationalen Verhältniſſe drohen. Sie verſtärken 
den Eindruck, daß es unvorſichtig war, die beiden Stränge, die 
Deutſchland früher auf ſeinem Bogen hatte, nicht zu behalten, 
ſondern den ruſſiſchen kurzweg zu durchſchneiden. Die natio⸗ 
nalen Zwiſtigkeiten erſtrecken ſich in Oſterreich ſelbſt bis in 
das Offizierkorps hinein, ſo daß es keine außergewöhnliche Er⸗ 
ſcheinung iſt, in Garniſonen die Offiziere nach ihren Natio⸗ 
nalitäten in verſchiedenen Gaſthäuſern und an verſchiedenen 
Tiſchen ſpeiſen zu ſehen. Zweifellos wirkt die Diſziplin ent⸗ 
ſchieden ausgleichend hierauf, aber im Hinblick auf die Mög⸗ 
lichkeiten der Zukunft kann man ſich doch eines beunruhigenden 
Eindruckes kaum entſchlagen. 


Anſere Beziehungen zu Rußland. 
(14. Juni 1891, Morg.⸗Ausg.) 
Unſere neulichen Bemerkungen über das Verhältnis Deutſch⸗ 


lands zu Rußland haben in der Preſſe verſchiedenartigen Wider⸗ 
ſpruch hervorgerufen. 
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Der „Hannoverſche Courier“ weiſt darauf hin, daß fie ſchwerlich zu— 
treffend ſein könnten, weil Fürſt Bismarck bereits in ſeiner berühmten 
Rede vom 6. Februar 1888 keinen Zweifel darüber gelaſſen habe, daß 
er ſelbſt es geweſen ſei, der den ruſſiſchen Strang, den wir früher neben 
dem öſterreichiſchen auf unſerem Bogen gehabt hätten, zerſchnitten habe, 
denn er habe in jener Reichstagsrede erklärt, er ſei durch das Verhalten 
Rußlands gezwungen geweſen, zugunſten Oſterreichs zu optieren. Der 
„Hamburger Correſpondent“ ſpricht davon, daß eine Verſchlechterung 
der Beziehungen zu Rußland ſchon 1875 eingetreten ſei, die ihren Ur⸗ 
ſprung in franzöſiſchen Einflüſterungen gehabt hätte, denen Kaiſer Alex⸗ 
ander II. trotz ſeiner Verehrung für ſeinen Oheim, den Kaiſer Wilhelm, 
nicht unzugänglich geblieben ſei. Der „Rheiniſche Courier“ wiederum 
weiß zu melden, daß eine Verſchlechterung unſeres Verhältniſſes zu 
Rußland unter der jetzigen Regierung ſchon deshalb nicht vorliegen 
könne, weil es ſchon unter dem Fürſten Bismarck ſo geſpannt wie mög⸗ 
lich geworden wäre. Und die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ druckt 
aus der „Augsburger Abendzeitung“ einen Artikel ab, in dem geſagt 
wird, daß unſere Beziehungen zu Rußland zu keiner Zeit ſo üble ge⸗ 
weſen ſeien wie zur Zeit der Kampagne gegen die ruſſiſchen Werte. 


Der beſte Beweis dafür, wie wenig zutreffend alles dies 
iſt, liegt in der Tatſache, daß zur Zeit der letzten Begegnung 
des Zaren mit dem Fürſten Bismarck in Berlin im Oktober 
1889 die Beziehungen zwiſchen den beiden Reichen ſo gut waren, 
wie nur irgend zu wünſchen ſtand, und daß der Zar ſein vollſtes 
Vertrauen zu der damaligen Regierung wie perſönlich zum Fürſten 
Bismarck in unzweideutigſter Weiſe zum Ausdruck brachte. 

Auch der Vorwurf, Fürſt Bismarck habe Rußlands Stärke 
überſchätzt und ſein Verhalten dadurch beeinfluſſen laſſen, be⸗ 
ruht auf einem Irrtume; wir glauben, daß Fürſt Bismarck 
vertrauter mit den ruſſiſchen Verhältniſſen iſt wie viele andere 
Staatsmänner. Wohl aber hat Fürſt Bismarck die Nützlich⸗ 
keit eines Krieges mit Rußland für das Deutſche Reich im 
Gegenſatz zu manchen anderen Politikern ſtets angezweifelt. Er 
iſt immer der Meinung geweſen, daß ein ruſſiſcher Krieg ſehr 
ſchwer und blutig ſein würde, was jeder verſtändige Beurteiler 
auch ohne Überſchätzung der ruſſiſchen Macht zugeben wird. Der 
frühere Reichskanzler war der Meinung, daß ſelbſt im Falle 
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eines ſiegreichen Krieges kein annehmbarer Kampfpreis von Ruß⸗ 
land zu gewinnen ſei, während ein ungünſtiger Erfolg, nament⸗ 
lich bei einem gleichzeitigen Kampfe mit Frankreich, das Reich 
im höchſten Maße ſchädigen und gefährden würde. Fürſt Bis⸗ 
marck hielt deshalb an der Auffaſſung feſt, daß ein Krieg gegen 
Rußland von Deutſchland nur dann geführt werden dürfe, wenn 
er zur Verteidigung unſerer Unabhängigkeit und unſerer 
Intereſſen einleuchtend notwendig ſei. Zur Verhütung einer 
ſolchen Situation hielt es Fürſt Bismarck für nützlich, einen Krieg 
auch zwiſchen Oſterreich und Rußland nach Möglichkeit zu ver⸗ 
hindern, weil wir in einen ſolchen, ſelbſt außerhalb des casus 
foederis, aus Gründen der Erhaltung des europäiſchen Gleich⸗ 
gewichtes hätten hineingezogen werden können. In allen dieſen Er⸗ 
wägungen liegt keine Überſchätzung der ruſſiſchen Macht, ſondern 
nur eine gewiſſenhafte Fürſorge für die Intereſſen des Reiches. 

Bezüglich der die Vorgänge des Jahres 1875 betreffenden 
Behauptungen des „Hamburgiſchen Correſpondenten“ beſchränkt 
ſich die hiſtoriſche Wahrheit darauf, daß Fürſt Gortſchakoff vom 
Anfang der ſiebziger Jahre ab beſtrebt geweſen iſt, den Kaiſer 
Alexander II. gegen die deutſche Politik zu verſtimmen und daß 
er zu dieſem Behufe den falſchen Alarm der Franzoſen über 
unſere Kriegsabſichten im Jahre 1875 beförderte, indem er, nach⸗ 
dem der ruſſiſche Botſchafter zwecks Verabredung in St. Peters⸗ 
burg geweſen war, nach ſeiner und des Kaiſers Ankunft in 
Berlin ein Zirkulartelegramm an die ruſſiſchen Geſandtſchaften 
ſchickte mit der Einleitung: „Maintenant la paix est assurée,“ 
um dadurch in Paris den Eindruck hervorzurufen, als ob unſere 
Abſicht, Frankreich anzugreifen, nur infolge der ruſſiſchen Inter⸗ 
vention in Berlin aufgegeben worden ſei. Dieſe Unehrlichkeit 
trug weſentlich dazu bei, daß die auf Rivalität beruhende Ab⸗ 
neigung des Fürſten Gortſchakoff gegen den damaligen deutſchen 
Reichskanzler einigermaßen gegenſeitig wurde. Die deutſchen 
Beziehungen zu Rußland und zum Kaiſer Alexander II. wurden 
dadurch im Jahre 1875 noch nicht berührt; im Gegenteile tadelte 
der Zar das Vorgehen des Fürſten Gortſchakoff. Eine Art 
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Erkältung der Beziehungen fand erſt ſtatt, nachdem die Son- 
dierung über die Frage, ob Deutſchland im Falle eines ruſſiſch— 
öſterreichiſchen Krieges neutral bleiben würde, ohne befriedigendes 
Ergebnis geblieben war. Erſt nachdem dies konſtatiert worden 
war, wandte ſich die ruſſiſche Diplomatie an Oſterreich und 
bahnte Verhandlungen an, welche das Abkommen von Reichs⸗ 
ſtadt mit der ruſſiſchen Zuſtimmung zur Okkupation Bosniens 
zum Ergebnis hatten. 


Steuerpolitik des Fürſten Bismarck. 
(14. Juni 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Gelegentlich der Zeitungserörterungen über den Bochumer 
Steuerprozeß wird behauptet, Fürſt Bismarck ſei von jeher 
ein Gegner der Selbſteinſchätzung, reſpektive der Deklarations⸗ 
pflicht geweſen. Das iſt nicht wahr. Wenn nicht das Er⸗ 
ſcheinen der Fortſetzung des Poſchingerſchen Werkes über den 
Fürſten Bismarck als Volkswirt inhibiert worden wäre, ſo 
würde man daraus erſehen haben, daß der Fürſt die Selbſt⸗ 
einſchätzung zuerſt beantragt und damit unter dem Beiſtande 
des früheren Finanzminiſters v. Scholz Anklang gefunden hat. 
In den miniſteriellen Verhandlungen über die Steuerreform 
hat er keine Einwendungen gegen die Deklarationspflicht an 
ſich erhoben; ſeine Beanſtandung der früher beabſichtigten Vor⸗ 
lagen beruhte in dieſer Beziehung auf ganz anderen Gründen. 
Der Fürſt hat jederzeit die ⸗Anſicht vertreten, daß, wenn ein⸗ 
mal eine Reform der direkten Beſteuerung in Preußen in An⸗ 
griff genommen würde, ſie den Satz enthalten müſſe, daß Zu⸗ 
ſchläge zu der Grund- und Gebäudeſteuer in Zukunft nicht 
ſtattfinden dürften weder für kommunale noch für kirchliche 
Bedürfniſſe, weil durch ſolche Zuſchläge die Ungleichheit der 
Beſteuerung, wie ſie in der bisherigen Staatsſteuer liege, in 
jedem Jahre und durch jeden Zuſchlag erneuert werde. Der 
Fürſt ging davon aus, daß das Einkommen aus Haus⸗ und 


Grundbeſitz einer doppelten Beſteuerung unterliege und daß 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898 
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dieſe Steuern, da fie ohne Rückſicht auf die Schuldbelaſtung 
der Grundſtücke und Häuſer veranlagt würden, zur Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Beſteuerten nicht im richtigen Verhältnis ſtänden. 
Der Einwand des Fürſten beſtand alſo darin, daß die Reform 
der direkten Steuern nicht ohne Berückſichtigung der bisherigen 
Überlaſtung des Grundbeſitzes und der Hauseigentümer erfolgen 
dürfe und daß dieſe Berückſichtigung in der Abſchaffung der 
Zuſchläge, die auf der Baſis dieſes Mißverhältniſſes zum Ein⸗ 
kommen erhoben würden, zu erfolgen habe. Seine weiteren 
Amendements zu den damaligen Entwürfen gaben dem Ver⸗ 
langen Ausdruck, daß diejenigen Einkommen, welche ohne Arbeit 
flüſſig wären, alſo die Erträge aus Beſitz von Wertpapieren 
und andere Einnahmequellen, die ihren Beſitzern jeden anderen 
Erwerb daneben geſtatteten, um ein Prozent höher herangezogen 
werden müßten als diejenigen Einnahmen, die durch Arbeit 
irgendeiner Art erworben werden müßten. Ein weiterer und 
jahrelang vertretener Wunſch des Fürſten Bismarck iſt dahin 
gegangen, daß die Einkommen aus ausländiſchen Papieren 
ebenfalls mit einem Zuſchlage im Vergleiche mit denen aus 
inländiſchen Werten zu belegen ſeien. Dies waren die Motive, 
welche den Miniſterpräſidenten ſeinerzeit veranlaßt haben, noch⸗ 
malige Prüfung und Abänderung der beabſichtigten Reform⸗ 
vorſchläge zu beantragen. Aber unter allen Umſtänden iſt er 
immer Vertreter der Selbſteinſchätzung geblieben und hat für 
dieſelbe wiederholt die Initiative ergriffen. Die Behauptung, 
er habe ſie bekämpft, beruht ſonach auf tendenziöſer Erfindung. 
Gelangen die bezüglichen Miniſterialakten einſt zur öffentlichen 
Kenntnis, ſo zweifeln wir nicht, daß ſie dieſe unſere Angaben 
im weiteſten Umfange beſtätigen werden. 


Indemnitätsfrage. 
(21. Juni 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In der „Deutſchen Revue“ ſind kürzlich Mitteilungen „Aus 
dem Leben des Grafen Albrecht v. Roon“ veröffentlicht worden, 
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worin auch die Indemnitätsfrage des Jahres 1866 berührt iſt. 
Es wird unter anderem geſagt: 

„Für Bismarcks Zuſtimmung war es jedenfalls entſcheidend, daß er 
die verſöhnlichen Anſchauungen ſeines Monarchen genau kannte, und er 
hielt daher an dem Indemnitätsgeſetze feſt, obwohl viele feiner Anhänger 
und die Mehrzahl der Konjervativen, im Lande ſowohl wie in beiden 
Kammern, dringend abrieten und ein ſolches Nachgeben für verderblich 
hielten. . .. Es entſprach der Großmut des großmütigſten und gewiſſen⸗ 
hafteſten aller Könige, die je einen Thron geziert haben, dieſen Schritt 
zu tun.“ 

Die Annahme, daß König Wilhelm ſeinerſeits Bedürfnis 
nach Erlangung der Indemnität gezeigt hätte, iſt irrtümlich. 
Der Monarch faßte die Sache mehr im Sinne eines ihm zu⸗ 
gemuteten Eingeſtändniſſes begangenen Unrechts auf, denn als 
formale Dechargierung. Er hat darüber nie Zweifel gelaſſen, 
daß er in ähnlichem Falle ebenſo handeln werde. Dieſe 
Haltung entſprach ſeinen bekannten und mit größter Konſequenz 
vertretenen Anſchauungen über das Königtum; ſicherlich wäre 
ihm perſönlich nichts peinlicher geweſen, als das Platzgreifen 
der Auffaſſung, daß er ſich in dieſer Frage im Unrechte glaube 
und dem Landtage ein pater peccavi auszuſprechen ſich ge⸗ 
drungen fühle. Es hat der ſtarken und wiederholten Betonung 
aller der politiſchen Gründe bedurft, welche dafür ſprachen, in 
Preußen den Verfaſſungsſtreit zu ſchließen und ihn nicht in 
die beabſichtigte nationale Neubildung mit den übrigen nord⸗ 
deutſchen Staaten zu übertragen. Ob und inwieweit letztere 
möglich geworden wäre, wenn in Preußen der Riß zwiſchen 
der Krone und der parlamentariſchen Oppoſition offen blieb, 
iſt ſehr fraglich; jedenfalls wären die Grundlagen des nord⸗ 
deutſchen Bundes, das Verhältnis zur Bevölkerung der annek⸗ 
tierten Länder und die Feſtigkeit dem Übelwollen anderer 
Mächte gegenüber zweifelhaft geworden, wenn die Verſtimmung 
zwiſchen dem König und dem Parlament aus formellen Gründen 
unvermittelt geblieben wäre. Das Staatsminiſterium ſtimmte 
dieſen Erwägungen zu mit Ausnahme des Grafen Lippe, 
welcher dem Berichte an den König ein Separatvotum im ent⸗ 
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gegengeſetzten Sinne beifügte. Die Tatſache, daß das Miniſte⸗ 
rium im übrigen einſtimmig und amtlich die Indemnität befür⸗ 
wortete, beſtimmte ſchließlich den König, den betreffenden 
Antrag zu genehmigen, aber nicht ohne die Erklärung, daß er 
vorkommendenfalls in ähnlichen Situationen keine Möglichkeit 
ſehen würde, anders zu verfahren als im Konflikt geſchehen 
war. Es gelang ſchließlich, den König zu überzeugen, daß das 
Wort Indemnität keine ſchlimmere Tragweite habe, als die eines 
Anerkenntniſſes der Tatſache, daß ſein Verfahren unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden nachträglich als einwandfrei aner⸗ 
kannt würde. 


Reklamationen bei den Bundesſtaaten. 
(27. Juni 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die Empfindlichkeit der gegenwärtigen Regierung gegen die 
Preſſe ſcheint im Widerſpruche mit der urſprünglichen Gleich⸗ 
gültigkeit allmählich eine Steigerung erfahren zu haben; 
wenigſtens muß man dies annehmen, wenn es, wie verlautet, 
richtig iſt, daß Reklamationen bei anderen Bundesregierungen 
in Geſtalt des Wunſches erhoben worden ſind, es möge auf 
diejenigen Blätter, welche den Fürſten Bismarck in ſeiner 
gegenwärtigen Lage nicht hinreichend als Privatperſon behan⸗ 
delten, eine lokale Einwirkung geübt werden. 


Die Einwirkung auf die Bundesſtaaten. 
(1. Juli 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Reichs⸗Anzeiger“ enthält in ſeinem nichtamtlichen Teile 
folgende Mitteilung: 

„Eine große Anzahl von Zeitungen beſpricht eine Mitteilung der 
‚Hamburger Nachrichten, wonach die deutſche Regierung bei anderen 
Bundesregierungen den Wunſch erhoben habe, es möge auf diejenigen 
Blätter, welche den Fürſten Bismarck in ſeiner gegenwärtigen Lage 
nicht hinreichend als Privatperſon behandelten, eine lokale Einwirkung 
geübt werden. 
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Die Mitteilung der „Hamburger Nachrichten“ entbehrt jeder Be- 
gründung.“ 

Wir laſſen dahingeſtellt ſein, ob die Redaktion des „Reichs⸗ 
Anzeigers“ über die vertraulichen Korreſpondenzen der Regie⸗ 
rung mit ihren Bundesgenoſſen in der ganzen Ausdehnung 
genau unterrichtet iſt; aber wenn ſie es iſt, ſo wiſſen wir nicht, 
warum ſie die Berichtigung vorzugsweiſe gegen uns und nicht 
beiſpielsweiſe gegen das „Berliner Tageblatt“ richtet, welches 
unter dem 27. v. Mts. folgendes ſagt: 

„Aus dieſer Klage darf wohl gefolgert werden, daß der Hamburger 
Senat den Verſuch gemacht hat, auf Herrn Dr. Hartmeyer in ähnlicher 
Weiſe einen Druck auszuüben, wie die bayeriſche Regierung unlängſt 
— der Leſer wird ſich deſſen erinnern — erfolgreich auf die Münchener 
Allgemeine Zeitung‘ eingewirkt hat.“ 


und unter dem 29. v. Mts.: 


„Man hat ſogar Urſache, anzunehmen, daß man, wie dies ſchon in 
München mit Erfolg geſchah, um ein dort erſcheinendes Bismarckſches 
Organ in die Bahnen der kaiſerlichen Politik zurückzuführen und ſo weiter.“ 
Das „Berliner Tageblatt“ behandelt es alſo als eine der 
Offentlichkeit bekannte Tatſache, daß in München, wovon wir 
nichts wiſſen, Ahnliches geſchehen ſei wie das, was wir nur 
generell und hypothetiſch angedeutet haben. Wenn das „Ber⸗ 
liner Tageblatt“ dies als eine zweifelloſe Tatſache unumwunden 
behauptet, ſo möchten wir glauben, daß die Rektifizie rung des 
„Reichs⸗Anzeigers“ bei dem „Berliner Tageblatte“ eine richtigere 
Adreſſe fände, als bei uns. Wenn dieſe Adreſſe von der Re⸗ 
daktion des „Reichs⸗Anzeigers“ aber nicht benutzt, ſondern auf 
uns übertragen wird, ſo werden unſere Zweifel über die Ausdeh⸗ 
nung der Informationen beſagter Redaktion dadurch nur beſtärkt. 

Wenn das „Berliner Tageblatt“ recht hat mit ſeiner An⸗ 
gabe über Einwirkungen, die in München erfolgt wären, und 
die es als eine zweifelloſe Tatſache hinſtellt, ſo iſt doch die 
Frage nicht unberechtigt, ob nicht auch bei anderen Bundes⸗ 
regierungen ähnliche vertrauliche Eröffnungen ſtattgefunden 
haben. Man würde bei einer ſolchen Vermutung immer nur 
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die preußiſche, nicht die deutſche Regierung im Auge haben, 
welche letztere in dem Communiqué des nichtamtlichen „Reichs⸗ 
Anzeigers“ anderen Bundesregierungen gegenübergeſtellt wird. 
Außerdem werden ſolche vertrauliche Eröffnungen nicht not⸗ 
wendig durch die Regierungen perſönlich, ſondern in der Regel 
wahrſcheinlich durch die Leiter der offiziöſen Preſſe beſorgt. 

Die „Kölniſche Zeitung“ begleitet die Reproduktion unſeres 
Artikels mit der Bemerkung: „Wir können nur annehmen, daß 
dieſe Angabe einfach aus der Luft gegriffen iſt.“ Wir haben 
kein Bedürfnis, uns über dieſe Frage mit der „Kölniſchen 
Zeitung“ in Erörterungen einzulaſſen, da unſere Andeutung 
nicht an ihre Adreſſe gerichtet war. 


Fürſt Bismarck und Herr v. Puttkamer. 
(1. Juli 1891, Ab.⸗Ausg., und 4. Juli 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In mehreren Blättern gelangt bei Erörterungen über Be⸗ 
dingungen, unter denen Herrn Herrfurth das preußiſche Miniſte⸗ 
rium des Innern ſeinerzeit proviſoriſch übertragen worden ſei, 
die Auffaſſung zum Ausdruck, Fürſt Bismarck habe die verab⸗ 
redete Zurückberufung des Herrn v. Puttkamer mit Rückſicht 
auf die in Angriff genommene Reform der Landgemeindeord⸗ 
nung verhindert. Da Fürſt Bismarck ſtets ein Gegner der 
letzteren war, entbehrt dieſe Unterſtellung jeder Begründung. 

Wenn der „Hamburgiſche Correſpondent“ in einer Beſprechung 
der ſeinerzeit geplant geweſenen Reaktivierung des Herrn v. Putt⸗ 
kamer erwähnt, „Fürſt Bismarck habe dieſem Gedanken wider⸗ 
ſtrebt,“ jo iſt dieſe Bemerkung unwahr. Ein ſolches Widerſtreben 
von ſeiten des früheren Reichskanzlers hat niemals ſtattgefunden. 


Gefälſchte Bismarckbriefe. 
(12. Aug. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Im Pariſer „Figaro“ iſt vor kurzem ein „Brief des Fürſten 
Bismarck“ an einen angeblich mit ſeiner Familie ſeit dreißig 
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Jahren befreundeten Ruſſen, der eine jehr hohe Stellung ein⸗ 
nehme und lange Zeit hindurch einer der Führer der deutſchen 
Partei am ruſſiſchen Hofe geweſen ſei, gedruckt worden. Nach⸗ 
dem die Fälſchung in mehreren deutſchen Zeitungen wieder⸗ 
gegeben worden iſt, ſind wir zu der Erklärung ermächtigt, daß 
der ganze „Figaro“-Artikel eine Erfindung ähnlicher Art dar- 
ſtellt, wie die gefälſchten Briefe, die vor einigen Jahren dem 
Kaiſer von Rußland in die Hand geſpielt worden waren und 
wie andere Machwerke ejusdem farinae. Auch der angebliche 
ruſſiſche Adreſſat iſt eine vom „Figaro“ fingierte Perſönlichkeit, 
wie ſie im ruſſiſchen Reiche nicht exiſtiert. 

Das iſt nicht die einzige verleumderiſche Lüge, die auf Rech⸗ 
nung des Fürſten Bismarck im „Figaro“ zu finden wäre. Es 
geht faſt keine Nummer jenes Blattes ohne analoge mehr oder 
weniger rohe und alberne Erfindungen in die Welt. Wir bedauern 
dabei nur, daß dieſelben zum Teil deutſche Arbeit ſind. Als Mit⸗ 
arbeiter aus deutſch⸗fortſchrittlichen Kreiſen werden uns die Herren 
Wolf aus Köln und Roſenthal (Jacques St. Cère) bezeichnet. 


„Sedanshumbug.“ 
(11. Sept. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Unter dieſer Überſchrift liegt ein ſozialdemokratiſches Flug⸗ 
blatt vor, das zum Sedantage in Elberfeld herausgegeben 
wurde. Bemerkenswert iſt darin die Hetze der Sozialdemokraten 
gegen die Krieger⸗ und patriotiſchen Vereine, deren „Gefähr⸗ 
lichkeit“ ſie wohl erkennen. 

Was die ſozialdemokratiſchen Führer anſtatt der durch den 
Krieg bewirkten und von ihnen ſo beklagten „veränderten Macht⸗ 
ſtellung der Staaten zueinander“ gewünſcht hätten, iſt klar ge⸗ 
nug angedeutet. Ihnen folgend hätte die preußiſche Regierung 
im Juli 1870 die von Frankreich erhaltene Ohrfeige einſtecken 
müſſen. La Prusse cane! (kneift, fürchtet ſich), riefen damals die 
Franzoſen in vorzeitigem Jubel — aber es kam anders. 

Wir feiern am 2. September übrigens nicht die blutige 
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Schlacht; dieſe ward am 1. September geſchlagen. Wir begehen 
am 2. September den Geburtstag des Deutſchen Reiches und 
deswegen, nicht aus Franzoſenhaß, wird er auch ferner als der 
größte nationale Ehrentag gefeiert werden. Das Geſchrei ge- 
wiſſer vaterlandsloſer Burſche über „Sedanshumbug“ wird 
dazu beitragen, die Bedeutung jenes großen Tages allen 
Deutſchen einzuprägen. 


Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(28. Sept. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Wir kommen auf die Vorgänge bei der Entlaſſung des Fürſten 
Bismarck in der Regel nur dann zurück, wenn Entſtellungen der 
Tatſachen in andern Blättern uns dazu nötigen. Eine ſolche 
Entſtellung liegt in einem Artikel des „Konſervativen Wochen⸗ 
blattes“ vom 19. d. Mts. vor, in welchem es heißt, der Kanzler 
hätte ſehr gut bleiben können, wenn er ſich in die neue Lage 
eingefügt hätte. Wir führen demgegenüber an, daß das Aus⸗ 
halten für ihn allerdings weſentlich erſchwert worden war durch 
die Beſtrebungen anderer, ſich zwiſchen den Kaiſer und den 
Kanzler zu ſchieben, und dem Kaiſer näher zu treten als ihm 
der Kanzler ſtand, der nach der Verfaſſung der alleinige Rat⸗ 
geber des Kaiſers, und im preußiſchen Staat der für die Ge⸗ 
ſamtpolitik vorzugsweiſe verantwortliche Miniſterpräſident war. 
Dieſe Zwiſchenſchiebungen waren es zunächſt, welche die Halt⸗ 
barkeit der verfaſſungsmäßigen Stellung des Reichskanzlers 
beeinträchtigten. Sie fanden von mannigfachen Seiten her ſtatt: 
von militäriſcher, von Privatleuten, welche das Ohr des Kaiſers 
ſuchten, von Kollegen des Kanzlers, von konſervativen Fraktions⸗ 
führern und auch von höheren Stellen aus. Am wirkſamſten 
waren die Beziehungen, welche Kollegen des Kanzlers unter 
Umgehung des letzteren, unter Bekämpfung ſeiner Politik und 
unter Benutzung ihres amtlichen Zutritts zur höchſten Stelle 
erlangten. Wir wollen die Motive davon hier nicht erwägen, 
ſondern nur die Tatſache feſtſtellen, daß der Kanzler und 
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Miniſterpräſident bei ſeinen Kollegen nicht mehr die frühere 
Übereinſtimmung mit ſeinen Anſichten, ſondern eine im Glauben 
an höhere Deckung wurzelnde Oppoſition fand. Daß unter 
dieſen Umſtänden dem Fürſten Bismarck die Frage täglich näher 
treten mußte, ob er auch ohne das Vertrauen ſeiner Kollegen, 
in ſeinen Jahren, bei verminderter Arbeitskraft, ſeiner Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Geſamtpolitik noch gerecht werden könne, 
iſt erklärlich und es iſt wahrſcheinlich, daß ihn die Frage ſeines 
Rücktritts unter ſolchen Wahrnehmungen ſchon vor jeiner Ent- 
laſſung lebhaft beſchäftigt haben wird. Aber wir glauben nicht 
zu irren, wenn wir die Überzeugung ausſprechen, daß er 
ſchließlich doch ſich nicht für berechtigt hielt, die Verantwortlich⸗ 
keit für alle Ergebniſſe ſeines Ausſcheidens aus dem bisherigen 
politiſchen Syſteme zu übernehmen. Die Zweifel, welche er 
darüber gehabt haben wird, kamen aber endlich nicht durch ihn, 
ſondern durch höhere Entſcheidung zur Löſung, und es liegt 
deshalb die Ungerechtigkeit des Vorwurfs — des Mangels an 
Fügſamkeit und Ergebung in die Situation —, welcher dem 
Fürſten in dem erwähnten Artikel des konſervativen Blattes 
gemacht wird, klar zutage. Im Gegenteil, Fürſt Bismarck hat 
die ſich bei ihm aufdrängenden Zweifel, ob er ſein Amt fort⸗ 
führen könne, ebenſo wie ſchon 1872 in ſeinem neulich in der 
„Deutſchen Revue“ abgedruckten Briefe an Roon dahin ent⸗ 
ſchieden, daß es Pflicht ſei, perſönliche Empfindlichke iten zu 
unterdrücken und die Lücke, die ſein Ausſcheiden laſſen würde, 
nicht durch eigene Initiative herbeizuführen. Die Tatſache, 
daß der Reichskanzler nicht freiwillig gegangen iſt, iſt ſeit 
zwei Jahren ſo vielfach öffentlich konſtatiert worden, daß 
auch dem „Konſervativen Wochenblatte“ kein Zweifel darüber 
ſein ſollte. 
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Major v. Wißmann. 
(28. Sept. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Anläßlich der ausländiſchen Schadenfreude über die deutſche 
Niederlage in Oftafrifa!) iſt bereits auf die Unvermeidlichkeit 
derartiger Kataſtrophen hingewieſen worden, die nicht zum 
wenigſten durch die Geſchichte der engliſchen Kolonialunter⸗ 
nehmungen bewieſen wird. Iſt der Troſt, der hierin liegt, an 
ſich ſchon von problematiſchem Werte, ſo darf er erſt recht nicht 
dazu verleiten, ſolche Vorkommniſſe unter Bedauern für die 
Opfer, die ſie gefordert haben, auf die leichte Achſel zu nehmen. 
Obwohl ausführlichere Berichte noch nicht vorliegen, läßt ſich aus 
den bisher bekannt gewordenen Angaben ſo viel entnehmen, 
daß das Mißgeſchick von Ilenza nicht als Folge unabwendbarer 
Umſtände eingetreten iſt, ſondern hätte vermieden werden 
können. Schon dieſer Umſtand reicht hin, die ernſteſte und 
kritiſchſte Prüfung der Urſachen der Niederlage zur dringenden 
Pflicht zu machen. Wir zweifeln auch keinen Augenblick daran, 
daß ihr in vollem Umfange von den berufenen Organen ent⸗ 
ſprochen werden und daß nach Möglichkeit der Wiederholung 
ſolcher Kataſtrophen vorgebeugt wird. 

Einſtweilen neigt die öffentliche Meinung der Anſicht zu, 
daß, wenn Major v. Wißmann in ſeinen urſprünglichen Funk⸗ 
tionen als Höchſtkommandierender belaſſen worden wäre, uns 
die Niederlage wahrſcheinlich erſpart geblieben wäre. Wir 
teilen dieſe Anſicht; zunächſt wegen der perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften Wißmanns. Durch reiche Erfahrungen erprobt, boten 
dieſelben die denkbar beſte Garantie dafür, daß unter ſeiner 
Verantwortlichkeit waghalſige Exkurſionen von zweifelhaftem 
Werte überhaupt nicht unternommen, ſondern nur wirklich not⸗ 
wendige und nützliche Maßregeln ergriffen worden wären, die 
auf genauer Kenntnis aller Verhältniſſe beruhten und das ge⸗ 
ſteckte Ziel mit vollſter Energie, aber ohne Improviſationen und 


) Bezieht ſich auf die Vernichtung der Zelewskiſchen Expedition 
gegen die Wahehe durch dieſe bei Ilenza (Uhehe) Ende Auguſt. 
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Velleitäten, die darüber hinausgingen, zu erreichen ſuchten. Außer 
dieſen perſönlichen Bürgſchaften gegen unliebſame Überraſchungen 
bot auch die Organiſation, die unter Wißmann beſtand, größere 
Sicherheiten gegen Mißgeſchick als die heutige Einrichtung, wo 
ein Zivilgouverneur mit mehreren Militärs über das, was ge⸗ 
ſchehen oder unterbleiben ſoll, zu beraten und zu entſcheiden 
hat. Einhelligkeit der Führung und vollſte Alleinverantwort⸗ 
lichkeit eines einzigen, alle Gewalten in ſich vereinigenden Be⸗ 
fehlshabers ſind unſeres Erachtens unerläßliche Vorausſetzungen 
jeder auf die Dauer erfolgreichen und geſicherten Aktion in 
Afrika. Wir würden es als eine erwünſchte und heilſame 
Wirkung einer traurigen Urſache betrachten, wenn die Kata⸗ 
ſtrophe in Uhehe zu einer Reorganiſation der oſtafrikaniſchen 
Funktionen im Sinne der Wiederannäherung an den früheren 
Zuſtand führte. 

Als Fürſt Bismarck ſeinerzeit Wißmann mit der Pazifikation 
von Oſtafrika betraute und dieſer ihn um Inſtruktionen bat, 
war die Antwort die, daß er keine Inſtruktionen zu geben habe, 
daß ſeine Aufgabe mit der Auswahl Wißmanns, in deſſen Fähig⸗ 
keiten er volles Vertrauen ſetze, zunächſt erfüllt ſei. Von Berlin 
aus könne nicht entſchieden werden, was in jedem Augenblick in 
Afrika zu geſchehen habe, das müſſe Wißmann ſelbſt ermeſſen; 
operiere er verkehrt, ſo müſſe er abberufen werden. Die hierin 
ausgedrückte Auffaſſung von der Stellung des Vertreters der 
deutſchen Regierung in Oſtafrika trifft auch heute noch zu. 
Dieſe Stellung fordert vor allem einen ganzen Mann, der 
völlig ſelbſtändig und uneingeengt durch Zivilkommiſſare und 
ſonſtige Perſönlichkeiten ſeine Entſchließungen trifft und dafür 
einzig und allein der Regierung verantwortlich iſt. Einen 
komplizierten Zuſtand der Verwaltung geſtatten die Verhältniſſe 
in Oſtafrika nicht, und die Wiederherſtellung des früheren 
ſcheint uns mindeſtens eine ebenſo wichtige Bedingung einer ge⸗ 
ſicherten Entwicklung der Dinge im dortigen Gebiete zu ſein, 
wie die Verſtärkung der Schutztruppe und die Erhöhung des 
weißen Elements in ihr. 
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Deutſchland und Rußland. 
(3. Okt. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Kürzlich wurden an dieſer Stelle einige Bemerkungen über 
die Abſicht gemacht, die neue ruſſiſche Anleihe auch in Berlin 
zur Zeichnung aufzulegen. Ein Teil der deutſchen Preſſe hat 
uns dafür mit Invektiven überſchüttet, die beweiſen, daß ſich 
das öffentliche Urteil auch bei uns von Tag zu Tag mehr zu 
trüben beginnt. Wir haben nicht das Bedürfnis, uns zu recht⸗ 
fertigen, aber den Wunſch, dem Umſichgreifen der Methode, die 
Tagesfragen nach dem Rezepte der franzöſiſchen Chauviniſten⸗ 
preſſe zu behandeln, entgegenzuwirken. Deshalb kommen wir 
nochmals auf den inzwiſchen aufgegebenen Plan der Auflage 
der ruſſiſchen Anleihe in Berlin zurück und richten an diejenigen 
deutſchen Blätter, die überhaupt noch imſtande ſind, objektive 
Erwägungen anzuſtellen, ſobald es ſich um Rußland handelt, 
das Erſuchen, einmal die Gegenſeite der Angelegenheit zu be⸗ 
leuchten und ſich die Frage vorzulegen, ob man in Rußland 
über die Beteiligung an einer deutſchen Anleihe ebenſo vom 
politiſchen Standpunkt aus, wie bei uns, oder vom geſchäft⸗ 
lichen des Bankgewerbes aus entſcheiden würde? Außerdem iſt 
überſehen worden, daß die Frage, ob die Zeichnung der ruſſi⸗ 
ſchen Anleihe patriotiſch ſei oder nicht, in demſelben Momente 
als entſchieden gelten konnte, wo die bloße Möglichkeit feſtſtand, 
daß die Beteiligung an der Anleihe im Einverſtändnis mit der 
Reichsregierung, das heißt ohne deren Widerſpruch zu erfolgen 
vermöge. Wenn die Reichsregierung es für zweckmäßig er⸗ 
achtete, um beſtehende Spannungen zu beſeitigen, ſolchen Ge⸗ 
ſchäften kein Hindernis in den Weg zu ſtellen, ſo lag darin 
ſchon, daß es nicht unpatriotiſch ſein könne, ſich an der Anleihe 
eines Staates zu beteiligen, mit dem wir in Frieden zu leben 
wünſchen, aber allerdings nicht ſicher ſind, ob dieſer Wunſch 
auf die Dauer gegenſeitig ſein wird. 

Wir ſind weit entfernt davon, mit letzterer Wendung den 
Eindruck erwecken zu wollen, als hielten wir es für nicht aus⸗ 
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geſchloſſen, daß uns Rußland über kurz oder lang den Krieg 
mache. Im Gegenteil ſind wir von der Friedensliebe der ruſſi⸗ 
ſchen Regierung feſt überzeugt. Wir glauben namentlich nicht 
daran, daß ſich Rußland zum Gehilfen bei etwaigen Verſuchen 
zur Ausführung franzöſiſcher Revanchegelüſte hergeben würde. 
Aber es würde auf Täuſchung beruhen, wenn man glauben 
wollte, daß der Fortbeſtand des ruſſiſchen Wunſches, mit uns 
Frieden zu halten, allein von den Faktoren der St. Petersburger 
Politik abhängig ſei. Es ſind bei der jetzigen europäiſchen Kon⸗ 
ſtellation Ereigniſſe und Verſchiebungen denkbar, die Rußland 
gegen ſeinen Willen, zur Sicherung ſeiner bedrohten Intereſſen 
und der Ausführung ſeiner Pläne, zwingen könnten, es auf 
kriegeriſche Maßregeln ankommen zu laſſen. Wie ihm dann 
Deutſchland gegenüberſtehe, ob es Neutralität zu wahren in 
der Lage wäre, hängt aber in erſter Linie von der Richtung 
ab, welche die auswärtige Politik des Deutſchen Reiches bis 
dahin eingeſchlagen hat, es hängt davon ab, in welchem Maße 
ein Engagement Deutſchlands für Intereſſen vorliegt, die nicht 
in den Rahmen der Kriegsabwehr durch den Dreibund fallen 
und deren Förderung nur im Gegenſatz zu den Anſprüchen 
Rußlands auf Schließung ſeiner Haustüre am Schwarzen Meere 
und auf Expanſion in Aſien erfolgen könnte. Mit anderen 
Worten: bei künftigen Auseinanderſetzungen, die Rußland mit 
dritten Staaten etwa vorzunehmen haben könnte, wird für 
Deutſchland die Möglichkeit, mit dem Zarenreiche in Frieden 
und dadurch gegen einen franzöſiſchen Revanchekrieg geſichert 
zu bleiben, dadurch bedingt, wieweit ſich die deutſche Politik 
freie Hand zu bewahren vermocht hat. Es gibt Situationen, 
wo ſich ein Staat den Konſequenzen ſeiner früheren Politik 
auch dann nicht mehr zu entziehen vermag, wenn er es möchte. 

Wir haben ſchon früher darauf hingewieſen, daß unſer Ver⸗ 
hältnis zu Rußland weſentlich von der Beihilfe beeinflußt wird, 
welche die deutſche Politik der engliſchen gegen Rußland leiſtet 
oder zu leiſten ſcheint. Die Mahnungen, die wir im Zuſammen⸗ 
hang damit ausgeſprochen haben, ſind von der chauviniſtiſchen 


381 


deutſchen Preſſe als „Wettkriechen vor Rußland“ bezeichnet 
worden. So ſchrieb unter anderem die „Konſervative Korre⸗ 
ſpondenz“: 

„Schließlich haben wir wohl auch nicht Ströme deutſchen Blutes in 
Frankreich fließen laſſen, um ſpäter unſer ganzes Leben hindurch auf 
den Zehen zu ſchleichen, bei allem, was wir tun, ängſtlich zu erwägen, 
ob es auch nicht Rußland auf die Nerven fallen könnte, und nur flüſternd 
und ſcheuen Blicks uns und anderen zu verſichern, daß wir ein mächtiges 
und ſelbſtherrlich ſeine Bahnen wandelndes Reich ſind.“ 


Dies Beiſpiel iſt typiſch dafür, wie ein Teil der deutſchen 
Preſſe das Wort des Eiſernen Kanzlers: „Wir Deutſchen 
fürchten Gott und ſonſt nichts auf der Welt!“ verſtanden wiſſen 
möchte. Nicht das weitvorausblickende Rechnen mit vorhan⸗ 
denen Faktoren der europäiſchen Politik ſoll die deutſche Staats⸗ 
kunſt charakteriſieren, ihr Bemühen ſoll nicht darauf gerichtet 
ſein, Kriege, deren Ende nicht abzuſehen wäre, nach Kräften 
vermeiden zu helfen, ſondern Deutſchland ſoll in Europa her⸗ 
ausfordernd auftreten, die Rolle des Mannes ſpielen, der 
plötzlich zu Gelde gekommen iſt und nun, auf die Taler in 
ſeiner Taſche pochend, jedermann anrempelt. Die Gefahr, daß 
ſolche Auffaſſungen in Deutſchland um ſich greifen, liegt vor 
und verſtärkt naturgemäß die Beſorgnis, daß trotz des beſten 
Willens eine Fahrt auf falſchem Geleiſe erfolgen könnte, auf 
dem es keine Umkehr vor der Kataſtrophe mehr geben würde. 


Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(17. Okt. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Straßburger Poſt“ ſchreibt: 

„Die ‚Allgemeine Zeitung‘ behauptet — wir bitten, auf jedes Wort 
zu achten, denn es kommt auf jedes Wort an — der Miniſterrat vom 
17. März, in dem Fürſt Bismarck ſeinen unerſchütterlichen Entſchluß 
zurückzutreten ankündigte, ſei nicht nur eine Folge der an den Fürſten 
Bismarck gerichteten Aufforderung geweſen, die Auffriſchung der Kabi⸗ 
nettsorder von 1852 zurückzunehmen, ſondern auch, da Fürſt Bismarck 
dieſer Aufforderung nicht nachkommen zu können erklärt hatte, der wei⸗ 
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teren Aufforderung, feine Entlaſſung einzureichen. Nur das erſtere iſt 
richtig; die zweite Behauptung dagegen iſt falſch. Die bekannte Unter⸗ 
redung zwiſchen dem Kaiſer und dem Fürſten Bismarck über die Auf⸗ 
friſchung der veralteten Kabinettsorder von 1852 fand am Sonnabend, 
den 15. März, morgens gegen 10 Uhr, im Reichskanzlerpalais ſtatt, der 
Miniſterrat, in dem der Fürſt ſeinen Rücktritt erklärte, am Montag, 
den 17. März, nachmittags 3 Uhr. Erſt am ſpäteren Nachmittage erhielt 
dann zufällig der Kaiſer von dem, was im Miniſterrat geſchehen war, 
Kenntnis, und erſt dann, und infolgedeſſen geſchah am Abend des 
17. März jener erſte Schritt, welchen ſeit Monaten die „Hamburger Nach⸗ 
richten“ ebenſo einſeitig wie wahrheitswidrig als eine unfreiwillige Ver⸗ 
abſchiedung des Reichskanzlers darzuſtellen belieben. Dieſe Tatſachen 
ſind allen Politikern ſo offenkundig, daß es wundernehmen muß, wie es 
immer noch Zeitungen geben kann, welche eine entgegengeſetzte Schil⸗ 
derung veröffentlichen können.“ 

Die „Straßburger Poſt“ zeigt ſich über die Einzelheiten der 
Vorgänge vom März 1890 ſo genau unterrichtet, daß ſie ihre 
Kenntnis nur aus amtlichen Quellen geſchöpft haben kann. Sie 
weiß die Stunde anzugeben, in welcher am 17. März der 
Miniſterrat ſtattgefunden hat, ihr wird alſo auch wohl der In⸗ 
halt der Verhandlungen dieſes Miniſterrats bekannt ſein. Der⸗ 
ſelbe findet ſich, wie bei jedem Miniſterrate, in einem an alle 
Reſſortchefs mitgeteilten und von ihnen unterſchriebenen Proto⸗ 
kolle. Es wird der „Straßburger Poſt“ und ihren Berliner 
offiziöſen Berichterſtattern daher auch nicht ſchwer ſein, von dem 
Inhalte des Protokolls vom 17. März vorigen Jahres Kenntnis 
zu nehmen. Aus demſelben wird wahrſcheinlich auch hervor⸗ 
gehen, was zwiſchen dem 15. März gegen zehn Uhr vormittags, 
wie die „Straßburger Poſt“ genau angibt, und dem 17. März, 
nachmittags drei Uhr geſchehen und von ſeiten des Reichskanzlers 
zur Kenntnis ſeiner Kollegen gebracht worden iſt. Wir würden 
uns freuen, wenn die „Straßburger Poſt“ ihre Aktenkenntnis 
benutzte, um außer dem Protokoll vom 17. auch den Wortlaut 
des bei den Akten befindlichen Abſchiedsgeſuchs des Reichskanz⸗ 
lers der Offentlichkeit zugänglich zu machen. Es iſt nicht zu 
bezweifeln, daß dieſe Veröffentlichung eine entſcheidende Klärung 
über die Meinungsverſchiedenheiten gewähren würde, welche 
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zwiſchen der „Münchener Allgemeinen Zeitung“ und der offi- 
ziöſen „Straßburger Poſt“ diskutiert werden; und wenn die 
letztere und ihre Gewährsmänner von der Wahrhaftigkeit ihrer 
Darſtellung vollſtändig überzeugt ſind, ſo hoffen wir, daß ſie 
ihren Leſern auch dieſe Aktenſtücke von zweifellos hiſtoriſchem 
Intereſſe nicht vorenthalten werden. Daß dieſelben früher oder 
ſpäter doch publici juris werden, halten wir für zweifellos, und 
die hartnäckigen Entſtellungen der damaligen Vorgänge werden 
vielleicht dazu beitragen, dieſen Zeitpunkt näher zu rücken. 

Einſtweilen bemerken wir unſererſeits zu der Darſtellung 
der „Straßburger Poſt“, daß das Abſchiedsgeſuch des Reichs⸗ 
kanzlers nicht vom 17., ſondern vom 18. März datiert iſt, alſo 
mutmaßlich doch erſt infolge des auch nach der „Straßburger 
Poſt“ am 17. abends geſchehenen, von ihr als „erſter“ bezeich⸗ 
neten Schrittes (welcher aber nicht der erſte war). Die Geſcheh⸗ 
niſſe vom 15. bis 17. morgens verſchweigt die „Straßburger 
Poſt“ trotz ihrer Aktenkenntnis. 


Weiteres zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(18. Okt. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Straßburger Poſt“ nennt die Darſtellung der Vor⸗ 
gänge bei der Entlaſſung des Fürſten Bismarck, welche bisher 
in den „Hamburger Nachrichten“ erfolgt ſei, wahrheitswidrig, 
ein Vorwurf, den wir ihr mit größerem Rechte zurückgeben; die 
Entſtellung der Wahrheit iſt auf ſeiten der „Straßburger Poſt“ 
um ſo auffallender, da den Korreſpondenten dieſes Blattes die 
amtlichen Quellen zugänglich ſind und die Irrtümer, die ſie ver⸗ 
breiten, ihnen als ſolche bekannt ſein müſſen. 

Die Hauptentſtellung, deren ſich die „„ Poſt“ 
ſchuldig macht, liegt in den Worten: 

„. . . und erſt dann und infolgedeſſen geſchah am Abend des 17. März 
jener erſte Schritt.“ 

Hier iſt jedes Wort eine Unwahrheit. Der Schritt vom 
17. abends war nicht der erſte; ſelbſt der vom 17. morgens 
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war nicht der erſte, er enthielt nur die erſte nach der dienjt- 
lichen Stellung des Überbringer8 notwendige amtliche und sine 
clausula ausgeſprochene Aufforderung zum Rücktritt an den 
Reichskanzler. Infolge dieſes amtlichen Schrittes vom Morgen 
des 17. fand um drei Uhr desſelben Tages der Miniſterrat 
ſtatt, deſſen die „Straßburger Poſt“ gedenkt. Auch in dieſem 
kann der Fürſt ſeinen Rücktritt noch nicht in einer als „un⸗ 
erſchütterlich“ bezeichneten Erklärung gegeben haben, ſonſt wäre 
der nicht erſte, ſondern letzte amtliche Schritt vom Abend zur 
Herbeiführung des Rücktritts nicht mehr erforderlich geweſen. 
Die Miniſterſitzung hat nach der „Straßburger Poſt“ um 
drei Uhr nachmittags ſtattgefunden und das Blatt iſt hier, wie 
bei den Vorgängen am 15., über die Stunden jo genau unter⸗ 
richtet, wie man es nur amtlich ſein kann. Erſt am ſpäteren 
Nachmittage alſo, nehmen wir an um fünf oder ſechs Uhr, er⸗ 
hielt der Kaiſer „zufällig“ Kenntnis von den Vorgängen im 
Miniſterrate, alſo einer der Kollegen des Kanzlers teilte Seiner 
Majeſtät einſeitig mit, was ſoeben im Miniſterrate vorgefallen 
war. Dieſe „zufällige“ Meldung muß doch noch nicht den Ein- 
druck einer „unerſchütterlichen Erklärung“ des Reichskanzlers 
über ſeinen Rücktritt gemacht haben, denn ſonſt wäre der letzte 
amtliche Schritt, durch welchen der Kanzler am Abend des 17. 
nochmals zum Rücktritt aufgefordert wurde, überflüſſig geweſen. 
Die Ausführung einer „unerſchütterlichen Erklärung“ des Kanz⸗ 
lers hätte ohne wiederholtes Verlangen abgewartet werden 
können; das Exzitatorium, durch welches die am Morgen des 
17. bereits amtlich erfolgte Aufforderung zum Rücktritt amtlich 
erneuert wurde, und welches die „Straßburger Poſt“ fälſchlich 
für das „erſte“ erklärte, wäre nicht erforderlich geweſen. Daß 
es dennoch erfolgte, daraus läßt ſich ſchließen, daß die „un⸗ 
erſchütterliche Erklärung“ des Reichskanzlers im Miniſterrate 
nach der Darſtellung des darüber „zufällig“ berichtenden Kol⸗ 
legen des Miniſterpräſidenten noch keine hinreichende Sicherheit 
für ſeinen wirklichen Rücktritt geboten hat. 


Die Tatſachen und deren Kauſalzuſammenhang ſind den An⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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gaben der „Straßburger Poſt“ genau entgegengeſetzt, während 
dieſem Blatte doch die amtlichen Quellen mehr als einer deutſchen 
Regierung zu Gebote ſtehen. Wir ſind daher berechtigt, dieſem 
offiziöſen Blatte den Vorwurf nicht nur der Einſeitigkeit, ſondern 
auch der Wahrheitswidrigkeit zurückzugeben und die Berechtigung 
unſerer Darſtellungen mit voller Autorität aufrecht zu erhalten. 

Wenn wir uns ein Urteil über die Gründe zu bilden ſuchen, 
durch welche die „Straßburger Poſt“ ſich veranlaßt ſieht, mit 
ſoviel Hartnäckigkeit an einer Entſtellung geſchichtlicher Vor⸗ 
gänge zu arbeiten, ſo können wir kein anderes Motiv dafür 
finden als das Beſtreben, die Verantwortlichkeit für die Ent⸗ 
laſſung des Fürſten Bismarck und ihre politiſchen Ergebniſſe 
ihm ſelbſt zuzuſchieben. Die Blätter ſeiner Gegner und auch 
die offiziöſen haben ſich in neuerer Zeit der Erkenntnis nicht 
verſchloſſen, daß mit der Anderung in der Leitung der deutſchen 
Politik Schädigungen derſelben verbunden geweſen ſeien, und 
ſie ſind nun bemüht, die Verantwortung für dieſe Schädigungen 
von ſich ab und dem Fürſten Bismarck zuzuſchieben. Ebenſo 
natürlich iſt aber die Abneigung des letzteren, dieſe Verant⸗ 
wortung zu übernehmen, nachdem er in der letzten Periode ſeiner 
Amtstätigkeit die überzeugung gewonnen hatte, daß mit den 
wachſenden Schwierigkeiten ſeiner Stellung auch die Gründe 
ſtärker würden, welche ihm das Verbleiben in derſelben unter 
Überwindung jeder perſönlichen Empfindlichkeit als durch die 
Ehre geboten erſcheinen ließen. In dem Kampfe zwiſchen Pflicht⸗ 
gefühl und dem berechtigter Kränkung wird er, wie wir glauben, 
die höhere Entſcheidung mit Erleichterung begrüßt haben, ihr 
aber auch das Recht entnehmen, Verantwortlichkeiten von ſich 
abzulehnen, welche ihm nicht zufallen. 


Gegenzeichnung der Kanzlerentlaſſung. 
(18. Okt. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Nach Art. 17 der Reichsverfaſſung übernimmt für die An⸗ 
ordnungen des Monarchen der Kanzler durch Gegenzeichnung 
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die Verantwortung. Der Wechſel in der Leitung in der deutſchen 
und preußiſchen Politik dürfte eine der wichtigeren kaiſerlichen 
Anordnungen ſein, welche in der neueſten Zeit ſtattgefunden 
haben, und die Frage, wer die Verantwortung dafür trägt, iſt 
für das Land und deſſen Vertretung von Intereſſe. Die ver- 
faſſungsmäßige Verantwortlichkeit iſt bisher keine juriſtiſche, des⸗ 
halb aber doch für die Beteiligten, wenn fie nicht durch Ge- 
wiſſenloſigkeit gedeckt ſind, eine ſchwere. Nach dem Sinne der 
Verfaſſung kann man annehmen, daß darin, wenn auch nicht 
ausſchließlich, ſo doch in erſter Linie an eine Verantwortung 
gegenüber den parlamentariſchen Körperſchaften gedacht worden 
iſt, und wenn dies richtig iſt, ſo werden vor allen Dingen der 
Reichstag und der preußiſche Landtag berufen ſein, authentiſch 
zu erfahren, wo die Verantwortlichkeit für dieſen tief einſchnei⸗ 
denden Kabinettswechſel liegt, ob bei dem abtretenden Kanzler 
oder bei ſeinem Nachfolger. Erſteren trifft ſie, wenn ſein Rück⸗ 
tritt freiwillig iſt. 


Abſolutiſtiſche Anwandlungen. 
(31. Okt. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die offiziöſe „Poſt“ reproduziert ohne Widerſpruch eine in 
der „Düſſeldorfer Zeitung“ enthaltene Auslaſſung, in der eine 
Kritik der Regierungspolitik für ein „illoyales Verhalten“ erklärt 
wird, weil dieſelbe ſich formell zwar gegen Caprivi, materiell 
aber gegen das Reichsoberhaupt wende. Der betreffende Paſſus 
lautet: 

„Es müßte aufrichtig bedauert werden, wenn Anhänger des Bis⸗ 
marckſchen Regimes in mißverſtändlicher Auffaſſung ihres parlamen⸗ 
tariſchen Berufes ſich veranlaßt fühlen ſollten, die Politik Seiner 
Majeſtät des Kaiſers einer öffentlichen Kritik zu unterziehen, die ſich, 
wie in der ‚Düſſeldorfer Zeitung‘ zutreffend bemerkt wurde, formell 
zwar gegen Herrn v. Caprivi, materiell aber doch nur gegen das 
Reichsoberhaupt wenden müßte. Vorderhand wird man in weiteren 
Kreiſen ein derartig illoyales Verhalten als ausgeſchloſſen erachten 
müſſen.“ 
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Damit wäre der Art. 17 der Reichsverfaſſung!) aljo voll- 
ſtändig außer Kurs geſetzt und wir haben kaum geglaubt, daß 
dieſe beiden Zeitungen es geraten finden würden, die dem Artikel 
angeblich zugrunde liegende abſolutiſtiſche Tendenz ſo nackt aus⸗ 
zuſprechen, wie es durch dieſes Verbot jeder Kritik der Regierung 
geſchieht. Oder glauben ſie, daß ſie eine Grenze ziehen können, 
an der die Verantwortung des Reichskanzlers und Miniſters auf⸗ 
hört und jede Diskuſſion der Politik ſich direkt gegen das Reichs⸗ 
oberhaupt wendet? Wir möchten dieſe Blätter bitten, auf die 
Grundſätze, nach denen ſie dieſe Linie glauben ziehen zu dürfen, 
näher einzugehen, wenn ſie nicht etwa zugeben, daß ſie mit 
ihren Aufſtellungen bewußterweiſe eine Staatsform erſtreben, 
die dem Parlamente nicht einmal mehr eine beratende Stimme 
über die Regierungsvorſchläge zubilligt. Denn auch eine be⸗ 
ratende Diskuſſion würde doch von einer Kritik der Vorlagen 
und der Geſamtpolitik ſich nicht fernhalten können, und ſelbſt 
wenn ſie auf den Standpunkt des preußiſchen Herrenhauſes dem 
Budget gegenüber und auf die Befugnis, abzulehnen oder an⸗ 
zunehmen, ohne Abänderungsanträge ſtellen zu dürfen, redu⸗ 
ziert würde. Aber ſelbſt das Herrenhaus hat in ſeiner Be⸗ 
ſchränkung dem Budget gegenüber doch die Berechtigung, zu 
diskutieren und zu kritiſieren, ohne deshalb ſich dem Vorwurfe 
eines „illoyalen Verhaltens“ auszuſetzen. Die „Poſt“ und die 
„Düſſeldorfer Zeitung“ ſchrauben alſo die Berechtigung des 
Reichstages hinter das Budgetrecht des preußiſchen Herren⸗ 
hauſes zurück und unterſagen dem Reichstage die Kritik von 
Regierungs vorlagen unter der Androhung des obigen Vor⸗ 
wurfs; denn nach ihrer Meinung trifft jede Kritik nicht den 
verantwortlichen Miniſter, ſondern Seine Majeſtät den Kaiſer. 
In rein abſolutiſtiſchen Blättern würde uns dieſe Auffaſſung 
unſeres Verfaſſungsrechts natürlich ſcheinen; als ſolche haben 
aber die beiden genannten Blätter ſich bisher nicht gezeigt. 


1) Dieſer Artikel weiſt die Verantwortlichkeit für die Regierungs⸗ 
handlungen des Kaiſers dem Kanzler zu, der ſie gegenzeichnet. 
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Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(2. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


In der „Voſſiſchen Zeitung“ leſen wir bezüglich der Ent— 
fernung des Fürſten Bismarck aus ſeinen Amtern folgenden 
bemerkenswerten Satz: 

„Nun iſt es aber geſchichtliche Tatſache, daß ſich Fürſt Bismarck bis 
zum letzten Augenblicke gegen ſeinen Amtsrücktritt geſträubt und daß er 
ſeinen Poſten erſt verließ, nachdem der Kaiſer wiederholt die Einreichung 
des Entlaſſungsgeſuches von ihm gefordert hatte.“ 

Etwas Weiteres als die Anerkennung dieſes Satzes haben 
wir mit unſerer von der „Straßburger Poſt“ neuerdings her⸗ 
vorgerufenen Diskuſſion niemals erſtrebt. Wir ſind durch die 
„Straßburger Poſt“ unter Vorwürfen von Wahrheitswidrig⸗ 
keiten herausgefordert worden, den Kampf zu erneuern, an dem 
uns die offiziöſe Preſſe die Schuld zuſchiebt, und wir freuen 
uns, in einem Blatte, das ſonſt nicht zu den Freunden des 
früheren Kanzlers gehört, die Anerkennung zu finden, für die 
allein wir gefochten haben. Wir ſind gegenüber den Vorwürfen 
offiziöſer Blätter, die, ſolange Fürſt Bismarck Kanzler war, 
Reptile genannt wurden, lediglich dafür eingetreten, daß der 
frühere Kanzler die Verantwortlichkeit für ſein Ausſcheiden aus 
der! deutſchen Politik nicht ſſelbſt zu tragen habe und wir ſind 
befriedigt, die Beſtätigung dieſer unſerer Auffaſſung in einem 
ſolchen Blatte wie die „Voſſiſche Zeitung“ zu finden, welche 
wenigſtens an Unabhängigkeit der „Straßburger Poſt“ weſent⸗ 
lich überlegen iſt. Unſer Zitat aus der „Voſſiſchen Zeitung“ iſt 
das einzige, was wir auf die gehorſame Unwahrhaftigkeit zu 
erwidern haben, mit welcher offiziöſe Blätter die Behauptung 
des Gegenteils aufrecht erhalten. 
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Oppoſition früherer Minifter. 
(9. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Die Wiener „Preſſe“ ſchreibt über den Fürſten Bismarck: 


„Wir wollen nicht unterſuchen, ob der politiſche Anſtand einem des 
Dienſtes entlaſſenen Miniſter das gleiche Recht zur Oppoſition gibt, wie 
jedem anderen Staatsbürger. Die Erfahrung ſtreng monarchiſcher 
Staaten im konſtitutionellen Sinne zeigt eine Reſerve jener Männer 
aus Rückſicht auf ihr perſönliches Verhältnis zum Amt und zur Krone. 
Wollte aber Fürſt Bismarck den deutſchen Gladſtone gegen Salisbury 
spielen 


Die Frage der Anſtandsberechtigung eines früheren Miniſters, 
Oppoſition zu machen, beantwortet ſich anders, wenn der aus⸗ 
geſchiedene Miniſter freiwillig gegangen iſt, weil er ſich ent⸗ 
ſchloſſen hat, den Kampf aufzugeben, den ſeine im Miniſterium 
verbleibenden Kollegen im Parlamente fortführen, und wenn 
die Prinzipien, nach welchen regiert wird, nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden keine Anderung erleiden, ſondern dieſelben bleiben, 
nach denen er ſelbſt verfahren iſt — und anders bei einem 
Miniſter, der nicht freiwillig austritt und ſich nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden einem geänderten Kurſe der Regierung gegenüber be⸗ 
findet. In der Lage eines ſolchen wird nicht die frühere Amts⸗ 
ſtellung, ſondern die Erwägung maßgebend ſein, ob er überzeugt 
iſt, daß die Intereſſen des Vaterlandes durch ſeine Nachfolger 
gefördert, oder daß ſie geſchädigt werden. Im erſteren Falle 
wird er die neuen Miniſter zu unterſtützen, im zweiten nach 
Maßgabe ſeines vaterländiſchen Pflichtgefühls zu bekämpfen 
haben. Wir wiſſen nicht, ob Fürſt Bismarck ſich in letzterer 
Lage befinden wird; für den Fall aber, daß dem ſo wäre, be⸗ 
geht die „Preſſe“ einen freiwilligen Irrtum, wenn ſie ſeine 
etwaige Kritik mit der Oppoſition von Gladſtone gegen Salis⸗ 
bury in Vergleich ſtellt. Uns liegt der umgekehrte Vergleich 
näher: einer Oppoſition Salisburys gegen ein Miniſterium 
Gladſtone. Mit einer Gladſtoneſchen Politik hat die des früheren 
Reichskanzlers niemals auch nur eine entfernte Ahnlichkeit ge⸗ 
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habt, im Gegenteil. Die Signatur der Gladſtoneſchen Politik 
iſt eine Verſchmelzung der Beſtrebungen des Ultramontanismus 
mit denen des extremen Liberalismus, alſo zweier Elemente, 
deren Zuſammengehen auf die Negation des Beſtehenden be— 
ſchränkt iſt, und die nach dem Gelingen ihrer Oppoſition auf 
gegenſeitigen Kampf angewieſen ſind: beide haben dem Fürſten 
Bismarck immer feindlich gegenübergeſtanden. — Wir wollen 
die Analogie nicht weiter durchführen und überlaſſen das dem 
Nachdenken unſerer Leſer. 


Graf Herbert Bismarck. 
(17. Nov. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die offiziöſen Berliner, angeblich „Münchener Neueſten 
Nachrichten“ ſprechen ihre Verwunderung aus, daß keine 
Berichtigung der bekannten Inſinuationen des Abgeordneten 
Arendt!) gegen den Grafen Herbert Bismarck erfolgt ſei, ob⸗ 
ſchon erſterer den durchſichtigen Vorwand, er wolle zur Wider⸗ 
legung einer Verleumdung Anlaß geben, als Motiv für den 
Abdruck des Unſinns angeführt hat. Für Unſinn wird auch 
Lord Salisbury die Behauptung gehalten haben, daß ein eng⸗ 
liſcher Premierminiſter ſich auf den Privatwunſch eines aus⸗ 
ländiſchen Bekannten darauf eingelaſſen haben ſollte, eine Ex⸗ 


) Das „Deutſche Wochenblatt“, deſſen Herausgeber der freikonſer⸗ 
vative Abgeordnete Dr. Otto Arendt iſt, hatte in ſeiner Nummer vom 
5. November „aus einer unzweifelhaften, zuverläſſigen Quelle“ folgendes 
behauptet: Lord Salisbury habe ſeinerzeit auf Wunſch des damaligen 
Staatsſekretärs Grafen Herbert Bismarck eine Expedition unter dem 
engliſchen Kapitän Bateman ausgerüſtet in Stärke von 6 Offizieren, 
150 Sudaneſen, 80 Somalis, einer Reihe von Küſtenſoldaten, im ganzen 
1150 Mann mit 2 Maximkanonen, 4 Armſtronggeſchützen und einer 
Raketenbatterie, um — die Expedition Peters abzufangen. Angeblich 
ſoll Kapitän Bateman die Richtigkeit dieſer Angaben beſtätigt haben. 
Obgleich nun dieſe Rieſenexpedition nur zwei Tagemärſche hinter Peters 
geweſen ſein ſoll, hat ſie ihn doch ſeltſamerweiſe nie erreicht, ſondern 
ſich darauf beſchränkt, „eines Morgens, an eine Flußſtelle geführt, wo 
die Deutſchen lagern ſollten, 40—60 Granaten auf den Platz zu werfen“. 
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pedition von 1100 Mann auszurüften, zum Abfangen eines 
deutſchen Privatunternehmens, an deſſen Mißlingen an ſich 
niemand zweifelte. England iſt reich, aber eine Expedition von 
dieſer Größe in Oſtafrika involviert doch eine Summe von 
Pfund Sterling, bei der auch die engliſche Gemütlichkeit in 
Geldſachen aufhört, ganz abgeſehen von der Zumutung, daß 
der britiſche Löwe und der leitende engliſche Miniſter ſich auf 
mündliche Inſinuationen eines Ausländers hin als Hetzhunde 
in afrikaniſchen Wildniſſen nicht hätten gebrauchen laſſen. 
Wenn jemand durch das „Deutſche Wochenblatt“ verleumdet 
worden iſt, ſo ſind das die beiden Regierungen, die engliſche 
ſowohl wie die deutſche. Von der engliſchen iſt ſchwer zu er⸗ 
warten, daß ſie auf Anklagen des Abgeordneten Arendt reagiere, 
auch ſelbſt wenn deſſen Blatt behaupten ſollte, Lord Salisbury 
habe ſilberne Löffel geſtohlen. Bei uns verlangt die öffentliche 
Dummheit, daß dieſe Verleumdungen widerlegt oder als Wahr⸗ 
heit hiſtoriſch regiſtriert werden. Wir haben uns nach allem 
bisher Erlebten nicht darüber gewundert, daß die jetzige deutſche 
Regierung das Bedürfnis nicht empfunden hat, Verleumdungen, 
welche, wenn ſie begründet wären, frühere Miniſter treffen wür⸗ 
den, aktenmäßig zu entkräften. Die Zumutung der „Münchener 
Neueſten Nachrichten“, daß Graf Herbert Bismarck oder ſonſt ein 
zurückgetretener Miniſter ſich auf jede frivole Inſinuation hin vor 
dem Forum einer Preſſe zu verantworten habe, bei der jede 
Unehrlichkeit durch den Umſtand gerechtfertigt wird, daß der 
Name Bismarck im Spiele ſteht, kann man zwar machen, aber 
ſie wird ſchwerlich akzeptiert werden. Wir haben auch kein Be⸗ 
dürfnis, weiter ein Wort über dieſe auf unwiſſende Leichtgläubig⸗ 
keit berechneten Lügen zu verlieren, um ſo weniger, als wir es 
den beiden beteiligten Regierungen, wenn ſie es der Mühe wert 
finden, überlaſſen können, eine Preſſe zu rektifizieren, deren 
Urteilsfähigkeit über das, was in der Welt möglich iſt, in der 
Leidenſchaftlichkeit des Parteihaſſes zugrunde gegangen iſt. 
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Proſtitutions⸗ und Zuhälterunweſen. 
(19. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Bei den Erörterungen, welche zurzeit über das Proſtitutions⸗ 
und Zuhälterunweſen ſtattfinden, wird überſehen, daß eine Haupt⸗ 
urſache dieſer Zuſtände in dem Steigen der Einwanderung von 
dem Lande in die großen Städte zu ſuchen iſt. Ein unver⸗ 
hältnismäßig großer Bruchteil dieſes Zuzuges beſteht aus un⸗ 
verheirateten Frauensperſonen. Wenn dieſe, was wir augen⸗ 
blicklich nicht beurteilen können, aber glauben, im Verhältnis zu 
ihrer Anzahl bei der Proſtitution beſonders ſtark beteiligt ſind, 
jo iſt dies zum Teil ein Ergebnis des weiblichen Schulunter- 
richts auf dem Lande. Die Schulmädchen werden durch ihn 
ſoweit ausgebildet, daß ſie ländliche Arbeit in Wind und Wetter 
oder im Viehſtalle ihrer nicht mehr würdig finden und ſich be- 
fähigt glauben, ihre Exiſtenz in der Hoffnung auf eine Näh⸗ 
maſchine und in Ausſicht auf Tanz und Tingel⸗Tangelvergnügen 
in der großen Stadt zu ſuchen. Wenn ſie dahin kommen, ſo 
finden diejenigen unter ihnen, bei denen der Tingel⸗Tangel mehr 
Anziehungskraft als die Nähmaſchine hat, ſehr bald, daß ihr 
Verdienſt ihren Bedürfniſſen nicht entſpricht. Sie verfallen dann 
leicht der Proſtitution und demnächſt einem Zuhälter. Die 
Exiſtenz eines ſolchen hat für junge arbeitsſcheue Männer zu 
viel Anziehendes, als daß ſich nicht für jedes Frauenzimmer, 
das einen Zuhälter braucht, ſehr bald einer finden ſollte. So⸗ 
nach iſt die Zahl derſelben abhängig von der Zahl der ihrer be⸗ 
dürftigen Frauenzimmer. Was aber die Zunahme der letzteren 
betrifft, ſo glauben wir, wie geſagt, daß ein Zuſammenhang 
zwiſchen ihr und dem Charakter des Elementarſchulweſens be⸗ 
ſteht, das mehr auf ſtädtiſche als auf ländliche Bedürfniſſe be⸗ 
rechnet iſt und die Landmädchen für das großſtädtiſche Leben 
vorbereitet. 
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Suprema lex regis voluntas. 
(24. Nov. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Wir lejen in der „Poſt“: 


„Da jetzt jo viel von der kaiſerlichen Inſchrift ‚Suprema lex regis 
voluntas‘ die Rede iſt, jo mag das nachſtehende Wort aus der Thron⸗ 
rede vom 27. Juni 1888, der erſten, welche König Wilhelm II. vor dem 
preußiſchen Landtag gehalten, nicht unzweckmäßig in Erinnerung ge 
gebracht werden: | 


„Es liegt Mir fern, das Vertrauen des Volkes auf die Stetigkeit 
unſerer geſetzlichen Zuſtände durch Beſtrebungen nach Erweiterung der 
Kronrechte zu beunruhigen. Der geſetzliche Beſtand Meiner Rechte, ſo⸗ 
lange er nicht in Frage geſtellt wird, genügt, um dem Staatsleben das 
Maß monarchiſcher Einwirkung zu ſichern, deſſen Preußen nach ſeiner 
geſchichtlichen Entwicklung, nach ſeiner heutigen Zuſammenſetzung, nach 
ſeiner Stellung im Reich und nach den Gefühlen und Gewohnheiten des 
eigenen Volkes bedarf. Ich bin der Meinung, daß unſere Verfaſſung 
eine gerechte und nützliche Verteilung der Mitwirkung der verſchiedenen 
Gewalten im Staatsleben enthält, und werde ſie auch deshalb, und nicht 
nur Meines Gelöbniſſes wegen, halten und ſchützen.“ 

Wir glauben nicht zu irren, wenn wir annehmen, daß die 
Redaktion dieſes Teils der Thronrede vom damaligen Miniſter⸗ 
präſidenten Fürſten v. Bismarck ausgegangen iſt und würden 
uns freuen, zu hören, daß die damit angezeigten Grundſätze 
noch heute in voller Geltung beſtehen. 


Der Beſuch Windthorſts beim Fürſten Bismarck. 
(25. Nov. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


In der Preſſe wird der Beſuch erörtert, den der verſtorbene 
Abgeordnete Windthorſt im März vorigen Jahres dem Fürſten 
Bismarck wenige Tage vor deſſen Entlaſſung abgeſtattet hat. 
Die „Germania“ macht in myſteriöſem Tone die Andeutung, 
daß die Initiative zu der damaligen Unterredung von keinem 
der beiden Beteiligten ausgegangen, ſondern daß die Zuſammen⸗ 
kunft durch eine Mittelsperſon herbeigeführt worden ſei. Mit 
dieſer Andeutung kann niemand anders als Herr v. Bleichröder 


394 


gemeint fein. Durch ihn ließ Herr Windthorſt beim Fürſten Bis- 
marck vertraulich anfragen, ob letzterer bereit ſein werde, ihn zu 
empfangen. Der erſte Eindruck des Reichskanzlers war der der 
Verwunderung nicht darüber, daß der Abgeordnete Windthorſt 
ihn zu ſprechen wünſche, ſondern darüber, daß derſelbe vorher 
einer Anfrage darüber zu bedürfen glaubte, ob er empfangen 
werden würde, oder nicht; es war durch langjährige Praxis 
bekannt, daß Fürſt Bismarck es für ſeine dienſtliche Pflicht hielt, 
jeden Reichstagsabgeordneten, der ſich unter Berufung auf dieſe 
ſeine Eigenſchaft bei ihm melden ließ, zu jeder Zeit zu emp⸗ 
fangen, um jo mehr eine im Reichstage jo hervorragende Per— 
ſönlichkeit wie die des Führers des Zentrums. Fürſt Bismarck 
beantwortete die geſtellte Anfrage damit, daß ſeine Bereitwillig⸗ 
keit ſelbſtverſtändlich ſei, und empfing den Abgeordneten Windt⸗ 
horſt, ſobald derſelbe ſich bei ihm melden ließ. 

In dem darauf ſtattgehabten Geſpräche, deſſen Dauer etwa 
eine bis anderthalb Stunden betragen konnte, hatte Fürſt Bis⸗ 
marck natürlich das geſchäftliche Bedürfnis, zu erfahren, welche 
Haltung das Zentrum in dem damals neu gewählten Reichs⸗ 
tage annehmen werde und welches die Anſprüche ſeien, die das⸗ 
ſelbe ſtellen werde. Von dem Verſuche, irgendeine Kooperation 
einzuleiten, war zwiſchen beiden Herren keine Rede. Fürſt Bis⸗ 
marck verhielt ſich lediglich ſondierend und der Abgeordnete 
Windthorſt motivierend, das heißt die Bedürfniſſe des Zentrums 
nach Maßgabe der Stimmung der Wähler darlegend. Herr 
Windthorſt hat auch nicht verſucht, „nach Zerſchmetterung der 
Kartellſtützen“, wie die „Kölniſche Zeitung“ ſich ausdrückt, eine 
Anknüpfung der Regierung mit der Zentrumspartei herbei⸗ 
zuführen; er hat lediglich auf die Sondierung des Fürſten Bis⸗ 
marck präziſiert, was das Zentrum haben müſſe, um zufrieden 
zu ſein. Der Abgeordnete Windthorſt hat ſich hierüber klar 
und präziſe dahin ausgeſprochen, daß das Zentrum die Her⸗ 
ſtellung des status quo ante 1870 in allen und jeden Beziehungen 
erſtrebe. Mit dieſer Erklärung war für den Fürſten Bismarck 
das Bedürfnis der Sondierung erſchöpft. 
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Im übrigen bezog ſich die Unterhaltung der beiden Herren 
auf die Frage des bevorſtehenden Kabinettswechſels, wobei der 
Abgeordnete Windthorſt dem Fürſten Bismarck zum Verbleiben 
in ſeiner Stellung lebhaft zuredete, für den Fall aber, daß der 
Wechſel dennoch ſtattfände, dringend empfahl, die Nachfolge 
einem Militär, alſo einem General, zu übertragen, indem er 
dabei die Bedenken geltend machte, die gegen eine ziviliſtiſche 
Leitung in der unruhigen Lage der Parteiverhältniſſe ſprächen. 
Als Fürſt Bismarck auf dieſen Geſichtspunkt einging, empfahl 
der Abgeordnete Windthorſt bei einer Beſprechung der Perſonen⸗ 
frage in erſter Linie den General v. Caprivi, der ſich durch 
parteiloſe und ſachliche Haltung während ſeiner Vertretung der 
Marine im Reichstage auch als Redner das Anſehen erworben 
habe, mit dem ſeine Perſönlichkeit umgeben ſei. 

Beide Herren verkehrten und trennten ſich in den wohl⸗ 
wollenden Formen, die ihre beiderſeitige geſellſchaftliche Stellung 
naturgemäß mit ſich brachte. Der damalige Reichskanzler war 
durch dieſe Unterredung zu der Überzeugung gelangt, welche er 
in den wenigen Tagen, die er noch im Amte blieb, auch nicht 
verhehlt hat: daß eine geſchäftliche Annäherung der Regierung 
an das Zentrum wegen der zu weitgehenden Forderungen des⸗ 
ſelben in der damaligen Lage nicht tunlich ſei. Wir glauben 
aber nicht, daß die höfliche Natur der Unterredung den Fürſten 
Bismarck dazu geführt haben wird, dieſe Überzeugung Herrn 
Windthorſt gegenüber expressis verbis auszuſprechen. Über⸗ 
raſchend war demnächſt für den Reichskanzler nur die Schnellig⸗ 
keit, mit welcher der Vorgang der Unterredung mit Herrn 
Windthorſt und die Tatſache, daß zur Herbeiführung derſelben 
die Vermittlung des Herrn v. Bleichröder benutzt worden ſei, 
zur Kenntnis weiterer Kreiſe und namentlich auch der höheren 
Regionen gelangte, und zwar ohne den Zuſatz, daß die Ver⸗ 
mittlung nicht vom Fürſten Bismarck, ſondern von Herrn Windt⸗ 
horſt nachgeſucht worden war. 
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Die Polenpolitik des neuen Kurſes. 
(25. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Orendownik“, ein in Thorn erſcheinendes polniſches 
Blatt, betont die „Bereitwilligkeit“ des Herrn v. Stablewski, 
das heißt des von ihm vertretenen Polentums, „zum Kampfe 
mit dem ſchismatiſchen Oſten“. In der Preſſe wird dazu be— 
merkt, damit ſei wohl der ſpringende Punkt in der Wendung 
der preußiſchen Regierungspolitik gegenüber den Polen berührt. 
Wir erinnern uns, auch in Berliner offiziöſen Blättern der Auf⸗ 
faſſung begegnet zu ſein, daß die neue Polenpolitik mit Er⸗ 
wägungen auf dem Gebiete der auswärtigen Politik in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehe. Die Konzeſſionen an den Polonismus würden, 
wenn dieſe offiziöſen Stimmen recht hätten, auf den Kriegsfall 
berechnet ſein, um die Polen eventuell gegen Rußland auf unſerer 
Seite zu haben; die Annäherung der Regierung an die Polen 
ſchiene an die Bedingung des Antiruſſentums mit allen Kon⸗ 
ſequenzen desſelben geknüpft zu ſein. Wenn dieſe Annahme 
zuträfe, ſo wäre das zu beklagen. Wir würden eine ſolche 
Politik mit der Ausſtellung eines Wechſels und vielleicht eines 
Ehrenſcheines auf einen unbeſtimmten Verfalltag in der Zukunft 
vergleichen, über deſſen Einlöſung ſich die Unterzeichner keine 
vollkommene Vorſtellung machen. Wenn die poloniſierende 
Haltung der Regierung ernſt gemeint wäre, ſo würden wir 
daran erinnern, daß ſie das im Jahre 1848 ebenfalls war und 
mit den Kämpfen von Miloslaw und Wreſchen ihren Abſchluß 
fand. Damals trat die Verfallzeit des Wechſels unerwartet 
ſchnell ein; je ſpäter ſie diesmal ſich einſtellen würde, um ſo 
bedenklicher müßte dies ſein, je höher dürften die Zinſen der 
Kriegsanleihe ausfallen, die gegenwärtig auf Koſten der Zu⸗ 
kunft aufgenommen wird. Das Deutſche Reich hat von einem 
Kriege, der mit polniſcher Unterſtützung gegen Rußland geführt 
würde, keinerlei Vorteile zu erwarten, und die Haltung, welche 
die Polen einnehmen würden, wenn es zu einem Siege Deutſch⸗ 
lands über Rußland käme, an dem ſie nicht nur als preußiſche 
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Soldaten, ſondern auch als freiwillige und politische Verbündete 
teilgenommen hätten, braucht nicht erſt ausgemalt zu werden. Wir 
glauben, daß, wenn es ſich in dieſen Dingen um Abwägung der pol- 
niſchen und der deutſchen Intereſſen handelt, diejenigen der acht⸗ 
undvierzig Millionen Deutſchen ſchwerer ins Gewicht fallen, wie 
die der zwei Millionen Polen, von denen überdies nur eine kleine 
Minderheit Träger der Beſtrebungen iſt, die in Betracht kommen. 


Meinungsverſchiedenheit über die Behandlung der 
Sozialdemokratie. 
(26. Nov. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Verſchiedene Blätter werfen dem Fürſten Bismarck vor, er 
habe durch ſein langes Wegbleiben aus Berlin im Winter 1889 
bis 1890 ſelbſt dazu beigetragen, daß die damalige Kriſe mit 
ſeiner Entlaſſung endete. Dieſe Vorhaltung iſt ſchon deshalb 
unberechtigt, weil der damalige längere Aufenthalt des Reichs⸗ 
kanzlers in Friedrichsruh nicht willkürlich und nicht freiwillig 
war. Die Frage, die in jener Zeit die Situation beherrſchte, 
war in der Hauptſache die der beabſichtigten Aufhebung des 
Sozialiſtengeſetzes. Fürſt Bismarck war der Anſicht, daß die 
ſozialdemokratiſche Bewegung in letzter Konſequenz keine Rechts-, 
ſondern eine Kriegsfrage und als ſolche zu behandeln ſei, wenn 
man den Beſtand der geltenden Staats- und Geſellſchaftsord⸗ 
nung mit Ausſicht auf Erfolg in der Zukunft ſicherſtellen wolle. 
Der Reichskanzler war überzeugt, daß der Kampf mit der 
Sozialdemokratie um die Macht unvermeidlich ſei und deshalb 
je eher je beſſer ſtattfinde, das heißt bevor die Bemühungen 
größeren Erfolg erzielt hätten, welche die Sozialdemokratie un⸗ 
abläſſig macht, um die Zuverläſſigkeit der Armee zu unter⸗ 
graben und namentlich den für dieſelbe wichtigen Stand der 
Unteroffiziere in die Hände zu bekommen. Angeſichts des Ver⸗ 
teidigungszuſtandes, in dem ſich Staat und Geſellſchaft den 
ſozialiſtiſchen Arbeitermaſſen gegenüber befinden und angeſichts 
der Möglichkeit, daß, wenn eine Löſung der ſozialiſtiſchen Frage 
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nicht beizeiten herbeigeführt wird, in der Zukunft der Tag 
kommen kann, wo bei notwendiger militäriſcher Bewältigung 
eines ſozialiſtiſchen Revolutionsverſuches ein ſozialdemokratiſch 
durchſetztes Unteroffizierkorps die Soldaten veranlaßt, „zu hoch“, 
das heißt in die Luft zu ſchießen, blieb es für den Fürſten Bismarck 
unverſtändlich, daß die Frage der Aufhebung des Sozialiſten⸗ 
geſetzes vom juriſtiſchen Standpunkte, anſtatt von dem der Er— 
haltung und der Sicherung des Staates entſchieden werden 
ſollte. Nach der Meinung des Fürſten kam es vor allem darauf 
an, die Staatsgewalt im Beſitz aller Waffen zur Bekämpfung 
der Sozialdemokraten zu belaſſen, damit ſie bei einer etwaigen 
Kataſtrophe Herr im Lande zu bleiben vermöge. Mit dieſen 
Anſichten und mit denen, die der Reichskanzler über ander⸗ 
weitige Bemühungen zur Löſung der Arbeiterfrage im Wege 
der Geſetzgebung hegte, befand er ſich ſchon damals im Wider⸗ 
ſpruch mit denjenigen der maßgebenden Zukunft. Da ihm da⸗ 
durch die Möglichkeit abgeſchnitten war, feine Überzeugung im 
Reichstage zu vertreten, hielt er ſich den Verhandlungen fern 
und entſprach damit, wie wir glauben, höheren Wünſchen. 


Angebliche Ambitionen des Grafen Herbert Bismarck. 
(4. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Berliner Neueſten Nachrichten“ veröffentlichen in ihrer 
Nummer vom 2. Dezember Mitteilungen „von gut unterrichteter 
Seite“ über Urſprung und Zweck des Vorſtoßes, der kürzlich 
gegen den Grafen Herbert Bismarck durch die bekannte Er⸗ 
findung über deſſen Einflußnahme in England zuungunſten der 
Petersſchen Expedition gemacht worden ſei. Es wird darin 
geſagt, bei den beſtändig und auch in jüngſter Zeit wieder in 
Gang befindlichen Verſuchen, eine Wiederannäherung zwiſchen dem 
Kaiſer und dem vormaligen Reichskanzler herbeizuführen, habe 
die Frage einer Reaktivierung des Grafen Herbert Bismarck und 
zwar auf dem Londoner Botſchafterpoſten eine große Rolle geſpielt 
und der Verſuch der Ausſöhnung ſei bisher hauptſächlich hieran 
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gejcheitert; deshalb ſei von bismarckfeindlicher Seite der Vor⸗ 
ſtoß im „Deutſchen Wochenblatt“ erfolgt, um den Grafen Herbert 
aus dem Wege zu räumen. Man wird von uns nicht erwarten, 
daß wir auf ſolche Abſurditäten ernſthaft eingehen. Wir wollen 
nur an das Berliner Blatt, das ſie druckt und verbreitet, die 
Frage richten, ob es glaubt, daß es ein Ziel für den Ehrgeiz 
des Grafen Herbert Bismarck ſein könnte, einen Botſchafter⸗ 
poſten zu übernehmen, auf dem er Inſtruktionen in der Rich⸗ 
tung der heutigen Politik zu empfangen hätte? Das hieße, ihm 
als Triebfeder ſeiner Beſtrebungen Stellenjägerei nach gut be⸗ 
zahlten Poſten zumuten, ohne Rückſicht auf ſeine politiſche Über- 
zeugung. Es läge hierin eine unehrliche Verdächtigung eines 
Mannes, der dazu in ſeiner politiſchen Vergangenheit niemals 
Anlaß gegeben hat. Es mag Beamte genug in Reich und 
Land geben, welche ihre politiſche Überzeugung für die Ver⸗ 
leihung einer gut bezahlten Stelle opfern, aber wir glauben 
nicht, daß dergleichen bei einem Manne wie dem Grafen Herbert 
Bismarck vermutet werden darf. 


Sozialdemokrat und Unteroffizier. 
(5. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg., und 9. Dez. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Der Abgeordnete Bebel hat in der Reichstagsſitzung vom 
28. November auf die Bemerkungen Bezug genommen, die neu⸗ 
lich in den „Hamburger Nachrichten“ über die Gefahr der 
Sozialiſierung des Unteroffizierkorps gemacht worden ſind. Der 
ſozialiſtiſche Führer hat abgeleugnet, was an dieſer Stelle ge⸗ 
ſagt worden war: daß die Sozialdemokratie unabläſſig bemüht 
ſei, die Unteroffiziere für ſich zu gewinnen, damit unter deren 
Leitung die Soldaten für den Fall der Bekämpfung eines ſozial⸗ 
demokratiſchen Aufſtandes in die Luft ſchöſſen. „Wo haben wir 
verſucht, in die Armee zu dringen? Das tun wir ſchon aus 
Klugheit nicht!“ rief Herr Bebel aus. Die Ableugnung iſt ſehr 
begreiflich; ſie erfolgt, um der ſozialdemokratiſchen Partei die 
beſſere Meinung zu ſichern, die ihr unter dem neuen Regime 
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entgegengebracht wird, und um die bürgerliche Geſellſchaft in 
Sicherheit zu wiegen. Viel Erfolg wird die Bebelſche Ableug— 
nung freilich nicht haben. Ein Verzicht der Sozialdemokratie 
auf die Bearbeitung der Armee in ihrem Sinne wäre ein Ver— 
zicht auf die Ausführung ihres Programms überhaupt; außer⸗ 
dem kann jedermann, der Gelegenheit hat, ſich mit den An— 
gehörigen von Leuten, die als Unteroffiziere in der Armee dienen, 
zu unterhalten, die erſtaunlichſten Berichte über den Umfang 
der ſozialiſtiſchen Propaganda im Unteroffizierſtande vernehmen. 
Herr Bebel hat erklärt: „Wir raten allen Parteigenoſſen, die 
eingezogen werden: Solange du in Königs Rock ſteckſt, halte den 
Mund und verrate nicht, daß du Sozialdemokrat biſt.“ Herr 
Bebel hat vergeſſen hinzuzufügen: „Und bleibe in des Königs 
Rock, bis du Unteroffizier biſt und bleibe dann Unteroffizier!“ 
Dies Mittel, Einfluß auf die Haltung des Unteroffizierkorps 
zu gewinnen, läuft parallel mit der ſozialiſtiſchen Bearbeitung 
der Unteroffiziere überhaupt. Wieweit ſie bereits von Erfolg 
geweſen iſt, läßt ſich ſchwer feſtſtellen; es fragt ſich nur, was 
geſchehen kann, um den Gefahren, die ſich aus dieſen ſozialiſtiſchen 
Einwirkungen ergeben, zu begegnen. 

Die ausgedienten Unteroffiziere, die ſich in Zivilverſorgung 
befinden, als untere Poſtbeamte, Schutzleute, Kanzleidiener und 
ſo weiter, gehören in erheblichem Anteile ſchon längſt zur Sozial⸗ 
demokratie, nicht weil ſie durchdrungen wären von den Seg⸗ 
nungen, die ihnen aus dem ſozialdemokratiſchen Regiment er⸗ 
wachſen würden, ſondern weil ſie glauben, auf Verbeſſerung 
ihrer Lage indirekt hinzuwirken, indem ſie ihre Unzufriedenheit 
mit ihrer bisherigen Stellung und ihrem Gehalte in dieſer 
Weiſe dokumentieren. Ihre Hingabe an die Sozialdemokratie 
hat keinen anderen Grund, ſie ſind weit entfernt, Verſtändnis 
für die Vorzüge des ſozialdemokratiſchen Zukunftsſtaates zu 
haben und nach der Verwirklichung desſelben aus eigener Über⸗ 
zeugung zu ſtreben. Sie benutzen aber den Wahlakt lediglich als 
Gelegenheit, ihrer perſönlichen Unzufriedenheit, ihrem Wunſche 
nach Verbeſſerung ihrer Lage Ausdruck zu geben. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. 
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Wenn bisher die verſorgten Unteroffiziere in dieſer Richtung 
bei den Wahlen abſtimmen, ſo fragt es ſich, ob die noch in der 
Front befindlichen Unteroffiziere, welche ihrerſeits keine Ge⸗ 
legenheit haben, ihre Mißſtimmung in Geſtalt eines Wahlzettels 
in die Urne zu werfen und ihr dadurch Genüge zu tun, ob 
dieſe aktiven Unteroffiziere nicht ebenfalls der Überzeugung zu⸗ 
gänglich ſind, daß die Arbeitsleiſtung, die ſie dem Staate widmen, 
höhere Anerkennung als die bisherige verdiene. Wir halten 
dies für wahrſcheinlich namentlich bei den durch unſere mili⸗ 
täriſchen Einrichtungen von Jahr zu Jahr ſteigenden Anforde⸗ 
rungen, welche an die Tätigkeit dieſer tüchtigen und in der 
Regel in der erſten Veranlagung ſtaatstreuen Mitglieder der 
Armee geſtellt werden. Es ſind ihnen bereits Verbeſſerungen 
ihrer Lage in neuerer Zeit zuteil geworden. Ob dieſelben als 
ausreichend betrachtet werden dürfen, um ſie gegen ſozialdemo⸗ 
kratiſche Bearbeitung feſt zu machen, mag dahingeſtellt ſein. Un⸗ 
zweifelhaft aber iſt, daß die Gewinnung des Unteroffizierſtandes 
für die ſozialdemokratiſche Sache von hoher Wichtigkeit für den 
Fall ſein muß, daß es zu gewalttätigen Konflikten des Staates 
mit der ſozialiſtiſchen Umſturzpartei kommen ſollte. 

* 

Einige Blätter verſuchen ſich in Skepſis bezüglich unſerer 
neulichen Darlegung der Gefahren, die aus der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Bearbeitung des Unteroffizierkorps ſich ergeben. Mit 
welchem Recht hier Optimismus geübt wird, mag folgende Er⸗ 
wägung ergeben: Ein Komplex von Wahlkreiſen hat bei der 
Reichstagswahl zu zwei Dritteilen ſozialiſtiſch gewählt, beſteht 
alſo in dieſem Verhältnis aus Sozialdemokraten: dann iſt die 
Annahme berechtigt, daß in Truppenkörpern, die ſich aus dieſer 
Gegend rekrutieren, das nämliche Verhältnis zum Ausdruck ge⸗ 
langt, nämlich daß zwei Dritteile der Mannſchaft dem ſozial⸗ 
demokratiſchen Lager entſtammen. Wenn in einer ſolchen Truppe 
die Unteroffiziere ebenfalls ſozialdemokratiſcher Bearbeitung unter⸗ 
liegen, ſo bedarf es keiner beſonders peſſimiſtiſchen Veranlagung, 
um hieraus Beſorgnis zu ſchöpfen. Angenommen, es kommt 
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in dem betreffenden Diſtrikt zu ſozialiſtiſchen Ruheſtörungen und 
militäriſches Einſchreiten von der betreffenden Truppe wird not⸗ 
wendig: iſt dann mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß die 
Soldaten ihre Schuldigkeit tun? Wir glauben, daß dieſe Frage 
eine der wichtigſten iſt, auf die es in der Zukunft ankommt. 


Behinderung an der Ausübung des Reichstagsmandats. 
(9. Dez. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Profeſſor Schweninger, der kürzlich in Friedrichsruh war, hat, 
wie wir erfahren, dem Fürſten Bismarck von der Beteiligung 
an den Reichstagsverhandlungen für jetzt dringend abgeraten. 


Beſuch Windthorſts beim Fürſten Bismarck. 
(20. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Durch die Preſſe läuft folgende Notiz über den letzten Be⸗ 
ſuch Windthorſts beim Fürſten Bismarck: 
„Windthorſt hat nach der ‚Germania‘ nicht lange vor ſeinem Tode 


über ſeine Zuſammenkunft mit Bismarck geäußert: „Ich hatte das merk⸗ 
würdige Schickſal, an ſein politiſches Sterbebett gerufen zu werden.“ 


Wenn ſich der verſtorbene Abgeordnete Windthorſt wirk⸗ 
lich ſo geäußert hätte, ſo wäre das eine tatſächliche Unwahr⸗ 
heit geweſen. Die „Germania“ könnte ſich am ſicherſten davon 
überzeugen, wenn ſie bei Herrn v. Bleichröder Erkundigungen 
einzöge. 

Die Unwahrheit der Angabe in der „Germania“ wird auch 
durch einen Artikel des „Weſtfäliſchen Merkur“ beleuchtet, nach 
welchem der Zentrumsabgeordnete Dr. Porſch in Breslau ge⸗ 
äußert haben ſoll: 

„Ich kann zum Beiſpiel ſagen, ich bin mit Windthorſt zuſammen 
geweſen, ehe er damals zu Bleichröder ging, und ich bin der erſte und 
einer der wenigen geweſen, mit dem er ſofort darüber vertraulich ſprach, 


was ihm Bleichröder geſagt hätte. Das war an einem Sonntag, und am 
folgenden Montag hatte er die Unterredung mit dem Fürſten Bismarck.“ 
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Hier wird ein unwillkürliches Zeugnis dafür abgelegt, daß 
Windthorſt die Initiative zu ſeinem Beſuche beim Fürſten Bis⸗ 
marck ergriffen hat. Das Ergebnis der Windthorſtſchen Beſprechung 
mit Herrn v. Bleichröder war die Mitteilung des letzteren an den 
damaligen Reichskanzler, daß Windthorſt ihn zu ſprechen wünſche. 


Klerikale Entſtellungen. 
(21. Dez. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Die demokratiſche Zentrumspreſſe ſetzt ihre Bemühungen 
fort, die Vorgänge im März v. Js. und den Beſuch Windt⸗ 
horſts beim damaligen Reichskanzler zu entſtellen. Wir haben 
erſt geſtern einer falſchen Angabe der „Germania“ entgegen⸗ 
treten müſſen, heute iſt es der „Weſtfäliſche Merkur“, welcher 
uns zwingt, der Wahrheit ihr Recht zu wahren. Das Blatt 
bringt in ſeiner Morgenausgabe vom 17. Dezember einen 
Artikel, in welchem unter anderem geſagt wird: 


„Es ſteht feſt, daß der ehemalige Reichskanzler kein Bedenken trug, 
die Kaiſerin Friedrich um ihre Vermittlung anzugehen, um ſeinen Sturz 
hintanzuhalten. Es iſt bekannt, aus welchen Gründen die Kaiſerin jeg⸗ 
liche Intervention abgelehnt hat. Die Beſprechung Bismarcks mit dem 
Führer der ſtärkſten Partei des Reichstags war ein weiterer Verſuch, 
das gefährdete Portefeuille mit Hilfe des Zentrums zu retten. Windt⸗ 
horſts Antwort lautete ähnlich, wie diejenige der Kaiſerin Friedrich.“ 


Dieſe ganze Erfindung und namentlich die Angabe über 
die angeblichen Verſuche des Reichskanzlers, ſein gefährdetes 
Portefeuille mit Hilfe des Zentrums zu retten, iſt unhaltbar 
gegenüber der Tatſache, daß die Löſung der amtlichen Be- 
ziehungen des Kanzlers zum Kaiſer ſchon mehrere Wochen vor 
der fraglichen Beſprechung mit Windthorſt für beide dabei Be⸗ 
teiligten außer Zweifel ſtand, nur mit der Maßgabe, daß der 
genauere Zeitpunkt und die Modalitäten der Entlaſſung des 
Kanzlers erſt feſtgeſtellt werden ſollten, nachdem derſelbe die 
erſten Verhandlungen mit dem neuen Reichstage geführt haben 
werde, alſo etwa im Mai oder Juni 1890. Die Vorgänge, 
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durch welche eine Beſchleunigung der Entlaſſung herbeigeführt 
wurde, entwickelten ſich erſt in den Tagen unmittelbar nach der 
Beſprechung des Kanzlers mit dem Zentrumsführer und wir 
laſſen ihre Beziehung zu dieſer Beſprechung einſtweilen uner- 
örtert. Ebenſo abgeſchmackt iſt die Erfindung, daß der Reichs⸗ 
kanzler die Kaiſerin Friedrich um Mitwirkung angegangen habe, 
„um ſeinen Sturz“ „hintanzuhalten“. Über dieſen „Sturz“ 
beſtand ſeit Wochen auf keiner Seite ein Zweifel, nur die Be⸗ 
ſchleunigung und die Umſtände, von denen die Antizipation be⸗ 
gleitet war, konnten unerwartet ſein. Unwahr, und für jeden 
mit den Vorgängen Bekannten überzeugend unwahr iſt es, daß 
von ſeiten des Kanzlers irgendein Schritt zur Verhinderung 
ſeines Ausſcheidens geſchehen wäre oder auch nur hätte ge— 
ſchehen können. Tatſachen ſind freilich für Blätter der jeſuiti⸗ 
ſchen Demokratie gleichgültig; es liegt in ihren Grundſätzen, 
der Wahrheit nach Bedürfnis durch Korrektur zu Hilfe zu kommen. 


Gleichgewicht zwiſchen Krone und Volksvertretung. 
(21. Dez. 1891, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Weſtfäliſche Merkur“ ſucht, gleich andern ſeiner Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen, aus dem Intereſſe des Fürſten Bismarck 
für die Autorität des Reichstages bei Gelegenheit der Über⸗ 
haſtung wichtiger und komplizierter Vorlagen einen Widerſpruch 
zu der Haltung des Fürſten Bismarck im Amte als Reichs⸗ 
kanzler zu konſtruieren. Ein leitender Miniſter in Preußen 
und im Reiche hat unſerer Anſicht nach die Hauptaufgabe, das 
Gleichgewicht der verfaſſungsmäßigen Gewalten im Staate zu 
erhalten und an deſſen Herſtellung zu arbeiten, wenn es geſtört 
worden iſt. Als Herr v. Bismarck im Jahre 1862 Miniſter 
wurde, war die königliche Gewalt in ihren Rechten und nament⸗ 
lich in ihrem Anſehen beeinträchtigt, und in den Kämpfen gegen 
die von Windthorſt geführte Reichstagsoppoſition von 1884 war 
die verfaſſungsmäßige Stellung des Kaiſers und des Bundes⸗ 
rates durch die Majorität bedroht. Heutzutage liegt der Ein⸗ 
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druck näher, daß das Gleichgewicht der verfaſſungsmäßigen Ge⸗ 
walten zum Nachteil der parlamentariſchen Seite durch Verzicht 
der Parlamente und durch Strebſamkeit ihrer Fraktionsführer 
geſtört iſt. Es ſteht zu befürchten, daß der Einfluß des Parla- 
ments unter das Maß ſinken könnte, das die Verfaſſung ihm 
zuweiſt. Eine ſolche Abſchwächung der Bedeutung der Kontrolle 
und der Kritik, zu der die Parlamente der Regierung gegenüber 
berufen ſind, würde die Bürgſchaften vermindern, die dem ſtaat⸗ 
lichen Leben in Deutſchland in der Verfaſſung ſowie in der auf der⸗ 
ſelben beruhenden Verteilung der Staatsgewalten gewährt ſind. 


Camphauſen. 
(24. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Magdeburger Zeitung“ bezweifelt die Kollegialität des 
Fürſten Bismarck gegen ſeine Miniſterkollegen. Um zu be⸗ 
weiſen, „daß ſich andere Miniſter nicht der zarten Rückſicht zu 
erfreuen gehabt hätten, wie Herr v. Boetticher im Falle der 
Alters⸗ und Invalidenverſicherung“ bezieht ſich das Blatt auf 
Herrn Camphauſen. An dem Rücktritte dieſes Miniſters war 
Fürſt Bismarck vollſtändig unbeteiligt. Herr Camphauſen iſt 
infolge des peinlichen Eindrucks zurückgetreten, den die Debatten 
der letzten erheblicheren Reichstagsſitzungen, in denen er das 
Wort ergriffen hatte, auf ihn gemacht hatten. Er hat vollſtändig 
aus eigenem Antriebe demiſſioniert, ohne irgendwelche Nöti⸗ 
gung, weder von höchſter noch von kanzleriſcher Seite. Er 
nannte die Reichstagsverhandlung, der er beigewohnt hatte, in 
ſeiner erſten Erregung eine „Abſchlachtung“, und erklärte ſeinen 
Kollegen, er wolle ſich einer ſolchen nicht abermals ausſetzen. 
Die „Abſchlachtung“ ging aber von der Oppoſition im Reichs⸗ 
tage und keineswegs von den Kollegen des Herrn Camphauſen 
aus. Übrigens lebt letzterer, wie wir glauben, noch und würde, 
wenn er als Zeuge berufen würde, den Sachverhalt ohne 
Zweifel beſtätigen. 
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Fürſt Bismarck und die Altersverſorgung. 
(29. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


Man wird ſich erinnern, daß im Jahre 1884 in nicht ſehr 
geſchickter Weiſe die Wahlparole ausgegeben wurde, das Tabaks⸗ 
monopol ſolle die Mittel aufbringen, um die Altersverſorgung 
auszuführen und in ihr gewiſſermaßen ein patrimonium pau— 
peris zu ſchaffen; ein hervorragender Gelehrter auf dem Gebiete 
der Sozialwiſſenſchaften hatte auf Grund einer Beſprechung mit 
dem Fürſten Bismarck in Kiſſingen zuerſt dieſen Gedanken 
lanciert. Der Gedanke fand keinen Anklang, aber er beweiſt, 
daß es die urſprüngliche Abſicht des Fürſten Bismarck war, 
die Altersverſorgung aus Staats- reſpektive Reichsmitteln der⸗ 
art zu dotieren, daß von Beiträgen der Arbeiter abgeſehen 
werden konnte. 

Wenn wir jüngſt gejagt haben, daß bei der Beitragspflicht 
der Arbeiter die Piychologie nicht genügend berückſichtigt worden 
ſei, indem man dem Arbeiter zumute, mit achtzehn Jahren 
Beiträge zu zahlen, von denen er erſt nach einem halben Jahr⸗ 
hundert, wenn er es erlebt, Nutzen hat, ſo haben wir dies 
in der Überzeugung geäußert, daß es richtiger geweſen wäre, 
von dem Arbeiter überhaupt keinen Beitrag zu fordern und 
ihn zur Verſicherung ſeiner Zukunft nicht geſetzlich zu zwingen. 
Daß er die Koſten dieſer Zwangsverſicherung nur teilweiſe zu 
tragen hat, darüber wird ihm die Klarheit ſchwer kommen und 
leicht verloren gehen; er wird einſtweilen lediglich das Gefühl 
haben, daß er mit einer perſönlichen Abgabe für ſtaatliche 
Zwecke neu belaſtet ſei. Er wird ſich auch nicht immer klar⸗ 
machen, daß dieſe Belaſtung von ihm durch Lohnerhöhung auf 
ſeinen Arbeitgeber abgebürdet wird und abgebürdet werden 
muß, da der Arbeiter von ſeinem Arbeitslohne etwas zu miſſen 
vielleicht nicht imſtande, jedenfalls aber nicht geneigt iſt. 

Der erſte Grundgedanke der ganzen Altersverſorgung, wie 
ſie vom Fürſten Bismarck ſeinerzeit angeregt wurde, war die 
Sicherſtellung des invaliden Arbeiters ohne deſſen Belaſtung; 
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es war eine freie Zuwendung beabſichtigt, die dem Arbeiter das 
wohlwollende Intereſſe des Staates bekunden ſollte. Dieſer 
Grundgedanke fand aber Widerſpruch, und jchon die im No⸗ 
vember 1887 veröffentlichten Grundzüge der Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherung ſchlugen daher vor, ein Drittel der Koſten 
durch das Reich, das andere Drittel durch die Arbeitgeber, 
das letzte aber durch die Arbeiter aufbringen zu laſſen, eine 
Verteilung, die auch in dem am 22. November 1888 dem 
Reichstage vorgelegten Geſetzentwurf beibehalten wurde. Aber 
ſelbſt in dieſer erheblichen Abſchwächung war der urſprüng⸗ 
liche Gedanke nicht zu verwirklichen; es wurde befürchtet, daß 
immer weitergehende Anforderungen an die Hilfe des Reiches 
geſtellt werden würden, und das Ergebnis war, daß die Bei⸗ 
träge von den Arbeitgebern und von den Arbeitern zu gleichen 
Teilen aufgebracht werden ſollten, das Reich aber nur einen 
jährlichen Zuſchuß von fünfzig Mark für jede Rente zu zahlen habe. 

Durch dieſe Abänderungen wurde das perſönliche Intereſſe 
des Fürſten Bismarck für die Sache einigermaßen abgekühlt. 
Die Erreichung des Zweckes, den Arbeiter durch wohlwollende 
Fürſorge für ſein Alter zu gewinnen, wurde dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß man den Arbeiter zwang, zu dieſer Fürſorge 
durch Abzüge von ſeinem Lohn beizutragen. Urteilsloſe Arbeiter 
erwogen nicht, daß dieſer Beitrag nur ein partieller ſei, ſondern 
behielten das Gefühl, daß der Staat und die Arbeitgeber ſich 
auf ihre Koſten durch einen Abzug bereicherten. Was in der 
Form preußiſcher Anträge und in Form bundesrätlicher Vor⸗ 
lagen an den Reichstag gelangt iſt, war nicht mehr der Aus⸗ 
druck des urſprünglich vom Fürſten Bismarck angeregten Ge⸗ 
dankens, ſondern es war hervorgegangen aus dem Kompromiß, 
durch das dieſer urſprüngliche Gedanke im preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium und dann im Bundesrate, geſtützt auf die Ab⸗ 
neigung des Reichstages gegen die „Freihaltung“ der Arbeiter, 
modifiziert worden war. Daß auch ſchließlich dieſes Kompromiß 
mit der Unterſchrift des Reichskanzlers an den Reichstag ge⸗ 
langen konnte, liegt in den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung. 
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Der Kaifer legt die Beſchlüſſe des Bundesrates dem Reichs⸗ 
tage nach den Beſtimmungen des Artikels 16 der Verfaſſung vor, 
ohne daß ihm das Recht zur Anderung beiwohnte. Die Frage, 
ob der Kanzler dieſen kaiſerlichen Akt durch ſeine Gegenzeichnung 
zur „Gültigkeit“ zu bringen verpflichtet iſt, oder ob er ihn, 
wenn er die Verantwortlichkeit nicht übernehmen will, durch 
Verweigerung der Kontraſignatur hemmen kann, beſchäftigt uns 
hier nicht, weil in dem fraglichen Falle unſerer Überzeugung 
nach dem Reichskanzler auch das, was er von ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Abſicht auf dem Umwege durch die preußiſchen Anträge 
und durch Bundesratsbeſchluß an den Reichstag bringen konnte, 
immer noch eine Verbeſſerung im Vergleich mit der im Falle 
der Ablehnung verbleibenden Lage erſchien. 

Wir glauben durch dieſe tatſächliche Darlegung die Kritiken 
zu entkräften, welche dem Fürſten Bismarck vorwerfen, daß er 
ſich von der durch ihn angeregten Altersverſicherung losſage. 
Er hat das Ziel, das ihm vorſchwebte, dem Widerſtande des 
Reichstages und des Bundesrates gegenüber nicht pure erreichen 
können; er hat zwar immer noch das Bedürfnis gehabt, das 
Mögliche in der erſtrebten Richtung durchzubringen, aber für 
die ganze Sache doch nicht mehr dasſelbe Intereſſe empfunden, 
wie für ſeine urſprüngliche Anregung, weil er den ſozial⸗ 
politiſchen Nutzen, den er ſich von der Ausführung derſelben 
verſprochen hatte, von dem ſchließlichen Deſtillat der Beratungen 
der legislativen Körperſchaften nicht mehr erwartete. 

Ganz unbillig iſt es, den Reichskanzler für die praktiſche 
Ausführung der von ihm angeregten und gegen ſeinen Willen 
modifizierten Maßregel verantwortlich zu machen. Schon das 
Stellvertretungsgeſetz dispenſiert ihn von dieſer Verantwortlich⸗ 
keit, da derjenige Miniſter, welcher mit der Vertretung des 
Reichskanzlers beauftragt iſt, logiſcherweiſe für alles, was er 
als Vertreter tut und ſpricht, die Verantwortung trägt. Im 
vorliegenden Falle war dieſer Stellvertreter Herr v. Boetticher, 
deſſen perſönliches Verdienſt an der Ausgeſtaltung und dem 
Zuſtandekommen des Verſorgungsgeſetzes in ſeiner letzten Geſtalt 


409 


die alljeitige Anerkennung erfahren hat. Von der Verantwort⸗ 
lichkeit für die Beſchwerden aber, die über die ſchließliche Aus⸗ 
führung des Geſetzes laut geworden ſind, iſt der vormalige 
Reichskanzler dadurch entlaſtet, daß die ausführenden Behörden 
nicht ihm, ſondern den Landesregierungen unterſtellt ſind. 

Die „National⸗Zeitung“ hat neulich zur Verteidigung des 
Markenklebſyſtems darauf hingewieſen, daß ohne ſolchen Arbeits- 
nachweis die Rente unter Umſtänden zu einer Prämie für 
Faulenzer geworden wäre. Die urſprüngliche Abſicht der 
ganzen Verſorgung war auch nicht die, über den höheren oder 
niedrigeren Grad der Arbeitſamkeit des einzelnen Verſorgten 
ein Skrutinium anzuſtellen, ſondern die, dem hilfloſen Arbeiter 
eine annehmbarere Unterſtützung zu gewähren, als ſie von der 
Armenpflege gewährt werden kann. Demnach iſt es auch un⸗ 
zutreffend, wenn ein anderes Blatt behauptet, daß es ſich dabei 
nur um einen andern Namen für den Begriff Almoſen ge⸗ 
handelt haben würde. In der Armenpflege iſt der bedürftige 
Arbeiter abhängig von dem Wohlwollen und der Freigebigkeit 
der Armenbehörde, mag ſie in einem Gemeinderate oder in 
einem Gutsbeſitzer beſtehen; die Zulänglichkeit der Unterſtützung 
wird immer vom perſönlichen Ermeſſen des Armenpflegers ab⸗ 
hängig ſein, und wenn ſie wirklich vor Hunger ſchützte, ſo 
würden Selbſtmorde aus Nahrungsſorgen, wie ſie namentlich 
in großen Städten nicht ſelten regiſtriert werden, überhaupt 
nicht vorkommen. Die auf Geſetz beruhende Altersverſorgung 
gewährt einen völlig anderen Anſpruch, abgeſehen von der Tat⸗ 
ſache, daß die meiſten Leute Scheu tragen, ſich ins Armenrecht 
zu begeben, während ſie eine ihnen geſetzlich zuſtehende Penſion 
ohne Kränkung ihres Selbſtgefühls bereitwillig annehmen. 
Übrigens wird ſich die Beſorgnis der „National⸗Zeitung“, daß 
die Faulenzer unterſtützt werden könnten, auch durch das Klebe⸗ 
ſyſtem nicht bis zur vollen Gewiſſensberuhigung beſeitigen laſſen. 

Wir ſind weit davon entfernt, das Altersverſorgungsgeſetz 
in ſeinen Fundamenten anzufechten und glauben auch, daß man 
dem Fürſten Bismarck unrecht tut, wenn man ihm eine ſolche 
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Abſicht zuſchreibt. Wir wünſchen nur die Überzeugung zu ver⸗ 
treten, daß das Klebeſyſtem ein Mißgriff geweſen iſt. Man hat 
ſich die Sache eben vom grünen Tiſch aus leichter gedacht, als 
ſie ſich im praktiſchen Leben geſtaltete, und wir zweifeln nicht, 
daß die hervorgetretenen Übelſtände gewichtig genug ſein werden, 
um eine Anderung in dieſer Beziehung herbeizuführen, ohne 
die humanen Intentionen des Geſetzes im ganzen zu ſchädigen. 


Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(29. Dez. 1891, Morg.⸗Ausg.) 


„Weſer⸗Zeitung“, „Rheiniſcher Courier“ und andere Blätter 
ejusdem farinae folgern aus unſerm neulichen Artikel, daß Fürſt 
Bismarck von der Unhaltbarkeit ſeiner Stellung ſchon einige 
Wochen vor der Entlaſſung überzeugt geweſen ſei. Das iſt 
nicht der Fall. Auf Grund der geſamten Situation iſt Fürſt 
Bismarck von der Unhaltbarkeit ſeiner Stellung niemals über⸗ 
zeugt geweſen, wohl aber, und dies geht aus unſerem Artikel, 
wenn man ihn unbefangen lieſt, auch vollſtändig hervor, iſt er 
ſchon vor der Windthorſtſchen Unterredung überzeugt geweſen, 
daß der Kaiſer entſchloſſen ſei, von ſeiner Berechtigung, einen 
anderen Kanzler zu ernennen, Gebrauch zu machen. Man 
braucht nicht, wie die „Weſer⸗Zeitung“ es tut, eine gezwungene 
Deduktion zu Hilfe zu nehmen, um zu begreifen, daß dieſe Über⸗ 
zeugung des Fürſten Bismarck mit ſeiner Abneigung, die Ver⸗ 
antwortlichkeit für ſein Ausſcheiden ſelbſt zu tragen, vollſtändig 
verträglich war. 


Ende des erſten Bandes. 
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Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft in Stuttgart, Berlin, Leipzig. 


97 9 = 5 
Fürſt von Bismarck. | 
Perſönliche Erinnerungen an ihn aus feinen letzten Lebensjahren. 25 
Von Sidney Whitman. N 
Mit Porträt des Fürſten nach einem Gemälde von Lenbach. 
In elegantem Geſchenkband 7 Mark. * 


Unſere deutſche Bismarck⸗Literatur iſt durch das Buch von Sidney Whitman 
um ein liebenswürdiges Werk bereichert worden. Die Schilderungen des Ver 
faſſers von der Perſönlichkeit Bismarcks, feiner Häuslichkeit und dem ihn 
umgebenden Kreiſe ſind von erfreulicher Friſche und Unmittelbarkeit und frei 
von allem Kleinlichen und Klatſch. Den Altreichskanzler weiß ans Whitman, 
wie wenige vor ihm, menſchlich näher zu bringen. Er ſah den Fürſten in der — 
Zeit nach feiner Entlaſſung, er ſah ihn getragen vom vollſten Strom der Volks⸗ 
gunſt, er ſah ihn von bangen Sorgen um die Zukunft ſeines Werkes gebeugt, 
er ſah ihn aber auch in den Augenblicken, wo die Sonne des alten Humors 
ſieghaft durch die Wolken des Unmutes brach. Und was er ſah, ſchildert uns 
der Verfaſſer ſchlicht, treu und wahrhaft mit der Wärme des Herzens, die kein 
falſches Pathos aufkommen läßt. Das Buch Whitmans enthält viel Beachtens⸗ 
wertes und Intereſſantes aus dem Leben des großen Kanzlers. 


A Bi Von C. W. Allers 
n er Smar e und Hans Kraemer. 
| 8 Gedächtnis⸗Ausgabe. 7 
296 Seiten Quart. Mit 187 Illuſtrationen in ein⸗ und mehr⸗ 
farbigem Kunſtdruck, darunter 22 Extra⸗Kunſtblätter. 33. Tauſend. 
Elegant gebunden 12 Mark. 


Ein Prachtwerk von hohem zeitgeſchichtlichen Intereſſe und künſtleriſchem 
Werte zu erſtaunlich billigem Preiſe. 


Gebhardts Handbuch der 
deutſchen Geſchichte. 


In Verbindung mit R. Loewe, W. Schultze, H. gem K. Köhler, F. Großmann, 
G. Liebe, G. Ellinger, G. Erler, G. Winter, G. Schuſter und A. Kleinſchmidt 
neu herausgegeben von Ferdinand Hirſch. 


Fünfte, neu durchgeſehene und bis zur neueſten 
Zeit fortgeführte Auflage. In zwei Bänden. 
Geheftet 17 Mark 50 Pf., gebunden in Halbfranz 21 Mark. 


Das hervorragende Werk ſei jedem, der gründliche et in 
leichtfaßlichem Gewande und überſichtlicher Anordnung fucht, ſehr 
warm empfohlen. (Pädagog. Jahresbericht.) 

. . . Dieſe bequem benützbare deutſche Geſchichte iſt bis zur neueſten Zeit 
fortgeſetzt, ſo daß das Werk zurzeit wohl die einzige vollſtändige Geſchichte des 
deutſchen Volkes iſt. Der erſte Band behandelt die Jahrhunderte von der Urzeit 
bis auf 1500, während der zweite die Neuzeit behandelt. Was das bewährte 
Werk beſonders wertvoll macht, iſt der Umſtand, daß bei allen Abſchnitten ſich 
reiche Literaturangaben finden, die weiteres Studium weſentlich vereinfachen. 
Die Darſtellung des von einer Anzahl Gelehrten gemeinſam bearbeiteten Werkes 
iſt trotz dieſes Umſtandes ſo gut wie einheitlich, ſo daß es allen empfohlen 
werden kann, die ſich ſchnell und gründlich über irgendeine in Betracht kommende 
Frage unterrichten wollen. (Der Tag, Berlin.) 


Zu haben in allen Buchhandlungen. 


Illuſtrierter Katalog über Pracht: und Geſchenkwerke, ſowie Romane, 
Novellen, Jugendſchriften uſw. von der Verlagshandlung koſtenfrei. 
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